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Einleitung. 

Der vorliegende Grundriß soll in die heimatliche Rechtsgeschichte 
einführen, vor allem dem Bedürfnisse nach einem akademischen Studien¬ 
behelfe Genüge leisten, wie es sich nach Aufrichtung der tschecho¬ 
slowakischen Republik und der entsprechenden Änderung des rechts¬ 
geschichtlichen Studienplanes ergeben hat. Darüber hinaus hofft der 
Verfasser durch eine eingehendere Darstellung der rechtsgeschichtlichen 
Entwicklung in den böhmischen Ländern der rechtsgeschichtlichen For¬ 
schung überhaupt, insbesondere der deutschrechtlichen, dienen zu können, 
da diese Länder selbst den Kern Mitteleuropas bilden und ihre Rechts¬ 
geschichte innerlich mit ihm eng verkettet ist. 

Unter den böhmischen Ländern sind jene Gebiete zu verstehen, welche 
von den Ländern der böhmischen Krone, den späteren böhmischen Erb¬ 
ländern des Hauses Habsburg, nun Bestandteile der tschechoslowakischen 
Republik bilden. Es sind dies Böhmen, Mähren und die bei der Republik 
verbliebenen schlesischen Gebietsteile. Die Rechtsgeschicbte der Slova- 
kei, welche von jener der böhmischen Länder gesonderte Wege nahm, 
bleibt schon deshalb und bei den sprachlichen und fachlichen Schwierig¬ 
keiten, den Stoff zu meistern, einer besonderen Darstellung Vorbehalten. 

Aus dem Gesamtgebiete der Rechtsgeschichte, welche alle Zweige 
rechtsgeschichtlicher Entwickelung, sonach das öffentliche Recht mit dem 
Strafrechte und dem Rechtsgange ebenso wie das Privatrecht und die 
Lehre von den Rechtsquelien umfaßt, hat der hier gegebene erste Teil die 
Darstellung der Verfassungs- und Verwaltungsrechtsgeschichte einschließ¬ 
lich der in den Rechtsquellen zutage tretenden Rechtsbildung zum Gegen¬ 
stände. 

Die Behandlung des Stoffes erheischt eine Periodisierung der rechts¬ 
geschichtlichen Erscheinungen. Im Bereich des öffentlichen Rechtes suchte 
der Verfasser diese für die böhmischen Länder möglichst mit jenen Zeit¬ 
abschnitten, welche trotz mancher entgegenstehender Bedenken gemein¬ 
hin für die deutsche Rechtsgeschichte gewählt werden, in Einklang zu 
bringen. Hierbei mußte jedoch der Eigenart der böhmischen Rechts¬ 
geschichte Rechnung getragen werden. Sie liegt in der selbständigen 
Territorialentwicklung, in der deutsch-slawischen Kulturüberschichtung, 
in den jähen Verfassungsumwälzungen, welche die hussitische Bewegung 
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einerseits und die Niederhaltung des ständischen Aufstandes in der Schlacht 
am Weißen Berge andererseits schufen, und in der Eingliederung der böh¬ 
mischen Länder in den Machtbereich des Hauses Habsburg. 

Den Ausgang bildet eine urzeitliche, zum Teile nur sagenhaft über¬ 
lieferte Zeit, welche der sog. germanischen Periode vergleichbare Recbts- 
zustände zeigt. — Ihr folgt seit dem 9. Jahrhunderte, auch unter innerem 
Kultureinflusse der fränkischen Monarchie stehend, eine Epoche, welche 
man der fränkischen Zeit an die Seite stellen kann. Zentralisation des 
Fürstentums, Art der Einrichtungen und sozialen Gestaltungen nähern das 
Bild dieser Zeit jenem der fränkischen Monarchie. Doch überdauert diese 
Epoche in ihren wesentlich gteichbleibenden Grundlagen den Bestand der 
fränkischen Monarchie. Sie währt etwa bis zum Ausgang des 12. Jahr¬ 
hunderts. — Das 13. und vollends das 14. Jahrhundert zeigen uns ein neues 
Zeitalter. Die deutsche bäuerliche und bürgerliche Siedelung wirkt 
wesentlich auf das bäuerliche Recht und auf die Entstehung und Aus¬ 
bildung des Städtewesens ein; eine mächtige Tertftorialentfaltung mit ihr 
entsprechenden Verwaltungseinrichtüngen der Gebiete der Krone Böh¬ 
mens gibt dieser Zeit das Gepräge. Das sich entwickelnde Ständewesen 
vermag aber die Grundlage der Verfassung, die im Königtum und Fürsten¬ 
tum liegt, noch nicht zu erschüttern. — Demgegenüber schuf das 15. Jahr¬ 
hundert mit der hussitischen Bewegung gegensätzliche Gestaltungen 
ständestaatlicher, sozialer und nationaler Natur. — Die Erwerbung der 
böhmischen Länder durch das Haus Habsburg (1526) bedeutete zwar 
zunächst keine Änderung des in der hussitischen Zeit zur Geltung gelang¬ 
ten ständestaatlichen Aufbaues. Gleichwohl hebt sich schon dieses erste 
Jahrhundert habsburgischer Herrschaft durch die beginnende Verkettung 
der böhmischen und österreichischen Länder mit entsprechenden Ände¬ 
rungen des Ämterwesens und durch alle jene Momente, welche, wie allge¬ 
mein so auch in der böhmischen Rechtsgeschichte, die Neuzeit vom Mittel- 
alter scheiden, als eine besondere Stufe der Rechtsentwickelung ab. — 
Eine scharfe Caesur brachte die verfassungsrechtliche Rückwirkung der 
Schlacht am Weißen Berge. Absolutismus und Zentralisation sind die 
verfassungsrechtlichen Merkmale der nun folgenden Zeit. Beide Momente 
haben allerdings innerhalb der Epoche bedeutende Wandlungen erfahren. 
Der katholische Absolutismus des 17. Jahrhunderts geht in den aufgeklär¬ 
ten, das Ständewesen völlig zurückdrängenden Absolutismus der There¬ 
sianischen und Josephinischen Zeit über, um dann in der Beengtheit poli- 
zeistaatlicher Bevormundung zu erstarren. Die innere Verkettung der 
böhmischen mit den österreichischen Erbländern erlangt unter Maria 
Theresia und Josef ihren Höhepunkt und läßt die staatsrechtliche Selb- 
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ständigkeit der böhmischen Länder fast restlos im österreichischen Staate 
aufgehen. — Das Jahr 1848 bedeutet den Anbruch der konstitutionellen 
Ära Österreichs. Die neuen Anschauungen entsprechenden Änderungen 
des Rechtslebens beziehen sich auch auf die hier behandelten Gebiete. Der 
Kampf um die Zentralisation und die Nationalitätenfrage, welcher nun zu 
einem politischen und Rechtsproblem wird, erschüttert das österreichische 
Staatsleben. — Ohne Schlichtung dieser Fragen trat Österreich in den 
Weltkrieg ein und bezahlte ihre eiserne Lösung mit seinem Untergange. 

Die Literatur zur Rechtsgeschichte der böhmischen Länder 1 ) ist eine 
ziemlich späte. Im 17. Jahrhundert waren die umfangreichen verfassungs¬ 
geschichtlichen Traktate des Melchior Goldast (1627) und Paul 
Stränskys (1634) einem praktischen Anlasse, der Frage der histori¬ 
schen Fundierung der habsburgischen Erbrechte auf den böhmischen 
Thron entsprungen. Erst seit der Mitte des 18. Jahrhunderts, im Zeit¬ 
alter des aufgeklärten Absolutismus (wenn auch ohne einen der Einwir¬ 
kung dieser Zeit auf die Arbeiten zur politischen Geschichte vergleich¬ 
baren Einfluß), setzt eine um ihrer selbst willen geübte, nicht nur rein 
praktischen Zwecken dienende Pflege der böhmischen Rechtsgeschichte 
ein. Einen Übergang in dieser Hinsicht bedeutete die Lehrtätigkeit 
Azzonis, Feigls von Feiglfeld und Veiths über das ius Boe- 
micum an der Prager Universität. JosefAntonRiegger trug sodann 
in seiner Skizze einer statistischen Landeskunde Böhmens (1796) eine Fülle 
rechtsgeschichtlichen Stoffes zusammen, und Josef Wratislaw von 
M o n s e s Arbeiten zur Geschichte Mährens sind zum guten Teile rechts¬ 
geschichtlicher Natur. Die kritische und zusammenfassende Pflege der 
Rechtsgeschichte auch der böhmischen Länder war der Einwirkung der 
historischen Rechtsschule Eichhorns und Savignyszu danken, Es 
ist das Verdienst E. F r a n z R ö ß 1 e r s, die Rechtsgeschichte Böhmens 
und Mährens in diese Zusammenhänge eingestellt und dieser Gedanken¬ 
richtung folgend in seinen „Deutschen Rechtsdenkmälern aus Böhmen und 
Mähren“ (I., 1845, II., 1853) hervorgetreten zu sein. In diese Zeit fällt 
auch der allerdings nur im Entwürfe ausgeführte Plan eines Werkes über 
die böhmische Rechtsgeschichte von Legis-Glückselig (1838). Mit 
großzügigen Arbeiten zur böhmischen Geschichte setzte nun eine starke 
Berücksichtigung der Verfassungsgeschichte ein. Den bedeutenden tsche¬ 
chischen Historiker Franz Palack^ sehen wir in seiner Geschichte 
Böhmens, auch der Rechtsgeschichte und dies in hervorragendem Maße 
Beachtung schenken; ihm schloß sich auf dem engeren Gebiete der Ge- 

*) K a p r a s, Literatur» ceskych pr&vnich düjin (Pam. VSehrdu 1918). 
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schichte Prags Wenzel WladimirTomek an. Ähnliches läßt sich 
von D u d i k s die Kulturgeschichte und damit auch die Rechtsgeschicbte 
stark berücksichtigenden Geschichte Mährens sagen und vollends war die 
literarische Tätigkeit Chlumeckys und 6rand 1 s den mährischen 
Rechtsquellen, vor allem ihrer Herausgabe, gewidmet. InHerminegild 
J i r e 6 e k erstand ein Rechtshistoriker, welcher seine wissenschaftliche 
Tätigkeit der Rechtsgeschichte Böhmens und Mährens allein vor allem in 
ihren slawischen Elementen weihte, ihre Quellen in seinem Codex iuris 
Bohemici sammelte und auch eine zusammenfassende Darstellung des 
öffentlichen Rechtes und des Landrechtes bis zum Aussterben des 
Premyslidenhauses gab. Von da an schritt und schreitet die Forschung 
über die böhmische Rechtsgeschichte, der Vertiefung rechtsgeschichtlicher 
Wissenschaft folgend, fort und gewinnt auch zunehmend an kritischer 
Methode. Zurzeit ist das Feld durch wissenschaftliche Behandlung 
rechtsgeschichtlicher Probleme und durch Veröffentlichung von Rechts¬ 
quellen ziemlich bestellt, wenn auch noch sehr viel, ja jür das Privat- und 
Strafrecht sowie für den Rechtsgang noch Hauptsächliches zu leisten übrig 
bleibt. Die einschlägigen Arbeiten und die Quellenausgaben sollen bei 
den einzelnen Fragen im Rahmen des Bedürfnisses dieses Grundrisses ver¬ 
merkt werden, um für ein eingehenderes Studium die Wege zu weisen. 2 ) 

Zusammenfassende Darstellungen, auf welche hier ein für allemal 
verwiesen sei, liegen nur für das Gebiet der Verfassungs- und Verwal¬ 
tungsrechtsgeschichte vor. Die eingehendste auf der Grundlage des 
Forschungsstandes fußende Darstellung bringen die Prävnf dejiny zemf 
koruny Ceskö von Kap ras (I. und II. 1913; III. — noch unvollendet — 
1920), wozu auch eine gedrängtere Zusammenfassung für Studienzwecke 
vorliegt (3. Aufl. 1927). Eine auf Böhmen allein abgestellte Rechts¬ 
geschichte sind J. Celakovskys Vseobecnö prävni döjiny Ceskö 
(2. Aufl. 1900). Im Rahmen der Darstellung österreichischer Rechts¬ 
geschichte enthalten die Risskö döjiny rakouskö B. R i e g e r s (neueste 
Ausgabe besorgt von Kadi ec 1912) ein präzises Bild der Entwicklung 
des öffentlichen Rechtes der böhmischen Länder. Ferner hat K a d 1 e c in 
seiner mitteleuropäischen Rechtsgeschichte (4. Aufl. 1924) diese Länder 
besonders berücksichtigt und das Gleiche gilt von S t i e b e r s Zusammen¬ 
fassung^ (PFekled döjin vefejnöho präva v strednf Evropö 1930). Kalou- 

’) Eine selbständige Bibliographie zur böhmischen Rechtsgeschichte liegt nicht 
vor, doch erfüllt zum Teile Zibrts allgemeine Bibliographie der böhm. Geschichte 
die Zwecke einer solchen. Die Rechtsgeschichte berücksichtigen ferner die bibliogra¬ 
phischen Bände d. Casopis Ceskych historikü, die Bibliographie der Schlesischen Ge¬ 
schichte v. V. Loewe (I. Band 1927), sowie auch die Literaturnachweise der Mit¬ 
teilungen des Vereines für Geschichte der Deutschen in Böhmen. 
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s e k s geschichtliche Fundierung der Theorie eines böhmischen Staatsrechts 
(2. Aufl. 1892) endlich kommt einer von diesem Standpunkte aus gesehenen 
böhmischen Verfassungsgeschichte nahe. Überblicke über die Verfassungs¬ 
geschichte Mährens bringen die Darstellungen von H a n e 1 (in Ottüv Slovn. 
XVII) und Kadlec (Publikationen d. Vereins Vsehrd Z. 11, 1926). Auf 
deutscher Seite hat Luschin v. Ebengreuth in seinem Handbuche 
der österreichischen Reichsgeschichte (1896,1. 2. Aufl. 1914 auch Grundriß 
1899) die Rechtsentwicklung in den böhmischen Ländern bis 1526 gesondert 
behandelt. Ähnlich kommen die Lehrbücher über österreichische Reichs¬ 
geschichte von Bachmann (2. Aufl. 1904) und von Huber-Dopsch 
(1901) für die böhmische Rechtsgeschichte in Betracht. Die von Rach¬ 
fahl unternommene Darstellung der Entwicklung der schlesischen Gesamt¬ 
staatsverwaltung vor dem Dreißigjährigen Kriege (1894 in Schmollers 
Staats- u. soz.-wissensch. Forschungen XIII.) kann als der Versuch einer 
Verfassungsgeschichte der schlesischen Gebiete angesehen werden. 
Kapras hat einen Überblick über die Verfassungsgeschichte der bei der 
Republik verbliebenen schlesischen Gebiete gebracht. (Z dejin cesk. 
Slezska, Slezskä knihovnicka IV. 1922.) Ergänzend treten die allgemeinen 
Geschichtswerke in jenen Teilen, die sich mit den Verfassungsschicksalen 
und mit der Entwicklung des sozialen und Wirtschaftslebens befassen, hin¬ 
zu. Für Böhmen sind dies die Geschichtswerke Palackys, Bach¬ 
manns, Schlesingers, W. Novotnys, Bretholz’, für Mähren 
die Gesamtdarstellungen Dudiks, Dvofaks und Bretholz’, für 
Schlesien die Darstellungen Grünhagens und S t enze 1 s. Auch die 
kurzen Zusammenfassungen von A. Beer, Kain dl, Dopsch, Bret¬ 
holz und P e k a f können für die Verfassungsgeschichte der böhmischen 
Länder mit Nutzen herangezogen werden. 

Es ist selbstverständlich, daß ein Buch über die böhmische Rechts¬ 
geschichte einer breiteren wissenschaftlichen Grundlage, wie sie der 
Zusammenhang und der Vergleich mit der deutschen (einschließlich der 
österreichischen) Rechtsgeschichte und mit der Rechtsentwicklung in 
Ungarn und Polen schaffen, nicht entraten kann. Gleichwohl glaubt der 
Verfasser von einer besonderen Anführung der Literatur über die deutsche 
Rechtsgeschichte auch im weiteren Verlaufe der Darstellung absehen zu 
können, denn der Kenner wird unschwer die literarischen Quellen für die 
vergleichenden Ausblicke finden, dem Anfänger aber möge der Hinweis 
auf die grundlegenden zusammenfassenden rechtsgeschichtlichen Werke 
Amiras, Brunners, Schroeders, Heuslers, Belows und 
Fehrs genügen. Für Ungarns Rechtsgeschichte kommen vor allem die 
Werke: Timon-Schiller, Ungarische Verfassungs- und Rechts- 
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geschichte (Übersetzung des magyarisehen Originales 1904), Marczali, 
Ungarische Verfassungsgeschichte (1910), Kadlec’ kurze Zusammen¬ 
fassung (1907), sowie Luschins Darstellung in seiner österreichischen 
Reichsgeschichte in Betracht. Für Polen: Balz er, Historya ustroju 
Polski (1905), Kutrzeba, Grundriß der polnischen Verfassungs¬ 
geschichte (Übersetzung des polnischen Originales 1910) und hiezu die 
Zusammenfassung von Kadlec (Üstavnf dSjiny Polska podle nov^ch 
bädänl in C. 6. m. 1908 u. 1909). 
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Erster Abschnitt. 

Die Urzeit. 

Die Vorgeschichte der Sudetenländer zeigt uns die Aufeinanderfolge 
dreier Siedelungsschicbten: einer keltischen folgt eine germanische und 
dieser eine slawische Besiedelung. Das erste Volk, welches nachweislich 
Gebiete im heutigen Böhmen und wohl auch in Mähren und Schlesien in 
Besitz nahm, war ein keltischer Stamm: die B o j e r. Die Einwanderung 
der Bojer (4. Jhdt. v. Christus) dürfte ein Rückströmen eines Teiles der 
gallischen Kelten nach Mittel- und Osteuropa gewesen sein. Über die Zeit 
der Bojersiedelung in unseren Ländern ist nur wenig geschichtlich 
überliefert. Wir wissen von dem heftigen Zusammenstoß der Kimbern mit 
den Bojern im hercynischen Walde (114 v. Chr.), von der Abwehr des¬ 
selben durch die Bojer. Im übrigen sind uns nichts als Namen überliefert 
— darunter auch der Name Böhmen selbst — welche an die Bojer erinnern. 
Ebenso ist Zeit und Ursache der Abwanderung der Bojer in geschicht¬ 
liches Dunkel gehüllt. Gemeinhin wird dieselbe mit dem kriegerischen 
Nachrücken der germanischen Markomannen (um das Jahr 60 v. Chr.) in 
Zusammenhang gebracht, welchem die Bojer nicht Stand zu halten ver¬ 
mochten. 

Über die den Bojern folgende germanische Siedelung fließen die 
geschichtlichen Quellen ungleich reicher. Die Niederlassung der Mar¬ 
komannen erfolgte nicht sofort nach jenem ersten Zusammentreffen 
mit den Bojern. Erst zu Anfang der christlichen Zeitrechnung hat 
Marbod die Markomannen in das Bojerheim eingeführt. Von Böhmen aus 
schuf dieser germanische Fürst einen großen suebischen Völkerbund. Zu 
dieser bedeutenden germanischen Vereinigung gehörten auch die wohl 
gleichzeitig mit den Markomannen in das Gebiet des heutigen Mähren 
eingewanderten Quaden, sowie die Lygier (an der oberen Oder) und 
die Silinger (nördlich des Riesengebirges). Die geschichtliche Sendung 
des großen Suebenbundes lag in seinem Ringen mit dem Römertume. Hier 
ragen die Kämpfe zu Marbods Zeiten und der gewaltige „Markomannen¬ 
krieg“ M. Aurels (166—180) in der Geschichte hervor. Den Römern gelang 
es nicht, der Markomannen und Quaden vollends Herr zu werden. Nur 
ein Einfluß auf die Einsetzung der Fürsten und eine vorübergehende 
tatsächliche Gefügigkeit wurden erreicht. So sind die Markomannen- und 
Quadengebiete nie eigentlicher Römerboden geworden. In den Zwischen¬ 
räumen zwischen den kriegerischen Unternehmungen läßt sich auf ein 
ruhiges Wirtschaftsleben schließen. 
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Im Laufe des 5. Jahrhunderts fand, vielleicht unter dem Drucke der 
Hunnenzüge, eine allmähliche Abwanderung der Markomannen in Gemein¬ 
schaft mit den Thüringern nach dem heutigen Bayern statt. Im Zuge der 
Völkerwanderung folgte hierauf eine ungefähr ein Menschenalter an¬ 
dauernde Siedelung der Longobarden in Böhmen. Es lassen sich 
ferner Siedelungen der Hermunduren in Böhmen und der Rugier in Süd¬ 
mähren annehmen. Bei der Abwanderung der germanischen Volksstämme 
ist ein Verbleiben von Volksresten anzunehmen. Feststellungen hierüber 
können mangels historischer Nachrichten nur im Wege archäologischer 
Forschung (insbes. Gräberfunde) erzielt werden. 8 *) 

In die von den Germanen verlassenen Gebiete rückten nun Slawen 
nach. Nicht einheitlich, sondern in Urvölkerschaften gegliedert ist diese 
Besiedelung zu denken. Eine dieser Völkerschaften waren die 
Tschechen (am Zusammenfluß der Moldau und Elbe) neben anderen 
wie den Lutschanen, Liutomörici, Daöanen, Netolitzen und Charwaten, in 
dem heutigen Böhmen. Das gleiche gilt für Mähren, wenn sich auch, ab¬ 
gesehen von den fortlebenden Dialektverschiedenheiten, die Stammes¬ 
sonderung nicht mehr feststellen läßt. Über den Zeitpunkt der Slawen¬ 
einwanderung sowie über die Wege, welche sie genommen, herrscht 
geschichtliches Dunkel. Bestimmte Nachrichten über das Vorhandensein 
von Slawen in unseren Ländern können erst mit dem 6. Jahrhundert 
datiert werden. Die Zuwanderung dürfte von Norden her erfolgt sein. 
Gleich in dieser Frühzeit finden wir die Slawen in Abhängigkeit von den 
Awaren. Für die Entstehung der Awarenherrschaft ist eine doppelte 
Deutung denkbar. Entweder — und diese Ansicht hat die größere wissen¬ 
schaftliche Wahrscheinlichkeit für sich — die Awaren machten die 
schon angesiedelten Slawenstämme botmäßig, oder die Einwanderung der 
Slawen fand erst mit den Raubzügen der Awaren als ihrer Vorhut statt 
In historisches Licht ist die Abschüttelung des Awarenjoches gerückt. Ein 
fränkischer Kauffahrer Sam o, sb ) von den Slawen zu ihrem Führer er- 
wählt, vollb ringt dies Werk. Es ersteht — ein Gegenbild zu Marbods 

’*) Über die Germanensiedelung vgl. die archäologischen Untersuchungen H. 
Preidels, insb.: Die germanischen Kulturen in Böhmen und ihre Träger (Anstalt 
für Sudetendeutsche Heimatforschung in Reichenberg, Ostmitteldeutsche Bücherei, 
hgg. v. H. Hirsch, 2 Bde. 1930) mit einschlägigen monographischen Nachweisen. 
Ferner die sprachgeschichtlichen Forschungen von E. Schwarz, insbes.: Die Orts¬ 
namen der Sudetenländer als Geschichtsquelle (Forschungen z. Deutschtum d. Ost¬ 
marken, hgg. v. Witte. II. Folge. 2. Bd. 1931). 

* b ) Der Sitz dieses Reiches ist allerdings sehr bestritten. Neuerdings tritt B r e t- 
holz für eine Lokalisierung dieses Wendenstaates in Karantanien ein. Eine andere 
Ansicht verlegt den Staat an die thüringische Grenze. Vgl. hingegen insbes. Goll, 
Samo u. d. karantanischen Slawen (Mitt. d. L f. ö. Geschf. XI), die Darstellung in 
V. Novotnys Ceskä dejiny I. und Wostry: Das Kolonisationsproblem (1922). 
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Bund — ein Slawenreich wohl unter Zugehörigkeit böhmischer und mäh¬ 
rischer Gebiete (7. Jahrhundert). Über die Einrichtung dieses Reiches 
schweigen leider die Quellen, nur äußerst spärlich sind die Mitteilungen 
des fränkischen Chronisten Fredegar (7. Jahrhundert). 4 ) Nach dem 
baldigen Zerfall des Reiches Samos schreitet die Geschichte in selbstän¬ 
digen Stammesbildungen fort. Historische, zeitgenössische Quellen fehlen 
hierüber, lediglich der Chronist Cosmas (12. Jahrhundert) 5 ) über¬ 
lieferte uns einen historischer Kritik allerdings nur schwer und nur 
teilweise standhaltenden Sagenbericht. Von den in der Mitte Böhmens 
herrschenden Fürsten der Tschechen nennt Cosmas als ersten Krok mit 
seinen drei Töchtern Kazi, Teta, Lubossa. Diese letztere wird durch die 
Vermählung mit Pfemysl, 6 ) dessen Herrschaft Cosmas als eine sehr glück¬ 
liche darstellt, die Gründerin einer neuen Dynastie. Die Nachfolger 
Premysls (7 Herzoge) werden im Gegensätze zu ihm als in Lüste und 
Barbarei verfallene Fürsten hingestellt. Cosmas lokalisiert die Sage in 
Burgen, wie dem Wyschehrad (Chrast), der Prager Burg, der mit einem 
Amazonenkrieg in Zusammenhang gebrachten Mädchenburg Devin. 

Für die Erkenntnis urzeitlicher Verfassungsverhältnisse bilden jene 
3 Siedelungsschichten — die keltische, die germanische, die slawische — 
drei gesonderte innerlich miteinander nicht zusammenhängende Abschnitte. 

1. Bezüglich der Rechtsverhältnisse der Bojer auf unserem 
Boden läßt sich mangels einschlägiger Nachrichten nichts Bestimmtes 
behaupten. Ja auch die Analogie versagt hier fast. Die Schilderungen 
römischer Autoren über die politischen Organisationen, über die Stadt¬ 
anlagen, über das Druidentum der gallischen Bojen werden für die Bojer 
in Böhmen durch keinen Fund, durch kein Wort der Überlieferung 
gestützt. 

2. Anderes gilt rücksichtlich der Markomannen- und Quaden- 
z e i t. Hier liegen uns zum Teil, wenn auch spärliche unmittelbare Nach¬ 
richten vor. T a c i t u s 7 ) weiß uns vom Königtume der Markomannen und 
Quaden zu erzählen. Historisch ist uns im Berichte des Dio Cassius über 
den Markom annenkrieg die Landesgemeinde (concilium) der Markoman- 

*) Monum. Germ. S. S. rer. merov. II. 

5 ) Fontes Rerum Bohemicarum II. 

*) Eine auch rechtsgeschichtlich belangreiche Hypothese der Gleichsetzung 
Premysls mit Samo vertritt nachdrücklich Schreuer in der unten n. 11 genann¬ 
ten Untersuchung. Doch wird diese Ansicht lebhaft vor allem von P e i s k e r 
bekämpft. Über die Streitfrage ausführlich N o v o t n f, Ceskä Dejiny I, welcher 
selbst die Hypothese mit Rücksicht auf die historisch verbürgten Nachrichten über 
Samo gegenüber der bloßen Sagehhaftigkeit Premysls ablehnt. 

7 ) Germania c. 42; M ü 11 e n h o f, Deutsche Altertumskunde Bd. IV. (Die Ger¬ 
mania d. Tacitus) 2. Aufl. 1920. 
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nen überliefert; allerdings war sie hier infolge des Einflusses, welchen die 
Hörner auf sie nahmen, in ihrer Selbständigkeit getrübt. 8 ) Der große 
Suebenbund, dies bedeutende Zeugnis des Überganges germanischer völ- 
kerschaftlicher Organisation zur Stammesbildung, hatte im Markomannen-- 
tume seinen Kern. Über solche geschichtliche Zeugnisse hinaus darf 
nicht vergessen werden, daß die „Germania“ des Tacitus dem Sueben¬ 
bund und damit auch den uns hier interessierenden Markomannen und 
Quaden besondere Beachtung schenkt. Sein für die Erkenntnis germani¬ 
scher Rechtsverhältnisse so bedeutender Bericht kann also zweifellos auch 
auf diese Völkerschaften bezogen werden. Was die germanische rechts¬ 
geschichtliche Forschung aus der Darstellung des Tacitus an Erkennt¬ 
nis geschöpft hat: die demokratische UrVerfassung der germanischen 
Völkerschaft, die herzogliche Führerrolle ihres Königtumes, die Bedeu¬ 
tung der Sippe, die agrarische Organisation mit Überweisung von Gewan¬ 
nen des Gemeinlandes zu allerdings noch primitiver Ackernutzung — dies 
alles gehört auch der Hechtsgeschichte der Markomannen und Quaden 
auf böhmisch-mährischem Boden an. 

3. Große Schwierigkeiten birgt die Erfassung der auf die germa¬ 
nische folgenden slawischen Zeit in sich. Während für südslawische 
Verhältnisse Überlieferungen griechischer und römischer Schriftsteller 
vorliegen, fehlt ein solcher für unser Gebiet. Der einzige ausführ, 
liehe heimische Bericht, die Chronik des Cosmas, ist, abgesehen von dem 
Bedenken gegen die Verläßlichkeit des Chronisten, durch Jahrhunderte von 
der Zeit, welche geschildert wird, entfernt. Eine Fülle poetischer Aus¬ 
gestaltung der böhmischen Sagenzeit brachten allerdings die sogenann¬ 
ten Königinhofer und Grüneberger Handschriften, welche sich als bis ins 
9. Jahrhundert zurückreichend geben; allein sie wurden als grobe Fäl¬ 
schungen erwiesen und kommen daher als wissenschaftliche Grundlage 
nicht in Betracht. Es ist bedauerlich, daß die sichere Erkenntnis der 
völligen Unbrauchbarkeit dieser Handschriften erst dem ausgehenden 
19. Jahrhunderte Vorbehalten blieb, denn die Geschichtschreiber der vor¬ 
ausgehenden Zeit wurden durch diese falschen Quellen irregeleitet. So 
sind selbst die Darstellungen P a 1 a c k y s über die urzeitlichen Rechts¬ 
zustände in ihren Grundlagen erschüttert. Dies gilt ebenso betreffs des 
Bildes, das von den sozialen und wirtschaftlichen Urzuständen (Fehlen 
einer Knechtschaft, der Geltung der Hauskommunion) entworfen wird, wie 
betreffs der von Palacky angenommenen Urverfassung, insbesondere 
eines ursprünglichen höheren verfassungsrechtlichen Gebildes, der Nation. 

*)Dio Cassius 72, 2; Mommsen, Marcomannenkrieg 
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Die Vertiefung der vergleichenden Geschichtswissenschaft ergibt immer 
mehr die Erkenntnis einer großen Verwandtschaft der ursprünglichen 
sozialen, wirtschaftlichen und rechtlichen Verhältnisse der germanischen 
und slawischen Völker. 8 ) 

Hienach ist anzunehmen, daß auch die sudetenländischen Slawen 
aus einem Hirtenvolke — das sie zur Zeit der Awarenherrschaft waren — 
zu einem Viehzucht treibenden geworden sind und daß mit der Viehzucht 
ein, wenn auch nur extensiv betriebener Ackerbau (Feldgraswirtschaft) 
verbunden war. Wohl läßt sich auch ein ähnlicher Entwickelungsgang 
wie bei der germanischen Ackerwirtschaft zu Caesars und Tacitus Zeiten 
vermuten, so daß ein anfängliches Gemeineigentum mit gemeinsamer 
Aekernützung sich allmählich zur Sondernutzung der Ackerflächen wan¬ 
delte. Die fortdauernde Gemeinsamkeit des unbebauten (Wald- und 
Wiesen-) Grundes, der germanischen Allmende, zeigt sich uns auch hier 
(obeina). — Ebenso läßt sich zu der siedelungsgeschichtlichen Grund¬ 
frage, ob bei den sudetenländischen Slawen ursprünglich eine Hauskom¬ 
munion (zädruha), 10 ) wie solche bei den Südslawen bis auf den heutigen 
Tag fortlebt (zadruga, kuöa) anzunehmen sei, nur im Wege vergleichen¬ 
der Wissenschaft Stellung nehmen. Das Wesen der Hauskommunion 
besteht darin, daß alle Mitglieder eines durch einen gemeinsamen 
Stammesvater geeinten weiteren Familienverbandes das Familiengut 
gemeinsam nutzen und in gemeinsamem Haushalte leben. Während 
die Wissenschaft anfänglich, selbst ohne sich mehr auf den Bericht 
der irreführenden Grüneberger und Königinhofer Handschriften zu stützen, 
jene südslawischen Hauskommunionen auch bei den sudetenländischen 
Slawen als ursprüngliche Art der Siedelung ansah, ist nun ein schritt- 

') Über die Kulturverhältnisse der slawischen Urzeit: S a f a r i k, Slovanskä 
starozitnoeti (I. u. Et. 1862/63); Jireöek, Slovanekö prävo v Cechach & na Mor. I 
(1863); Vocel, Pravök zemS öeskö (I. u. IE 1866/68); Sembera, Zapadni Slo- 
vane v pravfku (1868); J a n k o, 0 praveku slovanskem (1895); M e i t z e n. Siede¬ 
lung u. Agrarwesen d. 'Westgerman, u. Ostgerm., d. Kelten, Römer, Finnen u. 
Slawen (1—IV 1895); Nieder!e, Slovanskö starozitnoeti (I—III 1902/12). 

10 ) Lippe rt, Socialgeschichte Böhmens i. vorhuss. Zeit I (1896); Meitzen, 
Siedelung u. Agrarwesen (oben n. 9); Kadlec, Rodinny nedil cili zädruha v prävu 
slovanskäm (1898); Peisker, Slovo o zädruze (Narodohosp. sb. ceskosl. IV.); 
Pekaf, K sporn o zädruhu staroelovanskou (C. 6 . h. VI.); Kadlec, Radinny ne¬ 
dil ve svetle dat srov. döjin prävnich (C. Mat. Mor. XXIV.); Dopsch, Die ältere 
Soz.- u. Wirtschaftsverf. d, Alpenslawen (1909); Peisker, Neue Grundlagen d. 
slaw. Altertumskunde (1910); V a c e k. K agrämim Sesk. stare doby (Agr. arch. IV); 
Krofta, Pfehled däjin selsk. stavu v Cech. a na Moravö (1919); Rauscher, 
0 rodinnäm nedflu v Seskäm a uherskäm prävu zemskäm pfed Tripartitem (U5. Spo- 
leönost Safafikova, Jahrg. ü. 1928). 
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weiser Abbau dieser Hypothese zu beobachten. Motive für die Ableh¬ 
nung einer allgemeinen Geltung der Hauskommunion bei den sudetenlän¬ 
dischen Slawen sind: die Erkenntnis großer Verwandtschaft slawischer 
und germanischer wirtschaftlicher Urverhältnisse, neuere Forschungs¬ 
ergebnisse, welche auch bei den Alpenslawen die Hauskommunionen nur 
unter bestimmten wirtschaftlichen Voraussetzungen (Mangel an Arbeits¬ 
kräften) nachweisen; das Bild des Cosmas’schen Sagenberichtes, das Ab¬ 
spaltungen besonderer Haushalte kennt. Demgegenüber darf allerdings 
nicht völlig außer acht gelassen werden, daß auch dem germanischen 
Urrechte erweiterte Gemeinderschaften nicht fremd sind und daß Zeug¬ 
nisse über Hauskommunionen im alten Rechte der Ost-Slawen (Russen 
und Polen) vorliegen. 

Über die Verfassungsverhältnisse selbst liegt allein der Cosmas’sche 
Sagenbericht 11 ) mit seinen einschlägigen Andeutungen vor. Trotz aller 
Bedenken können seine Angaben zur Erhärtung der Annahme einer 
analogen Gestaltung bei den Germanen und bei den anderen Slawen inso¬ 
weit dienen, als sie sich dem verbürgten Bilde der germanischen und 
slawischen Urzeit anpassen. Cosmas kennt drei verfassungsrechtliche 
Verbände: die generatio, die tribus und den populus. Die generatio, der 
Sippe an die Seite zu stellen, erscheint als agnatischer persönlicher Ver¬ 
band mit sakralem Einschlag und mit sippeähnlichen Funktionen. Gegen¬ 
über der germanischen genossenschaftlichen Sippe zeigt uns aber der 
Bericht des Cosmas eine patriarchalische Organisation der generatio. — 
Die tribus ist ein weiterer Verband über die generatio hinausgehend, grund¬ 
sätzlich familienrechtlicher Natur. Auch bei ihr zeigt der Bericht Cosmas’ 
eine herrschaftliche Organisation. Sie ließe sich der germanischen Hun¬ 
dertschaft oder den höheren südslawischen familienrechtlichen Verbänden 
(pleme) vergleichen. Dem germanischen fylki, Volk verwandt ist die 
höchste verfassungsrechtliche Organisation bei Cosmas im populus gelegen. 
Auch hier schildert er eine patriarchalische Führerschaft. Der Heeres¬ 
gedanke tritt in der Stellung des Volksführers zunächst zurück. 
Bezeichnend in dieser Hinsicht ist es, daß Cosmas den Führer senior, 
pater seines Volkes nennt. Die sakralen und schiedsrichterlichen Betäti¬ 
gungen stehen im Vordergründe. Erst mit Premysl tritt die kriegerische 
Seite der Führerschaft stärker hervor. Das wohl verwertbare Ergebnis 
des Cosmas’schen Berichtes wäre hienach eine Verwandtschaft der 
Urrechtsverhältnisse der Slawen in Böhmen mit den germanischen bei 
unterscheidendem Hervortreten der patriarchalen Organisation gegenüber 
der genossenschaftlichen. 

n ) Schreuer, Untersuchungen z. Verfassungsgeschichte d. böhm. Sagen¬ 
zeit. (Staats- u. soz.-wissensch. Forsch, hgg. v. Schmoller XX. B. H. 4.) 
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Fraglich ist die rechtliche Bedeutung der Burgen 12 ) unserer slawischen 
Urzeit, in welche sie nach Sagen und Funden hinaufreichen. Je nach dem 
Bilde der slawischen Urverfassung wandelt sich auch die verfassungsrecht¬ 
liche Rolle der Burgen. Die frühere Auffassung, welche eine einheitliche 
Besitznahme mit ihr entsprechender Bezirkseinteilung Böhmens annahm, 
schloß eine große grundlegende Bedeutung der Burgen als Ausgangspunkt 
der Siedelung und als Verwaltungszentren in sich; die Theorie der 
ursprünglichen Awarenherrschaft geht von einer kriegerischen Organisa¬ 
tion aus und sieht in den Burgen Stützpunkte der awarischen Herrschaft. 
(Awarenringe.) Da jedoch die erste Anschauung mit ihren Grundlagen 
hinfällig geworden ist, die letztere überwiegend abgelehnt wird, erübrigt 
es nur sich an die allerings spärlichen Überlieferungen zu halten. Hienach 
waren Burgen der Sitz der Führer, Kult- und Gerichtsstätten und dienten 
als „Schutzburgen“ auch Heereszwecken. In gleicher Weise fallen mit 
den älteren Anschauungen über die Urverfassung der Sudetenslawen auch 
die Behauptungen einer verwaltungsrechtlichen Einteilung des Landes in 
Gaue (zupa) mit besonderen Vorstehern (zupan). Die Begriffsbestimmung 
dieser Worte, welche in unserem Gebiete erst später in der Form suppa 
und suppanus in nicht mehr ursprünglicher Bedeutung erhalten sind, ist 
daher rein hypothetisch. Gewiß wird man auch bei uns annehmen können, 
daß diese Ausdrücke mit verfassungsrechtlichem bedeutsamem Sinne bis 
in die früheste Zeit reichen. Am entsprechendsten scheint es dann in 
Anlehnung an das südslawische Urrecht unter zupan den Vorsteher eines 
größeren Verbandes etwa der oben gedachten tribus (pleme, Hundert¬ 
schaft) und unter zupa das zugehörige Siedelungsgebiet zu verstehen. 

Dein Vorwalten patriarchaler Organisation gemäß trat eine genossen¬ 
schaftliche Rechtssprechung in der slawischen Urzeit zugunsten einer 
schiedsrichterlichen Betätigung vor allem des patriarchalen Familienober¬ 
hauptes oder eines durch seine Erfahrung hiezu Berufenen (slubny soud) 
zurück. Er sprach auf Grund der Rechtsüberzeugung Recht; auch im 
slawischen Urrecht steht das Gewohnheitsrecht an der Spitze der Rechts¬ 
bildung. 

°) Zur Burgen- und Zupenfrage: S t i e b o r, D. öst. Landrecht u. d. böhm. 
Einwirkungen aut d. Reformen K. Otokars in österr. (Forschungen z. inn. Gesch. 
österr. hgg. v. Dopsch H. 2); Pekar, 0 spravnim rozdeleni zemä ceske do 
13. 8toi. (Sb. Gollüv 1906); P e t e r k a. D. Burggrafentum L Böhmen (1906); den., 
Z. Frage d. hist. Grundlagen d. neuen Zupcneinteilung (Prager jur. Zeitscljr. I.); 
Lippert, Soz. Geschichte I; Über d. hiot. Wert d. Bezeichnungen Zupan u. Zupa 
(M. d. f V. G. d. D. i. B. XXXI); Schlcchta-Wssehrd, Ursprung u. Bedeu¬ 
tung d. hist. Bezeichnungen „Zupa“ u. ..Zupan“; Hujer, IC clymologii slova pan 
(listy fil. XXXI). 
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Wie in allen mit dem Urrechte der sudetenländischen Slawen zusam¬ 
menhängenden Fragen gelangt die Wissenschaft nuu auch für die Beurtei¬ 
lung der ältesten sozialen Schichtung 13 ) der Bevölkerung im Rechtsleben 
zu wesentlich analogen Ergebnissen mit germanischen Urgestaltungen. 
Die Grundlage ist auch hier in der Scheidung von Freiheit und Unfreiheit 
zu erblicken, ohne kastenartige Sonderung des freien Standes. Die frühere 
romantische Anschauung von der völligen Gleichheit, vom Fehlen einer 
Knechtschaft ist als überwunden anzusehen. Im Gegenteile scheint der in 
der Frühzeit bezeugte entwickelte Ausfuhrhandel von Sklaven in unseren 
Gebieten auf eine verhältnismäßig stärkere Verbreitung der Knechtschaft 
schließen zu lassen. Der Knecht (otrok, rab) steht außerhalb der Rechts¬ 
ordnung. Die Gründe der Entstehung der Knechtschaft waren wie ander¬ 
wärts in der kriegerischen Unterwerfung und in der straf- und schuld¬ 
rechtlichen Verknechtung gelegen. Über eine Freilassung sowie über ein 
Zwischenstadium zwischen Freiheit und Unfreiheit (Halbfreiheit) fehlt es 
an Nachrichten. Der einfache Aufbau der Gesellschaftsgliederung, die 
nur Rechtsgenossen und außerhalb der Rechtsordnung Stehende kennt, 
macht es wahrscheinlich, daß es an einem rechtlich höher stehenden 
Adel als erblichem Stande gebrach. Dies schließt jedoch nicht aus, daß 
die patriarchalischen Häupter der Verbände tatsächlich sozial höheres 
Ansehen besaßen. Gerade dieser patriarchale Zug in der ältesten 
Verfassung schuf eine „Prädisposition“ zur Ausbildung eines Adels. Das 
Motiv eines solchen Adels lag hier in der Führerschaft des Verbandes kraft 
des Alters (Geschlechtsälteste); für die Annahme eines legendarischen 
Adels bietet auch die Sagenüberlieferung keinen Anhaltspunkt. 

**) 6 ran dl, Spolecenske pomery v na§i vlasti pred r. 1620 (1866); Lippert, 
Soz. Geschichte I; ders. Ober d. Ursprung d. Adels an d. Hand d. Gesch. d. Adels in 
Böhmen (Ztschr. f. Soc.-Wissenschaft V); Peisker, D. Knechtschaft i. Böhmen 
(1890); ders. Z. Socialgesch. Böhmens (Ztschr. f. Soz. u. Wirtschaftsgesch. 1896 u. 
1897); Werunsky, Böhmens sozialpol. Entwicklung in vorhuss. Zeit (Neue 
Jahrb. f. d. klass. Altert, u Gesch. VII); Vacek, Vyvoj society a prava slov. v Ce- 
chach (Alctheia Jahrg. I f.) und Socialni dejiny ccske deby starsi (1905); Susta, 
Otroctvi a velkostatek v Cech&ch (C. c. h. V); Sedl&öek, Gedanken über d. 
Ursprung d. böhm.-mähr. Adels (Sitzungsber. d. kgl. böhmischen Gcsellsch. d. Wis¬ 
seusch. 1890); Koss, Z. Frage nach d. Entstehung d. bühm. Herrenstandes (1920); 
C & d a, K osobni exekuci podle ö. prava zerask. (Präce ze semin. cesk. pr&va Z. 2). 
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Zweiter Abschnitt. 


Das geeinte Pfemyslidenfürstentum. 

Die Kastellanieverfassung. 

I. Charakteristik des Zeitalters. 

Ungefähr mit dem Beginne des 9. Jahrhunderts, sonach mit jener Zeit, 
da sich das weltgeschichtliche Ereignis der Errichtung des fränkischen 
Großstaates unter Karl dem Großen vollzog, nimmt die Geschichte Böh¬ 
mens eine bestimmtere Gestalt an. Die Kriegszüge Karls 805/806 gegen 
die Slawen im Osten des Reiches führten eine tributäre Abhängigkeit der 
böhmischen Fürstentümer herbei und schufen so die ersten Rechts¬ 
beziehungen dieses Gebietes zum fränkischen Großreiche. — In die Ein¬ 
flußsphäre der fränkischen Monarchie gehörte anfänglich auch das Reich, 
das sich im Osten der böhmischen Fürstentümer in dem Gebiet der 
Slowakei und Mährens herausgebildet hatte. Aber nach Pribinas Herr¬ 
schaft, welcher Träger dieser guten Beziehungen zum fränkischen Reiche 
war, lehnte sich Mojmir gegen das Frankenreich auf. Der Staat der Mojmi- 
riden, das großmährische Reich Rastislaws und Swatopluks verfolgt gerade¬ 
zu eine gegensätzliche Sendung, auch in kirchlicher Hinsicht. Die 
griechisch-slawische Liturgie der slawischen Apostel Kyrillos (Constantin) 
und Methodius wehrt dem Eindringen des lateinischen Ritus. Für die 
böhmischen Gebiete, deren östlicher Teil Großmähren in der Zeit seiner 
stärksten Entfaltung zugehörte, trat jetzt eine Lockerung des Verhält¬ 
nisses zum Frankenreiche ein. — Der baldige Zerfall Großmährens jedoch 
zerstörte auch die Grundlagen eines dem fränkischen Reiche fremden, ja 
gegensätzlichen slawischen Staatengebildes. Es wurde der Weg wieder 
frei für den fränkisch-deutschen Macht- und Kultureinfluß. 

Dies äußerte sich zunächst in der neuerlichen Einbeziehung Böhmens 
in den Machtbereich des fränkischen und dann des deutschen Reiches. 
Die Stellung der böhmischen Fürsten zu dieser Eingliederung war eine 
verschiedene. Teils förderten sie auch ihrerseits die Innigkeit dieses 
Anschlusses, wie Wenzel der Heilige, Wratislaw II., der Zeitgenosse 
Heinrich IV., welcher für seine dem deutschen Könige gewährten kriege¬ 
rischen Dienste mit der persönlichen Königswürde belohnt wurde, Wla- 
dislaw II., dem ähnlich Friedrich Barbarossa die Dankbarkeit für die 
Unterstützung im Kampfe gegen die italienischen Städte bewies. Teils 
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suchten sie, so Boleslaw I. und Bretislaw Achilles — wenn auch vergeblich 
— das Band, welches Böhmen mit dem deutschen Reiche verknüpfte, zu 
durchreißen. 

Von Bedeutung für den Ausbau dieses Verhältnisses zum benachbarten 
fränkischen, später deutschen Reiche wurde es auch, daß sich im Laufe 
des 9. und 10. Jahrhunderts der Prozeß der Einigung der Herrschergewalt 
vollzog. Der überall in Mitteleuropa verfolgbaren Entwicklung entspre¬ 
chend schwinden die kleinen Völkerschaften zugunsten eines größeren 
Ganzen. In Böhmen — wie auch anderwärts — vollzieht sich dies nicht 
mit einem Schlage. Die zum größten Teile gewaltsam durchgeführte 
Angliederung schuf eine allmähliche Machterweiterung zugunsten der 
Fürsten des Tschechenvolkes 14 ), der Pfemysliden. Am längsten bewahrte 
das Reich der Slawnike (im Südosten Böhmens), das selbst auch aus einer 
dem Pfemyslidenfürstentume ähnlichen, allmählichen Vereinigung kleiner 
Fürstentümer erwachsen war, seine Selbständigkeit. Abgeschlossen 
erscheint der Einigungsprozeß unter Boleslaw II. mit dem Sturze des 
Slawnikreiches (995). Einem Stammesherzogtum vergleichbar stand nun 
Böhmen als geschlossenes Ganzes dem deutschen Königtum gegenüber. 
Der Umfang dieses böhmischen Fürstentums erstreckte sich auf einen teils 
weiteren, teils engeren Raum als es das heutige Böhmen ist. Das Egerland 
(regio Egere), die Schluckenauer und Friedländer Ausbuchtungen gehörten 
nicht dazu. Andererseits fielen das Glatzerland (seit 1093) sowie Zittau 
in den Bereich des Pfemyslidenfürstentumes. 1 ®) 

Mit der Aufrichtung eines geschlossenen Pfemyslidenreiches in Böh¬ 
men änderte sich auch die verfassungsrechtliche Stellung der mährischen 
Gebiete. Großmähren war zerfallen und nicht mehr eine Ausdehnung eines 
mährischen Reiches über böhmische Fürstentümer kam in Betracht, son¬ 
dern eine Einbeziehung Mährens in den premyslidischen Machtbereich. 
Wann und wie dies geschehen, steht historisch nicht fest. Es ist zweifel¬ 
haft, ob sich das böhmische Reich schon im zehnten Jahrhunderte auch 
auf mährische Gebiete ausdehnte. Eine Unterbrechung trat jedesfalls in 
den Zeiten der polnischen Machterweiterung gegen Westen (1000—1029) 

’*) Loserth. Der Sturz d. Hauses Slavnik (Arch. f. öst. Gesch. LXV); 
Tomei, 0 panstvi rodu Slavnikova v Cechach (C. c. mus. XXVI); Schreuer, 
Verfassungsgesch. d. böhm. Sagenzeit; L i p p e r t, Soz. Gcsch. Böhmens I. 

“) L o s e r t h, Der Umfang d. böhm. Reiches unter Boleslaw II. (Mitt. Inst, 
f. öst. Gesch. F. II); Kalousek, 0 rozsahu rise Ceske za Boleslava II. (Hist. Sb. 
1883); Kap ras, Cesky stät v historickem vyvoji s 1920; Gradl, Geschichte d. 
Egerlandes (1893); Siegel, Eger i. Wandel d. Zeit v. 1000 Jahren (Egerer Jahr¬ 
buch 1922); Prökl, Das böhm. Weitragebiet (Mitt. d. Vor. f. Gesch. d. Deutschen 
in Böhmen XIV); H. Hirsch, Zur Entwicklung d. böhmisch-österreich.-deutschen 
Grenzen. (Jahrb. d. Vereins f. Gesch. d. Deutschen i. Böhmen [. 1926.) 
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ein. Nach der Überwindung und Zurückdrängung des Polentums durch 
Bretislaw Achilles finden wir Mähren in dem Machtbereich des Pfemys» 
lidenhauses einbezogen; zunächst — unter Bfetislaw — als gegenüber 
Böhmen ziemlich selbständiges Gebiet, sodann in den Händen premys- 
lidischer Teilfürsten. Das heutige Troppauer Land gehörte hiebei zu 
Mähren und hatte mit ihm das gleiche Schicksal. 

Eine ernste Gefahr hatte das Pfemyslidenfürstentum zu bestehen: 
die Rivalität mit dem Polenreiche, wo, dem Einigungsprozesse in Böhmen 
ganz vergleichbar, ein geschlossenes Fürstentum der Piasten erstanden 
war. Zwei Herrscher zeigen uns die gegensätzlichen Möglichkeiten der 
Entwicklung: Der Piast Boleslaw Chrabry, welcher die polnische Herr¬ 
schaft auch über Böhmen erstreckte und der Pfemyslide Bfetislaw Achilles, 
welcher ein Gegenbild, die Ausdehnung des böhmischen Fürstentums über 
Polen schuf. Keines dieser beiden Extreme war von Dauer. Es blieb ein 
Nebeneinander der beiden Reiche, wobei die heutigen schlesischen Gebiete 
(ohne Troppau) mit dem Piastenhause verknüpft waren. 

In kultureller Beziehung führte das Band zwischen Böhmen und dem 
Frankenreiche und nachher dem deutschen Reiche zunächst zu einer 
religiös-kirchlichen Anpassung. Schon 845 wurden 14 böhmische Fürsten 
von Ludwig dem Deutschen durch die Taufe der lateinischen Kirche 
gewonnen. Mit Spitignev (895) nimmt das Pfemyslidenfürstentum einen 
christlichen Charakter an. Wenzel der Heilige fördert zielbewußt die 
Verbindung seines Herzogtumes mit dem bayrischen (Regensburger) 
Kirchenwesen; von seiner Zeit ist für das Pfemyslidenreich dauernd eine 
christlich-kirchliche Grundlage geschaffen worden. Den deutlichsten Aus¬ 
druck findet dies in der Gründung des selbständigen, in den Mainzer 
Metropolitanverband eingegliederten Prager Bistums (973). In Mähren 
wurde ein solches nachweislich erst 1063 gegründet. Der Bestand eines 
besonderen mährischen Bistumes vorher ist sehr bestritten. Zwar wird 
schon 976 ein mährischer Bischof genannt, die späteren Schicksale liegen 
jedoch im Dunkel und die Beantwortung der Frage nach dem Vorhanden¬ 
sein eines selbständigen mährischen Bistums oder der Eingliederung 
Mährens in den Wirkungskreis des Prager Bistums hängt im Wesen von 
der Auffassung der staatlichen Zugehörigkeit Mährens in dieser Zeit ab. — 
Zu dieser organischen Verbindung mit dem fränkisch-deutschen Kirchen¬ 
wesen trat die Gründung von Klöstern und von Kollegiatstiften für Welk 
geistliche. Den Anfang machten im 10. Jahrhunderte die Benediktiner¬ 
klöster. Auch im 11. Jahrhundert herrschen Gründungen von zahl¬ 
reichen Benediktinerabteien in Böhmen und Mähren vor. Im 11. Jahr¬ 
hunderte folgen ihnen Prämonstratenserklöster, teils durch Umformung 
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früherer Benedektiner-Abteien, teils durch selbständige Neugründungen. 
Seit der Mitte des 12. Jahrhunderts gesellen sich Gründungen von Zister¬ 
zienserklöstern hinzu. Die durch die Kreuzzüge hervorgerufene Idee 
ritterlich-geistlicher Orden übertrug sich in der 2. Hälfte des 12. Jahr¬ 
hunderts auch auf Böhmen, durch Ansiedelung der Johanniter in der 
Prager Vorburg. 

Die Klostergründungen sind für die Geschichte des Pfemysliden- 
reiches abgesehen von ihrer kirchlich-religiösen Bedeutung noch in dop¬ 
pelter Hinsicht von Wichtigkeit geworden. Sie führten ihm aus deutschen 
Gauen in großer Zahl neue Siedler und Bebauer des Landes zu und der 
große Grundbesitz der Klöster schuf ein wichtiges Glied in der Anpassung 
des Premyslidenreiches an die agrarrechtliche Entwicklung, wie sie das 
frühe Mittelalter im deutschen Reiche zeigt. 

Aus durchaus ähnlichen Motiven wie im fränkischen Großreiche hat 
sich im Pfemyslidenfürstentume eine Änderung der wirtschaftlichen Grund¬ 
lagen vollzogen. Wie dort entwickelte sich hier der große Grundbesitz. 16 ) 
Der Erste im großen Grundbesitze war — vergleichbar dem fränkischen 
Könige — der Fürst; die im Einigungsprozesse erfolgte Überwindung der 
früheren Stammeshäupter hatte wohl auch eine Landnahme des Fürsten 
zur Folge, die Erstarkung der Fürstengewalt hat das herrenlose Land — 
wohl ebenso wie im Frankenreiche — zu Fürstenland gemacht. Durch 
Bodenverleihung an Klöster und Amtsträger erstehen weitere Großgrund¬ 
herrschaften. Einen Typus derselben zeigen die in den Quellen als 
circuitus, ambitus, üjezd bezeichneten großen, ein geschlossenes Ganzes 
bildenden Gutskomplexe. Die Bewirtschaftung erfolgte — auch hierin 
eine Verwandtschaft mit den fränkischen Verhältnissen aufweisend — von 
einem Herrenhofe als Zentrum aus. Ihm standen die Dorfschaften 
(villae) grundherrlichen Charakters gegenüber, welche nun auf örtlicher 
Grundlage die früheren sippemäßigen Ansiedlungen ablösten. Eine inten¬ 
sivere Bebauung des Bodens wurde durch die Heranziehung heimischer 
und klösterlicher Kräfte in die Wege geleitet. Wie im fränkischen Reiche 
nahm auch in unseren Gebieten der Großgrundbesitz kleineren freien 
Grund in sich auf und ließ so immer mehr die Gleichheit im Besitze 
schwinden. Naturalwirtschaft und grundherrlich abhängige Arbeit geben 
wie im Frankeureiche der Wirtschaft das Gepräge. 

Ungerodet blieben in der uns hier beschäftigenden Zeit noch weite 
Waldflächen insbesondere in den Randgebieten, welche so als Grenz- 

“) J i r e c e k, Slovanske pr&vo v Cechach a na Morave (1863/1864) und Das 
Recht i Böhmen u. Mähren (1865/1866); Lippert, Soz. Geschichte Böhmens I. 
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Wälder 17 ) dem Fürstentume gegen äußere Feinde Schutz boten. — Gerade 
diese großen Grenzwälder haben aber auch dem beginnenden Handel 1 *) 
die Wege gewiesen, ihre Durchbruchsstellen wurden zu Landespforten für 
die festen Handelswege, welche die Sudetenländer zur Vermittelung des 
west-östlichen Überlandhandels durchzogen. Wie im Frankenreiche ist 
auch hier der jüdische Kaufmann der erste Träger des Handels. Doch 
wie dort gewinnt auch hier allmählich besonders seit dem 11. Jahrhunderte 
der deutsche Kaufmann überragende Bedeutung. Neben den deutschen 
Kaufleuten werden auch Romani mit vermutlich aber mehr gewerblicher als 
kaufmännischer Tätigkeit und wohl wallonischen Ursprungs genannt. Die 
Annahme, hierin flandrische (Tuch-) Händler zu sehen, hat nicht viel Wahr¬ 
scheinlichkeit für sich. Die fortschreitende Entwicklung des Handels 
führte zur Ausbildung bestimmter unter Rechtsschutz gestellter Märkte, 
welche allmählich zu ständigen Ansiedelungen kaufmännischen Charakters 
wurden. Für Markt und kaufmännische Siedelung boten die Burgen, die 
nun als Verwaltungszentren erhöhte Bedeutung gewonnen hatten, bevor¬ 
zugte Gelegenheit. So schloß sich an die Burg unterhalb derselben eine 
Vorburg, ein Burgvorort (suburbium) an. Das deutlichste Beispiel bietet 
die Prager Vorburg. Hier bestand gewiß schon im 11. Jahrhundert ein 
Kaufmannshof, Fronbof, laeta curia, Teynhof, welcher den Kaufleuten eine 
Herberge bot, andererseits als Lagerstätte für die Waren und der Zoll¬ 
aufsicht diente. Die Prager Vorburg, der vicus Theutonicorum, entfaltete 
sich schon in der uns hier beschäftigenden Zeit zu einem bedeutenden 
Handelsplätze fast städtischen Charakters. Eine ähnliche feste kaufmän¬ 
nische Niederlassung zeigt uns der burgus Brunensis (Brünn). Auch 
anderwärts, wie z. B. in der Olmützer Vorburg, bei der Leitmeritzer und 
Pilsner Burg, wird man, wenngleich die geschichtlichen Überlieferungen 
wenig Halt bieten, ähnliches annehmen können. Die Kaufmannssiedelun¬ 
gen in den Vorburgen sind, obzwar nur in langsamer Folge, auch zu 
Stätten selbständigen Markthandwerks und Marktgewerbes geworden. 


1T ) Außer den Werken Jireöeks und Lipperts: Loserth, Der Grens- 
wald Böhmens (M. V. G. D. B. XXI); Peisker, Pomeeni hvord a nejnovijii spisy 
o nöm (Sb. hist III); Jireöek, VsdölAni a osAzeni pomezniho hvozdu öeskAho 
(Poj. sp. n. VI). 

**) Hübsch, Versuch e. Geschichte d. böhm. Handels (1849); HraSe, 
Zemekö stecky, str&inice a brAny v CechAch * (1885); T A d r a, Kultumi styky Cech 
s cisinou ai do valek hus. (1897); Winter, Dejiny femesei a obchodu ▼ Cech Ach 
v XIV. a XV. stol. (1906); Zycha, Prag (1912); Weissäcker, D. 'Recht d. 
Fremden L Böhmen (M. V. G. D. B. LIX.); auch hiesu ferner die sit Darstellungen 
Jireöeks u. Lipperts. 
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All die gedachten Momente geschichtlicher Umwälzung, kultureller 
und wirtschaftlicher Anpassung griffen notwendig auf das Verfassungs¬ 
recht über und schufen die Grundlagen für eine neue rechtsgeschichtliche 
Epoche. Sie zeigt uns eine im Wesen unbeschränkte christliche 
Fürstenmacht patrimonalen Charakters, die in rechtlicher, inhaltlich bedeut¬ 
samer Verbindung zum fränkischen und deutschen Reiche steht. Der 
Fürst ist Träger der Macht. Von ihm geht die Entwicklung des öffent¬ 
lichen Rechtes aus. Der Verwaltung diente eine vom Fürstentum ein¬ 
gerichtete, von seinen Amtsträgern geübte — zumal in Böhmen — an 
Burgen sich anschließende Ämterorganisation. Dies Zeitalter kann so 
füglich als ein Zeitalter des Fürstenrechtes und der ihm entsprechenden 
Burgen — oder Kastellanieverfassung bezeichnet werden. Es ist kein Zeit¬ 
alter des Gleichgewichtes verschiedener Machtsphären. Mit den von 
früher überkommenen patriarchalischen Verbänden wird gebrochen und nur 
allmählich, auf Sonder-Privilegien des Fürstentumes gestützt, kehren 
Abspaltungen der öffentlichen Berechtigungen zugunsten sozialer Grup¬ 
pen ein. Dieser Prozeß bedeutet aber schon eine Überleitung zu einer 
neueren Gestaltung und birgt den Keim zur Aufhebung der Grundlagen 
in sich, auf welchen die Zusammenfassung dieser Epoche beruht. 

II. Die staatsrechtliche Stellung Böhmens und Mährens. 

Das böhmische Fürstentum dieser Zeit war nicht völlig unabhängig, 
sondern durch rechtliche Beziehungen zum fränkischen und deutschen 
Reiche gebunden. 19 ) Zunächst wurde nach den Kriegszügen Karls des 
Großen (806) den böhmischen Kleinfürsten ein Tribut (12'0 Ochsen und 
500 Mark Silber) auferlegt. Die Gründung des großmährischen Reiches 
unterbrach auch diese Tributleistung. Erst mit dem Ende Großmährens, 
mit der neuen Anlehnung an das deutsche Reich (895) lebte die Tribut¬ 
leistung wieder auf. Sie wurde dann gewiß bis 1085, aus welchem Jahre 
uns der letzte bestimmte urkundliche Beleg hierüber vorliegt, fortgesetzt. 
Neben den Tribut traten jedoch seit Wenzel und seit der Überwindung 
Boleslaws I. (950) Verpflichtungen anderer Art. Die Grundlage des Ver- 

1B ) Erörterungen hierüber enthalten die oben in der Einleitung hervor¬ 
gehobenen Traktate von M. Go 1 dast und P. Stränsky. Vgl. ferner Ma&de, 
D. Stellung d. Krone Böhmens i. d. Geschichte I (1867); Pernice, D. Verfassungs¬ 
rechte d. i. Reichsrate vertret. Königr. u. Länder d. öst.-ung. Monarchie I. (1872); 
Tomek, 0 pravnün pomöru Cech k riäi Nemeckö (C. ö. M. XXXI); Schaefer, 
Staatsr. Beziehungen Böhmens z. Reiche v. d. Zeit Karls d. Gr. b. z. J. 1212 (1886); 
K ö 81 e r, D. staatl. Beziehungen d. böhm. Herzoge u. Könige z. <L deutsch. Kaisern 
v. Otto d. Gr. b. Ottokar IL (Gierkes Unters. 114). 
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hältnisses ward nun ein Treugelöbnis, welches nachweislich schon bei 
Boleslaw I. die Wehrverpflichtung in sich schloß. Die Heerfolge bildete 
weiterhin, wie aus vielen geschichtlichen Belegen hervorgeht, einen 
wesentlichen Inhalt der dem deutschen Könige zu leistenden Dienste, 
allerdings war das Maß dieser Heeresfolge nicht festgelegt. Eine starke 
Heeresunterstützung durch die böhmischen Könige führte daher zu beson¬ 
derer Anerkennung seitens der deutschen Könige. Zum Heerdienste 
gesellte sich die Verpflichtung zum Besuche der vom deutschen Könige 
abgehaltenen Hoftage, wie dies das erstemal 973 bezeugt ist; auch hier 
scheint sich die Verpflichtung tatsächlich auf die dem böhmischen Fürsten¬ 
tum nahe gelegenen Hoftage beschränkt zu haben. 20 ) Erst ziemlich spat, 
das erste Mal 1099, wird der Übertragung von Fahnen (1173 sind es 5) 
an den böhmischen Herrscher in den zeitgenössischen Berichten als Form 
der Eingehung des Treueverhältnisses gedacht. Weitergehende Berech¬ 
tigungen des deutschen Königtumes betrafen das Fürstentum selbst und 
die Fürstengewalt als Ganzes. So bestätigten die deutschen Könige die 
erlangte böhmische Fürstenwürde, ja sie griffen bei streitigen Fällen auch 
unmittelbar in die Besetzung des böhmischen Thrones ein. Ein starkes 
deutsches Königtum, wie das Friedrichs I. vermochte sogar eine Teilung 
des Fürstcntumes ins Werk zu setzen. Auch die Verleihung des Königs¬ 
titels an einzelne Herrscher zeigt das böhmische Fürstentum im Einfluß¬ 
bereich der deutschen Könige, ferner sind uns einzelne Fälle der Recht¬ 
sprechung des deutschen Königs über Handlungen böhmischer Fürsten 
bezeugt. In das Innere der Verwaltung des Pfemyslidenfürstentumes 
griffen jedoch die deutschen Könige nicht ein, Versuche hiezu blieben 
ohne Erfolg. Lediglich die Eingliederung Böhmens in den kirchlichen 
Verband -des deutschen Reiches hatte zur Folge, daß die deutschen 
Könige auf die Errichtung eines Bistumes ebenso wie auf die Besetzung 
desselben Einfluß nahmen. In den Beziehungen des Pfemyslidenfürsten- 
tums zum deutschen Reiche lag andererseits der Grund zu öffentlich- 
rechtlichen Betätigungen dieser Fürsten im Reiche. So führte ihre Betei¬ 
ligung an den Reichstagen auch zu einer Mitwirkung an der Recht¬ 
sprechung des Reiches. So reichen schon in diese Zeit die Nachrichten 
zurück, welche die böhmischen Herrscher als Träger des Schenkenamtes 
zeigen, so nahmen böhmische Fürsten an der deutschen Königswahl teil 
und wurden als Reichsfürsten angesehen. — Fragen wir nach der recht¬ 
lichen Natur der in diesen mannigfachen Äußerungen zu Tage tretenden 

*•) K r e i n e r, D. Teilnahme d. ersten Böhmenkönigs a. d. deutsch. Hof- u. 
Reichstagen (Gymn.-Progr. Prag-Neustadt 1907/9); V o 1 f, Ücast ceskych panovnikd 
pfi fiiskych vypraväch (C. <S. M. 1907/8). 


Digitized by 


Google 



26 


Beziehungen zum deutschen Reiche, so muß die Antwort dahin lauten,, 
daß zu der anfänglichen tributären Abhängigkeit das Lehensband hinzu¬ 
trat. Das Pfemyslidenfürstentum gehörte lehensmäßig zum deutschen 
Reiche. Die wesentlichen begrifflichen Momente der Vasallität, Treu¬ 
gelöbnis mit ihm entsprechender Heer- und Hoffahrtpflicht ebenso wie die 
Lehensinvestitur finden wir auch hier. Die Eigenart dieses Lehensverhält¬ 
nisses lag aber darin, daß das böhmische Fürstentum bei seiner Einglie¬ 
derung in den deutschen Lehensverband bereits eine selbständige und 
entwickelte Fürstengewalt aufwies. Hierin fand der Ausbau des Lehens¬ 
verhältnisses seine natürliche Schranke. Nicht ein Amt, sondern ein 
Herrschaftsgebiet der Pfemysliden wurde lehensmäßig angegliedert. Die 
Stellung zum Reiche war der eines Stammes- nicht eines Amtsherzogtumes 
vergleichbar. Hierin lag auch der Grund für den Mangel einer festen 
Formulierung der Lehenspflichten und für das Schwanken der tatsächlichen 
Ausgestaltung je nach Kraft und Politik der beiderseitigen Herrscher. 
Im übrigen hatte aber das Lehensband eine starke geschichtliche Bedeu¬ 
tung, umsomehr als das Pfemyslidenfürstentum nicht wie Ungarn und 
Polen in ein Schutzverhältnis zum Papsttume trat. 

Die hier gegebene Auffassung des Rechtsverhältnisses zum deut¬ 
schen Reiche wird gegenwärtig in ihrem Wesen ziemlich allgemein 
geteilt. Bis in die jüngste Zeit war jedoch dieses Problem sehr 
bestritten. Der lehensrechtlichen, von den deutschen Historikern ver¬ 
tretenen Auffassung stand die Leugnung des Lehensbandes entgegen, wie 
dies Palacky tat. Die Tributleistung wurde als mit dem Lehens¬ 
wesen unvereinbar erklärt, die Ableitung der Heeresdienste aus dem 
Lehenswesens angefbchten. Insbesondere hat auch K a 1 o u s e k 
Palack^s Ansicht vom Standpunkte der Begründung der böhmischen 
Staatsrechtstheorie eindringlich gestützt. Schrittweise trat jedoch eine 
Annäherung an die Lehenstheorie ein. Celakovsky nahm ein Lehens¬ 
band aber bloß persönlicher Natur an. Ähnlich betonte R i e g e r das 
Fehlen einer sachlichen Grundlage für das Lehen. K a p r a s nimmt ein 
nur persönliches Lehensverhältnis lediglich für Wenzels Zeiten an, 
während er sich für die spätere Zeit zur Anschauung eines sachlichen 
Lehensbandes bekennt. Novotnys Darstellung endlich fußt unter 
Ablehnung der Annahme eines bloß persönlichen Lehensbandes auf der 
Behauptung eines sachlichen Lehensnexus. Auch in der Äußerung K a d- 
1 e c\ welche von einem Lehen besonderer Art spricht, gibt sich dieselbe 
Grundanschauung kund. 

Eigenartig und zu manchem rechtsgeschichtlichen Zweifel Anlaß 
gebend ist die Stellung der mährischen Gebiete, deren Schicksal auch das 
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Troppauer Land teilte, zum deutschen Reiche und zum premyslidischen 
Stammland Böhmen. 21 ) Jedenfalls gehörte Mähren seit Bretislaw I. 
(s. oben S. 20) dauernd zum Machtbereich der Premysliden. Es war unter 
die ziemlich selbständige Leitung von jüngeren Mitgliedern des Premys- 
lidenhauses gestellt, so zwar, daß zunächst zwei (das Brünner und das 
Olmützer), später nach Hinzukommen des Znaimer Fürstentumes drei Teil¬ 
fürstentümer auf dem Boden Mährens bestanden. Die Entwicklung und 
Stellung dieser Teilfürstentümer ergab sich aus drei Motiven. Zunächst 
wirkte die spätere Eingliederung des bis dahin selbständigen mährischen 
Gebietes in dem Sinne fortdauernder Sonderstellung gegenüber dem 
Stammeslande ein. Hiezu kamen Maßnahmen erbrechtlicher Natur. Das 
im Pffemyslidenhause vorwaltende Prinzip des Erbrechtes nach dem 
Altersvorzuge, Seniorat (s. unten S. 29) machte die erbrechtliche Abfin¬ 
dung jüngerer Mitglieder zur Notwendigkeit und führte zur Ausstattung 
derselben mit bestimmten Teilgebieten. Endlich kam der patriarchale 
Aufbau der Pfemyslidenfamilie in Betracht, wonach, trotz der keine volle 
Abschichtung in sich schließenden Abfindung, die jüngeren Mitglieder 
auch weiterhin dem Familienoberhaupte, welches gleichzeitig das Fürsten¬ 
tum nach außen vertrat, unterstellt blieben. In diesen Teilfürstentümern 
mit Aufrechterhaltung der familienrechtlichen Einheit des Herrscher¬ 
hauses liegt eine Eigenart der verfassungsgeschichtlichen Entwicklung 
des Pfemyslidengebietes gegenüber der westlichen Verfassungsgeschichte; 
es liegt andererseits eine Verwandtschaft mit der Gestaltung in östlichen 
Reichen, wie dem großmährischen Reiche, Polen und Rußland vor, wo 
uns früher und in der Folgezeit ähnliche Teilfürstentümer begegnen. Aus 
der Entstehung dieser mährischen Teilfürstentümer ergibt es sich auch, 
daß die Annahme eines lehensmäßigen Verhältnisses der Teilfürsten zu 
dem Prager Oberhaupte nicht wahrscheinlich ist. 

Dem deutschen Reiche gegenüber teilte Mähren seit seiner Ein¬ 
gliederung in den Machtbereich der Premysliden mit Böhmen den Lehens- 
nexus. Die große innere Selbständigkeit der mährischen Gebiete bot aber 

21 ) Brandt, Pomery markrabstvi moravskeho ke korune Ceskß (Prävnik IX); 
Fischet, Mährens staatsrechtl. Verhältnis z. Deutschen Reiche «• z - Böhmen im Ma. 
(Studien z. öst. Reichsgesch.) 1906; K a p r a s, Stätoprävni pomer Moravy k H5i 
Nemecke a ke korune Ceske ve stredoveku (C. ß. m. 1907); Dudik, Des Herzog¬ 
tums Troppau ehern. Stellung z. Markgrafschaft Mähren (1857); Bi er mann, 
Geschichte d. Herzogtümer Troppau u. Jägerndorf (1874); Prasek, Dßjiny kraje 
Holavickeho cili Opavskeho (1891); K a p r a s, 0 stätoprävnich pomerech Opavska 
(Vcst. Mat. Op. XVI, XVII); ders., Staatsrechtl. Verhältnisse d. Troppauer Landes 
im Ma. (1918); Ross, Mocran et Mocran (Zprävy cesk. zemsk. archivu Bd. VII. 
1927), hiezu P e k a r in C. ß. h. Bd. XXXII. 1926; W i e r e r, Pomßr Moravy k H8i 
ßimako-Nßmecke (Sem. Publikationen d. jur. Fakultät d. Brilnner Univ. Bd. I. 1928). 


Digitized by 


Google 



28 


einer auf die Teilung großer Stammesreiche hinarbeitenden deutschen 
Königspolitik eine Handhabe zur Verwirklichung dieses Zieles. Friedrich I. 
Barbarossa, 'welcher die Teilung der Herzogtümer Bayern und Sachsen 
ins Werk gesetzt hatte, benützte die Thronstreitigkeiten im Premysliden- 
hause zwischen Friedrich und Konrad Otto zu dem entscheidenden Schritte. 
Auf einem Reichstage zu Regensburg 1182 wurde die Herrschaft zwischen 
Friedrich und Konrad Otto geteilt und Mähren zu einer selbständigen 
reichsunmittelbaren Markgrafschaft erklärt. Konrad Otto wurde so zum 
ersten selbständigen deutschen Reichsfürsten, als Herr Mährens. Diese, 
Mährens Stellung grundsätzlich ändernde Entscheidung war bisher eine 
unbestrittene historische Tatsache. 21 *) Anders steht es mit der Frage 
nach der Dauer des so geschaffenen Verhältnisses. Es ist klar, daß der 
Eingriff der deutschen Königsgewalt der auf familienrechtlicher Grund¬ 
lage festgehaltenen Einheit der böhmischen und mährischen Gebiete äußerst 
gefährlich werden konnte. Dem Streben, diesen Gefahren vorzubeugen, 
entsprachen sehr bald nach der Entscheidung des Regensburger Reichs¬ 
tages Abmachungen zwischen den böhmischen und mährischen Fürsten, 
welche die früheren Verhältnisse weiter erhalten wollten. Es waren dies 
ein Freundschaftsabkommen zu Knin (1186) und ein Vergleich (1197) 
zwischen Wladislaw und Pfemysl, wonach der letztere in Böhmen, der erstere 
in Mähren herrschen sollte und zwar, um mit den Worten des Chronisten 
Gerlach zu sprechen: „ut ambo pariter ille in Moravia, iste in Boemia 
principarentur et esset ambobus sicut unus spiritus ita et unus principatus“. 
Welche rechtshistorische Bedeutung kam nun diesen Abkommen zu? Er¬ 
wägt man, daß zu einer Änderung des im Jahre 1182 vom Reiche aus 
geschlossenen Rechtszustandes die Einwilligung des deutschen Königtumes 
formell notwendig, daß weiter ein Aufgeben der Reichsunmittelbarkeit nicht 
im Interesse der mährischen Fürsten gelegen gewesen wäre, und daß 
späterhin, wenn auch nur vereinzelte Fälle gesonderter Belehnungen mit 
Mähren durch die deutschen Könige weiter vorkamen, dann scheint es das 
Entsprechendste, in diesen Abkommen nur interne Regelungen zu sehen, 
bei formellem weiteren Bestände der 1182 geschaffenen selbständigen 
Reichsunmittelbarkeit Mährens. Diese Ansicht, zunächst von Bretholz 
und F i 8 c h e 1 nachdrücklich geäußert, fand in den Darstellungen 
Luschins und Novotnys Zustimmung. Demgegenüber steht die 
Anschauung, welche die Reichsunmittelbarkeit' Mährens durch jene Ver¬ 
einbarungen, insbesondere seit 1197 ihr Ende finden läßt. Anfänglich 
ziemlich allgemein vertreten, wird sie — allerdings mit der Einschränkung 
eines tatsächlichen Fortwirkens der aufgehobenen Reichsunmittelbarkeit — 
von K a p r a s und K a d 1 e c aufrechterhalten. Zuletzt hat rieh K o s s 
zu ihr beka nnt. 

**•) Neuerdings ziehen P e k af und — näher ausftthrend — W i er er die Schaf¬ 
fung der Reichsunmittelbarkeit Mährens durch die Entscheidung am Regensburger 
Reichstag von 1182, mit Rücksicht auf die Kürze und Undeutlichkeit des hierüber 
vorliegenden Quellenberichtes, in Zweifel. — Dann bedürfte aber hauptsächlich die 
Bezeic hnun g Mährens als Markgrafschaft einer neuen historischen Begründung. 
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III. Die Forstengewalt®). 

Der Charakter der Fürstengewalt, welche dem Verfassungsrechte 
des hier behandelten Zeitraumes das Gepräge'gibt, ist durch zwei Momente 
bestimmt. Einerseits ist der Fürst Überwinder früherer Gewalten, 
andererseits ist er das Haupt der nun zu zentraler Gewalt gelangten 
Familie. Aus dem Prozesse der Überwindung, die sich ja zumeist kriege¬ 
risch vollzog, ergab sich eine große Machtfülle, aus seiner familienrecht¬ 
lichen Stellung mannigfache patrimoniale Merkmale der Fürstengewalt. 
In hohem Maße ist die Stellung des Premyslidenfürsten von dem großen 
Vorbilde der fränkischen Königsgewalt beeinflußt — eine Erscheinung, 
die keineswegs in Böhmen allein zu Tage tritt, sondern in verwandter 
Weise bei den Fürstentümern der Piasten in Polen und der Arpaden in 
Ungarn feststellbar ist. Wie im Frankenreiche ist auch in Böhmen das 
Fürstentum nun ein christliches, das Schutz und Förderung der Kirche als 
seine Aufgabe erachtet. Allein trotzdem ist die Herrschergewalt hier nicht 
auf eine neue Grundlage gestellt worden, wie dies beim fränkischen 
Königtum und im Reiche Stephans von Ungarn der Fall war. 

Für den Erwerb der Herrschaft war die familienrechtliche Stellung 
des Fürsten als Oberhaupt der Premyslidenfamilie die Grundlage. Die 
Herrschaft war im Mannesstamme des Premyslidenhauses erblich. Wer 
das Haupt der tribus herilis war, war auch Haupt des Fürstentumes. Daher 
knüpfte auch die Folge im Prinzipate an die in der Familie der Premysliden 
geltende Erbfolge an. Hiebei kann wohl angenommen werden, daß 
es dem Herkommen der slawischen Völkerschaften entsprach, das älteste, 
durch seine Jahre erfahrenste Mitglied der Herrscherfamilie an ihre 
Spitze zu stellen. So ergäbe sich auch eine Brücke zu der ersten uns 
bezeugten Maßnahme, die Herrscherfolge in feste Bahnen zu leiten, d. i. 
zu der als sogenanntes Senioratsgesetz 28 ) bezeichneten letzten Willens¬ 
äußerung Bretislaws I. vom Jahre 1055, von welcher uns Cosmas mit den 
Worten berichtet: „quatenus inter meos natos sive nepotes sempcr maior 
natu summum ius et solium obtineat in principatu, omnesque fratres sui 
sive qui sunt orti herili de tribu, sint sub eins dominatu.“ — Für ein Mit- 

”) Hierüber liegt zwar keine diesem Gegenstände allein gewidmete monogra¬ 
phische Behandlung vor, aber dieser Mangel wird durch die von J i r e 6 e k, Slov. 
prävo,beigebrachten Belege und durch die eingehenden Erörterungen in Lipperts 
Soz. Gesch. Böhm. I. sowie durch die ausführlichen Darstellungen in Novotnys 
Ceskö Dejiny I. und Kap ras’ Prävni dejiny zemi kor. Oeske I. wettgemacht 

“) L o s e r t h, D. angebliche Senioratsgesetz d. Herz. Bretislaw I. u. d. böhm 
Sukzession i. d. Zeit d. nationalen Herzogtums 1882; Turba, Gesch. d. Thronfolge- 
rechtes i. allen habsb. Ländern b. z. pragm. Sanktion, 1903. 
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wirken außerhalb der Familie Stehender war sonach bei der familien¬ 
rechtlichen Natur der Herrscherfolge kein Raum. Andererseits zeitigte 
aber die mangelnde Festlegung einer Erbfolge und auch bei Geltung 
eines Senioratsprinzipes der Widerstreit der Interessen der jüngeren, 
dem letzten Fürsten verwandtschaftlich näheren Familienmitglieder, das 
Streben schon zu Lebzeiten des Fürsten, um dessen Nachfolge es sich 
handelte, die Person des Nachfolgers im Besitze der Erbschaft gegen allen 
Widerspruch zu sichern. Hieraus ergab sich die Gepflogenheit der öffent¬ 
lichen Bestimmung eines Nachfolgers (Designation). Dies war der anfäng¬ 
liche Zweck der Beiziehung, vor allem des Adels, zu jenen Willensäuße¬ 
rungen über die Nachfolge. Leicht und häufig führten Uneinigkeiten und 
Zweifel über den berufenen Nachfolger zu einer Stärkung der rechtlichen 
Stellung des Adels. In solchen Streitfällen entwickelte sich die Notwen¬ 
digkeit der Zustimmung (assensus) des Adels zur beabsichtigten Nachfolge 
und wiederholt war die Stellungnahme des Adels geradezu entscheidend. 
Allein von einem Wahlrechte mit Beschränkung auf das Premyslidenhaus 
kann gleichwohl, wenn auch die Quellen den Ausdruck electio gebrauchen, 
noch nicht gesprochen werden. Immer blieb der Ausspruch über das 
beste Recht zur Erbfolge die Grundlage. — Die verfassungsrechtliche 
Stellung des Pfemyslidenfürstentumes zum deutschen Reiche schuf die 
Notwendigkeit, die erbrechtlich erworbene Herrschaft mit den Lehens¬ 
berechtigungen des deutschen Königes in Einklang zu bringen. Die schon 
vorhandene innere selbständige Herrscherfolge bildete hiefür eine aus der 
Eigenart des Lehensverhältnisses folgende Schranke, sodaß nur das Erfor¬ 
dernis einer Bestätigung der erlangten Herrschaft durch den Lehensherren, 
den deutschen König, als Voraussetzung der Investitur erübrigte. Allein 
ähnlich, wie dies bei der Teilnahme des Adels der Fall war, gaben 
Streitigkeiten über das Anrecht zur Nachfolge einem mächtigen Königtum 
Anlaß, dem lehensherrlichen Einfluß einen stärkeren Inhalt zu verschaffen. 
Umsomehr als wiederholt die Anwärter selbst den deutschen König um 
ein Eingreifen in die Thronstreitigkeiten anriefen. Ein besonders mar¬ 
kantes Beispiel dieser Art bildet die Belehnung des Pfemysliden Otto 
gegenüber Sobieslaw durch K. Lothar III. (1126). Hier kam das Eingreifen 
Lothars einer meritorischen Entscheidung des Thronstreites gleich. 24 ) 
Noch mehr hat die staufische Hochmacht zur Zeit Friedrich Barbarossas 
im letzten Viertel des 12. Jahrhunderts dem deutschen Königtume die 

M ) Novotny, Studien z. Quellenkunde Böhmens (M. J. ö. G. F. XXIV); 
Bachmann, D. Geschichlswerk d. Klosters Sazawa (Z. d. V. G. M. u. Sch. XIII); 
Schäfer, Lothars IH. Heereszug n. Böhmen 1126 (Festgabe f. Zeumer) 1909; 
Köster, in der oben n. 19 genannten Schrift. 
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Kraft verliehen, selbständig Thronfragen durch die Erteilung der Beleh¬ 
nung zu entscheiden. 

Der Regierungsantritt, die tatsächliche Ergreifung der Herrschaft, 
erfolgte durch das Symbol der Inthronisation auf einem Steine inmitten 
des Prager Burgplatzes. Ferner kehrt, wie in der germanischen so auch 
in der böhmischen Rechtsgeschichte, eine feierliche Umfahrt, um die 
Besitzergreifung allgemein kund zu tun, wieder. Die Zustimmung des 
Adels (s. S. 30) trat häufig erst anläßlich dieser Besitzergreifung ein. Die 
Symbole waren weltlicher, ja fast privatrechtlicher Natur. Eine geistliche 
Weihe, etwa durch Salbung des neuen Fürsten, war mit dem Herrschafts¬ 
antritt nicht verknüpft. 

Äußeres Zeichen der Herrschaft war der Herzogstitel, dei gratia dux 
Bohemiae oder Bohemorum, worin sich die Verwandtschaft mit einem 
Stammesherzogtum dartut. Die Demutsformel dei gratia geht wohl auf 
fränkisches Muster zurück. Dieser autochtone Titel wurde bei zwei 
Fürsten durch Verleihung seitens des deutschen Königs als Zeichen des 
Dankes und der Anerkennung der hervorragenden Stellung der böhmischen 
Herrscher in den Königstitel gewandelt (s. S. 19). Der Titel „rex Boemiae 
et Poloniae“ für Wratislaw II. (1085) war eine rein persönliche Auszeich¬ 
nung. Wladislaw II. war eine erbliche Königswürde mit entsprechender 
Königskrönung zugedacht; doch wie die Auszeichnung vom deutschen 
Könige ausging, wurde sie den Nachfolgern Wladislaws wegen Verletzung 
der Lehenstreue auch wieder entzogen. Mangels eines näheren Verhält¬ 
nisses des Premyslidenfürstentumes zum Papsttume tritt auch die kirch¬ 
liche Würdigung der böhmischen Fürsten verhältnismäßig zurück und 
beschränkt sich auf das von Alexander II. für Herzog Spitignöv zuer¬ 
kannte, später bestätigte Recht, eine Mitra zu tragen. 

Inhaltlich war das Fürstentum der Pfemysliden ein Abbild der frän¬ 
kischen Königsgewalt. Es umfaßte die Fülle aller öffentlichen Berech¬ 
tigungen nach außen und innen. Dem böhmischen Herzog eignete die Ver¬ 
tretung seines Gebietes sowohl gegenüber dem lehensherrlichen deutschen 
Reiche wie gegenüber anderen Fürstentümern. Die Entscheidung über 
Krieg und Frieden lag in seiner Hand. Zur Sicherung nach außen und 
zur Erfüllung seiner Lehenspfliehten stand ihm die oberste Heeresgewalt, 
Aufgebot, Heerschau, Führung des Heeres oder die Ernennung von Heer¬ 
führern zu. Nach innen schloß die Fürstengewalt die oberste Wahrung 
der Rechtsordnung in sich. Er besaß die oberste Normengewalt. Wir 
finden in dieser Zeit keine andere gesetzgebende Gewalt; eine neben 
dem Herrscher stehende Volksgesetzgebung — wie dies zum Teil die 
Volksrechte des fränkischen Reiches zeigen — fehlt hier. Er war 
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oberster Richter. Allerdings wissen wir über dieses Richtertum viel 
weniger als über das fränkische Königsgericht. Mangels eines Volks¬ 
rechtes treten jene unterscheidenden Merkmale, welche dem fränkischen 
Königsrecht und -gericht dem Volksrechte gegenüber eigen waren, hier 
nicht hervor. — Stark ist die Amtshoheit des böhmischen Fürsten aus¬ 
gestaltet. Die Organisation der Ämter, die Einsetzung und Absetzung der 
Amtsträger gingen allein vom Fürsten aus. Gegenüber dem fränkischen 
Regierungsrechte des Königs fällt hier jedoch das Fehlen des Ausbaues 
eines besonderen Begriffes des Herrscherbannes auf. Auch lassen die 
Überlieferungen die Bedeutung des durch den Herrscher gewährleisteten 
Friedens gegenüber dem Frankenreiche zurücktreten. Wie im Franken¬ 
reiche war der Fürst Träger des Schutzes über die Kirche und der dadurch 
gegebenen Hoheitsrechte. In der Person des Fürsten vereinigte sich 
endlich die Finanzhoheit. Er ist Träger des Münzrechtes, er vermag für 
Zwecke des Fürstentumes zu den Einkünften, welche der ausgedehnte 
dem Fürsten gehörige Grundbesitz gewährte, Abgaben festzusetzen. 

Die Ausübung der herzoglichen Gewalt war auf die Person des 
Fürsten gestellt. Diese persönliche fürstliche Verwaltung war, stärker 
als das fränkische Königtum, in dem ständigen Prager Burgsitze lokalisiert, 
doch führte auch hier die persönliche Regierung erforderlichenfalls zu 
einer Bereisung des Landes. Der persönliche Charakter der Regierung 
deckt sich mit der grundsätzlichen Unbeschränktheit der Herrscherstel¬ 
lung. Dies schloß jedoch nicht aus, daß sich der Fürst bei seinen Ent¬ 
schließungen des Rates bedeutender Persönlichkeiten, vor allem der hohen 
Amtsträger bediente. Solche colloquia, seit dem 12. Jahrhunderte häufig 
bezeugt, begleiteten wichtigere Entschlüsse des Herrschers, insbesondere 
seine Rechtsprechung. Sie banden ihn in keiner Weise; zu ihrer Beru¬ 
fung war er nicht verpflichtet. Bedeutender, die breite Schicht des Volkes 
(omnes Bohemi, populus, magni et parvi) umfassend, sind die vom Fürsten 
einberufenen großen Versammlungen (concilium, Colloquium generale, syno- 
dus). Solche sind uns bei der Designation des Nachfolgers, bei der Ver¬ 
kündigung der allgemeinen Normen, bei der Besetzung des Bischofs¬ 
stuhles, zuweilen auch vor einem Kriegszuge bezeugt. Selbst diese 
größeren Versammlungen waren jedoch kein mitbestimmendes Forum, 
sondern der Zweck derselben wird wohl die Erzielung möglichster 
Publizität gewesen sein. Die verfassungsrechtliche Stellung einer stän¬ 
dischen Organisation kann ihnen noch nicht beigemessen werden. Ins¬ 
besondere fehlt eine Beziehung derselben Zur Beistellung finanzieller 
Mittel für das Fürstentum. Auch hier äußert sich eine Analogie zur 
fränkischen Entwicklung, ja in Böhmen kam überdies eine historische 
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Ableitung aus einer früheren Landesgemeinde nicht in Betracht, und 
die mit einer Heerschau verknüpften Versammlungen waren hier keine so 
regelmäßige Einrichtung wie das fränkische März- und Maifeld. Eine 
ständische Gliederung verraten diese Versammlungen noch nicht, die 
Bezeichnung der Teilnehmer als suppani deutet wohl auf den Charakter 
der Versammlung als Beamtentag, vergleichbar den polnischen Tagungen 
dieser Art, die Benennung milites auf die heeresrechtliche Stellung der 
Teilnehmer hin. Lediglich clerus und populus stehen sich als zwei 
Schichten der Bevölkerung gegenüber. Wie wir dies bei der Bestim¬ 
mung der Herrscherfolge beobachten konnten, bergen diese Versammlun¬ 
gen gleichwohl den Keim ständischer Entwicklung in sich. Sobald einmal 
die Großen aufhörten, nur Stützen des Herrschers zu sein und selbständige 
Machtfaktoren gegenüber dem Fürstentums zu werden begannen, boten 
diese Versammlungen Gelegenheit, den Willen des Fürsten zu binden. 28 ) 

Die Gewalt der mährischen Teilfürsten paßte sich in allem der Stel¬ 
lung des böhmischen Fürsten an, eingeschränkt lediglich durch den öffent¬ 
lichrechtlich rückwirkenden Familienprinzipat des Prager Herzogs. Sie 
waren selbständige Träger der Hoheitsrechte. Auch einen selbständigen, 
dem böhmischen Herzogtume analogen Titel, dux Moraviae später unter 
Bezug auf das besondere Teilfürstentum, führten sie. Nach der Erhebung 
zur reichsunmittelbaren Markgrafschaft führte Konrad Otto den Titel 
„marchio Moraviae“. 

Demgegenüber kam den familienrechtlichen Austeilungen von böh¬ 
mischen Gebieten an jüngere Mitglieder des Pfemyslidenhauses innerhalb 
des Prager Herzogtumes nicht solche verfassungsrechtliche Bedeutung zu. 
Es handelte sich hier im Wesen um Güterzuwendungen und ihre öffent¬ 
lichrechtlichen Befugnisse sind nicht als selbständige, sondern vom Prager 
Fürstentume abgeleitete zu denken. 

IV. Das Ämterwesen. 

Das Ämterwesen des Premyslidenfürstentumes zeigt uns in seinem 
Aufbau eine so starke Verwandtschaft mit den fränkischen Einrichtungen, 
daß eine geschichtliche Anlehnung unverkennbar ist. Diese Erscheinung 
bleibt nicht allein auf Böhmen beschränkt, auch Polens und Ungarns 
Ämterorganisation dieser Zeit weist dieselbe Erscheinung auf. Im einzel- 

“) Die hier vertretene Anschauung über die Bedeutung der colloquia und 
colloquia generalia deckt sich im Wesen mit den Ansichten Luschins, Novot¬ 
nys, Lipperts, Kapras’ und E a d 1 e c’ in dieser Frage. Dagegen legen ihnen 
J i r e c e k und R i e g e r (Art. Landstände in Ost. Staatsw.* III) schon den Cha¬ 
rakter von Landtagen bei. 
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nen wichen allerdings Art und Wirkungskreis der Ämter mannigfach von 
dem fränkischen Vorbilde ab und die Betrachtung des Ämterwesens des 
böhmischen Territoriums gewährt Einblick auch in wesentlich eigenartige 
Zöge der Entwickelung. 

Wie in der fränkischen Monarchie schieden sich auch hier die Ämter 
in der Umgebung des Fürsten von jenen, welchen die Verwaltung örtlicher 
Bezirke an vertraut war. Hof- und Provinzial Verwaltung standen sich auch 
hier gegenüber. Da einzelne Ämter in der Umgebung des Herzoges nicht 
nur der Hofhaltung desselben dienten, sondern einen sachlichen, das ganze 
Gebiet umfassenden Wirkungskreis hatten, barg insoweit die Hofver¬ 
waltung gleichzeitig eine beginnende Organisation der Zentralverwaltung 
in sich. 

Die Hofämter haben im Betreuen der Wirtschaft des herzoglichen 
Hofes ihren Ursprung. Die nach Beschäftigungen gesonderten Hofämter 
lassen sich in Böhmen allerdings erst beträchtlich später (von der zweiten 
Hälfte des 11. Jahrhundertes an) nachweisen. Wir finden die vier Haus¬ 
ämter, den Truchseß (dapifer), den Mundschenk (pincerna), den Marschall 
(agazon), den Kämmerer auch am Hofe des böhmischen Herzogs wieder. 
Neben diesen Ämtern waren eine Reihe anderer durch die Hofhaltung des 
Fürsten bedingter Dienstleistungen besonderen Amtsträgern, wie dem 
Küchen- und Kellermeister (cellerarius), dem Jäger (curiae venator), dem 
Gewandverwahrer (trapezita) u. a., anvertraut. Der wirtschaftlichen Natur 
der Hofämter entsprechend muß dem villicus, dem Verwalter der fürst¬ 
lichen Güter, die größte Bedeutung beigemessen werden. Dies Amt ist 
dem fränkischen domesticus an die Seite zu stellen. Seine Geschichte 
zeigt jedoch gleichzeitig eine Eigenart der böhmischen Rechtsentwicklung. 
Der villicus als zentraler Beamter verlor seine Bedeutung zugunsten 
des Kämmerers. Vielleicht hängt dieser Prozeß mit einer Dezentrali¬ 
sation der Bewirtschaftung der fürstlichen Güter — der fränkischen 
Entwicklung ähnlich — zusammen. Auch gab der Fortschritt der Münz¬ 
wirtschaft Anlaß zur Erhöhung der Bedeutung des Kämmereramtes. So 
ward der Grund für die nachmalige Stärke dieses Amtes im böhmischen 
Territorium gelegt. Ganz vergleichbar dem ungarischen tavernicus fallen 
dem Kämmerer die Aufgaben eines Vertreters in allen finanziellen Berech¬ 
tigungen des Fürsten zu und sein Amt erscheint daher auch nicht mehr 
als bloßes Hofamt. — Auffällig ist die Spärlichkeit der Nachrichten über 
das Amt eines comes palatii, des Pfalzgrafen, welcher uns allerdings auch 
am böhmischen Hofe bezeugt ist. Es eignete ihm wohl auch hier eine 
beträchtliche Machtvollkommenheit als Vertreter des Fürsten; schon seit 
1113 schweigen jedoch die Quellen über dieses Amt. Vielleicht liegt eine 
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Erklärung hiefür in der Entwicklung des besonderen, am fränkischen Hofe 
nicht wiederkehrenden Amtes eines Prager Burggrafen vor. Diesem war 
gewiß die Aufsicht über die Prager Burg anvertraut und er kam als 
Kastellan des Prager Burgbezirkes mit den Heeresobliegenheiten eines 
solchen (s. unten S. 36) in Betracht. Es scheint sehr wahrscheinlich, daß 
sich in seiner Person die Vertretung des Fürsten mit heeresrechtlicheil 
Funktionen vereinte; die Bedeutung, welche dem Amte des Prager Burg¬ 
grafen in der Folgezeit zukam, stützt solche Annahme. Sie läßt sich in 
vielem mit der Gewalt des Palatins in der ungarischen, des Wojwoden in 
der polnischen Rechtsgeschichte vergleichen. — Ziemlich spät, gegen 
Schluß des 12. Jahrhunderts (1175), wird eines iudex curiae, eines Ver¬ 
treters des Fürsten in der Handhabung der von ihm ausgeübten Gerichts¬ 
barkeit in den Quellen gedacht. — In Analogie mit der karolingischen 
Hofkanzlei finden wir auch am Hofe der böhmischen Fürsten — und 
Gleiches gilt für die polnischen und ungarischen Höfe — einen Kanzler 
(cancellarius) mit ihm unterstelltem Personale (notarii curiae). Wie dort 
lag hier die Leitung der Kanzlei in geistlichen Händen. Seit der Gründung 
des Kollegiatstiftes Wyschehrad ist die Kanzlerschaft mit der Probstei 
desselben verknüpft. Ein Amt eines besonderen Hofkapellans in unserem 
Gebiete ist quellenmäßig nicht bezeugt. 

Der Hofverwaltung stand nach Abschluß des Einigungsprozesses 
eine Provinzialverwaltung gegenüber. 28 ) Die örtliche Grundlage derselben 
bildeten Bezirke mit Burgen als Sitz der Amtsträger. Diese Bezirke lassen 
sich den fränkischen Grafschaften einigermaßen an die Seite stellen. Doch 
weichen sie in doppelter Hinsicht wesentlich von ihnen ab. Einmal, was 
ihre Entstehung anlangt. Hier war ein Anschluß an frühere Bezirke 
nicht gegeben. Ihre Entstehung hängt vielmehr mit der fortschreitenden 
Überwindung der früheren selbständigen Geschlechtergewalten und der 
Eingliederung ihrer Herrschaftsgebiete als Amtsbezirke des Pfemysliden- 
fürstentums, zusammen. Daher ist auch die Zahl der Bezirke keine 
von vornherein feststehende gewesen. Eine Anlehnung an kirchliche 
Sprengel ist abzulehnen. 27 ) Gegenüber den früheren Anschauungen übei 

*•) S. hiezu außer den schon oben n. 12 erwähnten Arbeiten von S t i e b e r. 
Pekaf und P e t e r k a noch R i e g e r, Zrizeni krajake v Cechäch I (1889); Art. 
„Kreisverfassung i. Böhmen im öst. Staatswörterb.“ III; Susta, Dve knihy eosk. 
dejin I: Scdlacck, 0 starem rozdeleni Cech na kraje (Rozpr. cesk. ak. I. Z. 61): 
Pekaf, 0 sprävnim rozdeleni zeme Ceske do pol. 13. stoleti (Hist. Festgabef. J. Goll 
1906); H r u b f, Cirkevni zrizeni v Cechäch a na Morave od X. do konce XII. stoleti 
a jeho pomer ke stätu (C. ö. h. XXII 1916). Auch die Ausführungen Novotnys 
in Ceske dejiny I. kommen als monographische in Betracht. 

* 7 ) S. unten S. 50. Für einen Zusammenhang mit kirchlichen Sprengeln schon 
Pa 1 acky, dann Tomek, 0 starodävnem rozdeleni Cech na zupy a pozd. na kraje 
(C. c. mus. XXXII u. XXXIII); K a 1 ou s e k, Novy dükaz, ze v dävnych Cechäch 
dekanäty shodovaly f e s iupami (C. Ö. mus. XLVIII). Dagegen als erster S e m b e r a 
i. C. c. mus. IL; H. F. Schmid, Die Burgbezirksverfassung b. d. slawischen Völ¬ 
kern in ihrer Bedeutung f. d. Geschichte ihrer Siedelung u. ihrer staatl. Organisa¬ 
tion (Jahrb. f. Kultur und Gesch. d. Slawen N. F. 2.). 
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die Zahl dieser Bezirke (61, 36), nimmt man nun einen Bestand von etwa 
26 bis 31 Burgbezirken an. — Der andere Unterschied liegt in der Beherr¬ 
schung des Bezirkes durch eine Burg (castrum, castellum, auch urbs, civitas, 
oppidum). Wegen dieser eigenartigen Lokalisierung wird gemeinhin von 
einer Burgen- oder Kastellanieverfassung gesprochen. In gleicher Art wie 
in Böhmen begegnen wir auch in Polen einer Burgenverfassung; ebenso 
war auch die von Stefan dem Heiligen geschaffene Komitatsverfassung 
Ungarns eine solche. 

Als persönlicher Leiter und Vorsteher der Burg stand an der Spitze 
des ganzen Burgbezirkes ein castellanus (comes, praefectus urbis, rector 
in urbe). Der Ursprung dieses Amtes ist kriegerischer Natur. Mit der 
Vollendung des Einungsprozesses war es die erste Aufgabe der Fürsten, 
das neu beherrschte Gebiet militärisch zu organisieren und an die Spitze 
der neugeschaffenen Burgdistrikte ihnen ergebene Leiter zu stellen. Daher 
nimmt auch der Wirkungskreis der Kastellane von dieser ihrer militäri¬ 
schen Bestimmung den Ausgang; (Anführung des Gaukontingentes, Obhut 
über die Burg). Der Aufgabe des Kastellans für die äußere Sicherheit 
des von ihm geleiteten Gebietes zu sorgen, entsprach nach Innen die 
Wahrung des Friedens und der Ordnung. Er hatte sonach die polizeiliche 
Gewalt zum Schutze der Verkehrssicherheit auf Straßen und Märkten. Im 
Gerichte stand sein Wirkungskreis mit der Ordnungswahrung, der Verfol¬ 
gung und Vollstreckung im engsten Zusammenhänge. Fraglich ist es, ob 
der castellanus auch Richter war. Gegen solche Annahme spricht die seit 
dem 12. Jahrhunderte bezeugte Existenz eines besonderen Richters, fer¬ 
ner die dem Wesen und Ursprung des Amtes angemessenere Beschrän¬ 
kung auf die Vollstreckung und die spätere ebenfalls mit der Vollstreckung 
zusammenhängende Entwicklung beim Prager (Oberst-)Burggrafenamte. 
Andererseits wird in der späten Erwähnung eines besonderen Richters ein 
Argument dafür gesehen, daß der Castellan ursprünglich auch Richter 
gewesen sei und diesen Wirkungskreis erst später abgegeben habe. Wie 
dem immer sein mag, jedenfalls bestand seitWladislaw II. neben dem castel¬ 
lanus ein Richter des Burgdistriktes iudex provincialis, cudaf (latinisiert 
cudarius). — Außerdem kommt für das Gerichtswesen im Burgbezirkc 
der villicus, das ist der mit der Aufsicht und Bewirtschaftung der fürst¬ 
lichen Güter betraute Amtsträger in Betracht (s. unten S. 43). Dieses 
Amt ergänzte das wesentlich militärische und leitende Amt des Kastellans 
nach der wirtschaftlichen Seite. Ferner finden wir als Verwalter der Ein¬ 
künfte des Fürsten mit entsprechender Teilnahme auch am Gerichtswesen 
einen Kämmerer (camerarius). Gewiß brachten die Fälle der Abwesen¬ 
heit des Kastellans v. a. in Kriegszeiten die Notwendigkeit einer Vertre- 
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tung desselben mit sich; ein besonderer Amtsträger dieser Art — wie ihn 
die polnische Rechtsgeschichte im tribunus aufweist — ist jedoch bei uns 
nur einmal in einer überdies zweifelhaften Quellenstelle bezeugt. — Eine 
dem Kastellane übergeordnete, etwa der Überwachung seiner Amtsführung 
dienende provinziale, den fränkischen missi vergleichbare Gewalt findet 
sich im böhmischen Fürstentume nicht. Dies ist nicht auffällig, da ja das 
böhmische Fürstentum bei seinem geringeren Gebietsumfange selbst einem 
Stammesherzogtume glich. Als zusammenfassende Bezeichnung aller 
Amtsträger kehrt in den Quellen der in seiner ursprünglichen Bedeutung 
äußerst dunkle und bestrittene Ausdruck suppani wieder. Ihm entspre¬ 
chend heißt dann die Amtsgerechtsame suppa. 

Die Gewalt der Burgbeamten erstreckte sich auf alle Bewohner des 
Burgbezirkes ohne grundsätzliche Ausnahme. Als zu besonderen Dienst¬ 
leistungen verpflichtete Burgbewohner werden sie in den Quellen castren- 
ses genannt. Die Bestellung der Amtsträger fügte sich in den Bau einer 
straffen fürstlichen Organisation ein, sie erfolgte im Wege einer Ernen¬ 
nung. Der strenge Amtscharakter schloß das Recht des Fürsten zur 
Amtsentsetzung, das Fehlen einer Vererbung in sich. Dieser Amtsorgani¬ 
sation entsprach auch die Ausstattung der Ämter mit zugehörigen Amts¬ 
gütern, die den Amtsträgern zum Nutzgenusse nach Art eines Benefiziums 
zugewiesen wurden. Eine Verknüpfung der Bestellung des Amtsträgers 
mit einem besonderen Treue Verhältnis, eine Vasallität fehlte hiebei. Hierin 
tritt ein unterscheidendes Merkmal von großer Tragweite gegenüber dem 
fränkisch-deutschen Amtsrechte zutage. 38 ) Ein Übergreifen des Lehens¬ 
wesens auf die Ämter, seine Rückwirkung auf das Verfassungsrecht wurde 
dadurch aufgehalten. Eine straffere Beherrschung des Ämterwesens war 
die Folge, die Zersetzung der Ämterverfassung trat zwar auch hier später 
ein, aber die Gründe waren anderer als lehensrechtlicher Natur. 

Die Geschlossenheit der Kastellanieverfassung wurde des weiteren 
dadurch erhöht, daß herrschaftliche oder genossenschaftliche Verbände 
wesentlich zurücktreten. So spielte die Gefolgschaft keine beträchtliche 
Rolle. 39 ) Die Sippe als öffentlichrechtlich bedeutsamer Verband hatte 
diese ihre Stellung zugunsten örtlicher Dorfschaften (vülae) mit sehr 
geringer verfassungsrechtlicher Bedeutung abgegeben. T.odi e iieh <ü e 

") Peterka, Burggrafent. i. Böhmen; Weizsäcker, D. Eroteh ung d. 
böhm.-mähr. Lehenswesens i. Lichte d. gennanist. Forschung (Z. D. V. G. M. u Schl 
XXI). 

**) Für einen bedeutenderen Bestand von Gefolgschaften Schreuer, Ver- 
fassungsgesch. d. böhm. Sagenzeit; Vacek, Soc. dejiny und insbes. Bretholz. 
Dagegen Weizsäcker a.a. 0. 
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Gemeinbürgschaft (poruka) für Verbrechen im Bereiche der Dorfgenossen 
geht von der alten Sippenhaftung auf die Dörfer über und umfaßte wohl 
auch mehrere benachbarte Dorfschaften (vicinatus, osada). 80 ) Allein eine 
höhere mehrere Dorfschaften in sich schließende Organisation mit öffent¬ 
lichrechtlichen Aufgaben, wie dies das polnische Opole zeigt, gab es im 
Rahmen der böhmischen Kasteüanieverfassung nicht. 

Wenn so die Kasteüanieverfassung in ihrem festen Gefüge keinen 
organischen Durchbruch aufweist, so sind doch schon in dem hier betrach¬ 
teten Zeiträume auch die Keime einer späteren Zersetzung zu finden. 
Diese liegen einmal in den, je weiter die Zeit vorschreitet, desto häufi¬ 
geren und stärkeren Übergriffen der durch Güterbesitz mächtig gewordenen 
Kastellane, die nicht nur Beamte sondern auch Herren sein wollten und 
daher vor Eigenmächtigkeiten nicht zurückscheuten. — Ferner kommen in 
dieser Hinsicht vom Herrscher einzelnen Kapiteln und Klöstern erteilte 
Privilegien in Betracht, weiche ihnen Befreiungen von den bisher allge¬ 
meinen Leistungen der Bevölkerung der Burgenbezirke (s. S. 46) 
gewährten. Auf diesem Wege fand die Immunität 81 ) in unser Gebiet Ein¬ 
gang. Bei aller Eigenart der Entwickelung kann hierin ein Fortwirken 
fränkischen Vorbildes gesehen werden. Dafür spricht schon der Umstand, 
daß die fränkische Immunität bereits im 9. Jahrhundert entwickelt war, 
während landesherrliche Befreiungen der gedachten Art in Böhmen erst 
dem 12. Jahrhunderte, Befreiungen von allen Lasten schlechthin (Privile¬ 
gium für das Wyschehrader Kapitel v. J. 1187) erst dem Ausgange dieses 
Jahrhunderts angehören. Ähnlich wie im böhmischen Herzogtume ist auch 
in Polen und Ungarn die Immunität erst später feststellbar. — Neben der 
Befreiung von Leistungen wurde in den Privilegien auch die Überlassung 
einzelner oder aller Einnahmen aus dem gerichtlichen Verfahren, einschließ¬ 
lich der Güterkonfiskation der Verurteilten gewährt. Hiemit verknüpfte 
sich, allerdings nur für die mährische Klosterimmunität bezeugt, ein Verbot 
amtlichen Eingreifens landesfürstlicher Amtsträger auf klösterlichem Gute, 
so daß insbesondere Ladungen nicht mehr durch landesfürstliche Beamte 
(den Kämmerer oder seinen Boten) selbst, sondern unter Vermittelung 
eines klösterlichen Organes erfolgen sollten. Eine Erteilung eigener 

*•) Erörterungen hierüber bei Jireöek p. Lippert. Vgl. ferner Hane 1, 
Obecna poruka v pravu slovansköm (Prävnik XII). 

w ) Gegenüber J a s i n s k i j (Padenie zemskago stroja v cesskom gosudarstve 
1895 u. 1912), welcher eine autochthone Entwicklung der böhmischen Immunitäten 
behauptet, vertritt Kapras, Präyüi Dejiny zemi Kor. Ceske II. den im Texte ein¬ 
gehaltenen Standpunkt. Vgl. Celakovskf, 0 soudni pravomoci panovnika a jeho 
üredniküv nad cirkevnimi korporacemi a kral. mesty v Cechach. (Prävnik XVII. 
u. XVIII.); Vanecek, Studie o imunite duchovnich statkü v Cechach do polovice 
14- stoieti (Präce ze Seminare ö. präva, hgg. v. Kapras Z. 13, 1928). 
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Gerichtsbarkeit war mit der Immunität in diesen ihren Anfängen noch 
nicht gegeben. Hierin tritt deutlich ein Zug langsamerer Entwicklung 
gegenüber der fränkisch-deutschen Immunität zutage. — Einen viel weiter 
reichenden Inhalt hatte eine zweite Art von Immunität, d. i. die Sonder¬ 
stellung, welche det deutschen kaufmännisch-gewerblichen Siedelung in der 
Prager Vorburg durch die böhmischen Herzoge gewährt wurde. 32 ) Hier 
handelt es sich um eine grundsätzlich verschiedene Privilegisierung. Wäh¬ 
rend die kirchliche Immunität mit dem Gutsgebiete zusammenhängt, ist die 
Grundlage der Sonderstellung der Deutschen in der Anerkennung des für 
sie und für die späteren Genossen der deutschen Gemeinde geltenden 
deutschen Rechtes, sonach im Personalitätsprinzipe zu sehen. Dieser 
Grundsatz wird an die Spitze des den Deutschen gewährten herzoglichen 
Privilegs gestellt. Es ist uns nicht im Originale, sondern in späteren Ab¬ 
schriften (15. Jhdt.) erhalten u. zw. in der Fassung der von Herzog 
Sobieslaw II. erteilten (1178) auf die Zeit Wratislavs II. zurückgehenden 
Bestätigung. Deshalb wird von dem Privilege als dem Sobieslawschen 
Deutschenprivilege gesprochen. Dem Charakter des Privilegs gemäß ist 
auch sein Inhalt gestaltet. Es schloß eben wegen der Rechtsverschieden¬ 
heit eine Gerichtsimmunität in sich. Es gewährte den Deutschen ihren 
eigenen, durch freie Wahl bestellten Richter. Die so geschaffene gericht¬ 
liche Exemtion für die Deutschengemeinde war allerdings keine vollstän¬ 
dige. Für drei Fälle von Ungerichten (Tötung, Diebstahl und großen 
Friedensbruch) blieb auch der Deutschengemeinde gegenüber die Gerichts¬ 
barkeit des Herzogs weiter Vorbehalten. Folgerichtig bringt das Privileg 
auch eine Befreiung der Deutschengemeinde von der slawischen Gemein¬ 
bürgschaft; Die Befreiung von den Landeslasten ist unter ausdrücklicher 
Hervorhebung der persönlichen Freiheit eine ziemlich vollständige, sowohl 
was Abgaben und Dienste an die fürstlichen Amtsträger als was die Heer¬ 
folge (expeditio) nach Außen anlangt. Lediglich zur Landwehr, zur 
Abwehr feindlichen Angriffes im Innern des Landes blieben die Deutschen 
verpflichtet. Außer der freien Richterwahl ward auch die Wahl eines 
selbständigen Pfarrers (plebanus) zuerkannt, so daß die Freiheiten den 
Rahmen einer bloßen Exemtion überschreiten und schon die Anfänge einer 
auf persönlichem Rechte beruhenden Gemeindeautonomie in sich schließen. 

**) Rössler, Deutsche Rechtsdenkmäler aus Böhmen u. Mähren I (1845); 
Zycha, Prag (1912); zur Widerlegung der grundsätzlich gegenteiligen Ansicht 
B r e t h o 1 z\ welcher die privilegiale Natur der Regelung leugnet, vgl. W o s t r y, 
d. Kolonisationsproblem (1922); Kristen, Privilegium Nemcü praiskfch (C. c. 
h. Jahrgg. XXVIII. 1922); Vojtisek, 0 privilegiu kn. Sobeslava pro prazske 
Nämce a jeho konfirmacich. (PrispÖvky k c. pomocn. vöd&m hist. H. I. 1929) mit 
kritisch noch nicht feststehender Annahme von Interpolationen. 
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Die Verschiedenheit des Rechtes im Zusammenhang mit besonderen 
Organen der Rechtssprechung führte auch zu Vorschriften für das pro¬ 
zessuale Zusammentreffen eines Bohemus mit einem Theutonicus. Das 
Deutschenprivileg bietet so, vom heutigen Standpunkt betrachtet, das erste 
Beispiel einer, wenn nicht sprachrechtlichen, so doch nationalrechtlichen 
Regelung auf dem Boden Böhmens. — Neben der Deutschengemeinde kam 
der Prager Judengemeinde 88 ) bereits in dieser Zeit eine beträchtliche 
Bedeutung zu. Es ist uns das Vorhandensein eines besonderen Juden¬ 
viertels sowie die Leitung desselben durch die Ältesten der Judengemeinde 
bezeugt. Eine die Rechtstellung der Juden auch in verwaltungsrechtlicher 
Hinsicht betreffende Regelung entstammt allerdings erst dem 13. Jahr¬ 
hundert. Nachrichten über andere Sondergemeinden insbesondere über 
eine romanische Gemeinde fehlen. 

Das bisher gegebene beiläufige auf Böhmen abgesteQte Bild der 
Ämter- und der Burgenverfassung läßt sich im Wesen auch auf die 
mährischen Teilfürstentümer 84 ) anwenden, denn offenbar schloß sich dort 
die Entwicklung eng an das böhmische Vorbild an. Allerdings ergab die 
Kleinheit der Gebiete nicht die Notwendigkeit einer Distriktseinteilung. 
Andererseits ist aber auch in den mährischen Teilfürstentümern das Ämter¬ 
wesen in den Burgen lokalisiert und wir finden dort — wenn auch später 
bezeugt — analog die gleichen Amtsträger (castellanus, iudex und villicus). 
Man kann daher für Mähren auch von einer Burgenverfassung, wenngleich 
nicht von Burgdistrikten, sprechen. Von Hof- und Zentralämtern wissen 
uns die mährischen Quellen, abgesehen von der Erwähnung eines canceüa- 
rius, eines Hofkapellans und eines camerarius, nichts zu berichten. Viel¬ 
leicht hängt dies mit dem Mangel einer Distriktseinteilung, welcher die 
Burgämter gleichzeitig zu Zentralämtern machte, zusammen. Mit Böhmen 
haben die mährischen Teilfürstentümer die Einheitlichkeit der Ämterverfas¬ 
sung und ein Fehlen des Lehenswesens gemeinsam. Ebenso weist das Ein¬ 
dringen der klösterlichen Immunität in Mähren wesensgleiche Züge auf, wo¬ 
bei bemerkenswert ist, daß nur in Mähren ein Verbot des Eingreifens landes- 

**) Bondy-Dvorskf, Z. Geschichte d. Juden i. Böhm., Mähr. u. Schles. 
t. 906 b. 1620. I. 1906; ftezniöek, 2id4 v zeitlich 6esk. 1900. Zycha, Prag. 

**) Hör na, £ dejinäm mor&vskfch ürednikü I. (Präce ze sem. öesk. pr&va 
na Karlovö univ. hgg. v. Eapras Z 5.); B o 6 e k, Pfehled knfiat a markrabat a 
jinych düstojnlkü zemskych v markr. Mor. 1860; Br an dl, Glossarium illustrans 
boh.-mor. historiae fontes (1876); Ro j t, 0 cirk. immunitäch v Cechäch a na Moravö 
(Gymn. Progr. Brünn 1868); Vanööek, E soudni imunitä duchovnich statkd na 
Moravä (Präce ze sem märe 5. präva hgg. v. Eapras Z. 17, 1931); Zatsche k, Bei¬ 
träge z. Diplomatik d. mähr. Immunitätsurikunden (Quellen u. Forsch, a. d. Gebiete 
d. Geschichte 1931); D’Elvert, Gesch. d. Juden i. Mähren u. Schles. (H. S. XXX); 
Zycha, Ursprung d. Städte i. Böhm. u. die Städtepolitik d. Pfemysliden (1914); 
vgl. ferner die oben n. 21 genannten Arbeiten Eapras’ u. Fischeis. 
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herrlicher Amtsträger auf den Immunitätsgründen quellenmäßig feststellbar 
ist (s. S. 38). Die Vorburgen führten auch hier, insbesondere gilt dies von 
Brünn, zu dauernder kaufmännisch-gewerblicher deutscher Siedelung, doch 
sind uns keine dem Prager Deutschenprivileg entsprechenden Sonderrechte 
bezeugt. 


V. Die Verwaltung. 

Das Verwaltungsrecht des frühen Mittelalters im Pfemyslidenfürsten- 
tum weist eine starke Analogie mit jenem der fränkischen Monarchie auf, 
nicht ohne Züge eigenartiger Entwickelung. Wie dort sind die Ziele der 
Verwaltung im Wesen durch die beiden Aufgaben der Wahrung des 
Friedens nach außen und innen abgesteckt: in Heer und Gericht betätigt 
sich vor allem das Gemeinwesen. In der Führung der Verwaltung scheidet 
sich das Kriegswesen noch nicht strenge von einer zivilen Verwaltung, 
die Beamten vereinigen Funktionen beider Art. 

1. Für die tatsächliche Bedeutung des Heerwesens 85 ) legen schon die 
vielen Kriegszüge in Erfüllung der Lehenspflicht, zur Austragung von 
Thronfolgefragen, im Kampfe um die Herrschaft in Polen, Zeugnis ab. 
Äußerlich tritt der Verteidigungszweck in der Bestimmung der weiten 
Grenzwälder als Schutzwälder, in der Bewachung der Landespforten 
durch besondere Organe (Choden, d. i. Grenzschreiter), in der Verknüpfung 
aller Verwaltung mit den Burgen deutlich hervor. Das Heer war, wie 
in der mitteleuropäischen Entwicklung überhaupt, zunächst ein Fußheer. 
Später wandelt sich das Heer auch hier teilweise zum Reiterheere, ohne 
daß sich jedoch ein so starker Impuls wie er im Frankenreiche den 
Sarazenenkämpfen beikommt, feststellen ließe. In der Organisation des 
Heerwesens schied sich, auch hier dem Zuge mitteleuropäischer, insbeson¬ 
dere fränkischer Entwicklung gleich, die Landesverteidigung von son¬ 
stiger Kriegführung. Für die Landesverteidigung blieb auch jetzt die 
allgemeine, jeden Volksgenossen treffende Wehrpflicht die ausnahmslose 
Grundlage. Selbst das Deutschenprivileg schuf in dieser Hinsicht keine 
Befreiung. Die Mitwirkung an Bau und Erhaltung der Burgen war eine 
allgemeine Pflicht. Für die sonstigen Kriegsfälle läßt sich auch im 
Premyslidenfürstentume ein Weichen des Grundsatzes allgemeiner Heer¬ 
pflicht bei der tatsächlichen Ausübung der Heeresdienste wahrnehmen. 
Ein Teil der Bauern mag von der persönlichen Leistung kriegerischer 

“) K a p r a s, Z dejin <Sesk. zrizeni vojenskeho (Sb. vojonskych pfiruefk, Bd. 
IV.); Kalousek, Sträze v Cechach (Pam. Arch. IX); Kol Ar, Sträze uvnitr 
Cech. (Pam. arch. IX); Hrase, Zemske stezky sträznice a brany v Cechach’ 1885; 
Cervinka, Hradiska pravekä, hrady, hrädky a tvrzenaMorave(Cas.m. ol.XXXI). 
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Dienste losgezählt worden sein. Auch griffen Privilegien, wie das 
Deutschenprivileg, hier einschränkend ein. Sodann tritt die Leistung 
kriegerischer Dienste als ein besonderes Verhältnis beruflicher Art all¬ 
mählich hervor. Die Verpflichtung zu militärischen Diensten wird der 
Gegenstand besonderer Abmachungen gegen Gewährung des Lebensunter¬ 
haltes, zuweilen eines Dienstgutes. Hierin liegt ein der Ministerialität 
verwandtes Entwicklungsmoment der böhmischen Rechtsgeschichte.*®) 
So entsteht die Schichte der milites servientes (slawisch, wohl betreffend 
die nicht adeligen druhones, drugones), für welche nicht mehr Freiheit 
oder Unfreiheit, sondern der militärische Dienst entscheidendes Merkmal 
ist. In den Quellen kommt zuweilen eine Auseinanderhaltung von milites 
primi et secundi ordinis vor. Diese Unterscheidung war nach allem dar¬ 
nach getroffen, wem die Dienste kriegerischer Art versprochen wurden, 
so daß die milites secundi ordinis Krieger der Adeligen, jene primi ordinis 
vor allem solche des Fürsten selbst wären. Da diese in der Regel auch 
Amtsträger waren, birgt die zeitweise Gleichsetzung von suppani und 
milites in den Quellen nichts Widersprechendes in sich. Die milites 
leisteten jeweils ihrem Herrn Folge. 

2. Bezüglich der Gerichte sind wir leider vor einen sehr empfind¬ 
lichen Nachriehtenmangel gestellt. Zwar ist soviel sicher, daß die 
Gerichtsbarkeit nun zu einer staatlichen, im Namen des Fürsten geübten 
geworden ist; die privaten Schiedsgerichte sind infolge des Zentralisa¬ 
tionsprozesses fast verschwunden. Ferner steht gewiß das Fürstengericht, 
vergleichbar dem fränkischen Königsgerichte, den Provinzialgerichten 
gegenüber. Dieses Gericht des Fürsten selbst ist kraft der Ausgestaltung 
des Fürstenrechtes als ein Gericht grundsätzlich unbeschränkten Wir¬ 
kungskreises zu denken, an das alle Angelegenheiten gezogen werden 
konnten. Die wichtigen Aufgaben aber, welche dem fränkischen Königs¬ 
gerichte als Billigkeitsgericht gegenüber dem Volksrechte zukommen, 
lassen sich allerdings bei uns mangels eines solchen Unterschiedes nicht 
nachweisen. Die tatsächliche Bedeutung des Fürstengerichtes stieg durch 
die Immunitäten und die dadurch gegebenen Vorbehalte der Recht¬ 
sprechung des Fürsten. Mit dem Anwachsen fürstlicher Judikatur mag 
auch die Entwicklung des besonderen Amtes eines iudex curialis Zusam¬ 
menhängen. — Am fühlbarsten wird der Mangel zeitgenössischer Nach- 


”) Brandt, Glossarium; S t i e b e r, österr. Landrecht (Forsch, z. inneren 
Gosch. Ost. 2. H.); Werunsky, Die landr. Reformen K. Ottokars (M. J. ö. G 
XXIX); Weizsäcker, Entstehung d. böhm.-mähr. Lehenwesens (Z. d. V. G. M. 
n. Schl. XXI); Susta, Dvä knihy cesk. däjin L 
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richten rücksichtlich des provinzialen Gerichtswesens.* 7 ) Hier sind wir 
für Böhmen so gut wie auf die Nennung der Amtsträger allein angewiesen. 
Bestimmteres ist in der ältesten in Mähren lokalisierten Quelle, den sog. 
statuta ducis Ottonis (ius Conradi) s. unten S. 55 überliefert. Vor die 
Frage gestellt, ob das aus dem ius Conradi gewinnbare Bild, sich auch 
für Böhmen verwerten lasse, scheinen uns stärkere Gründe für eine 
bejahende Antwort zu sprechen. Die Entscheidung über die formelle 
Gültigkeit tritt gegenüber der materiellen Erwägung zurück, daß es 
unwahrscheinlich wäre, bei der engen rechtsgeschichtlichen Verquickung 
der mährischen Teilfürstentümer mit dem Pfemyslidenfüretentume selbst 
grundsätzliche Unterschiede der inneren Entwicklung anzunehmen. Frei¬ 
lich schaffen auch die Angaben dieser Quelle kein klares Bild. Es bestan¬ 
den hienach zwei Gerichte, ein Gericht des Burgrichters (iudex) und ein 
Gericht des villicus. Was die Abgrenzung dieser beiden Gerichte anlangt, 
werden einerseits im Zusammenhänge mit dem iudex die nobiles, mit dem 
villicus die milites genannt, andererseits die Gerichtsbarkeit des iudex auf 
einen Wert betrag über 300 Denare beschränkt. Dieser Zwiespalt gab den 
Anlaß zu widersprechender Auslegung der Art der beiden Gerichte. Teils 
konnte man einen ständischen Aufbau herauslesen, das Gericht des iudex 
als das Gericht für den höheren Adel, jenes des villicus als das des niederen 
Adels erklären, teils fand man im Werte des Streitgegenstandes die Grund¬ 
lage der Abgrenzung. Gegen die Annahme einer Scheidung nach höherem 
und niederem Adel spricht die erst im Flusse befindliche soziale Entwick¬ 
lung, welche eine so starke verwaltungsrechtliche Auswirkung noch 
nicht zu zeitigen geeignet war. Auch konnte man sich hiefür noch 
nicht auf ein fränkisch-deutsches Vorbild berufen. Bei solcher Sachlage 
scheint es wohl am entsprechendsten, aus der Stellung des villicus einen 
Anhaltspunkt für die Kompetenz seines Gerichtes zu gewinnen. Seine 
Gerichtsbarkeit hätte hienach im Einklänge mit seiner sonstigen Amts¬ 
wirksamkeit die auf den herzoglichen Gütern Ansässigen und die den 
Amtsträgern im Burgbezirke kraft besonderen Kriegsdienstvertrages Ver- 
pflicheten (milites) umfaßt. Hieraus ergäbe sich dann von selbst eine 
größere Bedeutung des Gerichtes des iudex, welches die unabhängige 

’ 7 ) Jirocck, 0 soudech iupnich neboli cudäch (C. fi. m. XXX.); Brandt, Sta¬ 
tuta Conradi (Prävnik XII.); Hanel, 0 vlivu priva ngm. v Cech. a na Mor. (1874); 
Ruber, Streifzüge durch d. Rechtsgesch. Mährens L (1885); R i e g e r, ZHzeni 
krajskö ▼ Cechäch 1. (1889); V a c e k, Soc. däjiny ie sk. starii doby (1905); S t i e - 
ber, D. öst. Landr. u. d. böhm. Einwirkungen a. d. Reformen K. Ottokars i. Ost. 
(Forsch, s. inneren Gosch, öst. hgg. v. Dopsch 2. H.) S u j a n, Nejstarii zrizeni zemsk. 
na Mor. (C. M. m. VIII.); Zy cha v Prag (1912); Eoss, Forschungen z. mittelalt 
Gerichtsverfassung Böhm. u. Mähr. (1919). 
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Freienschicht betraf. Dieses Verhältnis äußerte sich in dem vom ius 
Conradi hervorgehobenen Rechte des iudex, daß er an die Stelle des 
säumigen villicus treten konnte, nicht aber umgekehrt. Ebenso würde 
sich damit die Überlassung der sachlich geringfügigeren Angelegen¬ 
heiten an das in persönlicher Hinsicht zurückstehende Gericht decken. — 
Über die Art der Rechtsprechung vermag man desgleichen nur Ver¬ 
mutungen zu äußern. Gewiß entspräche es an sich der Continuität mit 
dem früheren alleinigen Schiedsrichtertume wie der allgemeinen Stellung 
der Burgamtsträger überhaupt, eher auch ein selbständiges Urteilen des 
iudex oder villicus anzunehmen. Allein unsere Quelle erwähnt ausdrücklich 
das Beisein der nobiles bezw. milites, neben dem Richter. Hierin wird 
doch füglich die Andeutung eines Mitwirkens derselben bei der Recht¬ 
sprechung gesehen werden können, um so mehr, als die karolingische 
Schöffeneinrichtung, insbesondere in den Österreich nahen mährischen 
Gebieten, bekannt sein mußte. 

3. Auf die Finanzwirtschaft der Kastellaniezeit wirkte der patri- 
moniale Charakter des Fürstentumes und die vorherrschende Natural¬ 
wirtschaft zurück. Privatgut des Fürsten und Staatsgut waren noch nicht 
von einander geschieden; finanziell in Betracht kommende Leistungen 
waren Naturalien oder persönliche Dienste, in noch zurücktretendem 
Maße Geld. Der Mangel einer Scheidung von Privatfürstengut und Fiskus 
schloß allerdings nicht aus, daß der Titel eines wesentlichen Teiles der 
Einnahmen in der Hoheitsstellung des Herrschers lag, daher nicht privat¬ 
rechtlicher Natur war. Im ganzen reiht sich das Bild der böhmischen 
Finanzwirtschaft jener Zeit dem der fränkischen Gestaltung an. 

Den Grundstock des Herrschervermögens bildeten die Domänen 38 ) 
des Fürsten. Bedenkt man, daß alle Vergebungen von Dienstgütern dem 
Fürstenland entnommen wurden, daß das Kirchengut auf Überlassung 
vom Fürsten zurückgeht und daß die weiten Strecken ungerodeten Wald¬ 
bodens als dem Fürsten eigen erachtet wurden, so leuchtet die große 
Bedeutung dieses Domanialbesitzes ein. Die Anschauung allerdings, daß 
das Fürstenland alles Eigen aufgesaugt hätte und das ganze Gebiet ein 
Gebiet der Unfreiheit gewesen wäre, ist abzulehnen; sie hätte eine zu große 
Gewaltsamkeit des Zentral.'sationsprozesses gegenüber bestehenden 
Bodenrechten zur Voraussetzung und widerspräche auch den Sozialver¬ 
hältnissen dieser Zeit. — Mit dem starken Bodenrechte des Fürsten hängt 
auch das Recht desselben auf alles herrenlose oder herrenlos gewordene 
Gut zusammen. Er besaß das Heimfallsrecht am erblosen Gute. Der 
Heimfall muß bei dem Mangel eines Erbrechtes im weiteren Erbenkreise 

**) Rieger, 0 öeskych krdL korunnich slatcich (Gutachten, 1907). 


Digitized by Google 



45 


von größter Ergiebigkeit gewesen sein. Auch die Wald- und Wildaufsicht 
durch fürstliche Beamte (forestarii, lovci) und damit zusammenhängende 
Abgaben, lassen sich als ein Ausfluß des Bodenrechtes des Fürsten auf¬ 
fassen. Ebenso auch die Abgaben (decimae) von den gewonnenen Berg¬ 
schätzen. Nähere Nachrichten über die Entstehung dieser, seit dem 
12. Jahrhunderte bezeugten Abstattungen sind uns nicht überliefert. 

Mit der Prägung von Münzen hängt die Entstehung des Münz¬ 
regales 39 ), eines dem Fürsten vorbehaltenen nutzbaren Hoheitsrechtes, 
zusammen. Die territoriale Münzprägung setzt mit dem vollendeten Zen¬ 
tralisationsprozesse ein und ist ein Zeichen desselben. Das Münzwesen 
ist streng regal. Träger des Rechtes waren die Prager Pfemyslidenfürsten 
und kraft ihres selbständigen Heheitsrechtes die mährischen Teilfürsten. 
Dagegen übten die böhmischen Teilfürsten mangels eines selbständigen 
fürstlichen Hoheitsrechtes auch kein Münzrecht aus. Ebensowenig die 
Bischöfe von Prag und Olmütz, trotzdem der letztere ein dahin lautendes 
Privileg vom deutschen Könige (1144) erhalten hatte. — Das Geschäft 
der Münzprägung lag in den Händen besonderer Münzer (monetarii). Eine 
Verleihung des Münzrechtes fand nicht statt. Auch eine Verpachtung des 
Erträgnisses ist für diese Zeit quellenmäßig noch nicht nachweisbar. 
Bezeugt sind nur Zuwendungen von einzelnen bestimmten Erträgnissen 
der fürstlichen Münze an kirchliche Institute. Das Münzwesen selbst hat 
sein Vorbild in der fränkischbayrischen Prägung. Die erste böhmische 
Münze Boleslaws I. zeigt uns den Silbersolidus zu 12 Denaren. Später, 
auch hierin im Anschlüsse an die Münzverhältnisse des deutschen Reiches, 
bildet die Silbermark zu 200 Denaren die Grundlage. Aus dem Berichte 
des Cosmas ist zu entnehmen, daß schon in dieser frühen Zeit durch 
Verschlechterung der Münze bei periodischen Münzerneuerungen von den 
Fürsten Gewinn gezogen wurde. Die ältesten Prägestätten waren in Prag 
und bei Olmütz, doch ist, wie aus der späteren Nennung anderer Orte 
hervorgeht, das Münzwesen hier ebensowenig wie im Frankenreiche an feste 
Prägestätten gebunden gewesen. — Erträgnisse warf auch die Gerichts¬ 
barkeit ab. Hieher gehören die in den Quellen als venditiones 391 ) bezeich- 
neten Bußzahlungen anläßlich der Ausübung der Gerichtsgewalt’. Die Her- 

**) Cermdk, 0 cesk, penez. do r. 1526 (1888); Fiala, Cesk6 dendry (1895); 
8 m o 1 i k, Denäry üdßl. knizat na Mor. v XI. a XII. stol. (1896); C er v i n k a, 
Denäry üdel. knizat Mor. (C. m. 01. VIII, XIII, XIV, XVI); ders. Mince a mincov- 
nictvi mark. Moravsk. 1897; Susta, Dve kn. cesk. dejin I. 

** a ) Zur Auslegung dieses Quellenausdruckes vgl. C d d a, K osobni cxekuci 
podle cesk. präva zemak. I. (Prace ze sem. cesk. präva hgg. v. K a p r a s Z. 2.) und 
die dort gegebenen Hinweise auf die Anschauungen Lipperts, Vaceks und 
Zychas. Krofta, Staroccskä „venditio“ (Festgabe f. Pekar I. 1930). 
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kunft des Ausdruckes „venditio“ ist — wenn in ihm nicht vielleicht eine 
Verwechslung mit vindicta, vindicium vorliegt, welche ansprechende Ver¬ 
mutung K r o f t a nebenbei äußert — dunkel und bestritten. Teils wird 
er von einem exekutiven Verkauf der Schuldnerperson oder des schuldne- 
rischen Gutes abgeleitet, teils wird in der venditio gleich ursprünglich eine 
Abgabe im Wege der Leistung von Naturalien auf Abschätzung gesehen. 
Dem Heimfallsrechte nahe steht der Anfall der Güter eines zum Tode 
verurteilten Verbrechers an die fürstliche Kammer. 

Neben Domanialbesitz und vorbehaltenen nutzbaren Hoheitsrechten 
bildeten auch Abgaben eine Einnahmequelle des Fürstentumes. Hieher 
gehören zunächst die mannigfachen persönlichen Leistungen, welche der 
Bevölkerung zur Deckung von Verwaltungserfordemissen auferlegt wur¬ 
den. Da der Titel für die Anforderung in der Hoheit des Fürsten gelegen 
war, stehen sie der Steuer am nächsten. Die Leistungspflicht war eine 
allgemeine, insbesondere war auch die Geistlichkeit ihr unterworfen. 
Befreiungen, wie jene der deutschen Gemeinde mußten sich auf ein 
Privileg stützen. Der Bedeutung des Heereszweckes und der Burgen 
entsprechend traten die Burgdienste: der Burgenbau (castrorum aedificatio 
reaedificatio), die Burgwacht (urbium excubiae), der Weg- und Brücken¬ 
bau (reparatio viarum, pontium aedificatio) am stärksten hervor. Hiezu 
gesellten sich Rodungsarbeiten (succisio silviae, pfeseka) und die zahlreichen 
dem Herzoge und seinem Gefolge geweihten Dienste, wie die Beistellung 
von Fahrgelegenheiten (pojizda), die Herbergspflicht, die Beistellung von 
Schlachtvieh(näfez), Abfuhr von Futter für die herzoglichen Pferde (osep.) 40 ). 

Zweifelhafter Natur ist die eigenartige in den Quellen als tributum 
pacis, mir 40 *), sonach soviel wie Friedensgeld bezeichnete Abgabe, d. i. eine 
offenbar von Freien jährlich (annuum tributum) häufigst in Geld abge¬ 
stattete Leistung. In der Auffassung dieser Abgabe gehen die Ansichten 
auseinander. Anhaltspunkte für ihre Deutung bieten die Beschränkung 
auf Freie als Besteuerte, die quellenmäßige Wiederkehr des mir bei 
Ansässig k eit auf Grund und Boden, der Zusammenhang mit einer Friedens¬ 
gewährung, sowie die Analogie mit einer ähnlichen Abgabe im ungarischen 
Arpadenreiche (liberi denarii), über welche eine deutlichere Quellenstelle 
überliefert ist. Hienach wäre es am wahrscheinlichsten, im tributum pacis 
eine allgemeine Abgabe angesiedelter Freier als Gebühr für den gewährten 
Frieden im Besitze zu erblicken. Es wäre diese Abgabe sonach die Gebühr für 
einen bestimmten gewährten Vorteil und ebenso ein Zeichen der persönlichen 

*°) Diese Bedeutung des Wortes osep nach H. J i r e c e k. Ebenso V a c e k, 
in Agrärni archiv IV, 1917, der von seiner ursprünglichen Ansicht osep = Korn¬ 
leistung, der vom Wachdienst befreiten Burgzugehörigen, wofür eine Analogie mit 
dem sorbischen sip spräche, abwich. 

**) Schreuer,- Unters, z. Verfassungsgesch. d. böhm. Sagenzeit; Pekar, 
K cesk. dejinäm agrärnim (C. c. h. VII); Zycha, Prag; Krofta, Slaroceskä dan 
mlru (Festschrift f. Miljukov, 1929). 
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Freiheit wie des erlangten Friedensschatzes. Mangels quellenmäßiger An¬ 
haltspunkte kann es nur hypothetisch bleiben, ob im mir eine dem fränkischen 
adiutorium analoge Abstattung für die Befreiung kleineren Freienbesitzes 
von der persönlichen Ausübung des Kriegsdienstes gesehen werden kann. 

Im übrigen sind die uns aus dieser Zeit überlieferten direkten Steuern 
außerordentlicher Art, so insbesondere die im Jahre 1179 zur Deckung 
einer an den deutschen Kaiser versprochenen bedeutenden Summe auf¬ 
erlegte allgemeine „collecta“. — Auf besonderem Titel beruhte die von 
den polnischen Fürsten an die Premysliden in der zweiten Hälfte des 

12. Jahrhundertes jährlich abgestattete Zahlung von 500 Mark Goldes; sie 
war ein Entgelt für die Abtretung von Burgen in schlesischen Gebieten durch 
Bretislaw I. an Polen. Ebenso sind die wiederholten Eingriffe in das Vermögen 
der Juden, wovon Cosmas zu erzählen weiß, durch besondere Anlässe her¬ 
vorgerufen worden. Eine regelmäßige Belastung der Juden und damit ein 
Judenregal läßt sich für die hier behandelte Zeit noch nicht annehmen. 

Mit der Entwickelung des Handels fand das Zollwesen 41 ) Eingang. 
Der Zoll war zunächst eine Abgabe für den Schutz, der dem außerhalb 
der Rechtsordnung stehenden fremden Kaufmanne gewährt wurde. Eine 
unmittelbare Bezugnahme auf das fränkische Zollwesen läßt sich trotz 
aller Ähnlichkeit der Gestaltung nicht feststellen, so daß für eine, wenn 
auch abgeleitete Einwirkung des römischen Zollrechtes kein Anhaltspunkt 
gegeben ist. Die ersten Zölle sind Wegzölle, Mauten (pedagium, teloneum 
muta, Maut), welche dem fremden Kaufmann beim Betreten oder Ver¬ 
lassen des Landes und als Durchgangszölle auf den Straßen auferlegt 
wurden. Besondere Wächter (telonearii, custodes stratarum) besorgten 
die Einhebung. Dem persönlichen Schutzcharakter dieser Wegzölle ent¬ 
sprechend, war anfänglich die Person des Kaufmannes oder sein Fahrzeug 
die Grundlage der Bemessung, erst später wurde nach den eingeführten 
Frachtstücken unterschieden. Zu den Wegzöllen gesellten sich sodann 
die Marktabgaben, auch diese als Einfuhr- und Ausfuhrzölle, ferner als 
Umsatzzölle eingehoben. Allmählich wurde auf den Märkten auch die 
Ware des heimischen Händlers in die Verzollung einbezogen. Als eine 
solche mit dem Markte zusammenhängende Zollstätte erscheint der Prager 
Kaufmannshof, curia hospitum mercatorum, Teynhof, laeta curia, froher 
Hof (Fronhof). 42 ) Zollzwecken entsprach die Pflicht des Kaufmannes, 

41 ) Fritsch, D. Zoll — recte Mautwesen i. Mähren b, z. Ausgang d. XIV 
Jhdts. (Z. d. V G. M. u. Schl. X); Winter, Dejiny remesel a ohchodu v Cechäcb 
▼ XIV. a XV. stol.; Juritsch, Handel und Handelsr. i. Böhmen b. z. hus. Rev 

4S ) Tom eh, D. Alter d. sog. Teynhof es u. d. Teynkirche (S. B. b. G. W. 1849); 
F. Pick, Beiträge z. Wirtschaftsg. d. Stadt Prag i. Ma. I. Das Ungeld (M. V. G 
D. B. XLIV.); Teige, 0 pocatcich Tfnskeho dvora (Prazske prispevky mistopisnd 
1911); Celakovskf, 0 .zaöatcich üstavn. däjin stareho m. Prazskeho (Festschr. 
Randa 1904); Z y c h a, Prag; Weizsäcker, D. Recht d. Fremden i. Böhmen. 
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seine Ladung einzulagern und die Bestellung eines, besonderen Organs 
(domesticus), dem auch die Verwahrung der zahlreichen Maße oblag. Hier 
bestand auch ein besonderes Gastgericht für die Rechtsstreitigkeiten und 
Strafsachen fremder Kaufleute. Der Richter in demselben war wohl von 
dem Prager Kapitel als Eigentümer des Teynhofes bestellt. Die Zölle ge¬ 
bührten dem Fürsten, so daß wir ebenso von einem Zollregale wie im 
besonderen von einem Marktregale sprechen können. Allerdings sind es 
gerade die Zölle, bei welchen die Lastenimmunität zugunsten der Kirche 
zunächst einsetzte. Auch Zollüberlassungen kamen vor. Eine solche Über¬ 
lassung größeren Umfanges zeigt die Schenkung der Zölle aus dem Teyn- 
hofe durch Bofiwoj II. (1100—1107) an das Prager Domkapitel. 

VI. Die Kirche. 45 ) 

Die Beziehungen zum christlichen Frankenreiche verschafften dem 
Christentume Eingang in die böhmisch-mährischen Länder. Von Bayern 
aus wurde schon im großmährischen Reiche unter Mojmir christianisiert. 
Wir finden das großmährische Missionsland zunächst der Passauer Diözese 
eingegliedert. Die Loslösung des großmährischen Reiches vom Franken¬ 
reiche, die Auflehnung gegen das deutsche Priestertum zeitigte dann aber 
unter Rastislaw in Großmähren eine andere religiös kirchliche Gestaltung; 
statt des Anschlusses an die römische Kirche eine Verbindung mit Kon¬ 
stantinopel und die Einführung einer besonderen slawischen Liturgie 
(Konstantin-Kyrill und Methodius). Methodius erwirkte die Errichtung 
eines mährischen Erzbistums, dem 2 Bistümer untergeordnet waren, sodaß 
uns hierin eine Organisation einer Landeskirche begegnet. Allein diese 
kirchliche Organisation, über deren Beziehungen zur Fürstengewalt wir 
nur wenig unterrichtet sind, verschwand mit dem Untergange des groß¬ 
mährischen Reiches. 

Anders in den böhmischen Gebieten. Hier ist durch die Christiani- 

**) F r i n d, Kirchengeschichte Böhmens, 4 Bde. 1864—1878; V a c e k, Cirkevni 
dejiny ceske I. 1890; Naegle, Kirchengeschichte Böhmens, 2 Bde. 1915, 1918; 
Winter, 2ivot cirkevni v Cechäch, 2 Bde. 1895,1896; Novotny, Cirkevni a näboz. 
vyvoij (Ceskä politika I.); J i r e c e k, Slov. prävo u. Recht i. Böhmen u. Mähren; 
L i p p e r t, Soz. Gesch. Böhmens II; D’E 1 v e r t, Z. Gesch. d. Erzbistums Olmtitz 
(H. S. XXIX); Breitenbach, D. Besetz, d. Bistümer Prag u. Olmtitz b. z. An¬ 
erkennung d. ausschl. Wahlrechtes d. beiden Domkapitel (Z. d. V. G. M. u. Schl. 
VIII); Krofta, Kurie a cirkevni spräva v zemich cesk. v dobe predhus. (C. c. h. 
X., XII., XIV.); Wahrmund, D. Kirchenpatronatsrecht u. s. Entwicklung in 
österr. 1894; Hruby, Cirkevni zrizeni v Cechach a na Morave od X. do konce 
XIII. stoleti a jeho pomer ke statu (C. c. h. XXII. 1916, und XXIII. 1917); H. F. 
Schmid, Die rechtlichen Grundlagen d. Pfarrorganisation auf westslawischem 
Boden u. ihre Entwickelung während d. Mittelalters. (Zeitschr. d. Savigny-Stiftg. f. 
Rechtsgeschichte XLVI. 1926. Kan. Abt. XV.); Sch lenz, D. Kirchenpatronat i. 
Böhmen (Quellen u. Forsch, n. d. Gebiete d. Geschichte 1928). 
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sierung (s. oben S. 21) eine dauernde Verbindung mit der römischen 
Kirche geschaffen worden unter vorbildlichem Einwirken der von christ¬ 
licher Idee getragenen fränkischen Monarchie. So stark waren hier die 
kulturellen Zusammenhänge, daß sie sich auch rechtlich, über die Grenzen 
des Territoriums hinaus in der Organisation der böhmischen Kirche dieser 
Frühzeit äußern. Sie ist dem Metropolitanverbande Mainz und anfänglich, 
vor Errichtung des Prager Bistumes auch einem Bistum des deutschen 
Reiches (Regensburg) eingegliedert gewesen. Der deutsche König machte 
seine lehensherrliche Stellung, unter Wahrung der Selbständigkeit des 
böhmischen Herrschers, bei Errichtung der Bistümer und bei der Inve¬ 
stitur geltend. Das kirchliche Band war ein Korrelat des Lehensbandes. 
(Die heidnische Reaktion Boleslaws I. geht mit dem Streben nach Abschüt- 
telung desselben Hand in Hand.) 

Die Erlangung der bischöflichen Gewalt zeigt uns deutlich, dem 
Erwerb der böhmischen Fürstengewalt vergleichbar, ein Zusammenwirken 
territorialer und auswärtiger Machtfaktoren. Die Grundlage der Besetzung 
des Bischofsstuhles war die Bestellung durch den Herzog. Hierin tritt 
die territoriale Selbständigkeit und auch seine Grundherrlichkeit zutage. 
Die regelmäßige Beiziehung von Klerus, Adel und Volk hatte, auch darin 
eine Analogie zur Erlangung der Fürstengewalt, nicht so sehr den Charakter 
einer Wahl als den einer Vorstellung des neuen Bischofes zur öffentlichen 
Bekundung und zur Erzielung der Akklamation. — Der neue Bischof 
bedurfte sodann auf lehensrechtlicher Grundlage der Investitur, d. i. der 
lehensmäßigen Gewerenübertragung durch den deutschen König. Da die 
Besetzung des Bischofsstuhles selbst in den Händen des böhmischen 
Herzogs, nicht des deutschen Königs, lag, trat die reale Bedeutung der 
königlichen Investitur allerdings praktisch zurück. Sie äußerte sich aber 
in der persönlichen Stellung der Prager und Olmützer Bischöfe, welche 
eben wegen der Investitur durch den deutschen König als deutsche Reichs¬ 
fürsten aufgefaßt wurden. — Der Investitur hatte die Konsekration durch 
den Mainzer Erzbischof als den übergeordneten Metropoliten zu folgen. 

Der unmittelbare Einfluß des Papsttumes trat in den böhmischen 
Ländern gegenüber der Bedeutung, welche er im ungarischen Reich 
Stefans des Heiligen gewann, noch erheblich zurück. Es hing dies offenbar 
mit der Politik der Fürsten, welche eher einen Anschluß an das deutsche 
Königtum als an das Papsttum förderten, zusammen. Der Papst bestellte 
zwar auch am Hofe des Premyslidenfürsten einen Legaten, die Eigenschaft 
eines päpstlichen Legaten hatte aber der böhmische Fürst nicht. So scheint 
es auch nicht auffällig, daß die päpstlichen Errungenschaften des Wormser 
Konkordates (1122) einer Notwendigkeit der Einhaltung der kanonischen 
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Wahlen bei Besetzung der Bistümer erst zu Ende des 12. Jahrhunderts 
in Böhmen durchdrangen. 

Im inneren Verhältnis des böhmischen Fürstentumes zur Kirche tritt 
uns wesentlich die gleiche Gestaltung wie im fränkischen und deutschen 
Reiche des frühen Mittelalters, und dasselbe gilt auch für Polen und 
Ungarn, entgegen. Das Fürstentum ist Schützer der Kirche, welche es 
andererseits als seine politische Grundlage verwertet. So verquickt sich 
auch hier Staats- und Kirchenverwaltung. Geistliche sind Träger wich¬ 
tiger Hofämter, geistliche Würdenträger finden wir im Rate der Herzoge. 
Wie im fränkischen Reiche war auch hier Raum für eine Gesetzgebung 
des Herrschers in kirchlichen Dingen gegeben. Die beiden Belege hiefür, 
ein Edikt Boleslaws II. (992) und die sogenannten Decreta Brecislai I. 
ducis (1039) sind allerdings nach Zeit und Echtheit nicht unangefochten. 

Dem theokratischen Charakter des Premyslidenfürstentums entspre¬ 
chend nehmen die Errichtung von Kirchen von ihm den Ausgang. Der 
Prager Burgkirche (973) folgten als kirchliche Ergänzung der Kastellanie- 
verfassung weitere Kirchen, Burgkirchen. Der Burgpriester (archi Pres¬ 
byter) gliederte sich als landesfürstlicher Amtsträger der Burgenverfassung 
ein. Landesherrliche Förderung des Christentumes und Berechtigung am 
Grund und Boden, auf welchem diese ersten Kirchen erstanden, waren 
sonach die Wurzeln des Kirchenwesens. Von einer Einteilung in Kirchen¬ 
sprengel könnte nur insoweit gesprochen werden, als es der Zusammenhang 
mit den Burgbezirken zuläßt. — Mit der Entwickelung der Grundherrlichkeit 
treten sodann adelige Grundherren neben dem Landesfürsten als Erbauer 
von Kapellen und Kirchen auf ihren Gründen auf. Das Grundeigentum 
gab ihnen den Titel wie für die Kirchenerrichtung so auch für ihre grund¬ 
sätzliche Schrankenlosigkeit bei der Bestellung und Behandlung von Geist¬ 
lichen an diesen Kapellen und Kirchen. Auf diesem Wege fand auch in 
den böhmischen Ländern das Eigenkirchenwesen Eingang und Verbreitung. 

Der so vorherrschende Einfluß des Laienelementes und die wandelbare 
Größe des Grundbesitzes verursachten Hemmungen in der Ausbildung einer 
niederen Kirchenverwaltung. Insbesondere wurde hiedurch die Ent¬ 
wickelung von Pfarrsprengeln bis ins 12. Jahrhundert aufgehalten. 

Die herzogliche Zuerkennung eines von der deutschen Gemeinde 
wählbaren Leutepriesters (plebanus) im Deutschenprivileg (s. oben S. 39) 
zeigt uns ebenfalls eine weltliche Grundlage des Priesterwesens. — Als 
Hilfsorgane des Bischofes finden wir seit dem 12. Jahrhundert Archidiakone. 
Der Sitz derselben waren die Burgen. Hierin zeigt sich sonach ein örtlicher 
Zusammenhang mit der Burgorganisation. Doch ist eine Annahme der 
Nachbildung, der Burgbezirke nach den Amtsbezirken der Archidiakone 


Digitized by Google 



51 


unwahrscheinlich, eher mag das Gegenteil der Fall gewesen sein. — Das 
Schutzverhältnis des Staates zur Kirche blieb bis ins 12. Jahrhundert unge¬ 
trübt. Einziehungen des der Kirche gewidmeten Gutes — wie solche im 
Frankenreiche die lehensmäßigen Ausstattungen zu Kriegsdiensten zeitigten 
— fehlten im Premyslidenherzogtume. Zur Förderung des Prager Bistums 
wurde landesfürstlich ein von den fiskalen Gütern zu leistender Getreide¬ 
zehent eingeführt. Als sogenannter Bischofszehent (decimae episcopales) 
verwandelte er sich später in eine geldliche Pauschalabfindung von jeder 
Pflugwirtschaft. Daneben kam ein örtlicher Kirchenzehent auf, welchen 
die Gutsherren als Eigentümer der Kirchen ihren Bauern für diese Kirchen 
auferlegten. Auch die Immunitäten verwirklichten die Absicht der Herzoge, 
die Kirche durch Befreiung von Lasten zu fördern. 

Ein Gegensatz zwischen weltlicher und kirchlicher Gewalt läßt sich 
kaum noch beobachten. Nur die Anfänge hiezu kann man in der Anfor¬ 
derung des Zölibates für die Geistlichkeit und der damit gegebenen 
Sonderung des geistlichen vom weltlichen Stande sowie in besonderen 
vom Papste kirchlichen Instituten im 12. Jahrhundert erteilten Schutz¬ 
privilegien erblicken. Die Austragung eines Widerstreites der Interessen 
des Papsttumes und der weltlichen Macht war in unseren Ländern erst 
der nächsten Epoche Vorbehalten. 

VII. Die soziale Schichtung. 14 ) 

Die verfassungsrechtlichen und wirtschaftlichen Umwälzungen, welche 
der hier betrachtete Zeitraum mit sich brachte, hatten auch soziale Ver¬ 
änderungen im Gefolge. Gegenüber der grundlegenden Unterscheidung 
von persönlicher Freiheit und Unfreiheit, welche den sozialen Aufbau der 
Urzeit charakterisierte, kommen nun neue Momente sozialer Klassen¬ 
bildung hinzu und zwar das Besitzmoment und das Berufsmoment. Der 
große Grundbesitz eines Teiles der Bevölkerung hebt ihn stark über die 
Freien, die' solchen Besitzes entbehrten und auf wirtschaftlich abhängigem 
Boden saßen, empor. Der Beruf beginnt eine soziale Differenzierung zu 
schaffen, da die Träger hoher Ämter im Herzogtum eine hervorragende 
Stellung ge wannen und auch schon die berufsmäßige Leistung von kriegs- 

M ) Außer den wiederholt zit. Werken von J i r e c e k und Lippert: Vacek, 
Soc. dejiny ceskö doby starsi (1906); Pekar, K ceskym dejinam agrärnim v stre- 
doveku (C. c. h. VII.); Krof ta, Prehled dejin selsk. stavu v Cech. a na Mor. (1919); 
Susta, Otroctvi a velkostatek v Cech. (C. c. h. V.); Sujan, K nejstarsimu zrizent 
soc. na Moravö (C. mat. Mor. XL); Tomek, Gesch. d. Stadt Prag (Döjep. m. Prahy) 
I. (1850, 1892); Zycha, Prag (1912); S e d 1 a c e k, Gedanken über d. Ursprung d. 
böhm.-mähr. Adels Sb. d. kgl. böhm. Ges. d. Wissensch. 1890); Lippert, Über d. 
Ursprung d. böhm.-mähr. Adels Sb. d. kgl. böhm. Ges. d. Wissensch. 1890); Lip¬ 
pert, Uber d. Ursprung d. Adels a. d. Hand d. Gesch. d. Adels i. Böhm. (Z. f. 
Soz. Wissensch. V.); Koss, Zur Frage n. d. Entstehung u. Entwicklung d. böhm 
Herreiifltandes (1920). 
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mäßigen Diensten eine höhere persönliche Wertung vorbereiteten. Dunkel 
und bestritten ist es, ob und inwieweit die soziale Bedeutung des 
Geschlechlsälleslen der Familie den verfassungsrechtlichen Einigungs¬ 
prozeß überdauert hat und als soziale Resterscheinung in unseren Zeit¬ 
raum übergegangen ist. Das Ineinanderwirken alter und neuer Motive 
gesellschaftlicher Stufung gliedert unsere Länder dem Zuge der Ent¬ 
wickelung ein, der sich vom Westen gegen Osten ziemlich gleichmäßig 
fortsetzte. So können uns die sozialen Verhältnisse des fränkischen 
Reiches als grundlegendes Vorbild und die sehr ähnlichen Gestaltungen 
in Polen und Ungarn jener Zeit als analoge Beispiele dienen. 

Was zunächst die Unfreien anlangt, weisen in den Anfängen dieser 
Periode Nachrichten aus dem 10. Jahrhundert, wie die Raffelstätter Zoll¬ 
ordnung und der Bericht des jüdischen Kaufmannes Ibrahim Ibn Jakub, 
einen entwickelten Ausfuhrhandel mit Sklaven, welche sonach Sachen 
gleich betrachtet wurden, auf. Mit der Entstehung des großen Grund¬ 
besitzes trat eine andere Art der Verwendung Unfreier in den Vorder¬ 
grund, ihre Ansiedelung auf dem Grundbesitze zur Bewirtschaftung des¬ 
selben. Teils wurde ihnen ein bestimmter Boden zur ständigen Arbeit zu¬ 
gewiesen, von welchem sie neben der auferlegten Arbeit Abgaben an den 
Grundherren zu leisten hatten, teils bildeten sie ohne solche Zuweisung 
den lebenden fundus instructus des Grundbesitzes. Jene erstere Verwen¬ 
dung bedeutete einen Aufstieg der Unfreien zur tatsächlichen Lage jener 
Freien, welche, wie wir im weiteren sehen werden, ihren Besitz zu ähn¬ 
licher wirtschaftlicher Abhängigkeit aufgaben. Das wirtschaftliche Ver¬ 
hältnis zur Grundherrschaft überwand hier die praktische Bedeutung des 
juristischen Unterschiedes zwischen Freiheit und Unfreiheit. Ähnliches 
war bei jenen Unfreien der Fall, welche zu kriegerischen Diensten 
verwendet wurden; hier bot ihre Beschäftigung die Grundlage dafür, die 
Schichte der milites trotz ihrer persönlichen Unfreiheit mit den Freien, 
welche gleicher Beschäftigung oblagen, zu verschmelzen. Endlich wirkte die 
Kirche und die christliche Idee im Sinne eines Abbaues strenger Unfreiheit 
ein, so daß unser Zeitraum mit einem Zustand schließt, der reine Knecht¬ 
schaft und Sklavenwirtschaft kaum mehr kennt. Über einen formellen 
Aufstieg zur Freiheit im Wege der Freilassung künden allerdings unsere 
heimischen Quellen nichts. 

Auch für die Stellung der Freien brachten allmählich die wirtschaft¬ 
lichen Veränderungen, je nach dem Maße wirtschaftlicher Abhängigkeit, 
viefgreifende Schichtungen mit sich. Das Aufkommen des Großgrund¬ 
besitzes war mit der Abnahme kleineren aber selbständigen Freien¬ 
besitzes verknüpft. Die Unmöglichkeit, die drückenden öffentlichen Lasten 
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des Grundbesitzes, die Kosten der persönlichen Heeresdicnstlcistungen 
zu tragen, die wirtschaftlichen Rückwirkungen des Sippezerfallcs, Ver¬ 
armung und der Bedarf der Grundbesitzer, Kräfte für Rodung und 
Bebauung ihres Bodens zu gewinnen, mochten auch hier Ursachen dafür 
gewesen sein, daß sich Freie dem großen Wirtschaftsbetriebe der Klöster 
oder weltlicher Herren anschlossen und dadurch, wenn auch nicht unfrei, 
so doch zu Hintersassen wurden. — Hiebei lassen die Quellen verschiedene 
Stufen der Abhängigkeit unterscheiden. Den selbständigen Freien am 
nächsten standen die sog. heredes, dedici. Wie schon der Name andeutet, 
bildet hier der erbliche Besitz (hereditas) das kennzeichnende Merkmal. 
Eis waren dies sonach solche Freie, welche entweder auf ihren bisher 
selbständig freien Grundbesitzen blieben, ihren Boden dem Grundherren 
aufgaben und zu erblicher Leihe rückempfingen, oder ohne Beziehung auf 
früheren eigenen Besitz Boden zu Erbleihe zugewiesen erhielten. — Wirt¬ 
schaftlich tiefer standen die hospites, hospites censuales. Auch hier trifft 
die quellenmäßige Bezeichnung eine wesentliche Seite des Verhältnisses. 
Es waren Zugewanderte, Gastbauern, welche zu Zwecken der Bewirt¬ 
schaftung der Latifundien aufgenommen wurden, zur Leistung eines Zinses 
verpflichtet waren, ohne eine Vererblichkeit des ihnen überlassenen 
Grundes zu genießen. Sie waren Zeitpächter, vor einer Abmeierung aller¬ 
dings durch ihren terminierten Vertrag (lhota) geschützt. Für diese Schichte 
bildete die juristische Freiheit keine ausschließliche Bedingung mehr. Sie 
mengten sich mit Unfreien, die zu gleicher Stellung, wie wir oben bemerkten, 
aufstiegen. Eine weitere Klasse bildeten die in den Quellen als animatores, 
proanimati, dusnlci Bezeichneten. Ihr Name deutet nach allem auf den 
Anlaß ihrer Ansiedelung hin. Hienach wären in ihnen Seelgerätsbauern 
zu sehen, den Klöstern zur Förderung des Seelenheils überlassen. Es mag 
daher unter ihnen das unfreie Element überwogen haben. — Durch all die 
Formen wirtschaftlichen Abhängigwerdens schmolzen die Reihen der Alt¬ 
freien erheblich zusammen. Die minderfreien Hintersassen mit ihren unter¬ 
schiedlichen Rechten an dem von ihnen bebauten Boden gaben sonach dem 
sozialen Bilde jener Zeit das Gepräge. — Neben den Trägern großen geist¬ 
lichen und weltlichen Grundbesitzes kommen als eine beträchtliche Schicht 
wirtschaftlich unabhängiger Freier die Deutschen der Prager Vorburg in 
Betracht. Von allen Lasten frei waren auch die auf Herzogsgrund an den 
Grenzen gegen Bayern angesiedelten Markbewohner, die Chodones, Choden, 
so daß sich diese, wenn auch persönlich unfrei, in ihrer tatsächlichen 
Stellung den Altfreien näherten. 

Eine schwer zu beantwortende Frage ist es, ob und inwieweit wir in 
unserem Zeiträume von einem Adel als rechtlich abgesonderter höherer 
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Schichte der Bevölkerung, als Stand im Hechtssinne sprechen können. 
Gewiß begegnen wir nach Vollendung der Zentralisation einem Personen¬ 
kreise, welcher sich im Verfassungsleben von der übrigen Bevölkerung 
abhebt. Es sind dies jene, welche die Quellen als nobiles, proceres, 
meliores et nobiliores, magnates — comites, seniores, majores natu 
— maiores terrae auch zemanö (Landherren) anführen. Sie sind es, 
welche als Zeugen wichtiger Maßnahmen des Fürsten, in seinem Ge¬ 
richte, in seinem Rate erscheinen und bei der Erlangung der Fürsten¬ 
gewalt durch ihre Zustimmung Einfluß gewinnen. Durchwegs sind sie 
durch die Bedeutung des ihnen übertragenen Amtes und infolge der 
Ausstattung mit beträchtlichen Dienstgütern kraft ihres Grundbesitzes 
sozial emporgehoben. Es läge sonach eine durch Bodenbesitz gestützte 
Dienstesaristokratie, vergleichbar dem durch den fränkischen Königsdienst 
geschaffenen Adel, vor. Mit Rücksicht darauf, daß in unserem Gebiete eine 
beginnende Ämtervererbung kaum feststellbar ist, könnte man diesen Adel 
aber zunächst nur als sozial höhere Klasse, noch nicht als einen durch die 
Erblichkeit abgeschlossenen Stand im Rechtssinne werten und man müßte 
die Entstehung eines in sich abgeschlossenen Adelsstandes erst einer 
späteren Zeit und besonderen Momenten Vorbehalten. Eine Handhabe, 
schon im Adel des hier besprochenen Zeitraumes einen erblichen, daher 
geschlossenen Kreis zu erblicken, könnte die Annahme eines Zusammen¬ 
hanges dieses Adels mit den Urzuständen, mit den Familien der 
Geschlechtsältesten bieten, so daß nach Vollzug des Einigungsprozesses 
jene Geschlechtsältesten Träger ihnen nun übertragener, herzoglicher 
Ämter geworden wären. Eine Stütze findet solche — von der über¬ 
wiegenden Anschauung verfassungsrechtlichen Verschwindens der früheren 
Geschlechter allerdings abweichende — Ansicht insbesondere in der 
Terminologie der Quellen, wo sie bei der Nennung des Adels das Alter 
als kennzeichnend hervorheben (seniores, majores natu, comes = kmet, 
Greis) und in jenen Argumenten vergleichender Sozialgeschichte, welche 
gegenüber der herrschenden Ansicht auch für den Adel im fränkischen 
Reiche das Moment des Geschlechtsadels und der Bedeutung des Alters 
in demselben betonen. — Eine Scheidung des Adels in eine höhere und 
niedere Schicht läßt sich noch nicht feststellcn. Die milites heben 
sich zwar schon durch die Art der Dienste ohne Rücksicht auf persönliche 
Freiheit oder Unfreiheit von der übrigen Bevölkerung ab, werden auch 
zu Amtsträgern, aber einen niederen Adel bilden sie noch nicht. Erst zum 
Schlüsse dieses Zeitraumes beginnt sich, wie dies auch das ius Conradi 
in seiner Unterscheidung von nobiles tarn maiores quam minores zeigt, eine 
Schichtung innerhalb des Adels zu entwickeln. 
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VIII. Die Rechtsbildung und die Rechtsquellen. 

Die Rechtsentwicklung dieses Zeitraumes ist im Zusammenhang 
mit dem verfassungsrechtlichen Einigungsprozeß zunächst dadurch gekenn¬ 
zeichnet, daß das Gewohnheitsrecht, welches in den kleineren Verbänden 
der Urzeit galt, nun in ein solches einheitlicher Natur fibergeht. Es 
herrscht im Wesen einheitliches territoriales Recht, dem alle Rechts¬ 
genossen unterworfen sind. Soweit selbständige Herrschaftsgebiete 
(mährische Teilfürstentümer) bestehen, nimmt auch die Rechtsentwicke¬ 
lung ihren, wenngleich sehr verwandten, so doch selbständigen Weg, Von 
dem Gewohnheitsrechte sind wir jedoch leider in unserem Gebiete durch 
keinen größeren Bestand an, den fränkischen Volksrechten vergleichbaren 
Festlegungen unterrichtet. Es liegt der Grund hieffir vielleicht in dem 
Zurücktreten des genossenschaftlichen Prinzipes. So fehlt bei uns auch 
ein Gegensatz zwischen Volksrecht und Fürstenrecht, wie dies der 
fränkischen Rechtsbildung eigen ist. Die ersten Satzungen gehen hier 
Hand in Hand mit der Erstarkung der Herzogsgewalt vom Fürsten aus. 
Die Neuerungen in der Ämterverfassung und in der Verwaltung sind teils 
auf einzelne Verfügungen, teilte auf generelle Normen des Fürsten zurück¬ 
zuführen. Die Kenntnis hievon haben wir jedoch nur zu geringem Teile 
aus uns erhaltenen unmittelbaren Zeugnissen der herzoglichen Normen¬ 
gewalt; das meiste müssen wir aus den Tatsachen, welche uns erzählende 
oder urkundliche Quellen berichten, erschließen. Es mangelt uns an einem 
größeren Bestände herzoglicher Dekrete nach Art der fränkischen 
Kapitularien. Die beiden das kirchliche Rechtsleben betreffenden als 
älteste „Dekrete“ angesprochenen Normen, das Edikt Boleslaws II. und 
die sog. Decreta Brecislai ducis halten der Quellenkritik schwer Stand 
(s. o. S. 60); das sog. Senioratsgesetz des Bretislaw Achilles ist nicht 
als Norm, sondern nur als letzter Wunsch dieses Herzogs anzusehen. 
Lediglich eine generelle Normierung, allerdings auch diese erst dem Aus¬ 
gange des 12. Jahrhunderts entstammend, ragt als sichere, daher auch 
überaus wertvolle unmittelbar überlieferte Quelle hervor: die Satzung 
des mährischen Fürsten Konrad Otto (statuta ducis Ottonis, ius Conradi) 
zu Sadska im Jahre 1189 erlassen. Sie ist uns in drei Fassungen aus den 
Jahren 1222, 1229 und 1237 erhalten. Die örtliche Geltung ist bestritten. 
Teils wird die Satzung als nur für die mährischen Te’Ifürstentümer, wo 
sie verkündet wurde, allein geltend angesehen, teils will man sie, und die 
neuere Forschung neigt wiederum zu dieser Ansicht, auch für Böhmen 
gelten lassen. Wie immer man diese Frage jedoch entscheiden mag, ein 
sachlicher Unterschied der Rechtslage in beiden Gebieten ist nicht wahr¬ 
scheinlich. Die Statuten sind unter Teilnahme der nobiles erlassen worden 
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und fußen zum großen Teile auf dem Gewohnheitsrechte, so daß ihr 
Charakter kein rein fürstenrechtlicher ist. Neben der großen Bedeutung, 
welche dieser Quelle für Rechtsgang und Strafrecht beikommt, zeigt sie 
uns in verfassungsrechtlicher Hinsicht ein starkes Eingreifen gegen Willkür 
und Unsicherheit. Durch die Betonung des amtlichen Einwirkens im 
Rcchtsgang verraten die Bestimmungen eine Verwandschaft mit der 
Förderung gleicher Ziele in den fränkischen Kapitularien. Andererseits 
sichern sie den adeligen Amtsträgern Beständigkeit ihrer Bodenrechte zu. 

Sonderrecht schufen die herzoglichen Privilegien. Hier ragt das uns 
in einer Bestätigung des Herzogs Sobeslaw (1178) erhaltene, auf die 
Zeiten Wratislaws (1080) zurückgehende sog. Deutschenprivileg hervor. 
Gegenüber der territorialen Natur des Rechtes im allgemeinen, liegt in 
ihm die Anerkennung des für die deutschen Siedler kraft ihrer nationalen 
Zugehörigkeit geltenden Rechtes. Es ist sonach ein Dokument der privi- 
Icgialen Einkehr des Personalitätsprinzipes in der Geltung des Rechtes, 
auf welchem die volksrechtliche Entwicklung in der fränkischen 
Monarchie beruhte. 

Die lehensrechtlichen Beziehungen des böhmischen Fürstentumcs 
zum deutschen Reiche gaben auch dem deutschen Königtume Gelegenheit, 
im Rahmen ihrer Stellung Regelungen zu treffen. Im Wortlaute sind uns 
allerdings nur wenige erhalten, wie die Verleihung der Königswürde an 
Wladislaw II. (1158) und. als älteste hierher gehörige Quelle, die Ent¬ 
scheidung Heinrichs III. über das Gebiet der Prager Diözese. — Päpst¬ 
liche Rechtsquellen spielen in diesem Zeiträume noch keine beträchtliche 
Rolle; nur vereinzelt greifen päpstliche Privilegien ein, wie das Wratislaw 
von Gregor VII. erteilte Privileg die Mitra zu tragen (1073). 

Der große Mangel an überlieferten Rechtsquellen erhöht die Bedeu¬ 
tung historischer Erkenntnisquellen. Hier ist vor allem die Chronik des 
Cosmas als Grundlage für die verfassungsgeschichtliche Betrachtung zu 
nennen. Ihre reichhaltigen Angaben sind, da Cosmas nun sicheren 
Quellen folgt, ja zum großen Teile zeitgenössischen Bericht bringt, trotz 
mancher tendenziöser Färbung, sehr verläßlich. Daneben haben die 
Heiligenlegenden manchen verfassungsgeschichtlich belangreichen Inhalt. 
Für die Zeit nach Cosmas kommen ihn fortsetzende Chroniken in Betracht. 
Über die Beziehungen zum deutschen Reiche unterrichten die Chroniken 
Fredegars und die Fuldenser Annalen. — Von hohem Werte auch für die 
Erkenntnis des öffentlichen Rechtes sind die Urkunden, v. a. Urkunden 
der Herzoge und Teilfürsten über Gründung und Besitzstand von Kirchen 
und Klöstern. Sie setzen in größerem Umfange allerdings erst seit der 
Mitte des 11. Jahrhunderts ein. Auf ihnen beruht insbesondere unsere 
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Kenntnis der sozialen Schichtung* der Immunität und des Abgabewesens. 
Formelsammlungen, an welchen die fränkische Rechtsbildung reich ist, 
liegen für unser Gebiet leider nicht vor. 45 ) 

M ) Die Rechtsquellen dieser Epoche sind in zeitlicher Anordnung im ersten 
Bande von Jireceks Codex iuris Bobemici (1867) wiedergegeben. Die statuta 
Ottonis ducis (ius Conradi) s. auch schon bei J i r e c e k, Über Eigentumsverletzun¬ 
gen u. d. Rechtsfolgen n. d. altböhm. Rechte (1855) und Tomaschek, Deutsches 
Recht i. österr. im 13. Jhdt. (1859). Das Deutschenprtvileg ist ebenfalls wiederholt 
veröffentlicht worden, insbesondere außer in den unten zu nennenden Urkundenwer¬ 
ken von Rößler, Deutsche Rechtsdenkmäler a. Böhm. u. Mähren I. (1845) und von 
Celakovsky, Codex iuris municipalis r. Bohem. I (1886). — Die hauptsächlichsten 
Urkunden werke sind Bozcek, Codex diplomatarius Moraviae I, (1836); Erben, 
Regesta diplomatica nec non epistolaria- Bohemiae et Moraviae I. (1855); Fried¬ 
rich, Codex diplomaticus et epistolaris r. Bohemiae I. (1907), II. (1912). — Für 
die erzählenden Quellen insbes. Fontes rerum Bohemicarum I. (1873) u. II. (1874); 
Fredegars Chronik insbes. Monum. Germ. Hist. Script, rerum Merovingiarum 
II. (1888). 
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III. Abschnitt. 

Das XIII. und XIV. Jahrhundert. 

I. Charakteristik des Zeitraumes. 

Mit dem 13. Jahrhundert, dem starken Königtume Pfemysl Ottokars I., 
bricht ein Zeitalter an, das sich in vieler Hinsicht von den Grundlagen, 
auf welchen die öffentlichrechtliche Gestaltung unserer Länder im frühen 
Mittelalter ruhte, wesentlich abhebt. 

Von größter wirtschaftlicher und in ihren Folgewirkungen verfas¬ 
sungsrechtlicher Bedeutung ist die seit Ottokars I. Zeiten zutage tretende 
massenhafte Ansiedelung Deutscher in unseren Ländern geworden. Sie 
brachte ein neues, sicheres, von der bisherigen Eingliederung in den 
Wirtschaftsbetrieb eines Großgrundbesitzes losgelöstes bäuerliches Recht 
mit ihm entsprechender Stärkung der Dorfverfassung. Diese Errungen¬ 
schaft wirkte auch auf die Bodenrechte der slawischen Bauern wohl¬ 
tätig ein. 

Nach einer zweiten Seite wurde die deutsche Siedelung von epochaler 
Bedeutung. Sie brachte das Bürgertum und das Städtewesen zur Ent¬ 
wickelung mit all den kulturellen Vorteilen der Entfaltung von Gewerbe 
und Handel und des Ausbaues der Selbstverwaltung. Das Stadtrecht schuf 
den engsten Zusammenhang mit dem persönlichen Rechte der ersten 
Bürger im Lande, dem deutschen Rechte. Mit dem Bürgertum kehrte 
auch die Genossenschaft in mannigfacher Form ein. Das Geldwesen, welches 
das städtische Gewerbe- und Handelsleben beherrscht und immer mehr 
die gesamte Wirtschaft ergreift, bringt ein weiteres neues Moment, das 
auf das Rechtsleben in wichtigen Belangen rückwirkt. — In ihrer privile- 
gialen autonomen Stellung durchbrechen nun vollends die Städte den 
einheitlichen Aufbau der inneren Verwaltung. 

Ähnliches gilt von der Kirche und ihren Instituten, sie tritt nun in 
geänderter selbständiger, von der weltlichen getrennter Organisation auf. 
Da sie fortdauernd die religiöse Grundlage der Herrschergewalt bildet, 
ist dem Klerus ein stetes Wachsen an Besitz und Bedeutung in diesem 
Zeitraum beschieden gewesen. 

Das Fürstentum selbst weist jetzt die Entfaltung territorialer 
Herrschaft und den innerlich gefestigten Ausbau einer solchen als Grund¬ 
zug auf. Diese Richtung, schon äußerlich in der erblichen Königswürde 
hervortretend, durch reichen Ländererwerb begünstigt, führt zur Bildung 
der bedeutendsten mitteleuropäischen Hausmacht unter Karl IV. Dieser 
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Prozeß war jedoch nicht mit einer Lösung der rechtlichen Beziehungen 
zum deutschen Reiche verbunden, im Gegenteile verlieh gerade die Ver¬ 
knüpfung Böhmens als hervorragendstes Reichsglied mit der deutschen 
Kaiserwürde der Territorialmacht Karls IV., der Krone Böhmens, eine 
erhöhte Machtstellung. Das „goldene Zeitalter“ Karls IV. stellt sich 
auch rechtsgeschichtlich als ein glückliches dar, da mit dem Höchststand 
der Territorialmacht eine gefestigte Herrschergewalt und eine gesunde 
Entfaltung des Wirtschafts- und Rechtslebens vereint war. Das äußer¬ 
liche Gleichgewicht der sozialen Schichten läßt ihren Gegensatz noch 
nicht erschütternd hervorbrechen. 

Mit der Entwicklung zum mächtigen Territorium geht jedoch, hierin 
den Zug mitteleuropäischer territorialer Verfassungsgeschichte teilend, 
auch in den Gebieten der Krone Böhmens eine Erstarkung der verfassungs¬ 
rechtlichen Stellung des Adels Hand in Hand. Er sucht Anteil an der 
Herrschaft zu gewinnen. Unter seiner Führung beginnt sich das Land 
als ständische Organisation neben das Königtum zu stellen. Der Stände¬ 
staat und mit ihm die Entzweiung zwischen dem Königtum und dem 
Herrenstande bereitet sich vor. Die nationale Haltung des Adels ver¬ 
schärfte aber auch die Gegnerschaft zu einem kräftigen deutschen 
Börgertume in Böhmen. In seinem Streben nach Grundherrlichkeit 
arbeitete der Adel einem freien Bauernstände entgegen. Bedenkt man 
endlich, daß die kirchliche Umwälzung der hussitischen Zeit ihren Anlaß 
in Mängeln des Kirchenwesens hatte, die zum Schlüsse des 14. Jahr¬ 
hunderts hervortraten, dann wird es klar, daß die hier behandelte Epoche 
auch schon die Keime gegensätzlicher Entwickelung in kirchlicher, 
nationaler, sozialer und verfassungsrechtlicher Hinsicht in sich barg. 

II. Die bäuerliche Ansiedelung. 4 *) 

Die einschneidende Veränderung, welche in der Gesamtlage des 
Bauerntumes in unseren Ländern seit dem Ausgange des 12. Jahrhundertes 

<3 ) L i p p e r t, Sozialgesch. Böhmens II.; W e r u n s k y, Böhmens soz.-pol. Ent¬ 
wickelung i. vorhuss. Zeit (Neue Jahrb. f. klass. Altertum 1901); Juritsch, D. 
Deutschen u. ihre Rechte i. Böhmen u. Mähren i. XIII. u. XIV. Jahrh. (1905); 
Weizsäcker, D. deutsche Recht d. bäuerl. Kolonisten Böhmens u. Mährens f. 
XIII. u. XIV. Jlidt. (M. V. G. D. B. LI.); Krof ta, Prehled döjin selsk. stavu v Cech. 
a na MoravS (1919); Vacek, Emfyteuse v Cechäch v XIII. a XIV. stol. (Agr. 
Archiv. VI. u. VII.); Rachfahl, D. Organisation d. Gesamtstaatsverwaltung 
Schlesiens (Schmollers staats- u. soz.-w. Forschungen XIII. (1894); ders. Z.-Gesch. 
d. Grundherrschaft i. Schlesien (Z. Sav. St. f. Rechtsgesch. germ. Abt. 1895); 
F i 8 c h e 1, Erbrecht u. Heimfall auf Grundherrschaften Böhm. u. Mährens v. 13. bis 
z. 15. Jhdt. (Arch. öst. Gesch. 1915). 
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eintrat, ist mit der Zuwanderung deutscher Bauern nach dem Osten 
verknüpft. Die Gründe hiefür waren mannigfacher Art. Sie lagen teils 
auf Seiten der Einwandernden, teils in den Bedürfnissen des besiedelten 
Gebietes und seiner Grundherren. Die Einwanderung fällt in jene Zeit, 
da der deutsche Bauer in seiner Heimat keine entsprechende Gelegenheit 
mehr hatte neues Kulturland zu bebauen. Die Allmenden waren zum 
großen Teile aufgeteilt, die fränkische Villikationsverfassung hatte der 
Verleihung zu Meierrecht Platz gemacht, so daß ein großer Teil der bis¬ 
herigen Hintersassen auf neuen Bodenerwerb angewiesen war. Hiezu 
gesellte sich eine stellenweise Verringerung der Bodenfläche selbst durch 
die furchtbaren Überflutungen des Ackerlandes in den holländischen Nord¬ 
seegebieten. So war der deutsche Bauer von Landlosigkeit und einer 
damit zusammenhängenden Drückung seiner wirtschaftlichen Lage bedroht. 
Demgegenüber harrten in den elbischen Gebieten weite brachliegende, 
noch unkultivierte Bodenstrecken der Bebauung. Rodung und Boden¬ 
verbesserung waren es aber auch, welche dem Grundherren mit der Er¬ 
höhung der Bodenkultur und mit Abgaben für überlassenen Boden reichen 
wirtschaftUchen Gewinn versprachen. Die geographische Nähe der 
böhmisch-mährischen und schlesischen Gebiete erleichterte wesentlich den 
wirtschaftlich notwendigen Prozeß. 

Die Tatsache dieser massenhaften deutschen Zuwanderung war ein 
von der historischen Forschung jeder Parteirichtung ziemlich allgemein 
festgehaltenes Axiom. Erst B r e t h o 1 z bestritt es hauptsächlich mit Rück¬ 
sicht auf das Fehlen bestimmter Nachrichten über den Wiederbesiedlungs¬ 
prozeß entschieden und setzte die Anschauung entgegen, daß die deutsche 
Siedelung in den Sudetenländern nicht auf einem Einwanderungsprozeß 
beruhe, sondern auf die ursprünglichen, dauernd im Lande verbliebenen 
Siedler zurückzuführen sei. In eingehender und scharfer Polemik 47 ) wurden 
die historischen Argumente dieser Lehre bekämpft und widerlegt. Wenn¬ 
gleich sich die deutsche Ansiedlung gewiß nicht mit einem Schlage vollzog, 
sondern den wirtschaftlichen Bedürfnissen folgend, stark aber doch allmäh¬ 
lich vor sich ging, in ihren Anfängen, wie früher gezeigt wurde, schon in 
das vorausgehende Zeitalter zurückreicht, und wenngleich mit einem Rest¬ 
bestand uransässigen Deutschtums gerechnet werden kann, so ist die An¬ 
schauung Bretholz’ doch auch vom rechtsgeschichtlichen Standpunkte in 

* 7 ) Zur Widerlegung der Bretholz’schen Theorie, welche hauptsächlich in 
seinen in der Einleitung hervorgehobenen Geschichtswerken niedergelegt ist, vgl. ins- 
bes. Z y c h a, Eine neue Theorie über die Herkunft d. Deutschen i. Böhmen (M. V* 
G. D. B. LIII.); Susta, Novy Antipalacky (G. c. h. 1913); Pekar, Objevy Bret- 
holzovy (1922); W o s t r y, D. Kolonisationsproblem. 
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der von ihm vorgetragenen Schärfe und Ausschließlichkeit nicht haltbar. 
Die Theorie verstrickt sich in Widersprüche mit dem im Wesen slawischen 
Charakter des Rechtes in der Kastellaniezeit und dem äußeren tschechi¬ 
schen Gepräge der Landrechtsquellen. Andererseits trübt sie die Klarheit 
der historischen Grundlagen für die nach Sprache und Inhalt feststehende 
deutsche Eigenart des bäuerlichen und des Stadtrechtes im hier behan¬ 
delten Zeiträume. Auch ein Vergleich mit der Rechtsgeschichte des 
Deutschtums in anderen östlichen Gebieten, wie in Schlesien, Ungarn und 
Polen widerspräche dieser Theorie. 

Im Werke deutscher bäuerlicher Ansiedelung gingen die Klöster und 
geistlichen Grundherren voran, so in Böhmen die Klöster von Hohenfurt- 
Goldenkron, Kladrau und Tepl, in Mähren das Hradischter Kloster und 
das Olmützer Bistum, in Schlesien das Breslauer Bistum und das Kloster 
Leubus. Ihnen gesellten sich die Könige und weltlichen Grundherren zu, 
unter diesen besonders in Böhmen die Geschlechter von Rosenberg, 
Wartenberg, die Herren von Lipa und Duba. von Lichtenburg, Michels¬ 
berg, Schwamberg, in Mähren die Herren Sternberg und die Herren 
von Krawar. Als Ergebnis finden wir im Laufe des 13 . Jahrhunderts 
geschlossene deutsche Bauernsiedlungen im nördlichen, westlichen und 
südlichen Böhmen und eine starke Durchsetzung mit deutscher Sie- 
delung auch im Innern des Landes. In Mähren griff die Ansiedelung 
besonders stark im Olmützer Gebiete, an der Grenze Böhmens und im 
Nordosten zusammenhängend mit der schlesischen Siedelung ein. — Ihrer 
Herkunft nach waren die neuen Siedler teils Franken vom Niederrhein, 
teils Sachsen (Schlesien und nördliche mährische und böhmische Gebiete), 
teils bayrische Stammesangehörige (im Westen und Süden Böhmens), teils 
mitteldeutsche Franken. 

Die Grundlage für die Rechtsstellung der Ansiedelung bildete der 
gewöhnlich auch urkundlich aufgezeichnete Siedelungsvertrag. Der Grund¬ 
herr schloß ihn mit einem Unternehmer (locator) ab, welcher die Pflicht 
übernahm, die ihm übergebenen Hufen mit Bauern zu besetzen. Seltener 
und zwar, wo die Ansiedler leicht heranzuziehen waren, vollzog sich die 
Ansiedelung ohne Mitwirkung eines Lokators. Ein wesentlich privatrecht¬ 
liches Verhältnis beruhend auf dem Vertrag des Grundherrn mit dem 
Lokator, und auf den Verträgen des Lokators mit den Siedlern bildete 
sonach den Ausgangspunkt der Rechtslage der deutschen Bauern. Die guts¬ 
herrliche Abhängigkeit trat zurück. So ist es auch diese privatrechtliche 
Abmachung, welche dem Pflichten- und Rechtskreise der Ansiedler zu¬ 
nächst das Gepräge gab. 
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Die Pflichten der Ansiedler bestanden vor allem in der Zahlung eines 
regelmäßig in Geldleistungen bestehenden, ganz- oder halbjährigen Zinses 
(census, pensio, tributum) von dem ihnen nach Lahnen (mansi, lanei) zuge¬ 
messenen Boden. Für die ersten Jahre der Ansiedelung wurde zumal bei 
noch unkultiviertem Boden, welcher erst der Rodung unterzogen werden 
mußte, eine Freiheit von der Zinsleistung gewährt (15—18 Freijahre im 
13. Jahrhundert, später im laufe des 14. Jahrhunderts 10—16 Freijahre); 
bei schon bebautem Lande war die Zahl der Freijahre eine weit geringere 
(1—5 Jahre im 13. Jahrhundert). Die Gewährung der Freijahre hing auch 
mit der Überwalzung der vom Locator beim Abschluß des Vertrages bezahl¬ 
ten Übernahmssumme (arrha, anlait, laudemium, induccionales) auf die Sied¬ 
ler zusammen. In diesen vertraglich fixierten Leistungen lag der Grundstock 
der Verpflichtungen der neu Angesiedelten. Von den auf den grundherr¬ 
lichen Hintersassen bisher lastenden mannigfachen und nicht festgelegten 
Dienstleistungen dem Grundherren gegenüber waren die deutschen Bauern 
anfänglich frei. Ebenso waren sie, und dies machte ihre Stellung zu einer 
privilegierten und besonders günstigen, von allen bisher üblichen öffent¬ 
lichen Dienstleistungen und Gaben befreit. Den örtlichen Kirchenzehent 
waren sie allerdings zu zahlen verpflichtet, auch die Abstattung des 
Bischofszehents finden wir in manchen Lokationsurkunden bezeugt. Mit 
dem Aufkommen einer allgemeinen Grundsteuer (berna generalis) und mit 
der Einhebung einer besonderen Steuer vom Klostergute (berna specialis, 
particularis) wurden sie von diesen neuen Abstattungen regelmäßig u. zw. 
meist im Wege der Abfuhr einer Pauschalzahlung an ihren Grundherrn 
mitbetroffen. Im Laufe der Zeit trachteten die Grundherren ihre Siedler zu 
Dienstleistungen außerhalb der Zinse heranzuziehen. Hierher gehören 
Dienstleistungen für den Grundherren anläßlich der Abhaltung der grund¬ 
herrlichen Gerichte, Beiträge zu den Kosten der grundherrlichen Heeres¬ 
pflicht, endlich stellenweise selbst Handdienste, wenn auch in beschränktem 
Umfange. 

Mit dem Bodenrechte der deutschen Siedler kehrte die freie Grund¬ 
leihe in unsere Länder ein. Sie bot bei Fortbestand des Eigentums des 
Grundherrn dem Bauer die volle Nutzung des ihm überlassenen Grundes. 
In den häufigsten Fällen war sie eine Erbleihe, wobei sie sich wohl regel¬ 
mäßig auf die Seitenverwandtschaft erstreckte. Auch die Veräußerlich- 
keit des Bodenrechtes schloß diese Leihe in sich. Der Charakter des 
Rechtes spricht sich ziemlich deutlich in den neben einander vorkommenden 
quellenmäßigen Bezeichnungen desselben aus. Unmittelbar trifft den 
fnhalt der Name ius emphyteuticum, die inhaltliche Verwandtschaft mit 
der römischen Emphyteuse andeutend; das Wort ius hereditarium, Erb- 
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recht, hebt das kennzeichnende Merkmal einer Erbleihe hervor; Burg¬ 
recht, ius civile, heißt es wegen seiner Verwandtschaft mit der städtischen 
Erbleihe; auf die Herkunft des Rechtes und seiner Träger deutet die 
Bezeichnung ius teutonicum hin; auf die Begründung desselben die 
Bezeichnungen ius locationis, emptionis, tschechisch podacf, zäkup, Kauf¬ 
recht; auf seinen wirtschaftlichen Zweck, die Rodung, die Bezeichnung 
Waldrecht, 

Das bäuerliche Recht einschränkende Ansprüche der Grundherren 
traten allerdings auch hier mit der Zeit zunehmend hervor. Bezüglich des 
Erbrechtes war es der Heimfall des erblosen Gutes, den die Grundherren 
für sich in Anspruch nahmen, wodurch eine Verfügungsfähigkeit von 
Todeswegen ausgeschlossen war. Streitigkeiten über die Berechtigung 
zum grundherrlichen Heimfalle, wie sie uns in Traktaten aus dem Ende 
des 14. Jahrhunderts überliefert sind, zeigen uns die regelmäßige Geltend¬ 
machung des Heimfallsrechtes und nur stellenweise verzichteten die 
Grundherren freiwillig auf dasselbe. Der freien Veräußerlichkeit des 
bäuerlichen Rechtes setzten die Grundherren im 14. Jahrhunderte durch 
die Anforderung der grundherrlichen Zustimmung eine Schranke. Hierin 
lag im Wesen ein Leugnen des freien Abzuges. Allein zu einem festen 
Grundsätze ist die Notwendigkeit grundherrlicher Zustimmung nicht 
gediehen. Der Landrechtsentwurf Karls IV. (Majestas Carolina) spricht 
den Grundherren allerdings unter Anerkennung der Kündbarkeit des Ver¬ 
hältnisses dies Recht ab. 

Eine bevorzugte Stellung kam dem mit der Durchführung der Ansie¬ 
delung betrauten Unternehmer (locator) zu. Er war nicht nur Siedler 
sondern auch Gründer der Ansiedelung und Vertreter des Grundherrn. 
Ihm oblag die Einhebung der Grundzinse, wie er auch die Übernahms¬ 
summe (arrha) für das zu besiedelnde Gebiet beglich. Mit der Entwick¬ 
lung grundherrlicher Gerichtsbarkeit ward er zum Dorfrichter (Schulzen) 
und zum Vorsteher der beginnenden Dorfgemeinde. Mit seinem Schulzen¬ 
amte wurden dann mehrere Freihufen und zur Sicherstellung der gewerb¬ 
lichen Bedürfnisse der Ansiedelung gewerbliche Gerechtigkeiten (Taberne, 
Schmiede, Badstube, Bäckerei, Schuster- und Schneiderwerkstätten) 
zinsfrei real verknüpft. Seine eigene Zinspflicht wurde durch den Reisi¬ 
gendienst (servitium), den er dem Grundherrn schuldete, abgelöst. 

Die richterlichen Befugnisse des Lokators setzten bereits eine grund¬ 
herrliche Gerichtsbarkeit voraus. Die Ausbildung grundherrlicher Gerichts¬ 
barkeit läßt sich in unserem Gebiete deutlicher bei dem kirchlichen als 
beim weltlichen Besitz verfolgen. Beim geistlichen Besitze hatten schon 
die Immunitäten der vorausgehenden Zeit zur Überlassung der Gerichts- 
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büßen an die Prager und Olmützer Bischofskirchen geführt, ohne aber 
noch eine grundherrliche Gerichtsbarkeit zu schaffen. Auch die generellen 
Kirchenprivilegien für Böhmen und Mähren (s. unten S. 89) schufen wohl 
Exemtionen von den Provinzialämtern jedoch keine grundherrliche 
Gerichtsbarkeit. Privilegiale Zuerkennungen der niederen Gerichte 
traten erst um die Mitte des XIII. Jahrhundertes ein. Hinsichtlich des 
weltlichen Grundbesitzes fehlt es an quellenmäßigen Berichten wie über 
eine Exemtion so über die Erteilung grundherrlicher Gerichtsbarkeit. Tat¬ 
sächlich übten aber auch die weltlichen Grundherren seit dieser Zeit eine 
solche aus. Die Entwickelung ist hier eine allmähliche. Gewiß hat die 
in den Lokationsurkunden zugesicherte besondere Gerichtsbarkeit fördernd 
eingewirkt und vielleicht kann man die häufige Anforderung königlicher 
Bewilligung zur Abschließung des Lokationsvertrages auch im Sinne einer 
Privilegisierung betreffs der niederen Gerichtsbarkeit deuten. Das 
13. Jahrhundert hindurch blieb es bei einer niederen Gerichtsbarkeit der 
Grundherren. — Organ dieser niederen Gerichtsbarkeit war der grund¬ 
herrliche Dorfrichter, Schulze (schultetus, iudex). Das Amt fiel, wie wir 
gesehen haben, regelmäßig dem Lokator zu. Als Dorfrichter war er grund¬ 
herrlicher Beamter. Nur anfänglich solange keine eigene niedere Gerichts¬ 
barkeit des Grundherrn vorlag, kann er als im Namen des Fürsten 
handelnd erachtet werden. Auch seine Bestellung ging vom Grundherrn 
aus. Sein Amt war in den häufigsten Fällen, insbesondere bei der frän¬ 
kischen Kolonisation, erblich (Erbrichter, Erbschulze). Doch kommeu auch 
Bestellungen auf Lebensdauer und Zwischenstufen zur Erblichkeit (Ver¬ 
leihungen des Richteramts auf mehrere Leiber) vor. — Das persönliche 
deutsche Recht der Ansiedler äußerte sich in der Art der Rechtsprechung. 
Der Dorfrichter war im Wesen Gerichtshalter, ihm standen als Urteiler 
Dorfschöffen (scabini iurati villarum) zur Seite. Auch ihr Amt fußte nicht 
auf einer Wahl der Dorfgenossen, sondern auf grundherrlicher Bestellung. 
— Im Laufe des 14. Jahrhunderts erlangten geistliche wie weltliche 
Grundherren die Hochgerichtsbarkeit. Diese übten sie in einem besonderen 
Hochgerichte (iudicium generale, commune, bannitum, elych ding, foytding 
in Schlesien, auch Dreiding genannt) aus. Dem Hochgericht saß der 
Grundherr oder als Stellvertreter desselben, auf geistlichen Gründen ein 
Vogt (advocatus) oder Unterkämmerer, auf weltlichen ein villicus oder 
Burggraf vor. Das Gericht tagte unter Anwesenheit aller Ansiedler 
gewöhnlich dreimal im Jahre an feststehenden Terminen. Auch für die 
Judikatur des Hochgerichtes galt die Scheidung von Gerichtsvorsitz und 
Urteil. Die Urteilsfindung lag wohl in den Händen der Dorfschöffen, 
vielleicht erschienen die Dorfrichter im Hochgericht als Schöffen. Die 
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Ausübung des Hochgerichtes führte in manchen Fällen zu einer Ver¬ 
quickung mit der Stadtgerichtsbarkeit, sei es. daß die Stadt Grundherr 
war, sei es, daß das Hochgericht einer nahen Stadt auch für die Dorf¬ 
genossen in Anspruch genommen wurde. — Mit der grundherrlichen 
Hochgerichtsbarkeit war die Ausscheidung der Grundherrschaften aus dem 
Wirkungskreise der fürstlichen Ämter vollendet. Nur die Möglichkeit 
einer Berufung an das Landrecht oder die Ladung des Grundherrn vor das 
Landrecht, wie dies die Maiestas Carolina noch aussprach, blieb; doch 
haben die Grundherren auch hierin zu Beginn des 15. Jahrhunderts das 
Eingreifen des Landrechts zu vereiteln gewußt. Wie sehr sonach 
ursprünglich die besondere Gerichtsbarkeit für die Pflege eines deutschen 
bäuerlichen Rechtes unabhängig von landrechtlicher Einordnung den 
Siedlern erwünscht sein mochte, so wurde sie doch zu einem wichtigen 
Entwicklungsmomente der Verschlimmerung der Lage des Bauern¬ 
standes, da die Grundherrn so das ursprüngliche nur vertragliche Ver¬ 
hältnis wieder in öffentlich-rechtliche Unterordnung zu wandeln 
vermochten. 

Die Organe der Gerichtsbarkeit besorgten auch die Geschäfte der 
Dorfverwaltung im engeren Sinne. Der Dorfrichter war Vorsteher der 
Ansiedelung, Leiter der Dorfpolizei und der Wirtschaftsordnung. In 
seiner Hand lag die Steuereinhebung und die exekutive Gewalt. Besondere 
etwa von den Siedlern gewählte Verwaltungsorgane fehlen noch. Eine 
Versammlung der Bauern (Burding, concilium sculteti) wird zwar in den 
älteren Urkunden erwähnt, sie scheint sich jedoch auf die Fragen der 
Bewirtschaftung beschränkt zu haben. Im übrigen begegnet uns ein 
Zusammenwirken der Bauern einer Ansiedelung und damit der Anfang 
einer Dorfgemeinde, abgesehen von der Abhaltung des Hochgerichtes, nur 
bei der wiederkehrenden Festlegung des in der Dorfschaft, insbesondere 
gegenüber dem Grundherrn geltenden Rechtes. 

Die günstige Rechtslage der deutschen Siedler, vor allem die vertrag¬ 
liche schriftliche Fixierung ihrer Obliegenheiten, die selbständige Bewirt¬ 
schaftung des zugewiesenen Bodens, ihre Freiheit von ungemessenen 
Diensten und von den Landeslasten, die besondere Gerichtsbarkeit, konnten 
nicht ohne Einfluß auf die slawischen bäuerlichen Siedelungen bleiben. 
Es trat zum großen Teile eine allmähliche Umgestaltung des bisherigen 
ius bohemicum und der Rechtslage der heimischen Bauernsiedelung in 
Schlesien (ius polonicum) durch Anpassung an das Recht der deutschen 
bäuerlichen Siedler ein. Sie nahmen den Boden zu deutschem Leih’erechte 
(zäkup) und erwarben dadurch ein festes Vertragsrecht und annähernd 
das gleiche Leiherecht. Für den Grundherrn bedeutete die Umwandlung 
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gleichzeitig eine Steigerung der Abgaben. Mit der Entwicklung der 
grundherrlichen Gerichtsbarkeit bildeten sich nun auch slawische Dorf¬ 
gerichte und eine örtliche Dorfverwaltung aus, deren Leitung stellenweise 
analog dem Lokator dem Dorfältesten (kmet, starosta) als grundherrlichem 
Organe, im übrigen grundheri liehen Verwaltern (villicus, vladar) zustand. 
Das Schöffeninstitut scheint nicht Eingang gefunden zu haben. 

Die Schichte der Altfreien läßt sich in unserem Zeiträume nur in 
wenigen Nachrichten verfolgen, es fehlte an den wirtschaftlichen Grund¬ 
lagen für die Entwickelung eines völlig unabhängigen freien Kleinbauern- 
tumes, dem doch eine politische Stellung versagt gewesen wäre. Am 
nächsten stehen den Altfreien auch im 13. und 14. Jahrhundert die 
Chodenbauern, doch auch hier tritt eine Anpassung an die Rechtslage der 
zu Erbleihe sitzenden Zinsbauern ein, allerdings unter Wahrung stärkerer 
Selbstverwaltung auf Grund ihnen erteilter Privilegien. — Infolge des 
Vorherrschens der deutschrechtlichen Zinsleihe und des Schwindens einer 
geschlossenen Gutsbewirtschaftung tritt andererseits die Schichte eines 
unfreien Hofgesindes (ad glebam astricti) verhältnismäßig zurück. 

III. Die Städta 

1. Die Entstehung 48 ) von Städten im Rechtssinne hängt in den böh¬ 
mischen Ländern mit der bäuerlichen Ansiedelung zeitlich eng zusammen. 
Seit dem 13. Jahrhunderte beginnt im Anschlüsse an die Marktsiedelungen 
die Entwickelung von Gemeinwesen städtischen Charakters, welche das 
persönliche Sonderrecht der Kaufleute zu städtischem Ortsrechte um¬ 
wandeln. Einen gewaltigen neuen Antrieb zu bürgerlicher Ansiedelung 
können wir seit der Mitte des 13. Jahrhundertes feststellen, insbesondere 
ist es das Zeitalter Ottokars II., welches als ein Zeitalter der Städte¬ 
gründung den Höhepunkt bürgerlicher Ansiedelung in unseren Ländern 
bedeutet. Das XIV. Jahrhundert, das Zeitalter der Luxemburger, brachte 
sodann dieses Städtewesen zu reicher innerer Entfaltung. 

Als Schöpfer bürgerlicher Ansiedelung kommen zunächst die Landes¬ 
herren in Betracht, das Werden der Städte ist mit der die bürgerliche 
Ansiedelung bewußt fördernden Politik der Pfemyslidenfürsten auf das 

48 ) Lippert, Sozialgesch. Böhmens II; Juritsch, D. Deutschen u.iRechte 
i. Böhmen u. Mähren i. 13. u. 14. Jhdt. 1905; Zycha, Prag 1912; ders. über d. Ur¬ 
sprung d. Städte i. Böhmen u. d. Städtepolitik d. Premysliden 1914. — Für die 
Frage nach der Entstehung unserer Städte, wie auch für die Erkenntnis städti¬ 
scher Verfassungsentwicklung bieten die Stadtgeschichten, zum großen Teile vor¬ 
zügliche Arbeiten, wie sie fast für alle größeren Städte vorliegen, eine sichere und 
wertvolle Grundlage. 


Digitized by 


Google 



67 


innigste verknüpft. Fragen wir nach den Motiven dieser Förderung, so 
liegen sie in Verwandtschaft mit der bäuerlichen Ansiedelung vor alleni 
im finanziellen Momente. Bodenzinse, Markteinkünfte und Steuern 
winkten dem Landesherrn. Hiezu gesellten sich für die Herrscher Erwä¬ 
gungen politischer Natur. Wider äußere und innere Feinde sollten in den 
Städten Schutzwehren entstehen. So spielt die Wehrpolitik, Wehrhaft- 
machung der Bürgerplätze durch Ummauerung in der fortschreitenden 
Entwicklung eine bedeutende Rolle. Gewiß darf neben diesen politisch¬ 
ökonomischen Zielen auch die Förderung der Kultur im Lande durch die 
Werte, welche im bürgerlichen Leben und seinem Rechte gelegen waren, 
als ein treibendes Motiv angesehen werden. Im Gegensätze zu der 
bäuerlichen Ansiedelung, bei welcher die Grundherren an der Spitze der 
Bewegung stehen, verdanken die Städte in weit überwiegender Zahl den 
Landesherren ihre Entstehung. Das so zahlreiche Auftauchen von Städten 
seit dem 13. Jahrhundert, nach einer städtelosen Vorzeit, konnte zu der 
Ansicht führen, daß diese Städte in allen ihren rechtlichen Bestandteilen 
durch einen stadtherrlichen Akt entstanden seien, mit anderen Worten 
Gründungsstädte wären. Diese Anschauung, zunächst von Palacky 
dem geschichtlichen Bilde Böhmens zu Grunde gelegt, ist dann ziemlich 
allgemein bis in die jüngste Zeit festgehalten worden. Demgegenüber hat 
Bretholz in seiner die Kolonisation ablehnenden Theorie das Vorhan¬ 
densein von Gründungsstädten schlechtweg geleugnet und ist für ein 
allmähliches Werden der Städte im böhmischen Territorium eingetreten. 
Eingehendere Untersuchungen (Zy ch a) zeigten, daß die Wahrheit in der 
Mitte liege. Insbesondere übersieht die Anschauung Bretholz’, daß man 
innerhalb der Gründungsstädte zwei Arten unterscheiden müsse, solche, 
welche ohne Anschluß an eine vorausgehende Siedlungsschicht („aus 
wilder Wurzel“) und solche, welche unter Anschluß an eine vorausgehende 
Siedelung noch nicht städtischen Charakters gegründet worden sind. 
Betrachtet man die Städte nach ihrer Entstehung, so ergibt es sich, daß 
der größte Teil jener im XIII. Jahrhunderte entstandenen Städte, vor 
allem dem mächtigen Impulse Ottokars II. folgend, Gründungsstädte 
waren. So können insbesondere Aussig, Brüx, Budweis, Chrudim, Kaaden, 
Klattau, (Neu-)Kolin, (Neu-)Pilsen, Pisek, Welehrad (Ung. Hradisch), 
Znaim, ferner — ohne vorausgehende Marktsiedelung — Göding, Mähr. 
Neustadt, Nimburg, Politschka (grundherrlich) als Gründungsstädte an¬ 
gesprochen werden. Auf dem Boden des heutigen Prag kommen die 
minor civitas Pragensis als Gründungsstadt der Ottokarischen Zeit und die 
bald verschwundene Gründung Wenzels I. (Gallusstadt) in Betracht. Unter 
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den allerdings schon spärlicheren Schaffungen von Städten im Laufe des 
XIV. Jahrhundertes sind die Prager Neustadt sowie auch Karlsbad plan¬ 
mäßige Gründungen. Aber diesen Gründungsstädten steht eine beträcht¬ 
liche Zahl von Gemeinwesen gegenüber, welche aus kaufmännisch-bürger¬ 
lichen Niederlassungen in der Kastellaniezeit allmählich zu wahren 
Städten erwachsen sind. Gerade die größten, wie die Altstadt Prag, 
Brünn und Olmütz sowie Troppau, Saaz und wohl auch Leitmeritz gehö¬ 
ren zu den gewordenen Städten. Bezüglich der Altstadt Prag 49 ) muß dies 
auf Grund neuerer eindringlicher Forschung, welche die schon von Röß¬ 
ler, Tomek und Schlesinger vertretene Auffassung erhärtete, 
angenommen werden. Hienach hat sich die Altstadt Prag durch immer 
Stärkeren Zuwachs, durch örtliche Ausdehnung und gefördert durch könig¬ 
liche Bestätigungen und Erweiterungen des Privilegs der Deutschen am 
Pofic allmählich zur größten Stadt des Pfemysliden- und Luxemburger 
Territoriums entwickelt. Eine gegenteilige Ansicht will auch in der 
Altstadt Prag eine Gründungsstadt sehen, deren Gründungshandfeste uns 
verloren gegangen sei. Nach dieser Ansicht hätte das Deutschenprivileg 
lediglich die Stellung einer Sondergemeinde in der Stadt, nicht die Stadt 
selbst betroffen. Der Zusammenhalt der Annahme Prags als einer gewor¬ 
denen Sadt mit den Ergebnissen der allgemeinen deutschen stadtrecht¬ 
lichen Forschung, welche in der kaufmännischen Siedelung den Keim der 
gewordenen Städte sieht (Markttheorie), und die geringe Wahrscheinlich¬ 
keit dafür, daß gerade für das bedeutendste Gemeinwesen das Gründungs¬ 
privileg spurlos verloren gegangen sei, läßt die Auffassung der major 
civitas pragensis als einer gewordenen Stadt, nicht einer Gründungsstadt, 
glaubwürdiger erscheinen. In die Reihe gewordener Städte gehören fer¬ 
ner die Gemeinwesen, welche der seit dem XIII. Jahrhundert einsetzen¬ 
den bergmännischen Besiedlung ihre Entstehung verdanken. Hier kommt 
der Berggemeinde die gleiche Stellung wie der kaufmännischen Siedlung 
zu. So ist Iglau ohne Gründungsakt durch allmähliches Wachstum zur 
Stadt geworden. So ist auch das spätere Kuttenberg zweifellos allmäh¬ 
lich geworden. Das gleiche gilt von dem grundherrlichen Deutschbrod. 

Für die Unterscheidung der Städte in ihrer Rechtsstellung war das 
Moment der Zugehörigkeit des Bodens, auf welchem sie standen, von 
Belang. Königliche Städte stehen grundherrlichen gegenüber. Die könig- 

*•) Hiezu insbes. außer den oben zit. Untersuchungen Zychas, Celakovsky 
in der Einleitung zum Codex iuris municipaiis regni Bohemiae I, ders. 0 zaßdtcick 
Ü8tavnich dfijin Stareho mesta Prazskeho (Festschr. f. Randa 1904), Teige, Seznamy 
mßätanü Praiskych (Almanach mesta Prahy 1901), ders. Staiomestsky Rynk 1908, 
L i p p e r t, Sozialgesch. Böhmens II. — Neuestens will Vojtiäek, 0 vzniku Praü- 
skelio mesta (Samospr. knihovna hl. m. Prahy, Bd. VII, 1930) in der Gallusstadt den 
Ursprung der Altstadt Prag sehen. Vgl. dagegen M e n d 1, Vici Theutonicorum et 
,civitas circa S. Gallum 1 (C. ö. h. XXXVIII, 19S21. 
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liehen Städte, in dichtem Netze über das Territorium gebreitet, heben 
sich durch die königliche Stadtherrschaft und infolge ihrer Bedeutung 
für das königliche Finanzwesen ab. Der Begriff der königlichen Stadt 
bezieht sich auch auf die auf mährischem Boden gelegenen Städte. In 
den nun der Krone Böhmens angegliederten Fürstentümern kam den auf 
dem Boden der einzelnen Fürsten errichteten Städten eine den königlichen 
Städten verwandte Stellung zu. Infolge der ausgebildeten Territorial¬ 
gewalt der böhmischen Herrscher war für Stadtwesen, welche dem Reiche 
unmittelbar unterstellt gewesen wären, für Reichsstädte, innerhalb des 
Territoriums kein Raum. Nur vorübergehend (1278—1283), nach der 
Einziehung der böhmischen Länder als erledigte Reichslehen durch 
Rudolf von Habsburg, kam in Mähren-die Verleihung des Charakters 
einer Reichsstadt (Brünn) vor. Die mit der reichsstädfischen Stellung 
Egers zusammenhängenden Privilegien wurden wegen der nur pfandweisen 
Einverleibung des Egerlandes ausdrücklich gewahrt. — Innerhalb der 
königlichen Städte führte die Bestimmung ihrer Einkünfte zur Ausbil¬ 
dung besonderer Kategorien. Eine Besonderheit weist unser Stadtwesen 
in den Leibgedingstädten wie Königgrätz, Chrudim, Jaromir, Hohenmauth, 
Politschka, Melnik, Trautenau, Königinhof auf, deren Erträgnisse als 
Leibgedinge (dos) der Königin verwendet werden sollten und daher auch 
selbständigen Organen unterstellt waren. Mit dem Wegfall der Zweck¬ 
bestimmung schwand auch die Eigenart der rechtlichen Stellung. Eine 
niedere Kategorie der königlichen Städte bildeten die Kammerstädte und 
Villikationsstädte. Der Grund ihrer minderen Bedeutung lag auch hier 
in ihrer finanziellen Bestimmung, sie würden als Teile der königlichen 
Domänenverwaltung zu der Privatwirtschaft der königlichen Kammer 
gezählt. Ihre Erträgnisse waren den Amtsträgem der königlichen 
Villikationen oder der Kammer zugewiesen. Daraus ergab sich, daß 
hier das grundherrliche Moment überwog, so daß sie nicht unter die 
Garantien der sonstigen königlichen Städte als Krongut gestellt wur¬ 
den und auch an der Entwicklung der Landstandschaft der Städte 
keinen Anteil hatten. Gegenüber diesen königlichen Städten minderer 
Bedeutung hoben sich andererseits einige königliche Städte dadurch als 
privilegierte ab, daß ihre Verwaltung dem Könige unmittelbar, nicht, wie- 
bei anderen königlichen Städten, dem königlichen Unterkämmerer unter¬ 
stellt war. Solche privilegierte Stellung erwarben die Altstadt .und die 
Neustadt Prag, in eingeschränktem Maße Brünn und Kuttenberg. Für Eger 
ergab die nur pfandweise Verbindung mit Böhmen, ebenso wie für Elbogen 
die lehensmäßige Organisation, von selbst eine Freiheit vom Unterkäm¬ 
mereramt. 


Digitized by 


Google 



70 


Die grundherrlichen Städte an Zahl, Bedeutung und Rechten gegen¬ 
über den königlichen Städten zurückstehend, schieden sich je nach ihrem 
Herrn in geistliche und weltliche. Innerhalb der geistlichen Städte heben 
sich Bischofsstädte ab, innerhalb der weltlichen, die von Angehörigen des 
Herrnstandes geschaffenen, die Herrnstädte. Durch Pfandschaften, wie 
sie sich vor allem in der ersten Hälfte des 14. Jahrhundertes ergaben, 
konnten königliche Städte zeitweilig ihres Charakters entkleidet und zu 
grundherrlichen Städten des Pfandherrn gemacht werden. 

2. Die Entwicklung der Stadtverfassung 50 ) in unseren Ländern 
weist engste Verwandtschaft mit der allgemeinen deutschen Stadtrechts¬ 
entwickelung auf. Die Stadtrechtsgeschichte der böhmischen Länder ist 
ein Glied der deutschen Rechtsgeschichte. Einen eigenartigen Zug unserer 
städtischen Verfassungsgeschichte bietet die enge Beziehung des Städte¬ 
wesens zum Königtum. Die königliche Politik entzweit sich im Laufe 
des 13. und 14. Jahrhundertes nicht mit der Entfaltung des Städtewesens. 
Dokumente städtefeindlicher Gesetzgebung, wie sie d e deutsche Kaiser¬ 
politik zeitigte, finden wir hier noch nicht. Eine zielbewußte königliche 
Förderung läßt hier auch ungleich mehr königliche Privilegien zur ununter¬ 
brochenen Quelle rechtlicher und wirtschaftlicher Begünstigung werden. 

Die Verfassung der königlichen Städte hatte ihre Wurzel in der 
Exemtion der bürgerlichen Ansiedelung einerseits und in der königlichen 
Stadtherrschaft andererseits. Sie zeigt uns gleich anfänglich königliche 
und autonome Organe und weist etwa jenes Stadium auf, das man in der 
deutschen Stadtrechtsgeschichte als die zweite Periode derselben 
bezeichnen kann, da sich bereits stadtherrliche Gewalten und ein auto¬ 
nomer Stadtrat gegenüberstehen. 

Das königliche Organ in der Stadt war der Stadtrichter (iudex 
civitatis, in den nördlichen Städten sächsischen Rechtes Schultheiß, Vogt, 
advocatus). Er war sowohl Leiter des städtischen Gerichtes als auch der 
Verwaltung. Seine Bestellung erfolgte durch den König ohne Teilnahme 
der Bürgerschaft. Dies gilt auch bezüglich des Stadtrichters der Altstadt 
Prag. Gegenüber der im Deutschenprivileg festgelegten Wahl des 

“) Außer der oben n. 48. zit. Literatur insbes. Celakovsky, 0 stredovökem 
radnim zfizeni v kr. mSstech moravakyeh (Cas. mat raor. XXIX); Obnovoväni rad 
v kr. mfistech v Cechäch (Cas. 6. m. 1879); 0 vzniku a vyvoji mgstsk. zfizeni radniho 
vftbec a v Cechäch a na Moravö zvl. (Beilage V seiner Povä. dejiny prävni (esk.); 
Tomaschek. Deutsch. Recht i. österr. im 13. Jhdt. (1869); Röss 1 er, Deutsche 
Rechtsdenkm. aus Kiilirn. u. Mähren I. u. II.; Winter, Kultumi obraz öesk. mest 
I. (1890), II. (1892); Bier mann, Verfassungsgescb. d; Stadt Troppau (Gymn. 
Programm Teschen 1872); V o j t i ä e k, Soud a iada v kr. mSstech 8eskych (Sborn. 
ved prävn. a stätn., XXI. 1921); ders., 0 vyvoji samospräyy Pratskych mSst (Samospr. 
knibovna hl. m. Prahy, Bd. I, 1927); V a c e k, Soudnictvi v Cechäch, mästske a vreh- 
nostni aZ do 16. stol. (C. pro dSjiny venkova, Jhrgg. XI u. XII 1924/5). 
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Richters ist hier sonach eine Stärkung des königlichen Einflusses zu 
beobachten. Die Besetzung des Richteramtes erfolgte teils auf Zeit, teils 
erblich, ln der Stellung des Stadtrichters, in dessen Händen in der 
Premyslidenzeit regelmäßig die Pflege der gesamten Gerichtsbarkeit 
gelegen war, trat seit dem 14. Jahrhundert eine Veränderung ein. Das 
Amt des Stadtrichters wurde fortschreitend häufiger erblich und daher 
dem Königtum immer mehr entfremdet. Deshalb behielt, wie dies schon 
ein königliches Privileg von 1307 und dann das allgemeine böhmische 
Städteprivileg von 1337 dartun, nunmehr der König gewisse Verbrechen 
(wie Münzfälschung, Notzucht und Heimsuchung) der eigenen Recht¬ 
sprechung vor und übte dieselbe durch den Unterkämmerer aus. So wurde 
der Unterkämmerer, welcher schon anfänglich die finanziellen Rechte 
des Königs gegenüber den Städten vertreten und statt des Königs in 
Fällen der Berufung, Rechtsverweigerung und Evokation judiziert hatte, 
auch zum ordentlichen rechtsprechenden Organe und damit zum obersten 
Beamten der königlichen Städteverwaltung. Diese stadtrechtliche Bedeu¬ 
tung des Unterkämmereramtes ist eigenartig gegenüber der Stadtverfassung 
im deutschen Reiche, begegnet uns jedoch in ähnlicher Weise bei den 
ungarischen Städten (tavernicus). In den Städten Schlesiens und der 
oberen Lausitz, die nun zum Gebiete der Krone Böhmens gehörten, griff 
das Erblichwerden der fürstlichen Stadtvogtei stark ein. Hier ging die 
Stadtvogtei häufig durch Verkauf an die Städte oder durch Verpfän¬ 
dung dem Fürstentum verloren. Eigenartig ist bei der schlesischen und 
lausitzischen Stadtverfassung eine Verknüpfung der territorialen Kreis¬ 
vogtei mit dem Städtewesen (s. unten S. 131), kraft welcher dann der 
Kreisvogt auch als Träger der fürstlichen Hochgerichtsbarkeit in den 
Städten erscheint. 81 ) 

Das autonome Element der Stadtverfassung bildeten in Eid genom¬ 
mene Bürger, welche dem Stadtrichter zur Seite standen. Dieser Rat, 
quellenmäßig iurati, civium iurati, consules, scabini, scabini et iurati, 
consules et scabini, Schöffen, Geschworene genannt, ist, sobald er in 
unseren Quellen auftritt, ein fertiges Institut. Ein Werden der Ratsver¬ 
fassung können wir nicht verfolgen; es hängt dies mit der Entstehung des 
Stadtrechtes selbst, welches an das Vorbild älterer deutscher Städte 
schon anknüpfen konnte, zusammen. Der Wirkungskreis des Rates 
umfaßte im Großteil der Städte Verwaltung und Gericht gleichzeitig. 

51 ) Rachfahl, D. Organisation d. Gesamtverwaltung Schlesiens (1894); 
Knothe, Urkundl. Grundlagen z. e. Rechtsgesch. d. Oberlausitz (1877); Pürschel, 
D. Stadtvogtei i. Schlesien (1899); W. Schulte. Z. Geseh. d. Landvogtei u. <L 
Stadtschultheißcnamtee i Schlesien (Schles. Gbl. 1909), 
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Eine Trennung des Rates als administratives Organ von den Schöffen 
als Rechtsfinder im städtischen Gerichte tritt uns nur im Bereiche der 
Städte Magdeburgischen Rechtes (Leitnieritz, Olmiitz, Troppau) entgegen. 
Bei anderen Städten, wie bei der Altstadt Prag, können wir stellenweise 
eine solche Scheidung erst in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhundertes 
beobachten. Der Rat bestand regelmäßig aus 12 Mitgliedern; bei größeren 
Städten, wie bei Brünn und der Altstadt Prag, finden wir einen vierund¬ 
zwanzig- beziehungsweise achtzehngliedrigen Rat. Bei den Städten 
getrennter administrativer und richterlicher Funktionen finden wir auch 
eine ziffermäßige Teilung des Gesamtrates (z. B. Olmütz 7 scabini und 
4 consules; Troppau 5 scabini 4 consules). Bei der Bestellung des Rates 
äußert sich ein Zusammenwirken autonomer Wahl und königlicher Ein¬ 
setzung. Die Wahl war wohl ursprünglich eine freie zeitlich auf ein Jahr 
beschränkte. Seit dem 14. Jahrhundert wird die Selbsterneuerung des 
Rates üblich und zwar häufig in der Art, daß die abtretenden Konsuln dem 
Könige einen Vorschlag für die Besetzung machten. Hierin war sonach 
einerseits eine Zurückdrängung der ganzen Gemeinde zugunsten des bis¬ 
herigen Rates bei der Bestellung neuer Ratsmitglieder und andererseits 
ein zunehmender Einfluß des Königtums auf die Besetzung der Ratsstellen 
gelegen. Einen Kampf um die Ratsverfassung zwischen dem Stadtherrn 
und der Bürgerschaft, wie ihn die deutsche Verfassungsgeschichte zeigt, 
finden wir auf unserem Boden nicht. Dieses Moment und die aus dem 
Ansiedelungsprozesse sich ergebende ursprünglich unabhängige Rechts¬ 
stellung der ersten Bürger, sowie die Einwirkung des schon entwickelteren 
Vorbildes der Stadtwesen im deutschen Reiche sind die Grundlagen für 
die Annahme solchen Entwicklungsganges (Z y c h a). Demgegenüber 
steht die Anschauung Celakovskys und Kap ras’, welche gegen¬ 
teilig eine Zurückdrängung des ursprünglich stärkeren stadtherrlichen 
Einflusses und damit eine allmähliche Erstarkung selbständiger Rats¬ 
verfassung vertreten. — Eine Demokratisierung der Ratsverfassung ist 
in Böhmen und Mähren noch nicht erfolgt. Obgleich sich' keine Ge¬ 
schlechterherrschaft entwickelte, haben doch die Zünfte als solche keinen 
Anteil an der Ratsverfassung gewonnen. Es sind uns wenigstens in 
Böhmen auch keine Nachrichten über ein Ankämpfen der Zünfte 
gegen den Rat überliefert, nur königliche Verbote der „Einungen“ in 
den Städten deuten auf Gegensätze hin. Erheblicher ist im 14. Jahr¬ 
hundert der Kampf der Zünfte um die Teilnahme am Rate in den Städten 
Schlesiens und der oberen Lausitz gewesen. Er hatte, in der oberen 
Lausitz allerdings nur vorübergehend, den Erfolg, daß bei der Zusammen¬ 
setzung des Rates eine bestimmte Anzahl von Ratsstellen den Zünften 
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Vorbehalten wurde. — Eine Stärkung der autonomen Ausgestaltung der 
Stadtverfassung brachte die Erweiterung der Aufgaben der städtischen 
Verwaltung und die wirtschaftliche Stärkung der Stadtwesen mit sich. 
Infolge dieser Entwicklung erfolgte eine allmähliche Verselbstäudigung 
der Verwaltung gegenüber der Gerichtsbarkeit. Der Stadtrichter trat in 
der Administration zurück und diese wurde unter die Leitung eines Rats¬ 
mitgliedes gestellt, welches wohl ursprünglich als Vertreter des Richters 
fungierte. So entstand das Amt eines Ersten unter den Konsuln, primas, 
protoconsul, primator, magister civium, eines Bürgermeisters. In Amt 
und Würde des Bürgermeisters lösten sich die Ratsmitglieder im Laufe 
des Jahres ab, so daß die Amtsdauer bald eine monatliche (bei zahl¬ 
reicherem Rate), bald eine vierteljährige war. Quellenmäßig ist das Amt 
eines Bürgermeisters in unseren Gebieten frühestens gegen Ende des 
13. Jahrhunderts (1298 in Leitmeritz) vereinzelt bezeugt. In der Regel 
bildete es sich erst im Laufe des 14. Jahrhunderts aus, in den größeren 
Städten um die Mitte desselben. — Mit der Entfaltung des städtischen 
Gemeinwesens kamen neben dem Rate auch in unseren Städten Anfänge 
größerer Ausschüsse der Bürgergemeinde vor. So sind die „eitesten 
purger“, cives seniores, als mit dem Rate beschließend und in wirtschaft¬ 
lichen Angelegenheiten beratend quellenmäßig erwähnt. Darüber hinaus 
trat auch die gesamte Bürgerschaft „die gemeine“ zuweilen als Vollgericht, 
bei der Veranlagung städtischer Steuern, bei weittragenden Beschlüssen 
in Wirksamkeit. Hierin können Ansätze zu einer großen Gemeinde 
(universitas civium) erblickt werden, ohne daß jedoch solche allgemeine 
Bürgerversammlungen ein selbständiges Organ der städtischen Verfassung 
wie das Magdeburger Burding geworden wären. 

3. Die Stadtverwaltung selbst weist in unserem Gebiete einen 
Dualismus autonomer und königlicher Einflüsse auf. Die königliche Ein¬ 
wirkung äußerte sich vor allem in Fragen allgemeiner wirtschaftlicher 
Förderungspolitik gegenüber den Städten und bei Regelung der Stellung 
der Städte in heeresrechtlicher und finanzrechtlicher Beziehung. Die 
Zweige der städtischen Verwaltung differenzierten sich mit dem Wachsen 
der Städte und ihrer Aufgaben. 

a) Die städtische Gerichtspflege lag im 14. Jahrhundert, wie oben 
gezeigt wurde, insoweit sie nicht dem Königtume Vorbehalten war, bei 
dem Stadtgerichte. Das Stadtgericht wurde an bestimmten ordentlichen 
Gerichtstagen gehegt. Seine Bezeichnung als die Vier-Bänke (quatuor 
scampna) rührt von der Art seiner Abhaltung her. Bemerkenswert ist ein 
ausführliches Statut der Altstadt Prag, welches genaue Vorschriften über 
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Rechte und Pflichten der Schöffen, darunter insbesondere auch das Gebot 
der Verschwiegenheit in Amtssachen und die strenge Ahndung jeder 
Parteilichkeit enthält. Dem Stadtgerichte sollte aller zur Stadt gehöriger 
Boden unterstehen. Insbesondere sollte sich die Stadtgerichtskompetenz 
nach Anschauung der Börger, um ihre Stellung vor das Adelsgericht zu ver¬ 
meiden, auch auf Klagen gegen Bürger wegen ihrer außerhalb der Stadt 
gelegenen Landgüter beziehen. 62 ) Das Königtum trat in seinen diesfalls 
erteilten Privilegien der Auffassung der Bürger bei. Umgekehrt griff beim 
Arrestprozesse das Stadtgericht auch gegen Adelige ein. Desgleichen 
gehörte die Bestrafung der auf handhafter Tat in der Stadt Gefaßten 
schlechthin vor das Stadtgericht. Das königliche Gericht des Unterkäm¬ 
merers (Großgericht) wurde einmal im Jahre gewöhnlich anläßlich der 
Ratserneuerung abgehalten. 

Eine Berufung gegen stadtgerichtliche Urteile war grundsätzlich an 
den König zulässig, doch äußerte sich gerade in dieser Hinsicht sehr deut¬ 
lich der persönliche Charakter des Stadtrechtes und der autonome 
Gedanke. Den Stadtrechtsfamilien (s. S. 163) entsprechend, bildete sich 
im Geiste allgemeiner deutscher Stadtrechtsentwicklung eine gerichtliche 
Überordnung von Städten über andere Städte, oft auf Grund förmlicher 
Bewidmung aus. Die Tochterstädte holten bei ihren Mutterstädten 
teils Rechtsweisungen vor gefaßtem Urteile ein, teils bildete sich dann 
ein Rechtszug gegen Urteile der Tochterstädte an die Mutterstädte als 
Oberhöfe 63 ) aus. In dieser Eigenschaft entfalteten als Oberhöfe Magde¬ 
burger Rechtes, insbesondere die Schöffenstühle Leitmeritz, Troppau, 
später (Mitte des 14. Jahrhunderts) auch Olmütz eine bedeutende Judi¬ 
katur. Als Oberhöfe Nürnberger Rechtes kamen die Altstadt Prag, sowie 
auch die pfandmäßig angegliederte Reichsstadt Eger in Betracht. Selb¬ 
ständige hochbedeutsame Oberhöfe süddeutschen Charakters waren die 
Schöffenstühle von Brünn und von Iglau, dessen bergrechtliche Recht- 


") Über die Bedeutung dieser .-gekauften Güter“ Lippert, Bürgerlicher Land¬ 
besitz im 14. Jhdt. (M. V. G. D. B. XL) und Sozialgesch. Böhmens n. 

“) Juritsch, D. Deutschen u. i. Rechte i. Böhmen u. Mähren i. 13. u. 14. 
Jhdt.; Zycha, Ursprung d. Städte i. Böhmen; Han ei, 0 vüvu nemeckeho präva 
v Cech. a na Mor. (1874); Weizsäcker, Die Ausbreitung d. deutschen Rechts in 
Osteuropa (Deutsches Volkstum, 1926): T i e f t r u n k, Kmetskä stolice magdeburskäho 
präva v Litomericich (Pam. arch. IV.); Lippert, Das Recht am alten Schöppenstuhl 
z. Leitmeritz (M. V. G. D. B. VI.); P e t e r k a, Leitmeritz und das Magdeburger Recht 
(Festschrift d. Stadt Leitmeritz, 1927); P r a s e k, D. Olmützer Stadtgericht als Oberhof 
1896; Organisace präv magdplmrskych na sev. Moravö a rak. Slezsku 1900; Zoubek, 
Berufung d. Städte z. oberen Rechte d. Altstadt Prag (S. B. böhm. Ges. d. Wissensch. 
1866); K ü r s c 1) n e r. D. Stadtrecht v. Eger u. seine Verbreitung (M. V. G. D. B. VI.); 
It ö s s 1 e r, Deutsche Rechtsdenkm. a. Böhm. u. Mähren 11; T o m a s c h e k, D. Oberhof 
Iglau (1868). 
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sprechung nach Westen und Osten weit ausgreifend die Rechtslage des 
Bergwesens beherrschte. Der autonome Gedanke dieser Art des Rechts¬ 
zuges an höhere Gerichte ergab es auch, daß er über die Grenze des 
Territoriums hinausreichte und daß für die Städte Magdeburger und 
Nürnberger Rechtes die Oberhöfe von Magdeburg und Nürnberg selbst 
den städtischen Rechtszug abschlossen. Mit dem Zunehmen des Terri¬ 
torialitätsprinzips mußte es aber ein Ziel der Herrscherpolitik werden, die 
Möglichkeit eines Rechtszuges über das Territorium hinaus abzuschnei¬ 
den. wie dies tatsächlich entsprechende Verbote (1350, 1352) für Mähren 
und (1387) für Böhmen dartun. Hienach sollten die heimischen Schöffen¬ 
stühle von Brünn, Olmütz, Leitmeritz und Altstadt-Prag einen weiteren 
Rechtszug nach Magdeburg oder Nürnberg ausschließen. Doch kommen 
trotz dieser Verbote auch weiterhin Fälle eines Rechtszuges nach Magde¬ 
burg selbst vor. 

Die Pflege der Gerichtsbarkeit zeitigte auch städtische, ihr gewid¬ 
mete Ämter. Der Stadtschreiber (notarius, pronotarius), welchem die 
Ausfertigung gerichtlicher Urkunden (Briefe) und die Führung der Stadt¬ 
bücher oblag, war zugleich als kundiger und erfahrener Berater der 
wichtigste städtische Amtsträger. Ladungen, die Durchführung von Ver¬ 
haftungen. Wachdienste im Gerichte u. ä. hatte der Büttel (Fronbote, 
praeco) zu besorgen. 

b) Die städtische Verwaltung im engeren Sinne war zunächst der Sorge 
lim öffentliche Sicherheit und Ordnung gewidmet. Der Friedenswahrung 
dienten in den größeren Stadtwesen oft sehr eingehende Verbote der 
Ansammlungen, Aufläufe, des Waffentragens, der Raufhändel; feuer- und 
baupolizeiliche Vorschriften suchten öffentlichen Gefahren vorzubeugen. 
Eine starke Entwicklung weist die Gewerbepolizei 64 ) auf. Die Städte 
boten die Grundlage für eine selbständige freie gewerbliche Betätigung. 
Die gewerblichen Betriebe waren zunächst von dem Nachweise bestimm¬ 
ter Voraussetzungen frei, lag es doch geradezu im Wesen -der Städte¬ 
bildung, die Heranziehung Gewerbetreibender zu fördern. Allmählich ent¬ 
wickelten sich in der Bürgschaftsleistung für das Mitleiden mit der Stadt, 
um Schädigungen durch Zahlungsunfähigkeit des Gewerbetreibenden vor-, 
zubeugen, in der Einzahlung des Anleites beim Gewerbeantritt, im 
Erwerbe des Bürgerrechtes Vorausse zungen stadtpolitischer Natur. 
Hiezu kamen im Laufe des 14. Jahrhundertes die Anforderungen fach- 

M ) Winter. Dejiny remesel a obehodu v CechAch v 14. a 15. stol. (1906); 
ders Prvni cechy femeeine v Cechäch (C. 6 . m. 1904); Peterka, D. Gewerberecht 
Böhmens i. 14. Jhdt. (1909). 
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lieber Tüchtigkeit, zuweilen der Leistung einer bestimmten Arbeit 
(Meisterstück) und des Nachweises der Abstammung aus einer rechten 
Ehe, des unbescholtenen Lebenswandels hinzu. In allen Belangen waren 
die Gewerbe den städtischen Behörden unterordnet. Die Gewerbever¬ 
waltung lag wesentlich in den Händen der städtischen Obrigkeit, von 
ihr gingen die Handwerkerordnungen aus, ihr waren die Meister durch 
Eid verbunden, von ihr wurden die in Eid genommenen Organe der 
Gewerbeverwaltung bestellt. Dies gilt insbesondere auch von den ge¬ 
schworenen Meistern, welchen als Aufsichtsorganen die Überwachung der 
einzelnen Betriebe zur Abstellung „wandelbaren Werkes“ oblag. Hieraus 
ergibt sich ein verhältnismäßiges Zurückstehen der Zünfte in der Be¬ 
deutung für die städtische Gewerbeverwaltung gegenüber der führenden 
Rolle des Rates. Sie widmeten sich vor allem ihren genossenschaftlichen 
Aufgaben, der Unterstützung, der Ausrichtung des Begräbnisses, der 
schiedsrichterlichen Austragung von Streitigkeiten der Meister unter¬ 
einander, sowie der Meister mit ihren Gehilfen. Zur Wahrung gewerb¬ 
licher Interessen berieten sie über ihnen erforderlich scheinende Normen, 
deren Erlassung sie vom Rate erbaten. Im Laufe der Zeit kam ihnen 
auch die Wahl der Aufsichtsorgane (geschworene Meister) über die Hand¬ 
habung der Betriebe zu. Ergänzend und fördernd griff gelegentlich 
auch das Königtum in das städtische Gewerbewesen durch Erteilung 
von Privilegien ein. Hierher gehören vor allem die in den böhmischen 
Ländern sehr zahlreichen oft eingehend gefaßten königlichen Bannmeilen¬ 
privilegien, durch welche Gewerbebetriebe in der die Stadt umgebenden 
Meile verboten wurden. Im übrigen zeigt das städtische Handwerk die¬ 
selbe starke Differenzierung der Arten der Betriebe, wie es dem deutschen 
städtischen Gewerbewesen des Mittelalters überhaupt eigen ist, die 
gleiche Richtung, kleinere Betriebe unter Einschränkung des Verkaufs¬ 
rechtes zu gewährleisten und die Güte der Ware durch eindringliche Auf¬ 
sicht zu sichern. 

Für den städtischen Handel 55 ) griff eine zielbewußte königliche För¬ 
derungspolitik ein. Sie äußerte sich in privilegialen Zugeständnissen von 
Wochenmärkten (nundinae) und Jahrmärkten (forum annuale) teils ohne 
Beschränkung, teils mit Beschränkung auf bestimmte Warengattungen. 
Bedeutendere Städte wurden durch die Gewährung des Niederlagsrechtes 
begünstigt, wonach die durchreisenden Kaufleute verpflichtet wurden, 

M ) Hübsch, Versuch e. Gesch. d. böhm. Handels (1849); Winter, Döjiny 
fern, a obehodu v 14. a 15. slol. (1906); Cesky obehod ve 14. veku (Nova öeska revue 
1904); Juriisch, Handel u, Handelsrecht i. Böhm. b. z. hus. Revolution (1907). 
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ihre Waren durch eine bestimmte Zeit in der Stadt einzulagern, aufzubin¬ 
den und unter Vorkaufsrecht der Bürger feil zu halten (Stapelrecht). 
Solche Niederlagsrechte besaßen z. B. die Altstadt Prag, Brüx, König- 
grätz, Kolin, Pilsen, Leitmeritz, Budweis, lglau, Olmütz. Das Nieder¬ 
lagsrecht hing mit dem ebenfalls durch königliche Privilegien verfügten 
Straßenzwange zusammen, welcher den Weg der Kaufleute unter könig¬ 
lichem Schutz an bestimmte Straßen band. Dies künstliche Mittel einer 
Handelsförderung brachte allerdings schon in dieser Zeit manchen Kampf 
der Städte um den Straßenzwang mit sich. Auch die königlichen Bann¬ 
meilenprivilegien bezogen sich neben dem Verbote handwerklicher Tätig¬ 
keit auf den Schutz bürgerlicher Kaufrechte, wie insbesondere des Ge¬ 
treidehandels. Das Verdienst, den auswärtigen städtischen Handel in den 
Bereich königlicher Wirtschaftspolitik gezogen zu haben, gebührt den 
Luxemburgern, insbesondere Karl IV., welcher seine Stellung als Ober¬ 
haupt des Reiches in dieser Richtung durch privilegiale Zollbefreiungen, 
durch Schutz und Freizügigkeitsverträge für die Kaufleute aus den böh¬ 
mischen Ländern zu verwerten wußte. Hiedurch gewann vor allem die 
Altstadt Prag bedeutendes Ansehen. Die autonome städtische Handels¬ 
verwaltung knüpfte an jene durch die Privilegien geschaffenen Grundlagen 
an. Die Niederlagsrechle gaben Anlaß zur Errichtung entsprechender 
Lagerhäuser; die Märkte führten zur Ausgestaltung der Marktpolizei, 
getragen von den dem deutschen Marktrechte des Mittelalters eigenen 
Grundsätzen der Wahrung eines gerechten Preises, richtigen Gewichtes 
und Maßes und der Sonderstellung der Gäste. In den größeren Städten, 
vor allem in der Altstadt Prag und Brünn bildeten sich Teilmärkte 
nach verschiedenen Warengattungen aus. Die Überwachung des Handels 
machte entsprechende städtische Amtsorgane notwendig, so die Unter- 
käufel (subemptores) als Makler bei Handelsgeschäften zwischen heimi¬ 
schen Kaufleuten und Gästen, die Messer (mensuratores) und Wäger 
(ponderatores), die Schrötter (extractores vini. et cerevisiae) für das von 
stadtwegen besorgte Aufladen, Verfrachten und Einlagern des Weines, 
Bieres. Die Regelung des städtischen Handels gab den Anlaß zu reicher 
statutarischer Betätigung. 

c) Im städtischen Finanzwesen 50 ) des Mittelalters tritt der Dualismus 
königlicher und autonomer städtischer Verwaltung deutlich zutage. Die 

*•) Klier, StruCny nästin bernictvi pred välkami husitskymi (C. 5. m. 1901); 
Prochaska, Beitr. z. Verfassungsgesch. Böhmens i. 14. Jhdt. (M. V. G. D. B. XIX); 
Beer, Losungsbttcher u. Losungswesen böhm. Städte i. Mittelalter (M. I. ö. G. XXXVI); 
Pick, Beitr. z. Wirtschaftsgesch. d. Stadt Prag I; D. Ungeld (M. V. G. D. B. XLTV), 
K r o f t a, ZaCAtky ßeske bemß (1931). 
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königlichen Städte unterlagen zunächst den vom Königtume auferlegten 
Steuern. Sie hatten, als zur königlichen Kammer gehörig, den Kammer¬ 
zins zu leisten und von ihrem Grund und Boden zur königlichen Landes¬ 
steuer (berna generalis, collecta communis, Landesbern, s. S. 120) beizu¬ 
tragen. Die Eintreibung dieser Steuer oblag den königlichen collectores. 
Soweit sich feste Einheitssummen für die einzelnen Städte als Ganzes 
herausgebildet hatten, kann eine von stadtwegen verfügte Repartierung 
angenommen werden. Tatsächlich wurde allerdings die berna generalis 
trotz des Widerstandes des Adels immer .mehr regelmäßig auf den Adel 
allein eingeschränkt und nur der bürgerliche Landgüter- und Mühlenbesitz 
außerhalb der Stadt der berna unterworfen. Es geschah dies mit Rück¬ 
sicht auf eine besondere Besteuerung der Städte. Zu der allgemeinen 
Steuer trat nämlich, zunächst nur fallweise erhoben, eine königliche 
Steuer, die nur die Städte traf und die von der Landesbem freien Objekte 
(Häuser, Barvermögen, Gewerbe und Handel) erfaßte. Diese Spezial¬ 
steuer, quellenmäßig berna, collecta, steura specialis oder particularis, auch 
exactio, contributio, königliche Losung genannt, wurde seit der zweiten 
Hälfte des 14. Jahrhunderts durch Festlegung bestimmter jährlich an 
die königliche Kammer abzuführender Steuerbeträge zu einer ordent¬ 
lichen königlichen Städtesteuer. Neben diesen königlichen Steuern gab es 
auch Steuern, welche die Städte selbst zur Deckung ihrer Bedürfnisse auf¬ 
erlegten. Die städtische Losung umfaßte sonach sowohl die königliche 
spezielle Stadtsteuer als auch die autonome städtische Steuer. Die Um¬ 
legung auf die einzelnen Bürger machte die Abschätzung der steuerpflich¬ 
tigen Objekte auf Grund amtlicher Erhebung oder der Selbsteinschätzung 
der Pflichtigen notwendig. Die Ergebnisse der Schätzung wurden in 
Losungsbücher oder in Losungsregister eingetragen. Die Losungsbücher, 
seit dem 14. Jahrhunderte erhalten, bieten als eine Art der Stadtbücher 
einen höchst wertvollen Einblick in die städtischen Wirtschaftsverhältnisse. 
Die Einhebung und Verwaltung der Losung lag in den Händen städtischer 
Organe, der Losunger. Sie waren der ganzen Gemeinde und, da sie ja 
zum großen Teile königliche Steuern einhoben, auch den landesfürstlichen 
Beamten zur Rechnungslegung verpflichtet. Von dieser regelmäßigen 
Gestaltung direkter, auf den Städten lastender Steuern gab es im ein¬ 
zelnen zahlreiche Abweichungen. Gerade in den größten Städten, wie in 
der Alt- und Neustadt Prag und in Kuttenberg, griffen im 14. Jahrhundert 
die königlichen Spezialsteuern nicht ein, da diese Städte anderweitig 
durch Gewährung großer Summen an das Königtum, durch Bürgschafts¬ 
leistungen schon stärker in Anspruch genommen worden waren. Auch unter 
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den städtischen Bewohnern griffen königliche Befreiungen, so für den 
Stadtrichter, für Klöster und Spitäler, ein. — Die aus dem städtischen 
Verkehre fließenden indirekten Abgaben gebührten von Grund aus dem 
Könige als Stadtherrn. Dies galt insbesondere vom sehr ergiebigen Un- 
gelde, welches sich in historischem Anschluß an den Marktzoll mit der 
Zunahme des heimischen Handels entwickelte und eine Abgabe von der 
Einfuhr und vom Umsätze der Waren, sodann vom Konsume (Wein. Bier) 
war. Ebenso war das sogenannte Schrotamt königlich, es betraf die 
Abgaben beim Schroten, d. i dem Verladen und Einlagern der Fässer. 
Die Regalität dieses Gewerbes hing wohl mit dem Ungelde zusammen. 
Das königliche Heimfallsrecht ergriff auch das ßürgergut. Doch bezüg¬ 
lich all dieser Abgaben läßt sich ein Übergang vom Königtume an die 
Städte feststellen So wurde das Ungeld im Laufe des 14. Jahrhundertes 
zeitweise oder dauernd den Städten privilegial überlassen, um ihnen die 
Deckung außerordentlicher Ausgaben, wie insbesondere der Kosten der 
Ummauerung zu ermöglichen Die Städte hoben dann das Ungeld selbst 
durch besondere Organe ein. oder sie verpachteten die Verwaltung des¬ 
selben. Auch das Schrolamt ging seit dem Ausgange des 13. Jahrhun¬ 
derles durch priviiegiale Überlassung an die Städte über. Dem Heimfalls¬ 
recht des Königs wurde durch Privilegien der Testierfreiheit für die 
Bürger — allgemein für die königlichen Städte Böhmens 1372 — der 
Boden entzogen: im übrigen ging in der Folgezeit das Heimfallsrecht 
selbst an die Städte über. 

d) Die Pflichten, die das Heerwesen 57 ) den Städten auferlegte, schei¬ 
den sich iu die Aufgaben gegenüber dem Königtume und in die des Selbst¬ 
schutzes. Die Städte waren Burgen im Lande, sie hatten dem könig¬ 
lichen Auftrag gemäß Mannschaft, gelegentlich auch Waffen beizusteuern. 
Zur Sicherung der Städte als Burgen schärfte das Königtum die Um- 
inauerungspflicht durch besondere Anordnungen ein und förderte sie durch 
priviiegiale finanzielle Begünstigungen. Über die Beistellung von Mann¬ 
schaft ist uns in den Statuten der Altstadt Prag eine ausführliche Ordnung 
erhalten. Sie sieht eine Einteilung in Stadtviertel vor, von welchen zwei 
durch das Los zur Erfüllung der Heerfahrtpflicht bestimmt wurden. In 
den ausgewähllen Vierteln hatten alle Bürger sich zu bewaffnen und die 
Kriegspflicht unter Anführung zweier aus den Schöffen und der Gemeinde 
gewählten Hauptleute zu leisten; zum Ausgleiche wurden diese Viertel 

K ) Kapras, Z dejin cesk. zrizeni vojensk.C Sb vojensk. prirucek. Reihe III. 
4.); R ö a a 1 e r, Rechtsdenkm. aus Böhm. u. Mähren 1; Tomek, Starodävnd 
vojenske zrizeni mest prazskyeh. (Kvety, X). 
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von der Stadtlosung befreit, für welche die andern Viertel aufzukommen 
hatten. Die Selbstverteidigung der Städte, die Bewachung der Mauern 
und Tore war Sache der Bürgerschaft. Hier trat häufig eine Verteilung 
des Wachdienstes nach Gewerben ein, zuweilen finden sich auch privi- 
legiale örtliche Zuweisungen. 

4. In sozialer Hinsicht schuf das Stadtwesen auch in unseren Ländern 
auf der Grundlage persönlicher Freiheit eine grundsätzliche Gleichberech¬ 
tigung aller Bürger. Die Bürger, ursprünglich mercatores, dann cives 
genannt, waren die dauernd angesiedelten Einwohner, die mit ihrem 
Besitze und Erwerbe auch die Lasten der Stadt mitzutragen, mit ihr zu 
leiden hatten. So knüpft die Aufnahme unter die Bürger auch an dieses 
Erfordernis zunächst an. Bürgenstellung für die Fähigkeit des in rechter 
Ehe Geborenen, durch eine bestimmte Zeit (in der Altstadt Prag 3 Jahre) 
mit der Stadt zu leiden, ist die älteste Bedingung des Bürgerrechtserwerbes 
(ius civile, purgerrecht). Im Bürgereide, den der neue Bürger schwören 
mußte, war gleichfalls dieses Haftungsmoment enthalten. Mit dem Bürger¬ 
rechte wurde die Mitgliedschaft der städtischen Gemeinde und damit auch 
ausschließlich vorbehaltene öffentliche Befugnisse erworben, wie die 
Wählbarkeit in den Rat und die Erlangung städtischer Ämter. Dem 
Bürgerrechtserwerbe entsprach der Verlust desselben durch Entsagung. 
Der Haftungsgedanke, das Mitleiden mit der Stadt äußerte sich hiebei 
in der Setzung von Fristen, in wiederholter Verlautbarung und in der 
Anforderung von Abfahrtsgeldern, um eine mutwillige Aufgabe des 
Bürgerrechtes zu Schaden der Stadt oder von Gläubigern binlanzuhalten. 
Doch konnte das Bürgerrecht auch zur Strafe für Nichtzahlung der Losung 
entzogen werden. — Juristische Unterschiede innerhalb der Bürgerschaft 
selbst bestanden im Wesen nicht. Dies schloß nicht aus, daß Altangc- 
sessenheil, Besitz und kaufmännischer Reichtum gewissen Familien, so 
insbesondere in der Altstadt Prag und Kuttenberg, sozial die Führung 
verschaffte. Auch die Quellen heben die cives potentiores von den übrigen, 
insbesondere von den Kleinbürgern, den pauperes, ab. Viel trug zum 
Reichtum einzelner Bürgerfamilien ihr Landbesitz außerhalb der Stadt bei. 
Mangels eines rechtlichen, von der übrigen Bürgerschaft abgesonderten 
Patriziates kam es in Böhmen und Mähren im Laufe des 14. Jahrhun- 
dertes trotz mancherlei Bürgerfehden, die mit dem Emporwachsen reicher 
Bürgerfamilien zusammenhingen, noch zu keinem offenen Kampfe zwischen 
Patriziern und Zünften um das Stadtregiment, wenn auch zeitweise Ver¬ 
bote der Zunftbildung im Interesse des Friedens auf diesen Gegensatz 
hinweisen. — In nationaler Hinsicht hatte die Bürgerschaft, wie sich dies 
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schon aus der Entstehung des Städtewesens als eines Teiles des Siede¬ 
lungswerkes ergibt» von Grund aus deutschen Charakter. Die Städte des 
14. Jahrhundertes im Reiche Karls IV., darunter die bedeutenden 
Gemeinwesen der Altstadt Prag, Kuttenbergs, Brünns und Iglaus, waren 
der Bürgerschaft und Leitung nach weit überwiegend deutsch. Eine 
nationale Mischung, welche sich stellenweise auch im Stadtrate äußerte, 
trat im Innern Böhmens bei der Anlage von Neustädten und dort ein, wo 
die Umgebung der Stadt slawisches Siedelungsgebiet aufwies. Zur Rechts¬ 
frage war bei solcher Sachlage die völkische Zugehörigkeit der Ratsmit¬ 
gliedschaft noch nicht geworden. In Reibungen geriet die Bürgerschaft 
wegen ihres Landbesitzes, des Wirkungskreises der Stadtgerichte und ihrer 
politischen Stellung mit dem Herrenstand. Die gewalttätigen Zwistigkeiten, 
die in der Altstadt Prag zwischen den Patriziern und den führenden Män¬ 
nern des Herrenstandes zu Beginn des 14. Jahrhundertes ausbrachen, bargen 
auch nationale Gegensätzlichkeiten in sich und lösten die feindliche Haltung 
der Dalimilschen Chronik gegen das kräftige deutsche Bürgertum aus. 68 ) 

Gegenüber den Bürgern bildeten die Insassen oder bloßen Inwohner, 
d. s. dauernd in der Stadt Wohnende, die jedoch nicht das Bürgerrecht 
erworben hatten, eine rechtlich zurücktretende Schicht. Sie wurden zwar 
auch zur Leistung der städtischen Losung herangezogen und genossen im 
städtischen Handel die gleiche Stellung, blieben jedoch von den aktiven, 
den Bürgern vorbehaltenen öffentlichen Berechtigungen ausgeschlossen. 
Ähnliches gilt von den Bewohnern der Vorstädte (praeurbiales) und 
benachbarten Grundherren, deren Güter (Schoßgründe) der Besteuerung 
mit unterworfen wurden. 

Die Fremden (Gäste, hospites), 69 ) die sich nur zeitweilig, insbesondere 
des Handels wegen in den Städten aufhielten, standen außerhalb der 
bürgerlichen Rechtsordnung und waren dem besonderen Gästerechte 
unterworfen. Dieses weist die gleiche Linie der Entwicklung wie 
das deutsche Gästerecht überhaupt auf. Von der anfänglichen Ver¬ 
kehrsfreiheit führte die Stadtwirtschaft des 14. Jahrhundertes zu 

“) Ober das Bürgertum vgL R ö ss 1 er, Rechtsdenkmäler a. Böhmen u. Mähren 1; 
Zycha, Prag; Tomek, Geschichte d. Stadt Prag u. DSjepis m. Prahy; Teige, 
Aknanach kr. m. Prahy 1901; Susta, DvS knihy Sesk. döjin. II; Sujan, Döjepis 
Bma 1902; Bretholz, Gesch. d. Stadt Brünn I. 1911 und die Angaben in der 
sonstigen reichen stadtgeschichtlichen Literatur. 

*) Pick, Beiträge z. Wirtschaftsgesch. d. Stadt Prag n. D. Gästerecht (M. V. 
G. D. B. 44); Juritsch, Handel u. Handelsrecht i. Böhmen L vorhussiti scher Zeit 
(1907); Weizsäcker, Die Landfremden im böhm. Stadtrechte des Mittelalters 
(Jahresber. d. Lese- und Redehalle d. deutschen Studenten in Prag, 1924); ders.. Das 
Recht d. Fremden in Böhmen (Mitt. d. Ver. f. Gesch. d. Deutschen in Böhmen, 
LIX. Jahrgang). 
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einer engherzigen Hintansetzung der fremden Kaufleute im inner¬ 
städtischen Verkehre. Sie äußerte sich im Verkaufszwang an die 
Börger, in Verboten des Kleinhandels, der Vergesellschaftung mit Bürgern, 
des Handels des Gastes mit seinem Wirt, des Handels von Gast zu Gast, 
in strenger, durch Beiziehung‘besonderer städtischer Makler, der Unter- 
käufel, gesicherter Kontrolle der Kaufgeschäfte mit den Bürgern, dann 
im Niederlagsrechte und im Straßenzwang. Auch das besondere Gast¬ 
gericht, das allerdings den Gästen den Vorteil rascher Erledigung ihrer 
Streitsachen brachte, lag doch auch im Interesse der Bürgerschaft, da es 
die Gäste dem städtischen Gerichte unterwarf. — Stellen- und zeitweise 
trat eine Einschränkung des strengen städtischen Gästerechtes auf die 
landfremden Kaufleute allein ein, so daß die Kaufleute aus einer anderen 
fürstlichen Stadt des böhmisch-mährischen Gebietes den Bürgern entweder 
gleichgeachtet wurden oder doch gegenüber landfremden Gästen mannig¬ 
fach bevorzugt waren. Je kräftiger die Städte waren, desto eher ver¬ 
wirklichten sie in ihren Statuten das Streben, sich eine Konkurrenz 
schlechthin vom Halse zu halten. In der landesherrlichen Territorialpolitik 
läßt sich dagegen zuweilen eine Begünstigung jenes engeren Gäste¬ 
begriffes wahrnehmen. Durch Sonderprivilegien vermochte es das König¬ 
tum überdies aus handelspolitischen Gründen der Kaufmannschaft einzelner 
landfremder Städte Begünstigungen zu gewähren, wie es andererseits als 
Repressalie manchmal noch eine Verschärfung der Rechtslage landfremder 
Kaufleute eintreten ließ. 

Eine aus dem Grunde der Religionsverschiedenheit und der Volks¬ 
fremdheit zurückgesetzte Stellung kam den Juden 60 ) zu, deren Ansiede¬ 
lung in den größeren Städten, u. a. in der Altstadt Prag und Brünn, eine 
sehr beträchtliche war. Vom Warenhandel abgedrängt, betrieben sie 
Geschäfte des zinsbaren Darlehens, das sie, vom kirchlichen Zinsenverbot 
nicht betroffen, gewähren konnten und Pfandleihgeschäfte. Vor den Ver¬ 
folgungen, welchen sie ausgesetzt waren, wurden sie vom Könige ge¬ 
schützt. Es bildete sich in den böhmischen Ländern, ganz analog der Ent¬ 
wicklung im deutschen Reiche, ein Königsschutz auf der Grundlage aus, 
daß die Juden als zur königlichen Kammer gehörig erachtet wurden. Auch 
die Bezeichnung der Juden als Kammerknechte, als servi camerae nostrae 
kehrt in den böhmischen Quellen wieder. Diese Auffassung entsprach dem 
fiskalischen Interesse, da das Königtum einen Rechtstitel für eine beson¬ 
dere Abgabe der Juden, den Judenzins hieraus ableiten konnte. So griffen 

*°) Bondy-Dvorsky, Z. Gesch. d. Juden i. Böhm., Mähren u. Schlesien 
I 1906; Stein, Deje iidfi v Cechäch 1901; Haas, D. Juden i. Mähren 1908; 
Brann, Gesch. d. Juden i. Schlesien 1896/1910. 
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die Könige auch in unseren Gebieten kraft ihrer Privilegialgewalt im 
Sinne einer Festigung der Rechtssicherheit der Juden ein. Dies schloß 
jedoch nicht aus, daß sich das Königtum zuweilen, wo es die königlichen 
Finanzen erheischten, zu harten Maßnahmen gegen die Juden, zu starken 
Eingriffen in ihr Vermögen herbeiließ. Grundlegend für die Rechtstellung 
der Juden war das eingehende Privileg Ottokars II. aus dem Jahre 1254 
für die Juden der Altstadt Prag. Es wurde 1268 auch für Brünn als 
geltend erklärt und im 14. Jahrhundert fortdauernd bestätigt. Es gewährte 
prozessuale Sicherungen bei Rechtsstreitigkeiten aus dem jüdischen 
Zins- und Pfandgewerbe, Anerkennung der Befreiung der Juden von der 
städtischen Gerichtsbarkeit, ihre Unterstellung unter das Gericht des 
Königs und seiner Kammer beziehungsweise unter einen besonderen 
Judenrichter bei Zusicherung des Königschutzes für Verbrechen gegen 
Juden. In steuerrecbtlicher Hinsicht waren sie zur Leistung der könig¬ 
lichen Steuern und zum Mitleiden mit der Stadt verpflichtet, der Haus¬ 
erwerb stand ihnen offen, wurde jedoch als zur königlichen Kammer 
gehörig aufgefaßt. Wegen der Ermöglichung der Geldleihe war die 
jüdische Ansiedelung auch im Interesse der Bürger gelegen; deshalb 
mochte das königliche Zugeständnis der Aufnahme von Juden selbst den 
königlichen Städten gegenüber als Gnade erscheinen, wofür auch die 
anläßlich der Übernahme Egers gegebene Zusicherung ein Beispiel bietet. 

5. Wie die Städte selbst aus der Vereinigung angesiedelter Kaufleute 
erwachsen sind, so fand durch sie der genossenschaftliche Gedanke neu 
Eingang in das Rechtsleben unserer Länder. Er führte zur Entstehung 
von Genossenschaften, Sondergemeinden innerhalb der Stadt. Allerdings 
hat hier die engere Beziehung zum Königtume und das stärkere Hervor¬ 
treten des stadtherrschaftlichen Momentes die Entwickelung einigermaßen 
zurückgehalten. 

Das umfassendste genossenschaftliche Gebilde waren die Zünfte. 01 ) 
Auf ihre Stellung zum Stadtrate wurde bereits oben S. 75 hingewiesen. 
Ihre Entstehung wird auch bei uns auf den Einungsgedanken der in 
gleichem Berufe Stehenden zurückzuführen sein. Wohl hat auch das Vor¬ 
bild des Zunftwesens in den Heimatländern der ersten Bürger mit ein¬ 
gewirkt. Unverkennbar sind bei unseren Zünften bruderschaftliche 
Motive mit religiöser Grundlage. Die Selbstverwaltung der Zunft war 
durch die inneren gewerblichen und genossenschaftlichen Aufgaben des 
betreffenden Handwerkes abgegrenzt (Unterstützung der Mitglieder, Aus¬ 
richtung von Begräbnissen, Beitragsleistungen der Zunftgenossen, 

•') 8. hiezu die oben n. 54 angegebene Literatur und Mendl, Poeätky naäich 
cechö (C. 5. b. XXX111, 1927). 
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Gehilfenwesen, gemeinsamer Gottesdienst, Schlichtung der Streitigkeiten 
der Meister untereinander sowie der Meister mit ihren Gehilfen). Nur 
allmählich wird die Warenschau den von den Zünften gewählten Meistern 
überlassen. Soweit reichte auch das Statutarrecht der Zünfte, während 
im übrigen das Handwerkerrecht formell auf städtischen Normen oder 
königlichen Privilegien beruhte. Ebenso sind die Bedingungen selbstän¬ 
digen Gewerbebetriebes, wie oben gezeigt, noch nicht grundsätzlich 
zünftiger, sondern städtischer Natur. Bei solcher Rechtslage waren die 
Voraussetzungen für die Ausbildung eines Zunftzwanges, d. h. der Zunft¬ 
mitgliedschaft als Bedingung des Gewerbebetriebes noch nicht gegeben; 
nur Ansätze hiezu finden sich. Organ der Zunft war die Genossenver¬ 
sammlung. Die Leitung der Zunft lag in den Händen eines selbstgewählten 
Meisters (Brudermeister) als Obmann, dem ein Ausschuß von Meistern 
zur Seite stand, tm öffentlichen Auftreten zeigten Fahne und Wappen, 
häufig auf Grund königlicher Privilegien verlieben, die Geschlossenheit 
des Verbandes. Gestützt auf die königliche Förderung wird das 14. Jahr¬ 
hundert zu einer Epoche der wirtschaftlichen Blüte der Gewerbe und 
damit auch der Zünfte. Nicht zuletzt wegen der Leistungen und des 
Wohlstandes der Gewerbe wird die Zeit Karls IV. ein goldenes Zeitalter 
genannt. Die Stellung der Zünfte im Gefüge der Stadtverfassung schuf 
noch nicht den Boden zu einem offenen Kampf der Zünfte um die Stadt¬ 
herrschaft. auch an Nachrichten über geschlossene Auflehnungen der 
Gehilfen oder Streikbewegungen in ihrer Reihe fehlt es noch. Neben 
diesen Genossenschaften der Produktionsgewerbe verraten die Quellen 
auch den Bestand kaufmännischer Vereinigungen, ohne daß wir aber über 
ihre Ausgestaltung unterrichtet wären. Ferner kann man die allmähliche 
Absonderung der dem Brauhandel 6 *) obliegenden Bürgerschaft als eine 
beginnende Rechtsamegemeinde beobachten. Die Besitzer der für den 
Braubetrieb und den Bierverlag geeigneten Häuser wurden zu alleinigen 
Trägern des bürgerlichen Braurechtes. Allerdings fehlte noch eine Orga¬ 
nisation dieser Braubürgerschaft. 

Auch in den Bergstädten 63 ) kam es zu genossenschaftlichen Gebilden. 
Die Unternehmung des Bergwerkes gelangte in die Hände der Gewerken, 
d. h. Anteilsberechtigter am Bergwerke. Gewöhnlich gab es 32 Teile 
(Stämme), welche wiederum in je vier Unterteile (Kuxe) zerfallen konnten. 

**) Peterka. D. biirgerl Braugerechtigkeiten i. Böhmen 1917. 

M ) Sternberg, Umrisse e. Gesch. d. böhm. Bergwerke, 2 Bde. 1836/38; 
S c h m i d t,, Darstellung d. Bergrechtes i. Böhmen I. 1855; Celakovsky, N astin 
döjin öesk prava horniho (Beilage II. seiner Vs. pravni dejiny cesk); Zycha, Das 
böhm. Bergrecht d. Mittelalters auf Grundlage d. Bergrechts v. Iglau I. u. II. 1900. 


Digitized by 


Google 



85 


Die Gesamtheit der Gewerken beginnt im 14. Jahrhundert als Genossen¬ 
schaft, Gewerkschaft aufzutreten. Sie faßte ihre Beschlüsse in Gewerk¬ 
schaftsversammlungen unter einem selbstgewählten Bergmeister. Die 
Versammlung, in welcher jedem Anteil eine Stimme zukam, entschied über 
innere Angelegenheiten der Gewerkschaft; der Bergmeister leitete und 
beaufsichtigte den Bergbetrieb. Darüber hinausgehende verwältungs- 
rechtliche Aufgaben hatte die Gewerkschaft jedoch nicht zu erfüllen, hier 
griff das stark betonte königliche Bergregal ein. 

Als eine Sondergemeinde in der Stadt erscheinen die städtischen 
Judensiedelungen. Dies tritt besonders in jenen größeren Städten hervor, 
wo die Juden, soweit nicht die Gerichtsbarkeit des Königs eintrat, einem 
besonderen Judenrichter unterstanden. Das Judengericht betraf Streitig¬ 
keiten der Juden untereinander und fallweise Klagen eines Christen gegen 
einen Juden, während Klagen der Juden gegen Christen nicht vor den 
Judenrichter kamen. 

Einen überwiegend genossenschaftlichen Charakter weist endlich die 
Organisation der Prager Universität 64 ) auf, welche als Wahrzeichen der 
blühenden Kultur des Zeitalters Karls IV. erstand. Ihre Gründung, welche 
den schon früher gefaßten Plan der Schaffung eines Generalstudiums zur 
Tat werden ließ, erfolgte durch die päpstliche Genehmigung zur Errichtung 
eines solchen mit dem Rechte der Erteilung allgemein anerkannter akade¬ 
mischer Grade unter gleichzeitiger Bestimmung des jeweiligen Prager 
Erzbischofes als Kanzler in einer Bulle Papst Clemens VI. (1347) und 
durch die darauf folgende Urkunde Karls IV. (1348), welche dann im 
Jahre 1349 neu bekräftigt wurde. In diesen aus der römischen Reichs¬ 
kanzlei hervorgegangenen Urkunden verwertete Karl seine Machtvoll¬ 
kommenheit als römischer König zur Verwirklichung seines Planes. In¬ 
haltlich bringen die Urkunden keine Bestimmung der innern Organisation, 
sondern, italienischen Vorbildern entnommen, enthalten sie wesentlich die 
privilegiale Zusicherung freien Geleites für alle, welche das Prager 
Generalstudium besuchen wollten. Auf die Organisation hat nur der Hin¬ 
weis, daß das Generalstudium alle Rechte der Pariser und der Bologneser 
Universität haben solle, Bezug. Hiedurch sind wir über das älteste Gefüge 
der Universität im unsichern, denn während die Pariser Universität eine 

M ) Tomek, Geschichte da - Prager Universität (1849); Matthaesius, D. 
Auszug d. deutsch. Studenten aus Prag I. (M. V. G. D. B. LU); Kauimann, Gescb 
d. deutschen Universitäten I. u. II. (1895); N o v ä ö e k, Prameny zaklädaci listiny 
university Praiske; Werunsky, Gutachten ü. d. Frage, ob Karl IV. d. Prager 
Generalstudium als römischer König oder als König von Böhmen gestiftet hat (1920). 
Die mit der obigen Darstellung der Universitätsgründung übereinstimmende Rechts- 
anschauung, daß die beiden heutigen Prager Universitäten Rechtsnachfolgerinnen der 
alten Karls-Hochschule sind, verteidigen die wissenschaftlichen Äußerungen von 
Werunsky und Weizsäcker (D. historische Recht d. deutschen Universität in 
Prag, 1930) gegen zwei von Novotny und S t i e b e r erstattete widersprechende 
Gutachten. 
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Magisteruniversität mit einer dem gewerblichen Gedanken nahestehenden 
Einteilung nach Fakultäten war, stellt sich Bologna als eine Scholaren¬ 
universität dar, in welcher der landsmannschaftliche Charakter, die 
Teilung nach Nationen galt. Wohl waren gleich in den Anfängen beide 
Systeme miteinander verquickt. Die frühesten statutarischen Bestimmungen 
kennen schon eine Teilung in 4 Nationen, die böhmische, sächsische, 
polnische und bayrische, welche die Studenten nach ihrer Herkunft um¬ 
faßten, so daß die böhmische Nation die Studierenden aus den böhmischen 
Landen, sowie auch aus Ungarn samt Siebenbürgen, die sächsiche jene 
aus den norddeutschen, sächsischen Gebieten, die polnische jene aus dem 
Osten, darunter auch aus Schlesien und aus Meißen, die bayrische die 
Studenten aus westdeutschen Landen in sich begriff. An der Spitze dieser 
landsmannschaftlich organisierten Universität stand ein anfänglich auf ein 
Jahr, später halbjährig gewählter Rektor; er ging aus einer mittelbaren, 
auf Grundlage des gleichen Stimmrechtes jeder Nation vorgenommenen 
Wahl hervor. Das genossenschaftliche Gesamtorgan war die Versamm¬ 
lung aller Mitglieder der Universität (congregatio universitatis), Magister 
und Studenten mit gleichem Stimmrechte umfassend. Daneben bestand 
ein Universitätsrat (consilium universitatis), dem Stadtrate vergleichbar, 
für Angelegenheiten, die nicht der ganzen Universitätsgemeinde Vor¬ 
behalten waren und zur Unterstützung des Rektors bei der Führung der 
Geschäfte. Dieser Universitätsrat, nach den Nationen zusammengesetzt 
(je 2 Mitglieder aus jeder Nation), allmählich nur den Magistern Vor¬ 
behalten, gewann gegenüber der allgemeinen Universitätsversammlung 
immer mehr an Bedeutung und verdrängte dieselbe endlich fast völlig. — 
Die Universität besaß das Recht der Selbstverwaltung ihrer Angelegen¬ 
heiten, insbesondere das Statutarrecht. Der genossenschaftliche 
Charakter trat auch in der besonderen Gerichtsbarkeit des Rektors über 
alle Mitglieder der Universität zu Tage. Sie umfaßte sachlich alle Strei¬ 
tigkeiten, Zivilprozesse wie Strafsachen. Da der Rektor dem geistlichen 
Stande angehörte, näherte sich dies Gericht einem geistlichen Gerichte 
und es schloß eine durch die Landfremdheit des überwiegenden Teiles der 
Mitglieder gegebene Exemtion von den städtischen Gerichten in sich. Ein 
Privileg König Wenzels (1392) regelte das Verhältnis der Rektorsjudikatur 
zu den Magistraten der drei Prager Städte. Der autonome Wirkungs¬ 
kreis der Universität erstreckte sich auch auf das niedere Schulwesen 
Böhmens; von ihr gingen die Einsetzung der Lehrkräfte aus den Reihen 
der Graduierten und Weisungen betreffend den Lehrplan aus. Als 
subditi gehörten auch alle mit der Universität zusammenhängenden 
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gewerblichen Berufe wie die Abschreiber, Illuminatoren von Handschrif¬ 
ten, die Buchhändler und Apotheker in den Gerichts- und Verwaltungs¬ 
bereich der Universität. — Der landsmannschaftlichen Organisation der 
Gesamtuniversität gegenüber führte das Fakultätssystem zum Bestände 
von Magistergenossenschaften innerhalb der Universität nach dem wis¬ 
senschaftlichen Betätigungsgebiete. Die so entstandenen 4 Fakultäten 
(theologisch, juristisch, medizinisch, artistisch) hatten eine der Universität 
analoge Selbstverwaltung mit Disziplinargewalt, jedoch ohne Gerichts¬ 
gewalt. Sie übten ein selbständiges Statutarrecht aus, sie erteilten die 
gelehrten Grade (Baccalaureat und Magisterium oder Doctorat). Die Lei¬ 
tung der Fakultät oblag nachweislich seit 1368 einem halbjährig gewähl¬ 
ten Dekan, ihm stand der Fakultätsrat zur Seite. Infolge eines Streites 
löste sich 1372 die juristische Fakultät mit Bewilligung des Herrschers 
als besondere Universität ab, sie hatte fortan ihren besonderen Rektor, 
einen besonderen Rat, eine abgesonderte Gerichtsbarkeit ihres Rektors. 
Liandsmannschaftliches und Fakultätsprinzip waren nun bei dieser Juristen¬ 
universität entsprechend verquickt. — Die anstaltlichen Erfordernisse 
lieferte das Königtum, indem es Gebäude widmete, welche sowohl zu 
Lehrstätten, wie zu Wohnungen der Magister bestimmt waren. Diese 
Häuser waren so zu Stätten eines Kollegiums geworden, d. h. einer kloster¬ 
ähnlichen Vereinigung von Magistern, die unter Leitung eines gewählten 
praepositus in gemeinsamem Haushalte lebten, in dem Hause Vorlesungen 
ihrer Fakultät zu halten verpflichtet waren und aus den dem Kollegium 
gehörigen Gütern ihren Unterhalt genossen. Das Kollegienwesen bedeutete 
einen Fortschritt gegenüber der Aufnahme der Studenten zu Kost und 
Wohnung (Bursen) durch den Magister. Um den Besitzstand der Kolle- 
giaturen, welche für die Mag ster eine gesicherte Stellung boten, entspan¬ 
nen sich die ersten Streitigkeiten zwischen der böhmischen und den andern 
Nationen. Die Schlichtung fiel zu Gunsten der einheimischen Magister 
aus. Die Streitigkeiten waren ein Vorläufer jenes verhängnisvollen Um¬ 
sturzes des Kräfteverhältnisses der Nationen, welche die hussitische Zeit 
bringen sollte. 

Das Gegenbild der genossenschaftlichen Gliederung in der Stadt ist 
die Entwickelung der Stadt als Korporation, als juristische Person. Auch 
bei unseren Städten wirkten wie bei jenen des deutschen Reiches, hier noch 
erhöht kraft der Stellung zum Königtume, steuerrechtliche Zusammenfas¬ 
sung, Gleichheit der Bürger gegenüber der städtischen Obrigkeit, stän¬ 
dische Bestrebungen der Städte, die örtliche Zusammenfassung durch die 
Ummauerung in diesem Sinne ein. Städtisches Siegel, Gesandtschaften 
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der Städte sind äußere Zeichen dieses Prozesses, dessen Aufhellung 
allerdings noch besonderer Untersuchung bedürfte. 

Die Rechtsgestaltung der grundherrlichen Städte war jener der könig¬ 
lichen ziemlich analog. Doch standen sie in ihrer äußeren Bedeutung 
und innern organisatorischen Entwickelung gegenüber den königlichen 
Städten im allgemeinen erheblich zurück; auch waren sie ungleich 
mehr von Gnade und Willkür ihres Stadtherrn abhängig, während dieser 
andererseits selbst in der Gewährung von Begünstigungen (wie z. B. hin¬ 
sichtlich des Straßenzwanges, des Rechtes Juden zu halten) dem könig¬ 
lichen Privilegialrecht unterstand. 

IV. Die Kirche. 85 ) 

In der Rechtsstellung der Kirche sind seit dem Beginne des 13. Jahr¬ 
hunderts weittragende Veränderungen vor sich gegangen. Sie lagen in der 
Verselbständigung der Kirche gegenüber der weltlichen Gewalt, in der 
Rückwirkung der großen Territorialherrschaft und in dem erhöhten Ein¬ 
fluß, welchen das Papsttum auf die Kirche der böhmischen Länder gewann. 

1. Als ein Symptom des Strebens nach Verselbständigung der Kirche 
steht an der Schwelle des 13. Jahrhunderts ein Streit Ottokars I. mit dem 
Prager Bischöfe Andreas. Anlaß zu demselben gab die Geltendmachung 
des Anspruches auf die Einhebung des Bischofszehents. Der Streit griff 
auf das Verhältnis der Kirche zum Pfemyslidenfürstentume überhaupt über 
und wurde so hartnäckig geführt, daß Ottokar I. anfänglich die dem 
Prager Bistume erteilten Privilegien widerrief. Die Schlichtung erfolgte 
dank dem zielbewußten Eingreifen des Papsttums zugunsten der Kirche 
nach einem vorläufigen zu Kladrau 1219 abgeschlossenen Vergleich durch 
das Konkordat vom Jahre 1221. Das Konkordat zeigt ein beträchtliches 
Zurücktreten der weltlichen Gewalt gegenüber der Kirche. Es anerkannte 
alle Freiheiten, welche dem Bistum Prag schon von früher her zustanden. 
Sodann anerkannte es die Selbständigkeit der Kirche im Bereiche der 

“) Außer den oben n. 43 zit. Werken von Frind, JireCek, Lippert und 
Krofta: Ott, Beiträge z. Rezeptionsgeschichte d. röm.-kan. Prozesses i. d. böhm. 
Ländern 1879; Celakovsky, 0 soudni prävomocnosti panovnika a jeho üfednikd 
nad cirkevnimi korporacemi a kräl. mösty v Cechäijh (Prävnik 1878); K o s s, Forsch, 
z. ma. Gerichtsverfassung Böhm. u. Mähr. (1919); Kapras, 0 cirkevnimi majetku 
v öesk. stätö (Cesk. revue XV); Hoefler, Concilia Pragensia 1353—1413 (1862); 
Heyne, Dok. Gesch. d. Bistums u. Hochstifts Breslau (Bde. 1860/68); Preusker, 
D. bisch. Meißnische Sprengel i. bezug auf d. Oberlausitz (N. Laus, Mag. XU); Hruby, 
Cirkevni zfizeni v Cechäch a na Morave od X. do konce XUT. stol. a jeho pomör k 
stätu (C. 6. h. XXR, 1916 u. XXIII, 1917); V a n S 6 e k, Studie o imunitS duchovnich 
statkfl v Cechäch do pol. 14. stol. (Präce ze seminäre öesk. pr. hgg. v. Kapras, Z. 13, 
1928); H. F. Schmid, D. rechtl. Grundlagen d. Pfarrorganisation auf westslaw. 
Boden u. ihre Entwicklung währ. d. Mittelaltersi (Zeitschr. d. Savigny-Stiftg. f. Rechts¬ 
geschichte XLVI, 1926, Kan. Abt. XV); ders.. Die Entstehung d. kirchl. Zehentrechts 
auf slaw. Boden (Festschr. f. Wl. Abraham, 1930). 
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spiritualia. Hierin war die Strafgerichtsbarkeit über die Kleriker ein¬ 
geschlossen, ebenso auch grundsätzlich die Besetzung (institutiones) der 
Kirchenämter. Eine allgemeine Befreiung von der Gerichtsbarkeit des 
Provinzialbeamtentums ist nicht ausgesprochen, lediglich die Hochgerichts¬ 
barkeit (furta, rapinae, aliae huiusmodi grandes culpae) ist dem Könige 
selbst Vorbehalten. Im übrigen ist nur von der Überlassung der Gerichts¬ 
bußen die Rede. Der Widerstand gegen die Einhebung des Zehents im 
üblichen Ausmaße wurde aufgegeben. Eine Berufung auf die kirchenrecht¬ 
lichen Vorschriften fand hiebei allerdings nicht statt. Dem Konkordate 
folgte im nächsten Jahre 1222 für alle Klöster und Kollegiatkirchen der 
Prager Diözese ein königliches Privileg, welches die Freiheit aller Unter¬ 
tänigen von der Jurisdiktion der Provinzialbehörden unter Vorbehalt der¬ 
selben für den König oder für den königlichen Hofrichter und den Kanzler 
gewährte. In Mähren, auf welches sich diese Regelungen nicht bezogen, 
war die Befreiung von den Burgbehörden nur eine teilweise, das Eingreifen 
derselben auf kirchliches Gebiet war allerdings nur unter Vermittelung 
des Immunitätsträgers möglich. Aus dem Wortlaute der Quellen zieht die 
herrschende Lehre den Schluß, daß zwar eine Befreiung von der Provin¬ 
zialgerichtsbarkeit zugunsten der königlichen eintrat, aber eine eigene 
kirchliche Gerichtsbarkeit über die kirchlichen und klösterlichen Hinter¬ 
sassen noch nicht gegeben war. Gegenüber solcher Auslegung des Kon¬ 
kordates und des Privilegs von 1222 bestehen allerdings mannigfache Be¬ 
denken. Es erscheint auffällig, daß hienach gerade das Prager Bistum 
in der Befreiung von provinzialen Amtsträgern rückständig gewesen 
wäre. Die niedere kirchliche Gerichtsbarkeit kam im weiteren Verlaufe 
des 18. Jahrhunderts selbständig als eine Begleiterscheinung der erstarken¬ 
den Grundherrlichkeit, der weltlichen ebenso wie der geistlichen, zur Ent¬ 
wickelung. So konkurrierte niedere kirchliche Gerichtsbarkeit und privi- 
legiale Unterstellung unter die Zentralbehörden (zu welchen später auch 
das Landrecht gezählt wurde). Es konnte sich hienach ein Kläger, der sein 
Recht vor dem niederen geistlichen Gericht nicht fand, an das zentrale 
königliche Gericht wenden (sog. subsidiärer Rekurs). Schrittweise wichen 
auch die Reste des Eingreifens der Burgbehörden, wie das Recht zur Ver¬ 
haftung und Vollstreckung bei den im kirchlichen Gebiet auf frischer Tat 
ergriffenen Verbrechern. Lange brauchte es, ehe die Hochgerichtsbarkeit vom 
Königtume auf die Kirche überging. Den Abschluß dieser Entwickelung be¬ 
deuten erst die von Karl IV. gewährten Privilegien. Die soziale Scheidung der 
Geistlichkeit von den übrigen Bevölkerungsschichten wurde außerdem durch 
den seit 1225 tatsächlich durchgeführten Zölibat und durch die Zuerkennung 
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des privilegium canonis, d. h. der höheren Strafbarkeit gegen Geistliche 
begangener Verbrechen gefördert. — Nach der sachlichen Seite war 
durch das Konkordat von 1221 zwar grundsätzlich die Selbständigkeit der 
Kirche im Bereiche der spiritualia anerkannt, allein die weltlich grund¬ 
herrliche Auffassung bezüglich der Kirchen wirkte noch im Patronate 
nach. Die Entwicklung ging nun im Laufe des 13. Jahrhunderts dahin, 
daß der Patronat seinen weltlichen Charakter immer mehr verlor. 
Dies geschah teils durch Überlassung der Eigenkirchen an Klöster und 
durch die damit verknüpfte Inkorporation, teils durch Übertragung der 
grundherrlichen hechte an die Pfarrer. So verschwand die grund¬ 
herrliche Auffassung allmählich und die dem Grundherrn als Patron von der 
Kirche zugestandenen Rechte wurden als zu den spiritualia gehörig 
erachtet. — Die Zeit Karls IV. zeigt uns eine festgefügte Organisation 
des Prager Erzbistums mit entsprechender kirchlicher Bezirkseinteilung 
(Archidiakonate und Dekanien welchen die Pfarreien eingegliedert waren). 
Der Umfang des kirchlichen Wirkungskreises hat sich, getragen von der 
kirchlichen Auffassung und gefestigt durch die Lehre und Ausgestaltung 
des kanonischen Prozesses, sehr erweitert. Zur kirchlichen Jurisdiktion 
wurden die eherechtlichen Streitigkeiten, die testamentarischen Verfü¬ 
gungen, die Verletzungen des kirchlichen Wucherverbotes gezogen, auch 
übte die Kirche den Rechtsschutz über Witwen, Waisen und Arme aus 
und sprach die Judikatur in Fällen der Rechtsverweigerung an. Der so 
ausgebildete Wirkungskreis der bischöflichen Gerichte wurde in den 
Beschlüssen der Prager Provinzialsynode von 1349 festgelegt. Das Ver¬ 
fahren vor dem bischöflichen Gerichte erfuhr durch die Ordnung des Erz¬ 
bischofs Ernst von Pardubitz aus dem Jahre 1356 eine Regelung. Die 
Untersuchung war einem bischöflichen Offiziale anvertraut, die Parteien¬ 
vertretung lag in den Händen geprüfter, in Eid genommener Advokaten 
und Prokuratoren. Unterstützend wirkten die Archidiakone bei der kirch¬ 
lichen Gerichtsbarkeit mit (durch Ausübung der Disziplinargewalt über 
Kleriker, Ordnungswahrung in ihrem Bezirke, Verbrechensanzeige). — 
Eine Schranke fand die Verselbständigung der Kirche gegenüber dem 
Königtume in der fortdauernden Auffassung, daß kirchlicher Grund und 
Boden zur königlichen Kammer gehörte. Daraus ergab sich eine den 
Städten analoge besondere Stellung der Kirche, die auch auf ihre land¬ 
ständische Entwickelung rückwirkte. Die Geistlichkeit blieb den könig¬ 
lichen Steuern unterworfen. Eine grundsätzliche Befreiung von der Lan¬ 
desbern gab es für die Kirche nicht. Wenn die Könige zuweilen auch die 
Einwilligung der Bischöfe insbesondere in Schlesien einholten, so blieb doch 
ein privilegium immunitatis bezüglich der Besteuerung versagt. 
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2. Die zweite bedeutende Veränderung in der Stellung der Kirche 
Böhmens und der zur Krone Böhmens gehörigen Länder wurde durch die 
mächtige Entfaltung des Territorialgedankens geschaffen. Sie führte zu 
einer Lösung des Zusammenhanges mit dem deutschen Reiche. Grund¬ 
legend war hiefür das Ottokar I. erteilte Privileg Friedrichs II. vom 
Jahre 1212, welches den schon seit 1197 eingetretenen Übergang der 
Investitur der Bischöfe vom deutschen Könige auf den böhmischen König 
festlegte. Die Territorialisierung fand ihren Abschluß in der Ausschal¬ 
tung aus dem Mainzer Metropolitanverbande. Sie erfolgte durch die 
Erhebung des Prager Bistumes zum Erzbistume unter Karl IV. mit der 
Bulle Papst Clemens VI. vom Jahre 1344. ln der Folge ging auch die 
Krönung des böhmischen Königs auf diesen über (1347). Die äußere 
Stellung des Prager Erzbischofes ward durch die Verleihung des Reichs¬ 
notariates (1358) und durch seine Ernennung zum ständigen päpst¬ 
lichen Legaten (1365) erhöht. Nun setzte auch die Abhaltung der 
Prager Provinzialsynoden ein, unter welchen jene von 1349 die bedeu¬ 
tendste ist. Gleichzeitig mit der Gründung des Prager Erzbistums 
erfolgte die Errichtung eines weiteren Bistumes in Leitomischl unter 
Heranziehung des Besitzstandes des dortigen Prämonstratenser Klosters. 
Die Diözese umfaßte teils böhmische, teils mährische Gebiete. Eine voll¬ 
kommene kirchlich territoriale Abgrenzung im Gebiete der böhmischen 
Krone wurde allerdings nicht erreicht. Die Bemühungen Karls IV., die 
Diözese Breslau dem Prager Erzbistum einzugliedern, waren ergebnislos. 
Der Pfandbesitz Elger blieb im Regensburger Diözesan- und Salzburger 
Metropolitanverbande; die Oberlausitz im Meißnischen Bischofssprengel. 
Der territoriale Aufschwung wirkte auch auf die klösterlichen Ritterorden, 
wenngleich hier Zusammenhänge mit Zentralorganisationen außerhalb des 
Territoriums noch fortbestanden. Die schon eingelebten Orden gewannen 
durch neue Klöster und Kommenden, durch Erweiterung des Grundbesitzes 
an Bedeutung. Der territoriale Zug der Entwickelung äußerte sich in 
der Neugründung des Benediktiner Klosters zu Emaus und des böhmischen 
Kreuzherren-Ritterordens. Seit dem 13. Jahrhundert fanden die Bettel¬ 
orden der Dominikaner und Franziskaner Eingang. In der Ausbildung 
böhmischer Provinzen an Stelle einer Eingliederung in die polnische Pro¬ 
vinz tritt auch hier die Territorialisierung trotz der Beibehaltung der 
zentralen Generalate zutage. — Das Königtum selbst hat seinen grund¬ 
sätzlichen christlichen Charakter als Schützer der Kirchen und Klöster 
beibehalten. Im Unterschiede zu der Entwickelung im deutschen Reiche 
war aber die Beziehung des Königtums zur Kirche nicht in die Formen 
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des Lehensbandes gekleidet. So fehlte auch eine Grundlage für die 
Erwerbung selbständiger Territorialgewalt kirchlicher Amtsträger, wie 
groß und bedeutend der kirchliche und klösterliche Besitz auch war. Die 
in der Zeit Karls IV. zum Schutze des königlichen Heimfallsrechtes aus* 
gesprochenen Verbote von Veräußerungen und Vermächtnissen unbeweg¬ 
licher Güter an die tote Hand zeigen, daß die königliche Politik ihre 
Interessen der Kirche voranzustellen die Macht hatte. Die fürstliche 
Stellung, welche den Bistümern Breslau und Olmütz zukam, hatte beson¬ 
dere verfassungsrechtliche Gründe. Das erstere war schon bei seiner 
Angliederung an die Krone Böhmens eines der bedeutendsten selbständigen 
schlesischen Fürstentümer, beim letzteren wirkten rechtsgeschichtliche 
Zusammenhänge mit den mährischen Teilfürstentümern nach. — Der 
Schutzgewalt des Königtums gegenüber der Kirche entsprach es auch, 
daß sich das Königtum in den Dienst der Verfolgung von Irrlehren stellte. 
Der karolinische Landrechtsentwurf stellte an die Spitze seiner Normen 
die Bestrafung der Häresie; den kirchlichen Inquisitionstribunalen, den 
päpstlichen Inquisitoren gegen die Waldenser, die „Brüder und Schwestern 
des freien Geistes und freiwilligen Armut“ trat das Königtum durch die 
gesetzliche Behandlung der Ketzerei als Verbrechen und durch weltliche 
Verfolgung der Ketzer (Mandat Karls IV. 1376) zur Seite. 

3. Ein Gegenstück zu der durch die Territorialisierung gegebenen 
Ausschaltung des Einflusses des deutschen Reiches bietet die erhöhte 
Einwirkung des Papstes und der päpstlichen Kurie auf die Kirche in den 
böhmischen Ländern, wie sich dies zunehmend in dem hier behandelten 
Zeiträume wahrnehmen läßt. Schon die Verselbständigung der Kirche 
gegenüber der weltlichen Gewalt war ja nicht zuletzt dem Einfluß 
päpstlicher Politik zu danken. Hierin hat das Papsttum einem idealen 
Ziele, der Trennung materieller und spiritualer Belange zum Durchbruche 
verholten. Das von weltlichem Einfluß freigewordene Gebiet hat aber 
das Papsttum immer mehr seiner Machtsphäre einzuordnen gewußt und 
dabei auch materielle Motive walten lassen. Die Besetzung der Kirchen¬ 
ämter kam durch Reservate, Besetzungsaufträge, Gewährung von Anwart¬ 
schaften zunehmend in die Hände des Papsttums und es hat durch Ein¬ 
hebung von Gebühren (servitia, Annalen) hieraus finanziellen Nutzen 
gezogen. Hiezu gesellte sich die Inanspruchnahme der Erträgnisse 
erledigter Benefizien und des Nachlasses der Prälaten. Zunächst seltener, 
im 14. Jahrhundert immer häufiger, hoben die Päpste überdies den Zehent 
als kirchliche Steuer ein. Solche Maßnahmen wirkten ungünstig ein, ver¬ 
leiteten zu gewinnsüchtigem Gebaren der Geistlichkeit und nährten so 
Bestrebungen nach Abstellung kirchlicher Organisationsmängel. 
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V. Das Königreich. 

A. Die territoriale Entwicklung. 

Die Entwicklungsgeschichte des böhmischen Fürstentumes stand im 
13. und 14. Jahrhundert im Zeichen der Ausgestaltung territorialer Herr¬ 
schaft. Die bedeutendsten böhmischen Fürsten dieses Zeitraumes, 
PFemysl Ottokar II. und Karl IV. sind zugleich die Träger einer starken 
Hausmachtpolitik gewesen. Daher trat nun auch das Streben nach Erwei¬ 
terung des Herrschaftsgebietes mächtig hervor. Unter PFemysl Otto¬ 
kar II. gab das Erlöschen des Babenbergischen Hauses (1246) Anlaß zur 
Aneignung der österreichischen Herzogtümer und der Steiermark (1260), 
wozu (1270) nach Aussterben der Sponheimer noch Kärnten, Krain und 
die windische Mark kamen. Doch diese Erwerbungen, welche dem 
ßeichsanspruch auf das Erbe der Babenberger und Sponheimer als heim- 
gefallenes Reichslehen ebenso wie der Hausmachtspolitik Rudolfs von 
Habsburg widerstritten, waren nicht von Dauer. Der Verzicht Otto¬ 
kars II. (1276) und die Schlacht auf dem Marchfelde (1278), in welcher 
Ottokar sein Leben ließ, bereiteten auch dem Plane einer böhmischen 
Hausmacht, die sich nach dem Süden über die österreichischen Länder 
ausdehnen sollte, ein jähes Ende. — Nur vorübergehend war auch der 
Erfolg der nach Osten gerichteten Territorialpolitik Wenzels II., welcher, 
wie einst BFetislaw Achilles, in das Premyslidenfürstentum auch Polen 
einbezog (1300). Mit dem Aussterben der PFemysliden im Mannesstamme 
(1306) und der hiedurch gegebenen Unsicherheit der böhmischen Thron¬ 
folge ging dieser Osterwerb wieder verloren. — Weit glücklicher und 
sicherer waren die Luxemburger im Ausbau des böhmischen Territoriums. 
Das Zeitalter Karls IV. brachte eine mächtige Ausdehnung des zur böh¬ 
mischen Krone gehörigen Gebietes; die Luxemburgische Hausmacht über¬ 
traf die Territorien der Habsburger und Wittelsbacher. Das Territorium, 
das Karl IV. in seinen Hähden vereinte, war das größte, das das Hoch¬ 
mittelalter in der Einflußsphäre des deutschen Reiches erstehen ließ. 
Es umfaßte neben dem Kronlande Böhmen und Mähren, Stadt und Land 
Eger, die schlesischen Fürstentümer, die Ober-Lausitz (Bautzen, Görlitz), 
die Niederlausitz, ferner das Stammland Luxemburg, die Mark Branden¬ 
burg und eine große Zahl ausgedehnter im deutschen Reiche, vor allem 
in der Oberpfalz, im Voigtlande (Plauen), in Meißen und zerstreut in 
Baiern, Franken und Schwaben gelegener allodialer Güter und Lehen. 

Dem Wesen der Ausbildung einer Hausmacht entsprach es, daß der 
Erwerb dieser weitreichenden Gebiete auf verschiedenen Titeln beruhte, 
welche zum guten Teile privatrechtlicher Natur waren. 
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Das Egerland* 6 ) war schon im. 13. Jahrhundert wiederholt in vor¬ 
übergehende Verbindung mit Böhmen gebracht worden. Ottokar II. war 
1265 von Richard von Cornwallis der Schutz Egers als Reichsgut über¬ 
tragen worden. Ottokar II., welcher dies Gebiet aus dem Titel ansprach, 
daß es als Mitgift seiner Mutter Kunigunde, der Tochter K. Philipps ver¬ 
sprochen worden sei, hielt Eger besetzt, bis es ihm (1276) mit den anderen 
Reichsgütern, deren er sich bemächtigt hatte, entzogen wurde. Bald 
darauf (1277) ward ihm von Rudolf von Habsburg die Reichsstadt Eger 
unter dem Titel eines Pfandes für 10.000 Mark Silbers als Mitgift der 
Tochter Rudolfs, deren Verheiratung mit Wenzel dem Sohne Ottokars II. 
versprochen war, in Aussicht gestellt. Diese Verpfändung kam aber 
infolge des neuerlichen kampflichen Widerstandes Ottokars gegen Rudolf 
nicht zur Verwirklichung. — Im Jahre 1292 wurden Stadt und Land 
Eger neuerlich zum Gegenstände eines kurzfristigen Pfandes gemacht 
und zwar als Sicherstellung aus dem Grunde der Vorauszahlung einer 
Mitgift von 10.000 Mark Silbers für die Tochter Wenzels II., Agnes, 
welche mit dem Sohne Adolfs von Nassau verlobt worden war. Hiezu 
kam (1298) das Versprechen Albrechts von Österreich, das Egerland, 
wohl als Dank für die ihm durch Wenzel gewordene Unterstützung gegen 
Adolf von Nassau, vorbehaltlich der Zustimmung der Kurfürsten „unter 
dem Titel eines Pfandes für 50.000 Mark Silbers zu versetzen.“ Doch 
auch dieser in seiner Rechtsgrundlage noch unsichere Pfandbesitz Wen¬ 
zels endete bald (1304) infolge des Zwistes zwischen Albrecht und 
Wenzel. — Von Dauer sollte die Verpfändung des Egerlandes erst unter 
Johann von Luxemburg werden. Diesem versprach der deutsche König 
Ludwig der Baier wiederum für geleistete Dienste, diesmal für die krie¬ 
gerische Unterstützung im Kampfe mit Friedrich von Österreich, die Ver¬ 
pfändung des Egerlandes. Im Jahre 1322 wurde sodann diese Verpfän¬ 
dung für eine Gesamtsumme von 20.000 Mark Silbers vollzogen. Die 
Verpfändung kleidete sich als Reichspfandschaft in die Form der Zins- 
Satzung, sodaß Johann und seine Erben die Nutzungen ohne jeden Abschlag 
bis zur Auslösung des Pfandes zu ziehen berechtigt waren. Bei der 
Übernahme folgte die Huldigung für Johann als Pfandherrn und die könig¬ 
liche Zusicherung besonderer Freiheiten des Egerlandes. 

•*) Kürschner, Eger u. Böhmen (1870); Pröckl, Eger u. d. Egerland, 
2 AufL (1877); Gradl, Geschichte d. Egerlandes bis 1478 (1893); Ce 1 akovsky, 
Struönö üstavni döjiny mSsta Cheba a krajiny chebskö (Beil. III seiner PovS. Seske 
döjiny prävrii); Siegl, Die staatsrechtl. Stellung d. Egerlandes; ders., Das Egerland 
z. Zeit s. Verofändung (1922); ders., Eger u. d. Egerland im Wandel d. Zeiten (1981); 
W a n i e, D. Stadt Eger gesch. Entwicklungsgang b. z. Mitte d. 16. Jahrhunderts (Mitt 
d. Vereines f. Gesch. d. Deutschen in Böhmen, 41. Jahrgang); Winterling. D. 
Reichspfandschaft Eger (1925); Peterka, Eger (Prager Jur. Zeitschr., Festschr. 1931). 
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Einen öffentlich-rechtlichen Charakter hatte die Angliederung der 
schlesischen Fürstentümer 67 ) an das böhmische Königtum. Im Strom¬ 
gebiet der Oder, von ihrer Quelle bis zum Beginne ihres Unterlaufes, 
hatte sich seit dem 12. Jahrhundert eine große Zahl von Herrschafts¬ 
gebieten herausgebildet, welchen Mitglieder des Plastischen Königshauses 
als Fürsten vorstanden. Die Zersplitterung dieser Fürstentümer schritt 
durch Abteilungen immer weiter fort; eine Wiedervereinigung zu 
größeren Gebilden trat nicht ein, da sich diese Fürstengeschlechter unter¬ 
einander nicht beerbten. Zu Beginn des 13. Jahrhunderts stieg die 
Zahl dieser schlesischen Teilfürstentümer bis auf zwanzig. Die anfäng¬ 
liche Scheidung in einen ducatus Silesiae und Oppoliensis, wie sie im 
12. Jahrhundert galt, war durch die späteren Zersplitterungen verwischt 
worden. Alle diese schlesischen Gebiete teilten zunächst das Geschick 
des Piastischen Königtumes und die auf die Erwerbung Polens gerichtete 
Politik Wenzels II. erstreckte sich auch auf die schlesischen Fürsten¬ 
tümer. Mit Polen gingen auch sie nach dem Tode Wenzels II. wieder 
verloren. In der Zeit Johannes von Luxemburg beginnt sich das politische 
Schicksal der schlesischen Fürstentümer von dem Polens zu sondern. 
Dies förderte die Angliederung der schlesischen Fürstentümer an Böhmen. 
Johann erreichte es im Jahre 1327, ohne Polen selbst in seine Politik ein¬ 
zubeziehen, daß ihm die oberschlesischen Fürsten huldigten und so in ein 
Lehensverhältnis zu Böhmen traten. Ihnen schlossen sich später 1329— 
1336, 1349 die übrigen Fürsten mit Ausnahme jenes von Schweidnitz an. 
Kennzeichnend für die nun eingetretene politische Selbständigkeit der 
schlesischen Fürstentümer gegenüber Polen ist der Vertrag von 1335, 
kraft welches Johann mit der polnischen Politik Wenzels II. brach und 
sich des Titels eines polnischen Königs begab, andererseits aber von dem 
polnischen Könige Kazimir den Verzicht auf die schlesischen Fürstentümer 
erzielte. Das noch ausstehende Schweidnitzer Fürstentum kam auf 
privatrechtlichem Wege in Verbindung mit Böhmen, da Karl IV. durch 
seine Vermählung mit Anna von Schweidnitz Erbansprücbe auf dieses 
Fürstentum erwarb, die sich 1368 verwirklichten. — In den Bereich der 
schlesischen Fürstentümer ist auch die Grafschaft Glatz in der ersten 
Hälfte des 14. Jahrhunderts zu zählen, da sie im Pfandbesitze schlesischer 
Fürsten war. Unter König Johann und Karl stand sie wieder in direkter 
Beziehung zu Böhmen selbst, um am Schlüsse des 14. Jahrhunderts in den 
Pfandbesitz der Troppau-Ratiborer Fürsten überzugehen. 

”) Rach fahl, D. Organisation d. Gesamtstaatsverwaltung Schlesiens; 
Duiek, 0 pripojeni knizetstvi Slexskych kn kor. Ceskö, (C. ö. m. 1885). 
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Auch der Erwerb der Lausitzer Gebiete 6 *) vollzog sich allmählich, 
indem nacheinander das Bautzener, das Görlitzer Land und die Niedere 
Lausitz (die eigentliche Lausitz) dem böhmischen Königtume angegliedert 
wurde. Für Bautzen, von welchem sich durch Teilung das Görlitzer 
Gebiet abgelöst hatte, stützte sich der Erwerb auf die frühere Verleihung 
der Obcrlausitz als Reichslehen an böhmische Herrscher. Nach dem Aus¬ 
sterben der Brandenburgischen Markgrafen aus dem Hause Askanien 
(1319), welche sich seit 1253 im Pfandbesitze der Oberlausitz befanden, 
machte König Johann von Luxemburg den Rückfall Bautzens an Böhmen 
geltend und erzielte im gleichen Jahre die Huldigung Bautzens. — Bald 
(1329) folgte der Erwerb von Görlitz, und zwar auf privatrechtlichem 
Wege durch Hinzukauf der Stadt Görlitz und des sie umgebenden Landes 
von Heinrich von Jauer. 1346, nach dem Tode Heinrichs, fiel der Rest 
des Görlitzer Landes Böhmen zu. — Später unter Karl IV. erfolgte der 
Erwerb der Niederen Lausitz. Er wurde durch privatrechtliche Rechts¬ 
geschäfte vorbereitet. Einmal durch den 1363 mit dem Markgrafen von 
Brandenburg abgeschlossenen Erbvertrag, sodann durch die mit Hilfe 
Bolkos von Schweidnitz vorgenommene Auslösung der Pfandsumme, für 
welche die Lausitz den Meißnischen Markgrafen verpfändet worden war. 
Im Jahre 1368 wurde der Kauf der Lausitz vollzogen. Die Huldigung 
hatte schon 1363 stattgefunden. — Die mit der Lausitz zusammenhängen¬ 
den Rumburger (Schluckenauer) und friedländischen Gebiete waren 
Gegenstand der Verleihung an böhmische Geschlechter (Ronow, Berka, 
Bieberstein) seitens der böhmischen Könige und gelangten somit in engere 
Beziehung zu Böhmen selbst. Umgekehrt gliederte sich Zittau, welches 
noch im 13. Jahrhundert einen Teil Böhmens bildete, seit dem 14. Jahr¬ 
hundert als selbständig verwaltetes Gebiet der Oberlausitzer Städte¬ 
gruppe an. 

Gegenüber all diesen Erwerbungen, welche dauernd waren, war den 
übrigen Erweiterungen der Luxemburger Hausmacht kürzerer Bestand 
beschieden. Sie erfolgten auf Gmnd privatrechtlicher Titel. Dies gilt 
zunächst für die Grafschaft Luxemburg, welche Johann nach dem Tode 
seines Vaters (1313) erbte. Von Karl IV. (1354) wurde Luxemburg 
lehensmäßig als Herzogtum an seinen Bruder Wenzel übertragen. Nach 
dessen Tode fiel es an Wenzel IV. Ebenso war der Erwerb der Mark 
Brandenburg ein privatrechtlicher, auf Grund des mit Otto von Branden¬ 
burg abgeschlossenen Kauf- beziehungsweise Tauschvertrages. Anläßlich 

M ) Knothe, Urkundl Grundlagen z. e. Rech tag. d. Oberlausitz (1877); 
S c h e 11 z, Gesamtgeschichte der Ober- u. Niederlausitz 2 Bde. 1847. 
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der Übernahme des Landes huldigten die Brandenburgischen Stände. 
Privatrechtlich war auch der Erwerb der einzelnen, oben gedachten 
Güter und Lehen (sog. feuda extra curtem) im deutschen Reiche. Der 
großzügige Ankauf dieses ausgedehnten Güterbesitzes geschah nach vor¬ 
übergehenden stückweisen Erwerbungen früherer böhmischer Herrscher 
(seit Pfemysl Ottokar I.) durch Karl IV., welcher hiedurch auch im Westen 
geschlossene Hausmachtgebiete schuf. 

Die altüberkommene tatsächliche Zugehörigkeit Mährens®*) zum 
böhmischen Fürstentume wurde durch die Erstarkung des Territorial¬ 
gedankens in dem Sinne beeinflußt, daß das Band, welches Mähren mit 
dem deutschen Reiche verknüpfte, an Bedeutung verlor. Im 13. Jahr¬ 
hundert ist zwar immer noch, wenn auch selten, die Stellung Mährens 
als reichsunmittelbarer Markgrafschaft, wie sie nach dem Abkommen von 
1197 noch fortdauerte (siehe oben S. 28), hervorgetreten, z. B. in der 
separaten Privilegisierung Mährens durch Kaiser Friedrich II. 1212 und 
in der separaten Belehnung mit Mähren in den Jahren 1262 und 1276. 
Im übrigen aber lassen sich keine deutlichen Spuren einer reichsrecht¬ 
lichen Stellung Mährens verfolgen. Die Zuteilung Mährens an die Mit¬ 
glieder des Premyslidenhauses jener Zeit erfolgte als innere Angelegen¬ 
heit des Herrschergeschlechtes. Bei solcher Sachlage kann es nicht 
wunder nehmen, daß die luxemburgische Hausmachtpolitik, welche so 
viele andere Gebiete in ein lehensmäßiges Verhältnis zu Böhmen brachte, 
auch auf die Rechtsstellung Mährens rückwirkte. Schon Karl empfing 
Mähren 1333 als Lehen von seinem Vater Johann, dem Könige von 
Böhmen. — Nach Erlangung der Herrschaft im Deutschen Reiche und als 
König von Böhmen schritt Karl sodann (1348) aus kaiserlicher Machtvoll¬ 
kommenheit an eine Festlegung des Rechtsverhältnisses Mährens zu 
Böhmen, indem er es in den Lehensverband Böhmens aufnahui und in Hin¬ 
kunft die Belehnung mit Mähren durch die böhmischen Könige vorsah. 
In dieser Maßnahme Karls IV. kann wohl eine Abkehr von dem Reichs¬ 
lehensstande Mährens gesehen werden, wie dies seiner Territorialpolitik 
entsprach und wozu ihm auch seine Stellung als deutscher König eine 
Handhabe bot. Eine Erwähnung der Auflösung des Verhältnisses zum 
deutschen Reiche fehlt allerdings, aber ebenso fehlt ein Hinweis darauf, 
daß die nun vorgesehene Belehnung vom böhmischen Könige aus etwa 
nur als Afterbelehnung (subinfeudatio) gedacht gewesen sei. 


09 ) Hiezu die oben n. 21 naher bezeichneten Schriften von Brandl. Fiechel 
und K a p r a s. 

Peterka. Rechtsgeschichte. 
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Das territoriale Gebiet Mährens erfuhr allerdings eine Schmälerung 
durch den Prozeß der Verselbständigung des Troppauer Teilgebietes und 
des Olmützer Bistums. Beide wurden im 14. Jahrhundert zu selbständigen, 
dem böhmischen Reiche lehensmäßig zugehörigen Fürstentümern. 

Was zunächst Troppau 70 ) anlangt, trat schon in der Pfemyslidenzeit 
bei den dort herrschenden Teilfürsten das Streben zu Tage, es aus einer 
„provincia Opaviensis“ zu einem landesherrlichen Gebiet, einer terra 
Opaviensis mit selbständiger Verwaltungsorganisation und Mähren 
koordiniert, zu machen. Durch den Majestätsbrief König Johanns vom 
Jahre 1318, in welchem das Troppauer Land für Nikolaus II. als ein erb¬ 
liches Lehen mit dem Titel eines Herzogtumes (ducatus) bestätigt wurde, 
ist dieser Prozeß formell beendigt, wenn es auch fraglich bleibt, ob Johann 
mit Rücksicht auf die noch reichsrechtliche Stellung Mährens zu solch 
formeller Absonderung und Erhebung zum Herzogtume berechtigt war. 
Karl IV. legte dann 1348- gleichzeitig mit jener Regelung für Mähren das 
Verhältnis Troppaus als dingliches Lehen Böhmens fest. So ward die 
Verselbständigung Troppaus mit der Territorialpolitik Karls in Einklang 
gebracht. Aus der unmittelbaren Nachbarschaft des nun selbständigen 
Troppauer Herzogtumes ergab sich unwillkürlich die Neigung zum 
Anschlüsse an die schlesischen Fürstentümer. Im Laufe des 14. Jahr¬ 
hunderts ist allerdings diese Entwicklung noch nicht abgeschlossen, das 
Troppauer Herzogtum erscheint noch nicht als schlesisches Fürstentum, 
insbesondere blieb in ständischer Hinsicht der Zusammenhang mit Mähren 
noch bestehen. Im Jahre 1377 trat eine Erbteilung in drei Gebiete, und 
zwar Jägerndorf (Ratibor und Freudental), Leobschütz (Zuckmantel, 
Neukirch) und Troppau (Hultschin, Fulnek) ein, ohne daß jedoch nach 
außen hiedurch die Einheit des Fürstentums Troppau aufgelöst worden 
wäre. 

Einen verwandten Entwicklungsgang zeigt das Olmützer Bistum. 71 ) 
Dieses war durch das Wirken Bischof Brunos zu einem beträchtlichen 
geschlossenen Gebiete geworden. Mit Rücksicht auf die Stellung der böh¬ 
mischen Fürsten zur Investitur der Bischöfe war die Auffassung der 
Olmützer Bischöfe als deutsche Reichsfürsten gewichen und sie wurden zum 
böhmischen Fürstenstande gezählt. Auch hier schuf Karl IV. 1348 gleich¬ 
zeitig mit den andern lehensrechtlichen Regelungen eine sowohl der 
Selbständigkeit des Bistumes Olmütz gegenüber Mähren wie auch seiner 

70 ) Hiezu di« oben n. 21 näher bezeichneten Schriften von Dudik, Bier- 
mann, Prasek und Kap ras. 

71 ) D’Elvert, Z. Geech. d. Erzbistums Olmütz (Hist. Sehr. XXIX) und die 
Schriften Fischeis undKap r as* über die staatsrechtlichen Verhältnisse Mährens. 
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Territorialpolitik Rechnung tragende Sachlage, indem er Olmfitz als 
böhmisches Lehen erklärte. Wie bei Troppau blieb auch hier noch ein 
Zusammenhang mit Mähren in ständischer Hinsicht; der Bischof von 
Olmütz gehörte auch weiterhin den mährischen Ständen an. 

Die mächtige Erweiterung des böhmischen Territoriums schuf, wie 
die vorstehenden Darlegungen zeigen, kein in seinem inneren Baue ein¬ 
heitliches Herrschaftsgebiet. Es trat — und dies gilt hauptsächlich von 
den lehensmäßig angegliederten Gebieten — eine Reihe von Ländern 
unter Aufrechterhaltung der Herrschaftsgewalten mit Böhmen, auf das 
sich die königliche Gewalt unmittelbar erstreckte, in Verbindung, 
ln kleinerem Maßstabe wiederholte sich hier ein dem Lehensbande der 
Territorien des deutschen Reiches im späteren Mittelalter sehr verwandtes 
Verhältnis. Und wie sich dort neben den Kaiser das Reich stellte, so 
können wir auch hier beobachten, daß sich zur juristischen Begründung 
einer über das Band mit dem einzelnen Herrscher und seiner Familie hin¬ 
ausgehenden, dasselbe überdauernden sachlichen Verbindung aller Gebiets¬ 
teile mit dem Königtum der Territorialbegriff (regnum Bohemiae) heraus¬ 
bildet. Seit der Luxemburger Zeit (das erste Mal 1329, lehensrechtlich 
1339) wird in den Urkunden der Ausdruck corona regni Bohemiae 72 ), sei 
es neben der Bezeichnung regnum Bohemiae, sei es selbständig gebraucht. 
Insbesondere wo es sich um die Festlegung der dauernden Inkorporation 
lehensmäßig angegliederter Gebiete wie in den Urkunden Karls IV. vom 
7. April 1348, oder um auf Dauer berechnete internationale Verein¬ 
barungen handelte, wiederholt sich nun diese Terminologie. Es liegt in 
ihr die Symbolisierung des Territoriums als staatsrechtliches Ganzes 
gegenüber der nur vorübergehenden Gewalt des einzelnen Herrschers. Ein 
genossenschaftliches Gefüge war mit dem Begriffe Corona noch nicht 
verknüpft. Auch eine ständische Beeinflussung wird man, wie ja schon 
der auf das Königtum allein abgestellte Name Corona andeutet, zunächst 
nicht annehmen können, obgleich gewiß die Gegenüberstellung zweier 
Rechtssubjekte, König und Corona, ständischer Teilung der Gewalten 
förderlich war. Eine analoge Symbolisierung des Königreiches in der 
Krone (corona repraesentans regnum) begegnen wir gleichzeitig mit der 
Luxemburger Zeit bei den Herrschern aus dem Haus Anjou in Ungarn. 
Es ist nach dem heutigen Stande der Forschung unnötig hervorzuheben, 
daß eine Bezeichnung der Krone Böhmens als Wenzelskrone quellen- 


”) Kalousek, Koruna ceskä, jeji celivost a stAtoprdv. samobytncst (C. ö. m. 
XLIV.); Kuba, 0 korune deskö 1871; Flieder, Corona regni Bohemiae (Sb ved 
präv. a stat. IX. u. X.). 
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mäßiger Grundlage entbehrt. Den einzigen geschichtlichen Anhaltspunkt 
könnte solche Bezeichnung lediglich in der mit dem Begriffe der Corona 
in keinem Zusammenhänge stehenden Tatsache haben, daß Karl IV. 
vorschrieb, die neuhergesteilte Königskrone auf dem Haupte des hl. Wenzel 
aufzubewahren. 


B. Böhmen. 

1. Das Verhältnis zum deutschen Reiche. 78 ) 

Im Verhältnisse zum deutschen Reiche fand die Rechtslage der vor- 
ausgehenden Periode in dem hier zu betrachtenden Zeiträume ihre Fort¬ 
setzung und eine der Entwicklung der Territorialmacht entsprechende 
Ausgestaltung. Es lassen sich hiebei zwei Richtungen beobachten. Ein¬ 
mal die Aufgabe des deutschen Reiches, das Lehensband nicht nur formell 
sondern auch inhaltlich aufrecht zu erhalten, andererseits das Streben der 
böhmischen Herrscher, die Lehensherrlichkeit des deutschen Reiches so 
wenig als möglich fühlbar zu machen, die Lehenspflichten ihres materiellen 
Inhaltes möglichst zu entkleiden, hiebei aber doch die aus dem Lehens¬ 
bande fließenden Rechte geltend zu machen, ja zwecks Hebung der 
äußeren Stellung des Territoriums entsprechend zu betonen. Der Ge¬ 
danke einer Auflösung des Lehensbandes tritt nicht hervor. Je nach der 
Verteilung des Kräfteverhältnisses des deutschen Reiches zum böhmi¬ 
schen Königtume schwankt daher auch die Tragweite des Lehensbandes. 
Hiebei heben sich drei Phasen von einander ab. 

a) Das 13. Jahrhundert setzt unter Premysl Ottokar I. mit einer 
erfolgreichen Politik des böhmischen Königtumes ein, die Unsicherheit 
der Thronfolge im deutschen Reiche durch Unterstützung der Wahlkandi¬ 
daturen zur Erzielung von Zugeständnissen zu nützen. Das Ergebnis 
war das von Friedrich II. erteilte Privileg vom Jahre 1212. Es läßt sich 
den österreichischen Hausprivilegien an die Seite stellen. Wegen der 
günstigen Rückwirkung auf die Selbständigkeit der böhmischen Terri* 

”) Außer den Darstellungen in den zusammenfassenden rechtsgeschichtlichen 
Werken: Köster, D. staatl, Beziehungen d. böhm. Herzoge u. Könige z. d. deutsch. 
Kaisern v. Otto d. Gr. b. Ottokar n. (Gierkes Unters, z. d. Staats- u. Rechtsgesch. 
H. 114); Vavffnek, 0 stätopräv. pomfiru zemi Cesk. ku starö fiii n$m. (Sb. vö(l 
pr. a st. TV); P e k a f, Kandidatur^ kr. Pf. Ottökara H. na nSm. trfln (C. m. m. 
XVI. u. XVII.); Hovedissen, K. Utrechts I. Verh. z. Böhmen 1891; Lorenz, 
D. siebente Kurstimme b. Rudolfs I. Königswahl (S. B. Wiener Akad. d. Wissensch. 
XVH.); Zeumer, D. böhm. u. bayer. Kur i. XHI. Jhdt (Hist. Zeitschr. 1906); 
Harnack, D. Kurfttrstencoll. b. z. Mitte d. 14. Jhdt 1883; K ramm er, D. Kur- 
fttrstenkolL v. s. Anfängen b. z. Zusammenschi, im Renser Kurverein 1913; Per eis, 
Zur Geschichte d. böhm. Kur im 14. u. 15. Jahrhundert (Zeitschr. d. Savigny-Stiftung 
f. Rechtsgesch., Bd. XLV„ Germ. Abt 1925); Kühne, Geschichte d. böhm. Kur in 
den Jahren nach d. Goldenen Bulle (Archiv für Urkundenforschung, Bd. X, 1926). 
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torialherrschaft konnte es die Goldene Bulle Böhmens genannt werden. 
Die Rechte des deutschen Königtumes gegenüber Böhmen sind hier in 
folgenden Punkten festgelegt: 1. Der erwählte König von Böhmen hat 
die Regalien vom deutschen König in Empfang zu nehmen. 2. Der König 
von Böhmen ist zur Hoffahrt verpflichtet, jedoch nur auf den zu Bam¬ 
berg, Nürnberg und Merseburg abgehaltenen Tagen zu erscheinen ver¬ 
halten. 3. Zur Romfahrt hat der König von Böhmen nach seinem Gut¬ 
dünken 300 Ausgerüstete zu stellen oder 300 Mark zu zahlen. Weiter 
gehen die Lehenspflichten des böhmischen Königs nach Inhalt des Privi¬ 
legs nicht. Insbesondere wird die Freiheit von einem Eingriffe in die 
Gerichtsbarkeit des böhmischen Territoriums zugesichert. Von einer 
Heerfahrtpflicht verlautet im Privileg nichts. Eine direkte Förderung 
territorialer Selbständigkeit bedeutet das Zugeständnis der Investitur der 
Bischöfe durch den böhmischen König ebenso wie die Zusicherung der 
Wiederherstellung der Grenzen des Gebietes. — Auf der Grundlage der 
lehensrechtlichen Stellung tritt das Erzschenkenamt des böhmischen Königs 
hervor. Eine daraus fließende Beteiligung an der deutschen Königswahl 
war jedoch im Streite der Wahltheorien noch nicht feststehend. Der 
Sachsenspiegel versagte dies unter Hinweis darauf, daß der König von 
Böhmen kein Deutscher sei. Tatsächlich beteiligten sich die böhmischen 
Könige seit Ottokar I. an der deutschen Königswahl. 

b) Gegenüber der durch das Privileg von 1212 geschaffenen Lage 
trat in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhundertes hauptsächlich infolge der 
gegen Pfemysl Ottokar II. gerichteten Reichspolitik Rudolfs von Habs¬ 
burg und schon früher vielleicht wegen der von Ottokar II. gehegten 
Wünsche, den deutschen Thron zu erlangen, eine Reaktion im Sinne der 
Stärkung der Reichsrechte ein. Schon 1262 wurden bei der Belehnung 
die Bestimmungen des Privilegs nicht beachtet und vollends mußte 1276 
Ottokar II. von Rudolf Böhmen und Mähren als gewöhnliche Lehen 
annehmen. Hiemit war auch die Anerkennung der Heerfahrtpflicht 
gegeben. Auch bezüglich der aktiven Rechte des böhmischen Königes 
äußerte sich ein Rückschlag: das Wahlrecht wurde bei der Wahl Rudolfs 
(1273) nicht ausgeübt, das Erzschenkenamt selbst war zwischen dem 
böhmischen König und dem Herzog von Baiern streitig geworden. — 
Allmählich trat allerdings noch im 13. Jahrhunderte wieder eine Stärkung 
der Stellung des böhmischen Königes gegenüber dem deutschen Reiche 
ein, ohne jedoch das Privileg von 1212 aufleben zu lassen. 1289/90 wurde 
die Zuerkennung der böhmischen Kurwürde von Rudolf von Habsburg 
für Wenzel II. ausdrücklich ausgesprochen. Tatsächlich übte Wenzel n. 
die Wahl für Albrecht von Habsburg aus (1298). Im Jahre 1314 erwirkte 
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Johann von Luxemburg die Erteilung des Privilegs de non apellando et de 
non evocando. Allein schon die Erwirkung dieses Privilegs, dessen es ja 
für Böhmen nicht bedurft hätte, legt die Auffassung Böhmens als eines 
gewöhnlichen Reichslehens fortdauernd dar. Auch die Einziehung des 
böhmischen Territoriums nach dem Aussterben der Premysliden ist von 
dem gleichen Gedanken getragen gewesen. 

c) Eine grundsätzliche Änderung zu Gunsten der Selbständigkeit der 
böhmischen Territorialgewalt gegenüber dem Reiche trat durch die 
Politik Earls IV. ein. Er verwirklichte seine Absichten durch die Bestä¬ 
tigung aller Privilegien Böhmens (1348), sodann und vor allem durch die 
Böhmen betreffenden Bestimmungen der Goldenen Bulle (1355—56). Die 
Bedeutung derselben liegt für das böhmische Königreich in der bewußten 
und nachdrücklichen Stärkung der Rechte des böhmischen Königes als 
Kurfürsten, als Trägers des' Erzamtes eines Mundschenken des Reiches. 
Mit der Betonung der Kurwürde brachte die Goldene Bulle für Böhmen 
alle Vorzüge der Selbständigkeit der kurfürstlichen Gebiete. An dem 
Bestände der lehensmäßigen Verknüpfung wollte sie schon ihrer Bestim¬ 
mung nach nicht rütteln, wie dies die Beteiligung Böhmens an Kriegs¬ 
zügen und der Romfahrt augenfällig beweist. Im Gegenteile war Karl IV. 
von der Absicht geleitet, das böhmische Territorium als hervorragendes 
ßeicbsglied angesehen zu wissen. Im einzelnen bestimmte die Goldene 
Bulle für Böhmen: Der böhmische König ist der erste unter den welt¬ 
lichen Kurfürsten; Böhmen vererbt sich nach der Primogenitur, nach dem 
Aussterben des Herrscherhauses fällt es nicht heim, sondern es tritt die 
freie Wahl des neuen Königes ein; mit den anderen kurfürstlichen Terri¬ 
torien genießt Böhmen die Privilegien de non appellando und de non 
evocando; der Übergang der Regalien (Berg-, Juden-, Zoll-, Münzregal) 
wird ausgesprochen; das Reichsvikariat bezieht sich nicht auf Böhmen. — 
Außerhalb der Goldenen Bulle förderte Karl IV. den Territorialgedanken 
gegenüber der Lehensherrlichkeit des deutschen Reiches durch die 
Lösung des Metropolitanverbandes mit dem Reiche (1344) sowie durch 
die Inkorporation Mährens, der schlesischen Fürstentümer und der meisten 
erworbenen Reichslehen. 

2. Die Herr scher ge walt. 74 ) 

Die wachsende Territorialmacht hatte auch eine entsprechende Aus¬ 
gestaltung der Herrscherstellung zur Folge; sie weist viele der deutschen 

7< ) Über die Herrschergewalt und das zentrale Ämterwesen dieser Zeit ersetzen 
die Angaben und Ausführungen der zusammenfassenden Werke J i r e 8 e k s, L i p - 
perts, Ealouseks, Celakovskys und Kapras’ diesem Gegenstände 
allein gewidmete Untersuchungen. 
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Königsgewalt analoge Zöge auf und bietet den hervorragendsten Typus 
entwickelter landesherrlicher Gewalt des Mittelalters. Schon im Titel 
spricht sich der Wandel der Territorialidee aus. Gemäß den Privilegien 
von 1198 und 1212 eignete dem böhmischen Herrscher der erbliche 
Königstitel (rex Bohemiae). Der Neuerwerb von Gebieten durch 
Ottokar II. hatte zunächst noch ohne einheitliche Zusammenfassung des 
Territoriums die Aufnahme der einzelnen Erwerbungen im Titel zur Folge. 
Die Ostpolitik Wenzels II. führte zur Aufnahme der Bezeichnung rex 
Poloniae, welche als Anspruchstitel bis zum endgültigen Verzichte auf 
Polen beibehalten blieb. Unter Karl IV. tritt die Geschlossenheit des 
Territoriums, das erhöhte Bedeutung durch die Verbindung mit der deut¬ 
schen Reichsgewalt gewinnt, in dem einfachen Titel Romanorum imperator 
(rex) semper augustus et Bohemiae rex zu Tage. 

Der Erwerb der Herrschergewalt zeigt in dem hier zu betrachtenden 
Zeitraum ein Fortwirken der drei Titel: Erbrecht, Bestimmung durch die 
Großen, lehensrechtliche Einflußnahme des deutschen Königs. Den end¬ 
lichen Sieg trug in der Luxemburger Zeit das erbrechtliche Moment davon. 
Auch dies ist ein Zeichen territorialer Gestaltung und zugleich ein wesent¬ 
liches Motiv der Eindämmung ständischer Wünsche, welche bei dem 
Mangel solch erbrechtlicher Festlegung, wie im Polen der gleichen Zeit, 
viel mehr Anlaß zur Entfaltung hatten. — Das Erbrecht hatte als ent¬ 
scheidender Titel für den Erwerb der Herrschergewalt allerdings schon 
in der Zeit der Pfemysliden seit Ottokar I. gegolten. Die frühere Unsicher¬ 
heit batte tatsächlich, ohne eine ausdrückliche Festlegung, der Folge 
nach dem Grundsätze der Primogenitur Platz gemacht. Nach dem Aus¬ 
sterben des Mannesstammes der Pfemysliden wurde jedoch das Erb¬ 
moment fast völlig zurückgedrängt und kam nur darin zur faktischen 
Geltung, daß sich die Wahl an Gatten weiblicher Mitglieder des Premys- 
lidenhauses hielt. Erst die Luxemburger wußten das Erbrecht ihres 
Hauses durchzusetzen und festzulegen. Es geschah dies zunächst durch 
Johann (1341) sodann durch die Anordnung Karls (1348). Diese letztere 
sicherte das Erbrecht für die ganze männliche und weibliche Nachkom¬ 
menschaft Karls unter Festlegung der Primogenitur für die männliche 
Nachkommenschaft. Die Bestimmungen der Goldenen Bulle über die 
Primogeniturfolge in den kurfürstlichen Territorien brachten eine reichs¬ 
gesetzliche Festigung des Erbmomentes. Eine Erweiterung des Erb¬ 
rechtes bedeuteten die Erbverbrüderungen zwischen dem Luxemburgi¬ 
schen und Habsburgischen Hause (1364 und 1366), da durch dieselben für 
den Fall des Aussterbens der Nachkommenschaft statt des sonst vorgese¬ 
henen Wahlrechtes das Erbrecht des nach der Erbverbrüderung nach- 
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folgenden Hauses eintreten sollte. — Das soeben über das Schicksal des 
Erbmomentes Gesagte ergibt schon an sich, daß für die Einwirkung 
ständischer Faktoren nur jene Zeit nach dem Aussterben der Pfemys- 
liden bis zur Luxemburger Zeit günstige Voraussetzungen bot. Inhaltlich 
hatte allerdings die Teilnahme der Großen gerade zu Beginn des 13. Jahr- 
hundertes schon den Charakter einer Wähl angenommen. Kennzeichnend 
hiefür ist es, daß das Privileg von 1212 von einem gewählten Könige 
spricht. Allein die faktisch geltende Primogenitur drückte den ständi¬ 
schen Einfluß zu einer bedeutungslosen Annahme herab. Zu einem 
wahren praktisch bedeutungsvollen Wahlrechte erstarkte die ständische 
Teilnahme erst bei dem Herrschaftserwerbe Heinrichs von Kärnten und 
Johanns von Luxemburg. Hiedurch wurde auch ein Anlaß geboten, von 
dem künftigen Herrscher durch Gedinge nach Art der deutschen Wahl¬ 
kapitulationen Zusicherungen zu erlangen. Eine solche Zusicherung ist 
uns für Mähren anläßlich der Wahl Johanns erhalten (1311.) Sie zeigt 
uns zugleich das Ausmaß der erreichten ständischen Rechte. Für Böh¬ 
men liegt aus dem Jahre 1310 ein Entwurf solcher Zusicherungen vor. 
Die hier aufgenommenen Zugeständnisse wurden jedoch nicht erreicht, 
sondern sie hielten sich auch für Böhmen wie die spätere Bestätigung 
(1347) dartut, ungefähr im Ausmaße der 1311 gewährten Privile¬ 
gien. Mit der Erblichkeit der Königswürde im Luxemburger Hause sank 
der Einfluß der Stände auf die Zustimmung zur Festlegung des Erbrechtes 
und auf die Anerkennung des Wahlrechtes für den Fall des Aussterbens 
des Hauses herab. — Das dritte Moment, die lehensherrliche Investitur 
durch den deutschen König, blieb auch weiterhin in Geltung. Die mate¬ 
rielle Bedeutung für die Thronfolge trat allerdings mit Rücksicht auf die 
Anerkennung selbständigen Herrschaftserwerbes in dem Privileg von 1212 
und in der Goldenen Bulle zurück. Die Ausübung der Rechte des böhmi¬ 
schen Königs als Reichsfürsten im deutschen Reiche war aber gewiß von 
der Investitur abhängig. Nur vorübergehend, in der Zeit, da Böhmen als 
gewöhnliches Lehen erachtet wurde, erstarkte auch der Einfluß des 
deutschen Königs auf die Besetzung des böhmischen Thrones. So hielt 
es der Habsburger Albrecht I. für gerechtfertigt, als er Böhmen 1307 als 
erledigtes Reichslehen verlieh. 

Die Krönung des neuen Herrschers hatte fortdauernd die Bedeutung 
des faktischen Besitzerwerbes. Mit ihr begann die tatsächliche Aus¬ 
übung der Gewalt. Karl IV. legte ein feierliches Krönungszeremoniell 
fest; die Krönung nahm bis zur Errichtung des Prager Erzbistumes der 
Mainzer, dann der Prager Erzbischof vor. — Mit der Erblichkeit der 
Königswürde kam die Krönung des Anwärters auf; hiedurch erlangte er die 
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Möglichkeit, schon bei Lebzeiten des Königs als rex iunior oder rex 
königliche Regierungsrechte neben dem Könige tatsächlich auszuüben, 
wie dies insbesondere beim Sohne Karls Wenzel bezeugt ist. — Ähnlich 
hatte auch die Krönung der Königin die Bedeutung der Einführung in ihre 
Würde und ihre Rechte. Von der Krönung an hält sie ihren besonderen 
Hof und bezieht die Einkünfte aus den Leibgedingsstädten. — Den Stän¬ 
den bot sich, da ihnen mangels einer Wahl keine Wahlkapitulation zur 
Verfügung stand, bei der Krönung Anlaß, einen Eid auf ihre Rechte zu 
fordern. So kennt der Landrechtsentwurf Karls, die Majestas Carolina, 
einen solchen Krönungseid zugleich mit dem Eide auf die Unteilbarkeit 
und Unveräußerlichkeit des Krongebietes und neben dem Eide auf Unver¬ 
äußerlichkeit und Unverpfändbarkeit des Krongutes insbesondere bedeu¬ 
tender königlicher Städte und Burgen. 

Die königliche Gewalt erfuhr infolge des wachsenden Territo¬ 
riums eine entsprechende äußere Erweiterung ihres Umfanges. Heeres¬ 
gewalt, Amtshoheit, Gerichtsgewalt und Finanzhoheit stand in Fort¬ 
setzung früherer Gestaltung dem Könige grundsätzlich zu. Allein diese 
Seiten der königlichen Gewalt erfuhren andererseits durch Zugeständ¬ 
nisse an den Herrenstand eine Schmälerung ihrer Selbständigkeit. 
Auf Grund der privilegialen Zusicherungen (1311, 1347) war die stän¬ 
dische Zustimmung zu Kriegszügen außerhalb des Territoriums notwendig 
geworden; durch die gleichen Privilegien ward der König zur Verleihung 
der Ämter nur an Einheimische verpflichtet; das Gerichtswesen wurde 
im Landrechte und in den damit zusammenhängenden Amtsträgern stän¬ 
disch; die Finanzgewalt wurde durch die privilegiale Zuerkennung einer 
Beschränkung des Heimfallsrechtes eingeengt und bei der Einhebung von 
Steuern gegenüber dem Adel an seine Zustimmung gebunden. Auch war 
zeitweise vor allem in der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts die Finanz¬ 
gewalt durch privatrechtliche Überlassung von Einnahmen stark 
geschmälert worden. Bei der Gesetzgebung trat eine ständische Mit¬ 
beratung zutage und der Adel vermochte kraft seines faktischen Ein¬ 
flusses, das Zustandekommen seinen Interessen widerstreitender Land¬ 
rechtsordnungen zu vereiteln. Als tatsächlich für königliche Normen 
freies Gebiet verblieben das zur königlichen Kammer gehörige Städte¬ 
wesen, das Kirchengut und die Regalien, unter diesen insbesondere das 
Bergregal. — Nach dem Vorbilde des deutschen Königs gewann auch der 
böhmische Herrscher eine in seiner Person vereinigte Lehensgewalt. Ein¬ 
zelne besondere Hoheitsrechte, wie das Recht der Erhebung in den Adels¬ 
stand, der Bestellung öffentlicher Notare der Erteilung der venia aetatis 
finden wir, wie dort, auch hier in den Händen des Herrschers. 
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Die königliche Verwaltung war wie im deutschen Reiche auf den 
Grundsatz der persönlichen Regierung des Königs gestellt. Deswegen gab 
es kein ständiges Organ, welches die dem Könige vorbehaltenen Regie¬ 
rungsrechte in seinem Namen ausgeübt hätte. Eine Vertretung trat nur 
dann ein, wenn der Herrscher an der Regierung gehindert war. Nur in 
Zeiten längerer Abwesenheit des Königs wurde seine Vertretung einem 
Landeshauptmann (capitaneus terrae) übertragen. Insbesondere ergaben 
die häufigen Kriegszüge Johanns von Luxemburg die wiederholte Ernen¬ 
nung eines Landeshauptmannes, ebenso kehrt in dem letzten Jahrzehnt 
des 14. Jahrhunderts unter Wenzel IV. die Landeshauptmannschaft öfter 
wieder. Die Landeshauptmänner waren in der Zeit Johanns hervor¬ 
ragende Würdenträger (darunter auch der Erzbischof von Mainz) und 
Adelige, später unter Wenzel IV. wurde dies Amt Anverwandten des 
Königs anvertraut. Die Machtvollkommenheit des Landeshauptmannes 
war eine dem deutschen Reichsverweseramte analoge, sie schloß in ihrem 
weitesten Umfange zur Zeit Wenzels IV. die königlichen Berechtigungen 
mit Ausnahme der Erteilung von Lehen und der Veräußerung und dauern¬ 
den Belastung von Krongut in sich. Unter Johann bezog sie sich aller¬ 
dings auch nicht auf die Kriegführung und auswärtige Angelegenheiten. 
Die von Karl bestellten Landeshauptmänner hatten einen eingeschränk¬ 
teren Wirkungskreis. In Fällen der Unmündigkeit des kraft Erbrechtes 
nachfolgenden Königs trat eine Verweserschaft ein. Hier bietet die Vor¬ 
mundschaftsführung Ottos von Brandenburg für Wenzel II. ein bedeuten¬ 
des Beispiel. 

Wie dies schon in der Kastellaniezeit der Fall gewesen, bedienten 
sich die böhmischen Herrscher bei der Führung der ihnen vorbehaltenen 
Regierungsgeschäfte eines Rates von Würdenträgern und Adeligen. Der 
Rat 75 ) nimmt jedoch im Einklänge mit der mitteleuropäischen Rechts¬ 
geschichte und im Zusammenhänge mit der Verselbständigung der Land¬ 
tage den Charakter in Eid genommener Berater des Königs an und 
wird zu einem dem Könige regelmäßig zur Seite stehenden, gegen¬ 
über den nun beginnenden ständischen Einrichtungen selbständigen 
Organe der Zentralverwaltung. Die Bezeichnung des Rates ist schwankend, 
er wird curia, consilium regale (unter Johann), consilium iuratum, 
Geschworener Rat (unter Karl) genannt. Die Namen consilium baronum, 
consilium nostrorum ecclesiasticorum et saecularium principum ac baronum 
deuten vielleicht auf ein Fortbestehen jenes Rates älteren Charakters hin. 

n ) K o s s, Forschungen z. mittelalt. Gerichtsverfassung Böhmens u. Mährens 
(1919); Flieder, Kräiovskä rada ceskä a jeji üstavni vztach k obci zemske (1910); 
S u s t a, Dve knihy cesk. dejin 1 (1917). 
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Die Entwicklung war eine allmähliche; der Rat entbehrte einer festen 
Organisation. Er setzte sich aus Würdenträgern und Mitgliedern des 
Herrenstandes, seiner zentralen Bedeutung entsprechend nicht auf Böh¬ 
men allein beschränkt, zusammen, ja Wenzel IV. zog auch Mitglieder des 
niederen Adeis und Bürger bei. In seiner Wirksamkeit war der Rat ein 
den König nur beratender Kreis von Personen; eine den König beschrän¬ 
kende Bedeutung, wie dies dem Rate des ungarischen Königs zukam, 
eignete ihm grundsätzlich nicht. Dies schloß jedoch nicht aus, daß sein 
Votum tatsächlich oft einer Zustimmung gleichkam. Seine regelmäßige 
Beiziehung bei interterritorialen Verträgen, 7 ®) bei Veräußerungen vou 
Krongut, gibt dem Rat eine einigermaßen dem Kurfürstenkollegium ver¬ 
wandte Stellung. Die tatsächliche Bedeutung des Rates machte es zu 
einem politischen Ziele des Herrenstandes, auch ihn in seine Gewalt zu 
bekommen und die ständischen Elemente desselben zu stärken. Am 
Schlüsse des hier betrachteten Zeitraumes wurde (1395) die Zusicherung 
einer Besetzung des Rates vor allem aus dem Herrenstande erzielt. 

3. Die zentralen Ämter. 

Dem Zuge der Entfaltung der Territorialmacht folgend, fand das 
zentrale Ämterwesen, auch hier im Einklänge mit der mitteleuropäischen 
Entwicklung, einen entsprechenden Ausbau. Zugleich weist, jedoch die 
Geschichte dieses zentralen Ämterwesens in dem hier betrachteten Zeit¬ 
räume eine Reihe eigenartiger Züge auf. Im allgemeinen geht die Schei¬ 
dung von Hofämtern und Staatswürden, die wir nun, wenn sie sich auf 
das ganze Gebiet der böhmischen Krone bezogen, auch als Kronämter 
bezeichnen können, in unsere Periode über; doch erfuhren die Hofämter 
zum Teile eine Abbröckelung, indem sie sich in Kronämter wandelten oder 
dem ständischen Einflüsse anheimfielen. Stemmte sich schon in Gebieten 
stark entwickelten Lehensrechtes im deutschen Reiche die territoriale 
Politik gegen die lehensweise Bestellung der Amtsträger, so kann es uns 
in keiner Weise wunder nehmen, daß im böhmischen Königtume eine 
Belehnung mit Ämtern auch fortdauernd k;um eine Rolle spielte. Grund¬ 
lage bleibt die amtsmäßige Einsetzung. Doch meldet sich eine andere 
Gefahr für eine straffe Amtsorganisation: die Erblichkeit, so daß die 
Ämter sich tatsächlich in einer Familie hielten. Solches trat bei einigen 
Hofämtern, wie beim Schenkenamt, Marschallamt, Truchseßamt ein. 
Karls politischer Weitblick erkannte auch diese Gefahr eines privat- 

*•) Stieb er, Böhmische Staatsverträge I. (Forsch, z. inneren Gesch. österr. 
hgg. v. Dopsch H. 8); Kl im ent, Orgäny zahraniSnich stykft v 6esk. stätg pred 
Bilou Horou (Präce ze Seminare öesk. präva, hgg. v. Kapras, H. 14, 1929). 
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rechtlichen Einschlages in die Ämtervergebung und sein Landrechtsent¬ 
wurf suchte der lebenslänglichen Bestellung und dem privatrechtlichen 
Gebaren mit Ämtern durch strenge Bestimmungen zu steuern. 

Im einzelnen tritt uns im Kreise der Hofämter neben den von 
früher überkommenen, ein neues bedeutendes Amt entgegen: das Amt des 
Hofmeisters (magister curiae). Er ist der Vorsteher des Hofes, Leiter 
der Hofverwaltung und löste nach der wirtschaftlichen Seite des Amtes 
den Kämmerer ab. Wie am deutschen Königshofe, scheint die Ent¬ 
stehung dieses Amtes auch hier keine ursprüngliche gewesen zu sein, 
sondern sich an das Vorbild oberdeutscher Fürstenhöfe angeschlossen zu 
haben. Seinen Höhepunkt erreichte das Amt infolge der Vereinigung der 
deutschen Königswürde mit der des böhmischen Königs am Hofe Karls IV. 
In dieser Zeit gewinnt sein Wirkungskreis auch eine über seine eigentliche 
Aufgabe hinausgehende Bedeutung durch seinen Einfluß auf die äußere 
Politik. 

Ein wachsendes Ansehen gewann das Hofmarsehallamt. Der Auf¬ 
stieg von seinen ursprünglichen hofwirtschaftlichen Funktionen, der Füh¬ 
rung des königlichen Marstalles, zu einer von diesen abgehobenen Stellung 
vollzog sich hier allerdings nur allmählich. Diese Änderung seiner Stel¬ 
lung erfolgte wohl nach dem Vorbilde der ständischen Bedeutung, welche 
das Marschallamt in süddeutschen (östereichischen) Landesverwaltungen 
gewonnen hatte, denn auch bei uns liegt die Erhöhung seiner Stellung 
nach dieser Seite. Das Amt wird in bedeutenden Herrengeschlechtern 
erblich und immer mehr seines hofamtlichen Wesens zugunsten 
ständischer Art entkleidet, wie dies die Bezeichnung des Marschalls als 
marsalcus regni dartut. Dieser Doppelcharakter zeigt sich auch bei seiner 
richterlichen Wirksamkeit. Er wird zum Richter in Streitigkeiten der 
Hofangehörigen und zugleich erscheint er auch als Richter bei Ehren¬ 
streitigkeiten des Herrenstandes. 

Eigenartig war die Entwicklung des Kämmereramtes. Sie lag darin, 
daß der Kämmerer, welcher noch im 13. Jahrhundert als magister curiae, 
später summus cammerarius alle Machtvollkommenheiten eines Vertreters 
der königlichen Kammer besaß, seinen Wirkungskreis an andere Amts¬ 
träger abgab. Mit der Entstehung des Städtewesens wurde die Wah¬ 
rung der königlichen Finanzrechte gegenüber den Städten einem Vertreter 
des obersten Kämmerers, dem Unterkämmerer 77 ) (subcamerarius), anver¬ 
traut. Die wachsende Bedeutung der Städte hatte nun auch eine 
steigende Wichtigkeit dieses Amtes zur Folge, so sehr, daß es den Oberet- 

77 ) Celakovsky, Ürad podkomorsky v Cechach (1881). 
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kämmerer in der tatsächlichen Wirksamkeit verdrängte, und, da auch die 
Wahrung der königlichen finanziellen Rechte gegenüber dem Kirchengute 
auf dasselbe überging, das zentrale Organ der königlichen Finanzverwal¬ 
tung wurde. Dieser Prozeß vollzog sich noch in der Premyslidenzeit unter 
Wenzel II. In der Luxemburger Zeit liegt er vollendet vor. Karl IV. 
organisierte die Kammerverwaltung auf dieser Grundlage und ordnete dem 
Unterkämmerer einen notarius camerae bei, unter Wenzel IV. konnte sich 
der Unterkämmerer bereits summus notarius regni Bohemiae nennen. 
Auch die mit der Kammer zusammenhängende Gerichtsbarkeit kam in die 
Hände des Unterkämmerers, soweit nicht neben ihm der Hofrichter solche 
Gerichtsbarkeit ausübte. Aus dem stadtrechtlichen Ursprünge der Bedeu¬ 
tung des Unterkämmereramtes erklärt es sich, daß dieses Amt, auch was 
seine Träger anlangt, dem Städtewesen nahe blieb und regelmäßig mit 
angesehenen Bürgern besetzt wurde. Ursprung und Bedeutung unseres 
Unterkämmereramtes findet eine starke Analogie im Amte des ungarischen 
Tavernicus. 

Durch den Aufstieg des Unterkämmerers blieb der Oberste Käm¬ 
merer wesentlich auf seine landrechtliche Stellung, auf die Wahrung der 
königlichen Finanzrechte dem Adel gegenüber eingeschränkt. So ergab 
sich seine Beziehung zum ständischen Landrechte, welchem er als Ver¬ 
treter des Königs als der erste im Range unter den Beisitzern angehörte. 
Zugleich ergab sich aus seiner Zugehörigkeit zum Landrechte der Wandel 
des Kämmereramtes selbst in ein ständisches, dem Herrenstande vor¬ 
behaltenes. — Doch auch hier im Landrechte, dessen Vorsitz er anfäng¬ 
lich führte, brachte es die steigende ständische Bedeutung eines anderen 
Amtsträgers, des Prager Burggrafen, mit sich, daß er die führende Stel¬ 
lung im Landrechte an diesen abgab. Andreas von Duba nennt den Käm¬ 
merer bereits an zweiter Stelle unter den Amtsträgern des Landrechtes. 
— Mit der königlichen Kammer hing auch das Amt eines Münzmeisters 
für den Bereich der böhmischen Krone zusammen. Neben der Münze war 
in seinen Händen auch die königliche Bergverwaltung vereinigt. Ihm 
unterstanden in der Verwaltung der einzelnen Bergwerke die Urburer. 
Sitz des Münzmeisteramtes war regelmäßig Kuttenberg. Dieses zentrale 
Amt entstammt allerdings erst der Zeit Karls IV. Vorher war Verwal¬ 
tung und handelsmäßiger Vertrieb der Münze Gegenstand der vertrags¬ 
mäßigen Verleihung an einzelne oder mehrere Bürger, vor allem an den 
Stätten, wo Silberbergwerke betrieben wurden. 

War schon das Kämmereramt nicht den Hofämtern, sondern den 
Zentralämtern zuzuzählen, so war dies auch hinsichtlich des Hofrichters 
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(8ummus iudex curiae) 78 ) der Fall. Naeh der Absonderung des Land- 
richteramtes am ständischen Landrechte, erscheint seit der Mitte des 
14. Jahrhunderts der Hofrichter im Gegensatz zum Landrichter als ein 
rein königlicher Amtsträger. Da er Vertreter des Königs in der ihm vor¬ 
behaltenen Gerichtsbarkeit war, erstreckte sich sein Wirkungskreis nicht 
nur auf den königlichen Hof, sondern auf alle der königlichen Gerichts¬ 
barkeit unmittelbar unterworfenen Angelegenheiten. Mit der großen 
Bedeutung der Lehenssachen im königlichen Hofgerichte trat seine 
Stellung als oberster Lehensrichter entsprechend hervor. 

Einen eigenartigen Entwicklungsgang und Aufstieg weist das Amt 
des Prager Burggrafen 78 *) auf. Als Kastellan der Prager Burg trat sein Amt 
mit dem Zerfall der Burgenverfassung zunächst an Bedeutung zurück, 
aber andererseits war diesem Amte in der Rechtsgeschichte Böhmens ein 
eigenartiger Aufstieg beschieden. Aus der historischen Wurzel seines 
Amtes der Friedenswahrung erwuchs seine Stellung als Vertreter des 
Königs in der Heeresleitung, in der gerichtlichen Friedenswahrung und 
Vollstreckung. Mit der letzteren Aufgabe hängt auch die Entstehung 
des Burggrafengerichtes zusammen, das in Streitigkeiten aus Brief¬ 
schulden und Bürgschaften zu urteilen und zu vollstrecken hatte. 
In seinem ursprünglichen Wirkungskreise, der Burgverwaltung waren 
ihm als obersten Burggrafen alle übrigen Kastellane unterstellt Die 
Verwaltung der Prager Burg selbst wurde einem Burggrafen der Prager 
Burg, als seinem Hilfsorgane anvertraut. Als Stellvertreter stand dem 
Oberstburggrafen ein vicepurggravius zur Seite. Sein äußeres Ansehen 
wurde sodann dadurch wesentlich erhöht, daß er zum Träger des 
ständischen Einflusses emporwuchs. Sein Amt wurde das hervorragendste 
Landesamt, er erlangte im Landrechte den ersten Rang und ihm kam 
der Vorsitz in diesem ständischen Gerichte zu, welchen vorher der 
oberste Kämmerer innegehabt hatte. Hiedurch schied das Oberstburg¬ 
grafenamt aus der Reihe der königlichen Zentralämter grundsätzlich aus 
und seine weitere Geschichte gehört dem ständischen Ämterwesen an. 
In diesem auf den Trümmern der Kastellanieverfassung entstandenen 
Oberstburggrafenamte, welches auf ständischer Grundlage für die Ver¬ 
waltungsgeschichte eine wachsende Bedeutung gewann, liegt eine Beson¬ 
derheit der Verwaltungsgeschichte Böhmens. Nirgends hat sonst das 
Burggrafenamt einen ähnlichen, dem ungarischen Palatinate einigermaßen 
vergleichbaren Weg genommen. 


”) Koss, Forschungen s. ma. Gerichtsverfassung Böhm. u. Uähr. (1019) 
”*) Peter km. D. Burggrafentum i Böhmen (1905). 
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Als ein Kronamt muß mit der Zunahme des Schriftwesens und mit 
der Erweiterung der landesherrlichen Verwaltungsaufgaben das Amt des 
Kanzlers 79 ) gewertet werden. Im Einklänge mit der mitteleuropäischen 
Entwicklung, und dies gilt sowohl hinsichtlich der Kanzlei des deutschen 
Königs als auch bezüglich der Kanzleien der ungarischen und polnischen 
Könige, war der Kanzler ein geistlicher Würdenträger, der Wyschehrader 
Probst. Doch ähnlich, wie dort, gingen auch bei uns die Funktionen des 
Amtes auf seinen Stellvertreter, den Unterkanzler (subcancellarius), der 
gleichfalls dem Kreise geistlicher Würdenträger entnommen wurde, über, 
so daß die Kanzlerschaft zu einer Ehrenstelle ward. Eine besondere Phase 
der Entwicklung der böhmischen Kanzlei brachte die Vereinigung der 
deutschen und böhmischen Königswürde in der Person Karls IV. mit sich. 
Hiedurch trat gleichzeitig eine Verschmelzung der beiden Kanzleien ein. 
Innere territoriale Teilungen der Kanzlei nach den Gebieten der böh¬ 
mischen Krone waren nicht von Dauer. Je mehr die Kanzlei an Bedeutung 
gewann, desto größer wurde auch die Zahl der dort beschäftigten Hilfs¬ 
kräfte. Auch im Kreise dieser notarii und scriptores minores überwog 
das geistliche Element (clerici cancellariae) das laikale. Der Wir¬ 
kungskreis der königlichen Kanzlei erstreckte sich auf Beurkundung 
und Siegelbewahrung. So war sie im Wesen ausführende Behörde, eine 
selbständige Jurisdiktion trat kaum noch zutage (s. o. S. 89). Für die 
Aufbewahrung der Staatsurkunden schuf Karl IV. auf der Burg Karlstein 
ein Archiv, zu dessen Verwaltung ein besonderer Archivar (rector) bestellt 
wurde. 

Außer den vorangeführten Ämtern gab es am Hofe in der Umgebung 
des Königs noch eine Reihe anderer Amtsträger geringerer Bedeutung. 
Sie können, teils wie der Küchenmeister (magister coquinae), der Schwert¬ 
meister (ensifer), den Hofämtern, teils, wie der oberste Jägermeister 
(magister venatorum), der oberste Forstmeister (forestarius silvarum regni 
Bohemiae supremus) und der oberste Zollwächter (custos stratarum regni 
Bohemiae) den königlichen Zentralorganen beigezählt werden. 

Es ist eine Eigentümlichkeit der böhmischen Verfassungsgeschichte, 
welche sie mit der ungarischen teilt, daß auch die Königin einen dem 
königlichen Hofbeamtentume analogen Kreis ihrer eigenen Beamten besaß. 
Mit entsprechend kleineren Aufgaben finden wir an ihrem Hofe die gleichen 
Würdenträger, so die vier Hausämter, später den Hofmeister. Auch einen 

n ) E m 1 e r, D. Kanzlei d. b. Könige Ottokar II. u. Wenzel II. (Abh. b. 0. W. 
1878); Lindner, D. Urkundenwesen Karls IV. (1882); Tadza» Kancel&fe & pißäri 
öesk. za krdlü z rodu Lucembursköho (1892). 
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besonderen Hofrichter, hier natürlich in einer durch seine Stellung 
begrenzten Eigenschaft eines Hofamtes, hatte die Königin, ebenso war die 
Urkundenausfertigung und Expedition einem besonderen Organe anver¬ 
traut, für welches im 14. Jahrhundert die Bezeichnung eines Kanzlers der 
Königin wiederkehrt. Das Kämmereramt der Königin nahm infolge der 
einem Unterkämmerer übertragenen Wahrung ihrer finanziellen Interessen 
gegenüber den Leibgedingstädten eine dem königlichen Kärnmereramte in 
dieser Hinsicht analoge Entwicklung, indem auch hier der Unterkämmerer 
den Kämmerer selbst allmählich verdrängte. 

4. Die zentrale Verwaltung. 

In der königlichen zentralen Verwaltung blieben das Heerwesen, das 
Gericht und die Finanzverwaltung die hervorragendsten Betätigungs¬ 
zweige. Neue Aufgaben stellte die Förderung städtischen Gewerbes 
und Handels; in der Gründung der Universität lag der Beginn geistiger 
Kulturpflege. 

o) Das Heerwesen 80 ) war in dem königlichen Aufgebotsrechte und in 
der Führung durch den König zentralisiert. Die tatsächliche Leitung des 
Heeres ging im 14. Jahrhundert auf den Oberstburggrafen über. An der 
Spitze der Territorial-Heerscharen, welche die zur Krone Böhmens 
gehörigen Fürstentümer beistellten, standen die Fürsten dieser Gebiete. 
Territoriale Zeichen heeresrechtlichen Ursprungs waren die Wappen, wie 
sie uns für die einzelnen zur Krone Böhmens gehörigen Fürstentümer 
gesondert begegnen. Das böhmische Wappenbild des gekrönten, doppelt¬ 
geschwänzten Löwen, welches neben dem früheren Adlerwappenbilde seit 
Ottokar II. allgemein auftritt, gewann seit der zweiten Hälfte des 14. Jahr¬ 
hunderts über Böhmen hinaus für das ganze Krongebiet symbolisierende 
Bedeutung. — Der Umfang der Heerpflicht erfuhr Veränderungen, welche 
mit der Entwicklung des deutschen Reichshcerwesens, wie auch mit jener 
des ungarischen und polnischen Heeres ziemlich gleiche Züge aufweisen. 
Die grundsätzliche Pflicht zur Heerfolge blieb nur noch für den Verteidi¬ 
gungskrieg innerhalb des Territoriums in Geltung, der karolinische Land¬ 
rechtsentwurf enthielt eine ausdrückliche Festlegung dieser allgemeinen 
Verteidigungspflicht, die sich der deutschen Landwehr an die Seite stellt. 
Anders beim Kriege außerhalb der Landesgrenzen. Hier trat als ein Teil 
der Zugeständnisse an den Adel eine Bindung des königlichen Aufgebotes 

®°) Kapras, Z dSjin ßesk. zrizeni vojensk. (Sb. voj. pfirufiek R. III, Bd. 4, 
1922); VojtiSek, NaSe stätni znaky, (ABC pfir. pro kaid6ho, H. 17, 1921); 
Stieber, Böhmische Staatsvertrage I. 1912; Pa 1 acky, Häjek z Hodötina, Priva 
vojenskd 5. nejstarSi voj. I. 1413, (C. 5. m. II.). 
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an ständische Zustimmung ein, und diese Landesbereitschaft wurde, auch 
darin liegt eine Analogie zum deutschen Reichsheerwesen des Mittelalters, 
regelmäßig nur zum Teil aufgeboten. Mit Rücksicht darauf, daß auch das 
böhmische Heer vor allem ein Reiterheer war und die Leistung des Reiter¬ 
dienstes größeres Vermögen und berufsmäßige Ausbildung erheischte, trat 
die Landesbereitschaft gegenüber der Leistung rittermäßiger Heerfahrt 
durch die als Amtsträger, als Lehensmänner oder vertraglich (panosi, clien- 
tes) hiezu Verpflichteten zurück. Diese bildeten mit ihrem rittermäßigen 
oder auch lehensmäßigem Anhänge den Grundstock des Königsheeres. Die 
Städte kamen ihrer Heeresverpflichtung (s. o. S. 79) häufig durch Beistel¬ 
lung gemieteter Söldner nach; auch im böhmischen Territorium ist wohl 
wie in der deutschen Heerverfassung von den Städten aus dem Söldner¬ 
wesen Eingang verschafft worden.. Zum Ausgang des hier behandelten 
Zeitraumes haben auch die Könige Söidner in ihr Heer aufgenommen. So 
vollzog sich in unserem Gebiete der gleiche Prozeß, wie ihn die deutsche 
und darüber hinaus die mitteleuropäische Heerverfassung des Mittelalters 
überhaupt aufweist, daß der Heerdienst auf jenen Klassen ruht, die zu 
seiner Leistung durch ihre rittermäßige Lebensweise und durch ihr Ver¬ 
mögen befähigt oder durch besondere Entlohnung herangezogen sind, wäh¬ 
rend das Bauerntum und auch die Bürger aus dem Heere ausscheiden. — 
Der Verteidigung und daher auch dem Heerwesen dienten die steinernen 
Burgen, welche von den Königen und auch von den Herren nun in großer 
Zahl, wohl im Zusammenhänge mit der Gefahr des Mongoleneinfalles, 
erbaut wurden. Aus den Bestimmungen der Majestas Carolina über die 
Unveräußerlichkeit der königlichen castra spricht der Wert, welchen man 
ihnen vom militärischen Gesichtspunkte beimaß. Ähnliches gilt von der 
Ummauerung der Städte, welche das Königtum, um sich dadurch Burgen 
im Lande zu sichern, tatkräftig förderte (s. oben S. 79). — Von großer 
Bedeutung für die innere Entwicklung des Kriegsrechtes sind die Bestim¬ 
mungen der Friedensschlüsse, Defensiv- und Offensivbündnisse, welche die 
böhmischen Könige dieser Zeit, insbesondere Karl IV., mit anderen Terri¬ 
torialherren abschl'ossen. —Die erste allgemeine uns erhaltene Heeres¬ 
ordnung stammt zwar erst aus dem 15. Jahrhundert; ihr Inhalt, welcher 
einen besonderen militärischen Richter sowie einen Schreiber für die 
administrativen Aufgaben vorsieht und Vorschriften zur Milderung der 
Kriegssitten gibt, schließt sich aber schon an die Heeresorganisation des 
14. Jahrhunderts an. 

b) Die zentrale königliche Gerichtsbarkeit erfuhr zunächst durch die 
Exemtionen von den provinzialen Gerichten eine Erweiterung ihres 
Betätigungsgebietes. Hiemit mag auch die wachsende Notwendigkeit des 
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Amtes eines iudex curiae und eine allmähliche Stabilisierung des Stand¬ 
ortes des Gerichtes Zusammenhängen. Dem gegenüber trat durch die 
Abspaltung eines ständisch organisierten Adelsgerichtes, des Prager Land¬ 
rechtes, über dessen Entstehung später zu sprechen sein wird, für das könig¬ 
liche Hofgericht eine beträchtliche Schmälerung seiner Kompetenz ein. 
Ferner hat die Entwicklung der städtischen und geistlichen Gerichtsbarkeit 
besondere Gerichte gezeitigt. Es verblieb dem königlichen Hofgerichte 
sonach die Gerichtsbarkeit in persönlicher Hinsicht über alle zum könig¬ 
lichen Hofe Gehörigen und die dem Könige unmittelbar Unterstellten, für 
welche kein anderes Gericht bestand. Zu, diesen letzteren gehörten ins¬ 
besondere jene, denen vom Könige ein Lehen übertragen worden war. Hierin 
blieb das Hofgericht, soweit nicht andere besondere Lehensgerichte bestan¬ 
den, nicht auf Böhmen allein beschränkt, sondern griff schon unter Karl IV. 
auf das Gebiet der böhmischen Krone über. Sachlich konnte der König 
Streitsachen aus jedem Gerichte, vor allem in Fällen der Rechtsverweige¬ 
rung oder Verzögerung an sein Gericht ziehen. Auch stand von allen Ge¬ 
richten mit Ausnahme des Landrechtes eine Berufung an das königliche 
Gericht offen. Das Hofgericht diente der königlichen Friedenswahrung und 
richtete über Friedbruch und Friedensstörer. Vom Gerichte des Kämmerers 
ging die Judikatur in Fragen des Heimfallsrechtes auf das königliche Hof¬ 
gericht über. So war der Wirkungskreis des königlichen Hofgerichtes noch 
ein beträchtlicher. Karl IV. war bemüht, die Stellung dieses Gerichtes zu 
heben und es zu einem zentralen Gerichte für das ganze Gebiet der böh¬ 
mischen Krone zu machen. Allein wie dieser Plan an den rivalisierenden 
ständischen Bestrebungen scheiterte, so wußte sich das ständische Prager 
Landrecht volle Selbständigkeit gegenüber dem Hofgericht zu wahren, von 
ihm war eine Berufung an den König ausgeschlossen, ja es nahm die Mög¬ 
lichkeit einer Berufung vom Königsgerichte an das Landrecht in Anspruch. 
Neben dem Hofgerichte kamen als zentrale Gerichte die Gerichte des 
Unterkämmerers (s. o. S. 71) und des Prager Burggrafen in Betracht. 

c) Die größte Bedeutung für das Königtum hatte die Finanzverwal¬ 
tung. Domänen, Regalien und gebührenartige Einnahmen bildeten die 
materielle Grundlage der Machtstellung des Herrschers, ergänzend trat 
das Steuerwesen in allmählicher Entwicklung hinzu. Die ständigen Ein¬ 
nahmsquellen wurden als zur königlichen Kammer gehörig erachtet. Hierin 
war gleichzeitig ein Fortwirken der grundsätzlichen Ungeschiedenheit alles 
Königsvermögens gelegen. Nur allmählich trat in der Bindung des Herr¬ 
schers, bedeutendere Städte und Burgen durch Veräußerung oder dauernde 
Belastung nicht zu entfremden, eine Unterscheidung des Königsgutes vom 
Standpunkte seiner dauernden Bedeutung für das Territorium zutage. 
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Solche Bindungen waren der Gegenstand privilegialer Zusicherungen an 
einzelne königliche Städte (seit dem Ausgange des 13. Jahrhunderts); 
generell nahm der karolinische Landrechtsentwurf, in der Absicht, die 
königliche Finanzgewalt vor Schmälerungen zu bewahren, das Verbot der 
Veräußerung und Belastung von gewissen Städten und Burgen überhaupt 
oder für eine längere Dauer als 10 Jahre auf und stellte es unter die Sank¬ 
tion des Konigseides. Ein ständischer Einfluß ist in dieser Frage noch nicht 
allgemein, nur vereinzelt sind Zustimmungen der Stände zu Veräuße¬ 
rungen oder Zusicherungen an sie, königliche Güter nicht zu veräußern, 
bezeugt. 

Der königliche Grundbesitz setzte sich aus den königlichen Land¬ 
gütern und Forsten sowie aus den Burgen zusammen. Auch die Städte und 
das Kirchengut wurden, wie früher gezeigt wurde, zur königlichen Kammer 
gerechnet. Die Verwaltung der königlichen Güter wurde in Villikationen 
mit entsprechendem Beamtentum (villici und forestarii) geführt. Die 
Majestas Carolina beschäftigt sich in einigen Kapiteln mit den Forst¬ 
streitigkeiten und Delikten und sieht hiefür eine Judikatur der villici, sowie 
der Burggrafen der einzelnen Burgen vor. Die villici (advocati) waren auch 
mit der Einziehung der Abgaben von den in bäuerliche Erbleihe gegebenen 
Gütern betraut.* 1 ) — Die Schrankenlosigkeit der königlichen Verfügung 
über den Domanialbesitz hatte in vorkarolinischer Zeit die Könige, so 
schon Wenzel I. und vor allem Johann von Luxemburg dazu ver¬ 
leitet, diese Güter durch Verkauf, Vergabung, Verpfändung zu ver¬ 
geuden. Hiedurch war die königliche Machtstellung ebenso erschüttert 
worden, wie dies auch einen Grund des Aufstieges der Adelsmacht 
und des Durchbruches einer geschlossenen Verwaltungsorganisation 
schuf. Das Prooemium zur Majestas Carolina schildert in bewegten 
Worten die Schädigung, die dem Königtum und einer geordneten 
Verwaltung so erwachsen war. — Das Heimfallsrecht,* 2 ) das wir 
als mit dem fürstlichen Bodenrechte zusammenhängend und als schon 
in die vorausgehende Periode zurückreichend angenommen haben, behielt 
bei den engen Grenzen, welche dem Erbrechte gezogen waren, seine 

**) Über ihr Mitwirken bei der Friedenswahrung und Vollstreckung a. unt. S. 123. 

**) Wocel, Über d. altböbm. Erbrecht (Abh. b. G. W. ll)j Celakovsky, 
D. Heimfailsrecht a. d. freivererbl. Vermögen i. B. (1882); Kalousek, 0 starocesk. 
prävö dödicköm a kr. prAvü odümrtn. na »tatcich srob. r Cech. a na Mor. (13er. b. Ak. 
W. I. 3. Jhrg. H. 1); Lippert, Sor. Gtsch. Böhm I; Brünneck, D. Heimfallsr. 
u. d Gütervereinig, i ält. b. m. Landr. (Z. Savigny St. f. Rg. Germ. Abi XX.); 
Bloch, D. Entw. d. kgl. Heimfallsr. L b. m. Landr. (Prager Studien a. d. Geb. d. 
Gesch. hg. v. Bachraann u. Werunsky H. 4.); K oss, Z. Kritik d. ältest b. m. Landes» 
Privilegien. Exk. V. (1910). 
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Bedeutung. Die Einziehung erledigter Amtsgüter, wohl auch Lehensheim¬ 
fälle mehrten noch die Anwendung dieses Rechtes. Seine fortdauernde 
Geltendmachung mußte den Widerstand der erstarkenden Adelsgewalt 
auslösen. Es ist gewiß befremdlich, daß es dem Herrenstande nicht 
gelang, den weiten Umfang des königlichen Heimfallsrechtes durch eine 
entsprechende Ausdehnung des landrechtlichen Erbrechtes mit vollem 
Erfolge einzudämmen. Anforderungen eines besseren Erbrechtes machte 
der böhmische Herrenstand immer wieder im Laufe des 14. Jahrhunderts 
geltend. In dem nach der herrschenden Ansicht echten Privileg von 1311 
erreichten die Herren zwar das Zugeständnis des Erbrechtes der Brüder 
und ihrer männlichen Deszendenz, die allerdings nicht zum Gesetze gewor¬ 
dene Majestas Carolina will aber wiederum nur ein Erbrecht der Nach¬ 
kommen des Besitzers, allerdings auch dann, wenn sie abgeschichtet waren, 
gelten lassen. Am bürgerlichen Vermögen war das königliche Heimfalls¬ 
recht infolge des entwickelteren gesetzlichen Erbrechtes im Stadtrechte 
und infolge der Testierfreiheit, wie diese im Laufe des 14. Jahrhunderts 
einzelnen Städten, sodann allgemein durch ein Privileg Karls IV. von 137? 
erteilt wurde, von geringerer Bedeutung. Auch blieb es nicht überall 
königlich, sondern ging, so z. B. in der Altstadt Prag auf die Städte selbst 
über. Parallel mit dem Heimfallsrechte verläuft die Geltendmachung der 
Rechte des Königs auf das Vermögen des zum Tode Verurteilten. Die 
Konfiskation kannte schlechthin keine Schranken, auch nicht gegenüber 
den Kindern des Verurteilten. 

Die Regalien des böhmischen Königs fanden mit dem Ausbau der 
territorialrechtlichen Stellung eine kräftige Ausgestaltung. 

Dies gilt zuvörderst vom Bergregal. 83 ) Mit der immer mehr um sich 
greifenden Erschließung des Bergsegens wuchs auch die Bedeutung des 
Nutzens aus den Bergwerken für das Königtum. Gegenüber einem frü¬ 
heren Königsrechte auf den Bergzehent (s. o. S. 45) machten die Könige 
nun das Verleihungsrecht des Bergbaues zunächst an den Grundeigen¬ 
tümer, sodann an den Finder und damit das Bergregal geltend. Hiemit 
verband sich, von den auf Königsgrund betriebenen Bergwerken ausgehend, 
auch ein Hoheitsrecht über den Betrieb in persönlicher und sachlicher Hin¬ 
sicht. so daß eine königliche Bergverwaltung und Berggerichtsbarkeit 
erstand. Das Bergregal setzte sich allerdings nicht widerspruchslos durch. 
Das 13. Jahrhundert ist noch erfüllt von Streitigkeiten mit den Grund- 

83 ) Sternberg, Umrisse e. Gesch. d. böhm. Bergwerke 2 Bde. (1836/8); 
Schmidt, Darstellung d. Bergrechtes i. Böhmen (1855); Celakovsky, NAstin 
dejin ccsk. präva horn. (Beil. II) seiner Povs. pr. dejiny ceskö); Zycha, D. böhm. 
Bergrecht d. Mittelalters a. Grundl. d. Bergr. v. Iglau 2 Bde. (1900). 
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herren, die aber fast alle zugunsten des Bergregals geschlichtet wurden. 
Zur vollen gesetzlichen Geltung brachte es Wenzel II. Seine umfassende 
Regelung des Bergrechtes (s. unten S. 151) fußt auf der Auffassung, daß 
das gesamte Bergwesen in den selbständigen Machtbereich des Königs, zu 
seiner Kammer gehöre. Alle Normen stellen sich als Ausdruck der Rega¬ 
lität des Bergrechtes dar. Diese autochthone Entwicklung stand mit der 
reichsrechtlichen Zuerkennung des Bergregals an die kurfürstlichen Terri¬ 
torien, darunter an Böhmen als erstes derselben, wie sie die Goldene Bulle 
(1356) aussprach, in Einklang. Eine reichsrechtliche Zuerkennung des 
Bergregals für Böhmen war, da es sich aus der territorialen Stellung Böh¬ 
mens selbständig entwickelt hatte, sonach nicht notwendig. Ein Bergregal 
des deutschen Königs hinsichtlich der böhmisch-mährischen Bergschätze 
wurde auch nicht geltend gemacht, lediglich Albrecht I. glaubte auf 
Grund der Auffassung Böhmens als Reichslehen mit solchem Ansprüche 
hervortreten zu können (1303). — Das Bergregal der böhmischen 
Könige erstreckte sich, da die mährischen Fürsten nicht Träger des 
Bergregals waren, auch auf Mähren. Gegenständlich umfaßte es zwei¬ 
fellos Gold und Silber; bezüglich der sogenannten niederen Metalle 
(Kupfer, Blei, Eisen) bringt die Bestimmung der Goldenen Bulle die erste 
gesetzliche Festlegung. Der Nutzen des Bergregals bestand in dem Anteile 
an der Ausbeute (Urbar), in vorbehaltenen Abbaurechten (Königslahnen 
und Überschaaren) und in dem Wechsel d. i. dem Rechte der Edelmetall¬ 
einlösung. — Die königliche Bergverwaltung lag zunächst in der ersten 
Hälfte des 13. Jahrhunderts in den Händen der Bergmeister. Diese waren 
allerdings noch nicht so sehr Verwalter des königlichen Bergregals, als 
mit der grundherrlichen Vogtei dem Könige grundherrlich zugehöriger 
Bergwerke betraute Organe. Mit der Ausgestaltung des Bergregals voll¬ 
zog sich die gewöhnlich pachtweise Übertragung der königlichen Berg¬ 
verwaltung an besondere Amtsträger (Urburer), während die Bergmeister 
nun immer mehr zu Organen der Gewerkschaft wurden. Die Verpachtung 
erfolgte regelmäßig gleichzeitig mit der Verpachtung der Münze, so daß 
Münzmeisteramt und Urbureramt in einer Person vereinigt waren. Die 
Bergrechtskodifikation Wenzels II. zeigt die Urburer als leitende, dem 
Kämmerer unterstehende Beamte der königlichen Bergverwaltung, wel¬ 
chen auch der Vorsitz im Berggerichte zukam. Hilfsorgane, des Urburer 
waren die Steiger (scansores) zur Überwachung eines ununterbrochenen 
Bergwerkbetriebes, die mensores, carpentarii, custodes, sodann die scrip- 
tores urburae für alle mit dem Regal verknüpften Buchungen. In Kutten¬ 
berg ist seit der Mitte des 14. Jahrhunderts ein Berghofmeister bezeugt, 
auf welchen ein Teil der Bergverwaltung des Urburers insbesondere die 
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Bergverleihung und der Vorsitz im Berggericht überging. Die Schaffung 
eines zentralen Münzmeisteramtes unter Karl IV. ist auch für das Berg* 
wesen von Belang. Auch das Berghofmeisteramt nimmt in karolinischer 
Zeit einen zentralen Charakter an. — Trotz dieses starken und bewußten 
Ausbaues der- Bergregalität trat doch gerade von der karolinischen Zeit 
an eine rückläufige Bewegung durch die häufige Aufhebung regalherrlicher 
Bergwerksverwaltung zugunsten des grundherrlichen Bergwerksbetriebes 
ein. Dies geschah durch zeitliche oder dauernde Verzichte auf die finanziellen 
Regalrechte (Fristungen), durch eximierfende Privilegien, auch durch Ver¬ 
pfändungen und Verpachtungen. Ein dem Schicksal des deutschen Berg¬ 
regals verwandtes Ergebnis der Entfremdung des Regals für den König 
bahnte sich sonach auch im böhmischen Territorium an, allerdings auf ande¬ 
rem Wege, dem des Verzichtes auf das Regal; ein lehensrechtlicher Über¬ 
gang des Regales fand nicht statt. 

In engem historischen Zusammenhang mit dem Bergregal steht die 
Entwicklung des Münzregals, 84 ) denn die Erschließung des Bergsegens 
schuf die Voraussetzung für die Anpassung des Münzwesens an die Anfor¬ 
derungen der einkehrenden Geldwirtschaft. Das 13. Jahrhundert zeigt 
uns die Handhabung des Münzregals noch in einer die Zwecke der Münze 
als allgemeines Tauschmittel nicht erfüllenden Art und weist noch alle 
Mängel der vorausgehenden Periode auf. Zwar brachte die Zeit Otto¬ 
kars II. eine neue Münzprägung, die der Brakteaten aus besserem Silber 
(das Talent gleich 20 Solidi zu 12 Denaren), allein die Münzen waren in 
ihrer Ausführung zu mangelhaft, um der Aufgabe eines dauernden, all¬ 
gemeinen Tauschmittels genügen zu können. Münzverschlechterung nach 
Gewicht und Metallgehalt, häufiger Münzverruf schufen weiterhin 
Unsicherheit. Auch die noch einem engeren Geltungsbereiche dienende 
Vielheit der Münzstätten blieb fortbestehen. Die Verwaltung erfolgte 
durch Verpachtung des Münzhandels (cambium) an Münzer oder Münzer¬ 
konsortien (magistri monetae) unter teilweiser Überlassung des Ertrages. 
— Gegenüber diesen Verhältnissen bedeutet die Münzreform Wenzels II., 
welche gleichzeitig mit der großen Bergrechtskodifikation erfolgte (1300) 
einen erheblichen und im Rahmen der mitteleuropäischen Münzgeschichte 
frühen Fortschritt. Unter Heranziehung dreier Florentiner Meister wurde 
eine gute dauerhafte Münze geprägt: der grossus Pragensis. Aus einer 
Mark reinen Silbers wurden unter Anrechnung von 4 Groschen für die 
Prägungskosten 64 Groschen geprägt. Jeder grossus zerfiel in 12 parvi 

M ) Cermäk, 0 cesk. penezich do r. 1520 (1888); Smolik, Prazskä groSe 
a jejich dlly (1894) und dess. Münzartikel in Otlüv slovn. VI.; Susta, Dvö knihy 
cesk. dejin I (1917). 
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Pragenses. Die Zählung nach Talenten verschwand zu Gunsten größerer 
Zusammenfassungen von 60 Groschen (Schock) auf eine Mark. Doch kom¬ 
men auch andere Zählungen, wie von 56 Groschen, von 48 (in den Berg¬ 
städten) oder von 64 (Mähren) vor. Als sehr stetige Münzen erfreuten 
sich die Prager Groschen neben den Meißnischen als Handelsmünzen auch 
außerhalb des Territorialgebietes in vielen Teilen Deutschlands großer 
Beliebtheit. In der Folgezeit trat, allerdings auch bei den Prager Gro¬ 
schen Münzverschlechterung ein. Unter Johann von Luxemburg begann 
die Prägung von Goldmünzen (Dukaten) nach italienischem Muster, welche, 
wie dies bei den in Deutschland seit dem 14. Jahrhundert geprägten Gold¬ 
münzen der Fall war, vor allem als Handelsmünzen dienten. — Die Prä¬ 
gung der Groschen erfolgte hauptsächlich in Kuttenberg. Eine Folge 
hievon war die Auflassung der zahlreichen anderen Münzstätten und auch 
die Prager Münzstätte verlor immer mehr an Bedeutung. So ward eine 
zentrale Organisation des Münzwesens eingeleitet. Die Kuttenberger 
Urburer erscheinen auch als Träger der Münzverwaltung. Karl IV. schuf 
endlich das Amt eines Münzmeisters als Zentralorgan (s. o. S. 109). Auch 
in territorialer Hinsicht wirkte die Einführung der Prager Groschen zen¬ 
tralisierend; seither verschwinden mit der Auflassung der einzelnen 
Münzstätten in Mähren besondere mährische Münzen zu Gunsten der Gel¬ 
tung der Prager Groschen. — Das Münzwesen behielt im 14. Jahrhundert 
seinen regalen Charakter, Verleihungen des Münzrechtes fanden nicht 
statt. 

Mit der Territorialität und dem Zuge der mitteleuropäischen Ent¬ 
wicklung folgend, gewann auch der Judenschutz die Bedeutung eines 
Regales. Seit dem 14. Jahrhundert bildet der Judenzins eine ständige 
bedeutende Einnahmsquelle des böhmischen Königs. Die Majestas Carolina 
enthielt auch Bestimmungen über den Judenzins. Die Zuerkennung des 
Judenregals in der Goldenen Bulle (1356) hat daher dieselbe nur bestä¬ 
tigende Bedeutung, wie dies bezüglich des Bergregals gilt. Das Juden¬ 
regal blieb in den Händen des Königs, wenn auch zuweilen Überlassungen 
dieser Einnahmen als Entgelt für andere Verpflichtungen an Städte 
Vorkommen und der König manchmal den Juden die Abstattung des 
Zinses erließ. 

Anders stand es beim Zollregal, den dazu gehörigen Marktabgaben 
und dem Ungelde. Diese gingen dem Könige zum guten Teile verloren. 
Dies geschah durch privatrechtliche Überlassung (Verpfändung und 
Schenkung) an Klöster und Grundherren, durch Errichtung grundherrlicher 
Zollstätten, durch Zollbefreiungen. Eine lehensweise Überlassung fand 
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nicht statt. Die Abgaben vom städtischen Verkehr wurden mit der Zeit 
durch privilegiale Verzichte zu städtischen Einnahmsquellen (s. o. S. 79). 

Trotz der starken Finanzquellen, welche das Königtum in Domänen 
und Regalien besaß, sahen sich die Könige doch genötigt, und dies war 
nicht nur in Zeiten schlechter Finanzwirtschaft, sondern auch in der Regie¬ 
rungszeit Karls IV. der Fall, die Bevölkerung außerdem mit steuerähn¬ 
lichen Abgaben 88 ) zu belasten. Auch die Entwicklung der Geldwirtschaft 
drängte hiezu. Das tributum pacis der früheren Zeit war infolge gewährter 
Zahlungsbefreiungen außer Anwendung gekommen. Die in unserem Zeit¬ 
räume geltend gemachten Abgabenforderungen hatten in besonderen Be¬ 
darfsfällen ihren Anlaß und daher den Charakter außerordentlicher Lei¬ 
stungen. Innerhalb dieser außerordentlichen Anlässe hoben sich die mit 
der Königskrönung und mit der Verheiratung der Königstöchter verknüpften 
Auslagen ab. Die bei diesen Anlässen geforderten Abgaben schlossen doch 
eine gewisse Regelmäßigkeit der Wiederkehr in sich und reichen in ihrer 
Anwendung schon in frühere Zeiten zurück. Ihre Anforderung war an keine 
Zustimmung der sozialen Machtfaktoren im Lande gebunden. Der Hochzeit 
der Königstöchter wurde ferner, besonders deutlich in Mähren, die Hoch¬ 
zeit des Königs und der Königssöhne als Titel solcher selbständig ge¬ 
forderter Abgaben gleichgeachtet. — Schwieriger war die Stellung des 
Königtumes in sonstigen Fällen außerordentlichen Geldbedarfes, wie ins¬ 
besondere zur Abwehr äußerer Feinde oder von Unruhen im Innern. Hier 
war der Herrscher seit dem 14. Jahrhundert an die ständische Einwilligung 
gebunden. Solche Zusicherungen prägten den zugesagten Leistungen mehr 
den Charakter einer Gabe als einer Steuer auf und trugen zur Stärkung 
ständischer Rechte wesentlich bei. Die zeitgenössischen Quellen nennen 
diese Abgabe collecta. bcma generalis oder communis, seltener wird die 
Bezeichnung steura generalis gebraucht. In ihrer Entstehung und Art 
erinnert sie an die Bede der deutschen Territorien und es liegt wohl auch 
ein historischer Zusammenhang mit ihr vor. — Die einmal bewilligte Abgabe 
wurde wie eine Steuer veranlagt und verwaltet. Die collecta, bema gene¬ 
ralis, bezog sich grundsätzlich ebenso auf den Adel wie auf die Geistlich¬ 
keit und das Bürgertum. Da der König den Klöstern und Städten außer¬ 
dem eine besondere Abgabe, bema specialis, auferlegen konnte (s. oben 
S. 78), führten Befreiungen für Klöster und Städte von der bema generalis 

“) Emler, NCco o bemietvi Cesk. v dobäch starS. (Pam. arch. Vitt,); Pro- 
ebaska, Beitr. z. Verfassungsgesch. Böhm. a. Beginne d. 14. Jhdt. (M. V. G. D. B.' 
XIX.); Klier, StruCny nästin bemietvi kr. Cesk. v dob. predhus. (ö. ö. m. LXXVL); 
K o s s, Z. Kritik d. ältest b. m. Landespriv. (1910); S u s t a, Dvö knihy Cesk. dCjin I 
(1917)5 Krofta, ZaCätky CeskC-bemC (1931). 
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dazu, daß der Adel oft von dieser allein betroffen wurde, die Bürger hin¬ 
gegen nur insoweit, als sie Landgüter oder Mühlen außerhalb der Stadt 
besaßen. Für den Adel ergab sich andererseits eine Erleichterung, da der 
von ihm auf eigene Rechnung in Kultur genommene und bewirtschaftete 
Boden, das Dominikale, von der Bern wohl mit Rücksicht auf die persön¬ 
lichen (Heeres-) Dienste freiblieb. Durch Überwälzung der Steuerleistung 
bei den steuerpflichtigen von Hintersassen bewirtschafteten Gründen wur¬ 
den diese zu den tatsächlichen Trägem der Bern. — Objekte der Abgabe 
waren vor allem Grund und Boden, ferner Gewerbe, darunter besonders 
Mühlen (rota molens) und Gastwirtschaften. — Bezüglich der Verwaltung 
der Bern läßt sich aus allerdings spärlichen und nur gelegentlichen urkund¬ 
lichen Angaben entnehmen, daß die Einhebung mit der Kreiseinteilung in 
Zusammenhang stand und Notare die Abgabenleistung auf Grundlage von 
ihnen geführter Steuerregister leiteten. Dieses Notariat war anfänglich 
mit hervorragenden geistlichen Anstalten verknüpft, nach späteren Quellen¬ 
angaben bestand das Amt selbständig. Außerdem werden in den Urkunden 
meist dem Adel entnommene collectores (bemarii) in wechselnder Zahl 
(3 bis 10) genannt. Als Einnahmen bezogen sie einen Teil der Bern anläß¬ 
lich der Löschung in den Registern nach erfolgter Zahlung und Strafeeider 
wegen Nichtzahlung der Abgabe, — Eine geordnete Ausgabewirtschaft be¬ 
stand jetzt noch ebenso wenig wie früher. Die Ausgaben wurden ohne 
Festlegung eines Planes fallweise gedeckt. Die Einnahmen flössen zum 
großen Teile nicht zunächst in die königliche Kammer, sondern wurden 
einzeln für bestimmte Ausgabezwecke, insbesondere zur Entlohnung der 
Amtsträger überwiesen. Auch die böhmische Finanzverwaltung jener Zeit 
zeigt uns so eine planlose Anweisungswirtschaft. Damit hängt es auch 
zusammen, daß die böhmischen Könige sich oft genötigt sahen, Darlehen 
bei den Städten aufzunehmen, was nicht wenig zur Kräftigung der poli¬ 
tischen Stellung des Städtewesens beitrug. 

5. Die provinzia 1 e Verwaltung. 88 ) 

In der einheitlichen landesherrlichen, von den Burgen aus geleiteten 
inneren Verwaltungsorganisation, wie wir sie dem Bilde der provinzialen 

“) Ri eg er, Zfizeni krajske v Cechäch L; Peterka, Burggrafentum L Böhm.; 
Stieber, D. öst. Landrecht u. d. böhm. Einwirkungen a. d. Reformen K. Ottokars 
i. öst (Forsch, z. inn. Gesch. Ost. hgg. v. Dopsch, H. 2); Werunsky, D. landrechtl. 
Reformen Ottokars II. i. Böhm. u. öst. (M. I. ö. G. XXIX.); K o s 8, Forsch, z. ma. 
Gerichtsverfassung Böhm. u. MS.hr. (1910)'; Sedläöek, 0 star6m rozdöleni Cech na 
kraje (Ber. B. Ak. W. I., Z. 61); Rauscher, Ku vzpiku popravcü a opravcü (Fest¬ 
schrift f. WL Abraham, 1930). 
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Verwaltmg der vorausgehenden Epoche zugrunde legen konnten, trat nun 
aus mannigfachen Gründen, die allerdings ebenfalls in ihren Anfängen in 
die frühere Zeit zurfickreichen, eine Zersetzung ein. Die Städte mit ihrer 
Gerichtsbarkeit und Verwaltung, die innerlich entwickelte kirchliche 
Immunität, die Selbständigkeit der grundherrlichen Gerichtsgewalt schufen 
so beträchtliche Enklaven in den landesfürstlichen Burgbezirken, daß ihre 
tatsächliche Bedeutung immer mehr schwand. Hiezu kam, daß die Kastel¬ 
lane zu selbständigen Herren auf ihren Gütern wurden. Ihr Amtscharakter 
trat immer mehr zurück und es entwickelte sich ein jüngeres Burggrafen¬ 
tum — die Bezeichnung purggravius, Burggraf gehört erst dieser Zeit an 
— dem, verwandt mit dem deutschen Burggrafentum, nicht mehr jene 
frühere verwaltungsrechtliche Bedeutung zukam. Die königlichen, gleich¬ 
wie die vielen grundherrlichen Burggrafen, die uns nun begegnen, hatten 
in dem Betreuen der Burgen selbst und des unmittelbar umliegenden 
Gebietes einen wesentlich eingeschränkten Wirkungskreis. Lediglich in der 
Königgrätzer Burggrafschaft hat sich ein der alten Kastellanie verwandtes 
Burggrafentum weiterhin erhalten. Eine Änderung trat auch in örtlicher 
Hinsicht ein, da sich mit der Entfaltung des Städtewesens im Anschlüsse an 
Burgen, eine Loslösung der Bezirksverwaltung von den Burgen durch die 
wiederkehrende Lokalisierung in den Städten beobachten läßt. So kann 
von einer Burgenverfassung nicht mehr gesprochen werden, die Verwal¬ 
tungsbezirke, soweit sie überhaupt noch in Betracht kommen, nehmen den 
Charakter von Kreisen an, denen die grundsätzliche Beziehung zur Burg 
schon fehlt. Eine Zusammenschlagung der früheren Burgbezirke zu 
größeren Verwaltungsdistrikten, den Kreisen, läßt sich hiebei außer in 
einzelnen Fällen, allgemein historisch nicht feststellen. So läßt sich auch 
insbesondere die stark vertretene Ansicht, Ottokar II. hätte eine solche 
Kreisverfassung mit entsprechend erweiterten Kreisen an Stelle der 
früheren Burgenverfassung geschaffen, mangels sicherer Nachrichten und 
aus inneren Gründen wohl nicht halten. 

Der Zerfall der Kastellanieverfassung wirkte auch auf die provin¬ 
zialen Gerichte ein. Die städtische und die kirchliche Gerichtsbarkeit, 
Exemtionen adeliger Grundherren, vor allem die wachsende Bedeutung des 
ständischen Landrechtes, welches fast die ganze Gerichtsbarkeit über den 
Adel an sich zog, untergruben den Boden für die Wirksamkeit der Cuden- 
gerichte und beschränkten sie im Wesen auf die geringeren Streitigkeiten 
des niederen Adels und der schwachen Freienschicht, auf Geiichtsladungen 
und Einweisungen, womit die Einrichtung amtswegig geführter Bücher, 
der Cuden(Kreis)tafeln, zusammenhängt. Trotz dieses Rückganges ihrer 
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Bedeutung blieben die Cuden in unserem Zeiträume fortdauernd bestehen, 
ja Karl IV. war durch das Verbot der Veräußerung und Verpfändung der 
Cudengerichtsbarkeit noch bemüht, sie lebensfähig zu erhalten. 

Mit dem Wegfall der alten Kastellanengewalt, deren Ursprung und 
Wesen mit der Friedenswahrung und Vollstreckung engst verknüpft war, 
gebrach es nun auch an einer einheitlichen landesfürstlichen Organisation, 
dieser notwendigsten Aufgabe der inneren Verwaltung. Die Friedens¬ 
wahrung und die Vollstreckung, die amtswegige Verfolgung und Bestrafung 
landschädlicher Verbrechen finden wir nun in den Händen jener neueren 
königlichen sowie grundherrlichen Burggrafen und vor allem wurden die 
Vorsteher der königlichen Domänenverwaltung, die villici zu Trägern 
dieser Aufgaben. Seit dem 14. Jahrhundert kehrt in den Quellen zur Be¬ 
zeichnung der Organe der Friedenswahrung und Vollstreckung der Ausdruck 
popravci wieder. So gewann die Grundherrschaft gegenüber der landes¬ 
fürstlichen Organisation dieser Verwaltungsaufgabe zunehmend an Bedeu¬ 
tung, eine Erscheinung, die sowohl in den mährischen Verhältnissen als 
auch in der deutschen Territorialentwicklung eine Analogie findet. — Bei 
solcher Zersplitterung mußten tatkräftige Herrscher ihr Ziel darin sehen, 
eine Wiederherstellung landesherrlicher Organisation der Friedenswahrung 
und Vollstreckung in die Wege zu leiten. Es ist wahrscheinlich, daß schon 
Ottokar II. zu diesem Zwecke größere Sprengel (12) vorsah; doch sind 
wir des näheren über seine Organisationsmaßnahmen nicht unterrichtet, 
auch läßt sich noch keine völlige Stabilisierung solcher Verwaltungsbezirke 
(„Poprawzenkreise“) annehmen. Nachrücklich verfolgte Karl IV. die 
landesherrliche Neuorganisation des Poprawzentumes; Nachrichten über 
die Durchführung sind uns allerdings nur ziemlich spärlich überliefert. In 
jedem Kreise waren Poprawzen (iusticiarii, correctores), gewöhnlich zwei, 
als vom Könige ernannte Amtsträger vorgesehen. Sie wurden regelmäßig 
dem Herrenstande entnommen. Zur Unterstützung ihrer Aufgaben wurden 
auch die Städte herangezogen. Unter Wenzel IV. erscheinen vorüber¬ 
gehend städtische Richter und Ratsmitglieder als Kreispoprawzen. In 
ihrem Wirkungskreise waren diese königlichen Amtsträger Erben der 
untergegangenen Vollstreckungsgewalt der Kastellane. Friedensbrüche 
und schwere Verbrechen wurden von ihnen verfolgt, ihnen oblag die 
Durchführung der Ächtung. In Verwandtschaft mit der Stellung der 
Kastellane leiteten sich aus ihren Aufgaben der Ordnungswahrung weitere 
Betätigungen, wie die Mitwirkung bei der Einhebung königlicher Steuern, 
bei der Ausübung des königlichen Witwen- und Waisenschutzes ab. Die 
militärischen Funktionen eines Kastellanes gingen auf die Poprawzen 
nicht über. 
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Räumlich umfaßten die Bezirke, die Cuden und das Poprawzentum, 
nicht das ganze heutige Böhmen. Weite Gebiete, die sog. äußeren Kreise 
von Trautenau und Elbogen, waren selbständig lehensmäßig organisiert; 
die Leitung der Verwaltung und der Lehensgerichte stand hier besonderen 
Burggrafen oder Hauptleuten zu. 


C. Mähren — Olmütz — Schlesien — Troppau — die beiden LausHzen 

— das Egbrland. 

Im Bisherigen war bei der Betrachtung des landesfürstlichen Rechtes, 
des königlichen Beamtentums und der Verwaltung, das der königlichen 
Gewalt unmittelbar unterstellte Böhmen zur Grundlage genommen wor¬ 
den. In jenen der Krone Böhmens angegliederten Ländern, welche, wie 
Mähren und die schlesischen Gebiete, unter besonderen Fürsten standen, 
oder, wie das Egerland, ohne besondere landesherrliche Gewalt der Ver¬ 
waltungsorganisation Böhmens selbst nicht eingefügt waren, konnten 
selbständige Entwicklungsgänge, bei aller Verwandtschaft mit der Ge¬ 
staltung in Böhmen selbst, zu Sonderbildungen führen. 

In Mähren 87 ) war nach Vereinigung der Teilfürstentümer die mark¬ 
gräfliche Gewalt des mährischen Fürsten eine selbständige, der böhmi¬ 
schen Königsgewalt inhaltlich analoge. Er nannte sich marchio Mora- 
viae und führte das fürstliche Prädikat illustris. Eine Einschränkung 
seiner Gewalt ergab sich im Sinne des Abkommens von 1197 dadurch, daß 
das familienrechtliche Band, das Böhmen mit Mähren verknüpfte, wieder 
auflebte, was einen Einfluß des böhmischen Herrschers als Haupt 
der Familie in sich schloß. In der Wahrung des Familieneigentums lag 
der Grund für die Einholung der Zustimmung des böhmischen Königes zu 
Veräußerung und Belastung markgräflichen Grundeigentums; auch die an 
sich auffällige Erscheinung, daß es an einem besonderen Bergregal der 
mährischen Fürsten gebrach, wird man damit in Zusammenhang bringen 
können. Fraglich ist es, ob die mährischen Fürsten Träger des Münz¬ 
regals waren oder ob das Münzwesen, wie das Bergregal, dem böhmischen 
Könige Vorbehalten war. Zwar sind im 13. Jahrhunderte in den frühe¬ 
ren Teilfürstentümern lokalisierte besondere mährische Münzstätten 


w ) Horna, K dejinäm moravskych üfednikü I. (Präce ze sem. öesk. priva na 
K«ri univ. bgg. v. Kapras Z. 5); ders. K dejinäm centralisace Moravy na poc. a|U. 
stoL (Sbomlk prävn. fakulty univ. v Bratislava, hgg. v. Sommer, Z. 4); Brand 1, 
Knilm Dmovski (Einleitung,. 1868); Friedrich, 0 kanceläfi a listinich mark. mor. 
Viadislava a Pfemysla (Vöstn. spol. nauk 1896); Ruber, Streifzüge durch d. Rechts- 
gesch. Mährens I (1885); Sujan, Neistaräi zfizeni zemsk. na Mor (C. m. m 1907); 
Sedläöek, 0 starodav. rozdöleni Mor. na kraje (C. mat. mor. Jhgg. aV.j; K-oss, 
Forsch, z. ma. Gerichtsverfassung Böhmens u. Mährens (1919). 
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bezeugt und das mährische Geld vom böhmischen im Gewicht geschieden, 
aber Nachrichten über Prägungen im eigenen Namen des mährischen 
Fürsten fehlen und seit der Münzreform Wenzels II. verschwinden beson¬ 
dere mährische Münzstätten und Münzen, die Prager Groschen finden 
auch in Mähren Eingang. Eine andere Art der Einschränkung landes¬ 
fürstlicher Gewalt brachte die lehensmäßige Angliederung Mährens an 
die Krone Böhmens durch Karl IV. mit sich. Neben der Lehenshoheit des 
böhmischen Königs, der Festlegung der Unzertrennlichkeit des Kron- 
gebietes, wurde nun auch eine Lehenserbfolge im Mannesstamme des 
Lehensträgers Johann Heinrich, des Bruders Karls IV., und der Heimfall 
an Böhmen beim Aussterben dieses Mannesstammes eingeführt. In den 
Schranken, die das Lehensband schuf, kam auch dem Olmützer Bischof 
als böhmischem Fürsten eine selbständige gebietshoheitliche Stellung 
unter Ausschluß von Münzrecht und Bergregal zu. — Wie die böhmi¬ 
schen Könige umgaben sich die mährischen Markgrafen, in Zeiten, da 
böhmisches Königtum und Marggrafentum nicht in einer Person vereinigt 
waren, mit einem den Würdenträgern und dem Adel ihres Gebietes ent¬ 
nommenen Kate. Dieser Rat weist jedoch noch weniger als in Böhmen 
eine feste Organisation oder einen bestimmten Wirkungskreis auf. Als 
Herren ihres Landes hielten die mährischen Fürsten Hof und sorgten für 
eine zentrale Verwaltung. Hofbeamtentum und Zentralwürden begegnen 
uns in einer Böhmen sehr verwandten Art, sie bieten fast ein Bild der 
böhmischen Zentralverwaltung im Kleinen, allerdings mit manchem Eigen¬ 
artigem in der Entwicklung. Die vier Hausämter und andere Hofämter, 
wie das der Hofjäger (magistri venatorum, forestarii), des Küchenmeisters 
kehren auch am mährischen Hofe, einige an dem Olmützer Bischofshofe 
wieder. Das Amt des Hofmeisters ist erst verhältnismäßig spät (1358) 
bezeugt, bleibt hier aber auf den engeren mit dem Hofe zusammenhängen¬ 
den Wirkungskreis beschränkt, ohne den Aufstieg, den dieses Amt allent¬ 
halben anderwärts nahm, mitzumachen. Spät, wohl erst um die Mitte des 
14. Jahrhundertes, gibt es einen besonderen iudex curiae, Hofrichter mit 
einem Wirkungskreis, welcher der fortgeschrittenen Entwicklung dieses 
Amtes in Böhmen gleichkommt. Er judizierte über das Hofbeamtentum, 
die Lehensmannen und in Heimfallssachen. Es mag hier wohl eine Rezep¬ 
tion des Amtes nach dem böhmischen Vorbilde eingetreten sein. Auch der 
Olmützer Bischof hielt ein, vor allem Lehenssachen gewidmetes Hof¬ 
gericht. — Das Kämmereramt zeigt einen dem böhmischen analogen Ent¬ 
wicklungsgang; auch hier gewann mit der Entstehung des Städtewesens 
der Unterkämmerer auf Kosten des summus cammerarius eine erhöhte 
und zwar selbst im Vergleich zu Böhmen besonders starke Bedeutung: 
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nach der anderen Seite verlor der Kämmerer auch hier im 14. Jahrhun¬ 
dert seine hervorragende Stellung zugunsten eines anderen Amtes, der 
Landeshauptmannschaft und ständischer Gewalten. Der Niedergang ist 
in Mähren mangels eines einheitlichen Landrechtes ein vollständiger. Das 
Amt verschwindet mit Ausgang des hier behandelten Zeitraumes. — Mit 
der Vereinigung der mährischen Teilfürstentümer in der markgräflichen 
Zeit war die Grundlage für die Entstehung einer Kanzlei des mährischen 
Fürsten, wohl unter Einwirkung des Kanzleiwesens im deutschen Reiche, 
gegeben. Nun begegnet uns ein protonotarius curiae, scriptor marchionis. 
Die Kanzlei, im 13. Jahrhundert aus den Reihen der Hofkapelle besetzt, 
weist, allerdings durch die personale Union böhmischen und mährischen 
Fürstentums häufig unterbrochen, wenig organisatorische Entfaltung auf, 
erst die Luxemburger Zeit zeigt entwickeltere Verhältnisse. Wie in Böh¬ 
men war nun dem protonotarius ein Personal von Schreibern (notarii) 
unterordnet. Das mährische Kanzlertum des Bischofes von Olmütz (seit 
1207), durch seine Verknüpfung mit dem Bistum an die ähnliche Vereini¬ 
gung des böhmischen Kanzlertums mit der Wyschehrader Probstei erin¬ 
nernd, ist für die Geschichte des mährischen Kanzleiwesens gleichwohl 
ohne inneren Zusammenhang, es war stets nur eine Würde ohne geschäft¬ 
lichen Wirkungskreis. — Ein Amt fehlt in Mähren: das Amt des obersten 
Burggrafen. Dies hängt mit dem Mangel einer durchgreifenden Burgen¬ 
verfassung der früheren Zeit in Mähren zusammen. Die bedeutende Stel¬ 
lung des Oberstburggrafen in Böhmen kam in Mähren einem anderen 
Amte zu, das im übrigen eine interessante Parallele zur Geschichte des 
obersten Burggrafentums bietet. Bis war dies das Amt des Landeshaupt¬ 
mannes, seit dem Ausgang des 13. Jahrhunderts (1278, 1298) urkundlich 
bezeugt. Seine Bestimmung war den Fürsten zu vertreten, anfänglich 
wohl die zeitweise Vertretung insbesondere des böhmischen Königs, wenn 
er gleichzeitig mährischer Fürst war. Im 14. Jahrhundert ist der Landes¬ 
hauptmann dauerndes Organ. Aus dem vicedominus ward ein capitaneus 
terrae. Die Entstehung des Amtes mag neben dem natürlichen Erfordernisse 
einer Vertretung in dem Vorbilde des obersten Burggrafenamtes in Böhmen 
ihren Anlaß haben. Eine innere Verwandtschaft lag zweifellos auch mit den 
schlesischen Fürstentümern vor, wo uns die Landeshauptmannschaft eben¬ 
falls in analoger Stellung begegnet. Diesem Amte war, ganz vergleichbar 
jenem des obersten Burggrafen, ein Aufstieg in zweifacher Hinsicht be- 
schieden. Zunächst erweiterten sich die Machtvollkommenheiten des Haupt¬ 
mannes in seiner Eigenschaft als landesfürstlicher Amtsträger. Er ver¬ 
drängte den Kämmerer, dessen Amt er häufig gleichzeitig ausübte, bis es 
endlich ganz verschwand. Wie beim Burggrafen, bildete die Friedens- 
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Währung und Exekutive einen Teil seiner Aufgabe und ward damit der 
Ausgangspunkt für eine selbständige, in der Vertretung allein nicht ent¬ 
haltene Wirksamkeit. Da das Hofmeisteramt in Mähren, wie wir gesehen 
haben, auf seine höfischen Funktionen beschränkt blieb, fielen der Judi¬ 
katur des mährischen Hauptmanns auch die Streitigkeiten in Ehrensachen 
vor einem besonderen Gerichte zu. Ein zweites Motiv des Aufstieges 
war die Entwicklung der ständischen Gewalt. Der Landeshauptmann 
ward zum bedeutendsten ständischen Amtsträger und als solcher Vor¬ 
sitzender des Landtages und im Landrechte. — Die Provinzialverwaltung 
zeigt ein mit Böhmen sehr verwandtes Bild. Die früheren Teilfürstentümer 
wurden nun zu Bezirken, in den Quellen als provinciae bezeichnet. Die 
Friedenswahrung und Vollstreckung finden wir in Mähren, ähnlich wie 
in Böhmen, nicht einheitlich organisert, sondern zersplittert und zum Teile 
mit der grundherrlichen Verwaltung verknüpft. Die hier verhältnismäßig 
reicher fließenden Quellen zeigen uns, in allerdings sehr unsicherer Nomen¬ 
klatur, diese Aufgaben in den Händen der iudices provinciales (bei den 
Cuden neben dem Cudenrichter, cudarius), der Landrichter, als welche 
oft deutsche Bürger erscheinen, und der villici. Die karolinische Elin¬ 
richtung der Kreis-Poprawzen läßt sich nur für Böhmen nachweisen, ein 
Umstand, welcher für die nachmalige stärkere Bedeutung der Land¬ 
friedenseinungen in Mähren nicht ohne Einfluß war. Den Cuden, die 
sich wie in Böhmen in höhere und niedere Gerichte des Bezirkes teilten, 
war auch ein ähnliches Schicksal beschieden, die höheren verschwanden 
zugunsten der Landrechte um die Mitte des 14. Jahrhundertes, nur die 
niederen blieben dann noch in ihrem geringen Wirkungskreis nach fast 
völliger Ausschaltung des Adels bestehen. 

Erhöhte innere Bedeutung erlangte im Bereiche Mährens das Lehens- 
wesen im Bistume Olmütz. 88 ) Hier war es Bischof Bruno, welcher nach 
Magdeburger Muster eine durchgreifende Lehensorganisation in den 
weitausgedehnten, zu diesem Bistum gehörigen Grundbesitze schuf. Das 
erste Zeugnis einer Lehensvergabung stammt aus dem Jahre 1249. Die 
Belehnung erfolgte zum großen Teil an deutsche ritterliche Leute, doch 
auch an Einheimische. Sie erlangten, wenngleich sie als milites und 
famuli bezeichnet wurden, die gleiche Rechtslage, wie die Vasallen der 
Magdeburger Kirche. In verwaltungsrechtlicher Hinsicht äußerte sich 


,s ) Eisler, Gesch. Brunos v. Schauenburg (Z. Gesch. Mähr. X.); Welz- 
8 ä c k e r, Olmützer Lehensw. unter B. Brunos (Z. d. V. O. M. Schl. XX.); Brandt, 
Mdnsky soud bisk. olomouck. (C. mat. mor. XV.). 
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die Bedeutung des Lehenswesens im Olmützer Bistum darin, daß das 
bischöfliche Hofgericht vor allem Lehensgericht war, wie auch Ottokar II. 
1274 die Erlaubnis zur Errichtung eines iudicium feudale erteilte. 

Das schlesische Gebiet 89 ) weist kein einheitliches staatliches Gebilde 
auf, sondern eine Vielheit selbständiger kleiner Fürstentümer. Eine 
Gesamtorganisation Schlesiens bestand noch nicht. Nur bescheidene 
Anbahnungen einer Wiedervereinigung reichen in unseren Zeitraum 
zurück. Sie lagen zuvörderst in den Bestrebungen der Erhaltung des Land¬ 
friedens, welche Einungen zeitigten und Fürsten und Städte Schlesiens 
zu einer diesem Zwecke dienenden höheren politischen Organisation 
vereinigten. Die frühesten Einungen stammen aus den Jahren 1387 und 
1389. Sie griffen allerdings auch auf Mähren und die Lausitz über. Die 
Wahl eines Ältesten der schlesischen Fürsteneinung (1396 des Herzogs 
von Teschen) birgt ein weiteres gesamtorganisatorisches Moment in sich. 
Die böhmischen Herrscher selbst konnten jedoch gegenüber den ent¬ 
wickelten schlesischen Fürstengewalten ein Zentralisationswerk noch 
nicht durchführen. Die gelegentlichen Zusammenrufungen der schle¬ 
sischen Herzoge und vom Könige an sie gemeinsam gerichteten Ver¬ 
fügungen sind noch unzulängliche Anfänge einer Zusammenfassung. 
Lediglich außerhalb der piastischen Fürstentümer trachteten Johann von 
Luxemburg und seine Nachfolger einen engeren Anschluß an das Fürsten¬ 
tum Breslau zu erzielen und die Stellung des Breslauer Bischofs und seines 
Landeshauptmannes durch Kompetenzerweiterungen zu stärken. — Die 
Gewalt der schlesischen Fürsten schloß alle Hoheitsrechte im Territorium 
in sich. Ihre Gerichtshoheit und die Hechte auf Abgaben und Dienste 
wurden unter dem Begriff der iura ducalia zusammengefaßt. In finan¬ 
zieller Bedrängnis sahen sich die schlesischen Herzoge genötigt, diese 
iura ducalia in sehr weitem Maße an die Grundherren durch Veräußerung 


w ) Außer den in der Einleitung angeführten zusammenfass. Werken: Grün- 
hagen, D. alten schlee. Landesfürsten (Z. G. Beides. XXL); Steinbeck, Gesch. d. 
ßchles. Bergbaues, 2 Bde. (1875); W u 11 k e, Studien ü. d. Entw. d. Bergregals i. Schles. 
(1897); Rachfahl, D. Bergregal i. Schl. (Forsch, z. Brandenbg. u. rreuß. Gesch. 
X., XIII.); Friedensberg, Schl. Müiwgesch. i. Ma. (Cod. Sil. XII., XÜL); 
Kopietz, D. böhm. Landeshauptmannsch. i. Breslau unter K, Johann u. Karl IV. 
(1907); Grotefend, D. Lanaeshauptl. d. Fürstent. Schweidnitz-Jauer (Z. G. 
Schl. XII.); Bobertag, Gerichte u. Gerichtsbücher d. Fürstent. Breslau (Z. G. 
Schl. XII.); Matuszkiewicz, D. ma. Gerichtsverfassg. d. Fürstent. Glogau 
(1911); Breyther, Beitr. z. Gesch. d. Manngerichtes i. Schl. (Z. G. Schl. XLü.); 
Schulte, Z. Gesch. d. Landvogtei u. d. Schultheissenamtes i. Schl. (SchL Gesch. 
Bl. 1909); Pfitzner, Besiedlungs- Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte d. 
Breslauer Bistumslandes, I. Teil (Prager Studien a. d. Geb. d. Geschichtswissenschaft. 
H. 18, 1926); ders., Grundzüge d. Geschichte Schlesiens (Landschaftenmonoeraphie 
Schlesien 1980); Woj ciechow.sk i, Uströj polityczny Sl^ska (In Historja Sl^ska, 
Bd. I, bgg. v. d. Poln. Akademie d. Wissensch. 1932). 
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und Verpfändung abzulassen, auch Usurpationen durch die Grundherren 
spielen eine große Solle. Die schlesischen Herzoge waren Träger des 
Münzregals, übten es kraft eigenen Rechtes aus, errichteten Münzstätten 
und führten Münzreformen, wie die Verwandlung der Brakteaten in 
bessere Münzen (denarii quartenses) durch. Die Inkorporation zur 
Krone Böhmens änderte hierin nichts. Mit der Einführung der böhmischen 
Groschen fanden diese zwar auch in Schlesien Eingang, wurden jedoch 
hier auf die polnische Mark umgerechnet und verdrängten die heimischen 
Münzen nicht völlig. Ebenso stand den schlesischen Fürsten das Berg¬ 
regal zu. Auch hierin wurde durch die Inkorporation tatsächlich keine 
Änderung geschaffen, selbst nicht durch die Bestimmung der Goldenen 
Bulle, welche allerdings dem Könige von Böhmen das Bergregal „in regno 
ac terris et pertinentiis eidem regno subiectis“ zusprach. Hiebei war 
jedoch wohl nur an die der königlichen Gewalt unmittelbar unterworfenen 
Gebiete gedacht, so daß die Bestimmung hinsichtlich der schlesischen 
Herzogtümer nur beim Heimfalle eines schlesischen Herzogtums an die 
böhmische Krone und bei den nicht piastisehen Herzogtümern praktisch 
werden konnte. Wie weit die der schlesischen Herzogsgewalt durch die 
lehensherrliche Stellung des böhmischen Königs gezogene Schranke reichte, 
ist noch nicht hinreichend festgestellt. Einerseits ist die Lehensfolge außer¬ 
halb Schlesiens wohl nicht anzunehmen, andererseits sind doch immerhin 
Fälle bezeugt, daß das Lehensband den Titel schaffen konnte, auch auf 
innere Verhältnisse überzugreifen, wie z. B. eine von Karl IV. (1347) an 
alle schlesischen Herzoge gerichtete Mahnung, sich aller Fehden zu 
enthalten. — Ämterwesen und landesherrliche Verwaltung passen sich 
in den schlesischen Herzogtümern der mitteleuropäischen Entwicklung an 
und weisen eine große Verwandtschaft mit der - mährischen Gestaltung 
auf. Eigenartige Züge ergaben sich gegenüber Böhmen aus dem geringen 
Gebietsumfange, der höheren Bedeutung des Lehenswesens und der 
Verquickung städtischer und ländlicher Amtsorganisation. Im Rate, 
welchen auch die schlesischen Fürsten bei wichtigeren Anlässen heran¬ 
zogen, tritt das Lehenswesen stärker hervor, da hier auch die Lehens¬ 
mannen als Teilnehmer erscheinen. Das Hofbeamtentum hatte bei der 
Zersplitterung der schlesischen Fürstentümer keine Grundlage für eine 
starke Entwicklung, ein Erblichwerden der Hofwürden ist nicht nach¬ 
weisbar. Das wichtigste Hofamt ward hier wie anderwärts das Hof¬ 
meisteramt. Als Leiter des fürstlichen Hofes gewann er, im Einklan g mit 
der allgemeinen mitteleuropäischen Entwicklung, einen über seine Hof¬ 
befugnisse hinausgehenden Wirkungskreis in der Landesverwaltung. — 
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Das wichtigste Organ der Zentralverwaltung war, wie in Mähren, 
der Landeshauptmann. Das Amt ist wohl zunächst in den sogenannten 
Erbfürstentümern, insbesondere in Breslau als Vertretung des abwesen¬ 
den Königs in Anwendung gekommen, dann auch in den plastischen 
Fürstentümern eingeführt worden. Vielleicht liegt ein historischer 
Zusammenhang mit dem polnischen Palatinate vor, mit welchem es auch 
inhaltlich verwandt ist. Der Landeshauptmann ist Vertreter vor allem 
des abwesenden Herrschers, des Königs bzw. des Herzogs. Daher tritt 
seine Bedeutung in den plastischen Herzogtümern, wo der Herzog per¬ 
sönlich anwesend war, verhältnismäßig zurück. Im Herzogtume Teschen 
stand dem Landmarschall die Vertretung des Fürsten zu. In den Wir¬ 
kungskreis des schlesischen Landeshauptmannes fiel auch die Vergebung 
der Lehen und die Lehensverwaltung. Er führte den Vorsitz im Lehens¬ 
gerichte (Mannrechte), wie ihm auch die Vollstreckung der Urteile dieses 
Gerichtes oblag. Wie in der böhmischen (Oberstburggraf) und mährischen 
Entwickelung wurde auch der schlesische Landeshauptmann, obwohl erster 
landesfürstlicher Beamter, Vertrauensmann und Repräsentant der Stände. 
In gleicher Weise nahm dieses Amt durch Anforderung der Verleihung 
nur an einen Einheimischen und durch Vereidigung auf Freiheiten 
und Privilegien des Landes gleichzeitig den Charakter des ersten 
Landesamtes an. — Eigenartig ist die Geschichte des schlesischen 
Hofrichtertums. Ausgangspunkt dieses seit dem 13. Jahrhundert in den 
schlesischen Fürstentümern auftauchenden Gerichtes ist die Gerichtsbar¬ 
keit über die Eximierten. So war der Hofrichter Träger der landes¬ 
fürstlichen Gerichtsbarkeit über die deutschen Bauern, das deutsche 
Bürgertum und über den deutschen Adel. Die durchdringende Bedeutung 
der deutschen Siedelung zeitigte eine Aufteilung des Amtes auf die 
inneren Bezirke (Landvogteien), so daß das Hofrichtertum dort, wo es eine 
provinziale Verwaltung gab, aufhörte, ein zentrales Amt zu sein. Hand 
in Hand mit dieser Lokalisierung ging eine Änderung der sachlichen 
Wirksamkeit durch Übergang der unmittelbaren Kompetenz bezüglich 
der Bauern und Bürger an die lokalen Landvögte; für das Hofrichtertum 
erübrigte dann nur die Judikatur über den deutschen Adel und die 
Berufungsentscheidung in bäuerlichen und bürgerlichen Sachen. Dieser 
letztere Zweig kam aber allmählich auch in Abgang: bei den Städten durch 
die Entwicklung des Oberhofverfahrens, hinsichtlich der Bauern durch 
den Verfall des fürstlichen Appellationsrechtes. So waren die Hofrichter 
endlich zu lokalen Adelsrichtern geworden. Für eine zentrale Gerichts¬ 
barkeit bot dann nur noch das Lehenswesen eine Grundlage. Das zentrale 
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Gericht der schlesischen Herzogtümer wurde zu einem Lehensgericht, 
Mannrecht, in welchem der Landeshauptmann als Stellvertreter des 
Herzogs den Vorsitz führte. Diese Mannrechte gestalteten sich aller¬ 
dings auch wieder zu Standesgerichten des Adels schlechthin aus, kon¬ 
kurrierten als solche mit den lokalen Hofrichtern und verdrängten sie 
allmählich. — Soweit wir in den kleinen schlesischen Herzogtümern eine 
provinziale Verwaltung verfolgen können, geht ihre Entwicklung vom 
13. Jahrhunderte einen der böhmischen und mährischen analogen Weg. 
Auch hier zerfiel die Burgenorganisation und die polnische Opoleverfas- 
sung durch die wachsende Bedeutung der Immunitäten. Als ein Ersatz 
derselben trat die Landvogtei, wohl aus Brandenburg übernommen, ein. 
Der Landvogt hatte in seinem Bezirke die fürstlichen Rechte gegenüber 
den aus den Kastellanien eximierten deutschen Bauern zu vertreten. So 
bestanden anfänglich die Kastellane noch neben den Landvögten. Mit 
der Absorption der slawischen Bevölkerung in Schlesien verlor die 
Kastellanie zugunsten des Landvogtes immer mehr an Bedeutung. Sie 
erhielt sich endlich nur in den nun Burggrafen oder Hauptleute genannten 
Organen mit eingeschränktem Wirkungskreise in Oberschlesien und in pol¬ 
nischen Grenzgebieten Mittel- und Niederschlesiens. Mit diesem Prozesse 
im Zusammenhänge stand die örtliche Erweiterung der Landvogteibezirke 
zu kreisartigen Gebilden. Die Judikatur des Landvogtes schloß die vom 
Hofrichtertum übernommene Gerichtsbarkeit in den causae maiores und 
die niedere Gerichtsbarkeit, wo der Grundherr nicht Träger derselben 
geworden war, in sich. Die Rechtsfindung geschah im Landvogteigerichte 
durch Schöffen im Gegensätze zum Alleinjudizieren des Kastellans. Eine 
Eigentümlichkeit der schlesischen Landvogtei gegenüber der böhmischen 
und mährischen Kreiseinteilung ist die viel engere Verquickung mit dem 
Stadtwesen. Auch dies mag in Brandenburg sein Vorbild haben, wo die 
ältere Landvogteiverfassung Stadt und Land umfaßte. Soweit gedieh 
allerdings in Schlesien die Entwicklung wegen des Bestandes städtischer 
Erbvogteien nicht; aber dennoch erwarben auch die schlesischen 
Landvögte einen städtischen Wirkungskreis. Dies geschah teils durch 
Vereinigung der städtischen Erbvogtei und der Landvogtei in einer 
Person, teils dort, wo der Erbvogt nur die niedere Gerichtsbarkei 
innehatte, durch Übergang der hohen Gerichtsbarkeit an den Landvogt. 
Da der Sitz der Landvogtei regelmäßig in die Städte verlegt wurde, die 
Stadt sonach zum Mittelpunkte des Landvogteibezirkes wurde, rechtfertigt 
sich die Bezeichnung dieses Bezirkes als Weichbild. Im übrigen erfuhr 
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auch die schlesische Landvogtei durch Veräußerungen und Verpfändungen, 
deren Gegenstand sie selbst und die die Gerichtsbarkeit in sich schließen¬ 
den iura ducalia waren, Trübungen, die zum Verfalle dieser Organisation 
führen mußten. — Schlesischen Verwaltungsorganisationen paßte sich 
auch Glatz an, seitdem es zu Ausgang des 13. Jahrtundertes und in der 
ersten Hälfte des 14. Jahrhundertes in die Hände schlesischer Fürsten 
gelangt war. Der frühere Burggraf des Gebietes wandelt sich in einen 
Landeshauptmann nach schlesischem Muster mit einem auch die Städte 
umfassenden Wirkungskreise. Er ist auch Haupt der Lehensorganisation 
und leitet als solcher das Mannrecht, welches, wie in den schlesischen 
Fürstentümern, das höchste Lehens- und Adelsgericbt bildete. 

Als eine Übergangsform von mährischem zu schlesischem Fürstentum 
stellt sich Troppau 90 ) dar. Vor dem Jahre 1318 teilt es in Verfas¬ 
sung und Verwaltung den Charakter der mährischen Teilfürstentümer, 
nachher, insbesondere nach der selbständigen Lehensinkorporation, tritt 
eine Gleichstellung der Troppauer Herzogsgewalt mit jener der anderen 
schlesischen Herzogtürmer ein. So wurden die Troppauer Fürsten ins¬ 
besondere zu Trägern des Bergregals. Äußerungen der Lehenshoheit des 
böhmischen Königs sind uns hier, in Nachwirkung des früheren engeren 
Verhältnisses zu Böhmen, häufiger als in den anderen schlesischen Für¬ 
stentümern bezeugt und geben sich in der Erteilung von Privilegien sowie 
anläßlich der königlichen Zustimmung zu Landveräußerungen und zu 
Leibgedingsbestellungen für die Fürstenwitwen, die auf Teilgebieten des 
Fürstentums sichergestellt wurden, kund. Im Ämterwesen blieb noch die 
nähere Beziehung zu mährischen Einrichtungen bestehen. Eine Landvogtei 
fehlt hier. Die Hauptmannschaft trägt zunächst, nach den Erwähnungen 
in den Quellen zu schließen, nur den Charakter eines Hofamtes an sich; 
Hauptleute als Vertreter des Fürsten, nach mährischem Muster, begegnen 
uns erst zum Schlüsse unseres Zeitraumes im Jägerndorfer Fürstentum. 
— Die zentrale Gerichtsbarkeit Troppaus ähnelt durch die Entwicklung 
eines ständischen Landrechts ebenfalls Mähren. Ein zentrales Fürsten¬ 
gericht bestand für das hier stark verbreitete Lehenswesen als iudicium 
curiae Oppaviensium feodalium, worin eine Analogie mit dem Olmützer 
Hofgericht liegt. 


") Kap ras, Opavskö pravni dejiny doby kniieci (Vest. mat Op. 1918); dera. 
Die staatsrechtlichen Verhältnisse d. Troppauer Landes im Mittelalter (Zeitschr. i. 
Gesch. u. Kulturgesch. Österreich. Schlesiens, XII. 1917); Biermann, Gesch. d. 
Herzogt. Troppau u. Jägeradorf (1874); Praäek, Opavskö pr&vo hejtmanovo (Gymn. 
Progr. 1884); ders. Dejiny kraje Holasovicköho c. Opavskeho (1891). 
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Für die Verfassung der Oberlausitz 91 ) ist es charakteristisch, daß 
dort, anders als in Mähren und Schlesien, mit der Angliederung an die 
Krone Böhmens keine selbständigen fürstlichen Gewalten zur Entwicklung 
kamen, lediglich, als der Sohn Karls IV., Johann (1377—1396), Herr von 
Görlitz war, hielt er als solcher Hof und übte eine, der mährischen ver¬ 
gleichbare Fürstengewalt aus. Das den Landesherrn vertretende Organ 
war in der Oberlausitz, wie dies auch in der brandenburgischen Zeit der 
Fall gewesen, der Vogt (Landvogt, advocatus). Die unter brandenbur- 
gischer Herrschaft (1268) erfolgte Teilung brachte die regelmäßige 
Bestellung zweier Vögte, für das Bautzener Gebiet (Budissin), und 
für Görlitz mit sich. Auch Zittau behielt nach Aufhören der Pfand¬ 
herrschaft und seinem Aufgehen in der Obeilausitz einen besonderen 
Landvogt, nun des böhmischen Königs, bei. Das Institut der zentralen 
Landvogtschaft ist auf den Einfluß brandenburgischer Organisation zu¬ 
rückzuführen. Das Amt hat innere Ähnlichkeit mit der Landeshauptmann- 
schaft, weshalb die böhmische Kanzlei den Vogt auch capitaneus oder 
baubitman nennt. Es weicht jedoch von der Landeshauptmannschaft darin 
wesentlich ab, daß es nie zu einem ständischen ward. Ja die Landvögte 
wurden regelmäßig nicht einmal dem heimischen Adel entnommen, dies 
war nur bei den von den Vögten als ihre Stellvertreter bestellten Unter¬ 
vögten (subcapitanei) der Fall. — An Stelle des Königs stand der Vogt 
auch dem obersten Gerichte, dem Vogtdinge, vor. Deshalb kehrt für ihn 
die Bezeichnung iudex territorii oder provincialis wieder. Das Gericht 
mit Schöffenjudikatur wurde dreimal jährlich (echteding) abgehalten. Es 
teilt darin die allgemeine mitteleuropäische Entwicklung, daß es mit Aus¬ 
nahme von Zittau allmählich zu einem für den Adel zuständigen Land¬ 
gerichte wird, während die Städte und die niedere bäuerliche Gerichtsbar¬ 
keit ausscheiden. Mangels eines besonderen Hofrichtertums erhält im 
14. Jahrhundert dieses Gericht auch die Aufgaben des Hofgerichtes. 
Interessant ist die Absonderung nach nationaler Zugehörigkeit, welche 
zur Bildung besonderer wendischer Landgerichte unter einem vom Vogte 
(krajiny bohot) bestellten Richter führte. — Die Bedeutung der ober- 
lausitzischen Vögte für die Friedenswahrung trat seit der Bildung des 
Sechsstädtebundes, welcher sich diese Aufgabe stellt, und mit welchem 
auch die Entstehung besonderer Fehmgerichte zusammenhängt, erheblich 

#1 ) Rnothe. Urk. Grundlagen z e. Rechtag. der Oberlausitz (1877); Gelbe, 
Herz. Johann v. Görlitz (N. Laus. Mag. IX.); Neu mann, Vers. e. Gesch. d. 
Niederlaus. Landvögte 2 Bde. 1832/33; Gau pp. Von Fehmgerichten m. bes. Rücke, 
a. Schlesien 1857; über die Lausitzer Fehmgerichte bes. Scheltz (N. Lausitzer 
Mag. LVI.) und Seeliger (N. Lausitzer Mag. LXXlt). 


Digitized by 


Google 



184 


zurück. — Die Bezirksverwaltung, welche an Stelle der früheren Burg- 
wardeien entstand, zeigt uns Vögte, deren Bezirk wie in Schlesien in den 
Städten lokalisiert war, mit einem den schlesischen Vögten durchaus 
ähnlichen Wirkungskreise. Auch die Bezeichnung Weichhild für den 
Bezirk kehrt wieder. Eine durchgreifende Gerichtsverwaltung konnte 
sich in den Bezirken nicht entfalten, grundherrliche Exemtionen und 
städtische Erbvogteien durchbrachen die landesherrliche lokale Gerichts¬ 
verwaltung. 

Das Verfassungsbild der Oberlausitz gilt im allgemeinen auch für das 
Gebiet der Niederlausitz, zumal unter Johann von Görlitz der östliche 
Teil der Niederlausitz mit Görlitz einen Herrn hatte. Die Vogteiorgani¬ 
sation mit der entsprechenden Stellung des Landvogtes und dem zentralen 
Vogtding finden wir auch hier. Aber an dem überragenden Gewicht der 
Städte, an der Bedeutung, welche der Secbsstädtebund für die Friedens¬ 
wahrung gewann, fehlte es. Dies hat seinen Grund in dem Bestand eines 
mächtigen über weiten Grundbesitz verfügenden Adels. Damit hängt es 
auch zusammen, daß das Vogteiding jene Ausscheidung städtischer Kom¬ 
petenz nicht aufweist. Der große Grundbesitz des Adels mußte ferner 
einer geschlossenen landesherrlichen Bezirksverwaltung, insbesondere 
einem provinzialen Gerichtswesen hier noch mehr entgegenwirken. 

Verfassungsrechtliche Beziehungen der Reichsstadt und des Landes 
Elger 92 ) zu Böhmen, welche im Verlaufe der Geschichte dauernd werden 
sollten, ergaben sich durch die im Jahre 1322 begründete Reichspfand¬ 
schaft. Aus dem pfandrechtlichen Verhältnisse, das die Möglichkeit einer 
Auslösung des Pfandes in sich schloß, folgt, daß Eger und das Egerland 
selbstverständlich nicht ein Teil Böhmens wurden und daß die Zugehörig¬ 
keit zu dem Gebiete der Krone Böhmens unbeschadet der reichsrecht¬ 
lichen Stellung auf die Dauer der Pfandschaft beschränkt war. Folgerich¬ 
tig bestätigten Johann ebenso wie Karl IV und Wenzel die vom Reiche 
Eger erteilten Privilegien. Auch während des Bestandes der Pfandschaft 
wurden ihm von Reichswegen Zoll- und Mautfreiheiten im ganzen deutschen 
Reiche gewährt (1355) und Eger war die Stätte von Reichsversamm¬ 
lungen und Reichstagen. Gleich bei der Übernahme sicherte Johann Eger 
die. Selbständigkeit gegenüber den böhmischen Landeseinrichtungen zu; 
insbesondere versprach er den Gerichtsbereich nicht zu schmälern, keine 
Bern von dem Lande zu nehmen und Eger nicht dem böhmischen Käm¬ 
merer (also auch nicht dem Unterkämmerer) zu unterstellen. Hiebet 
gehört auch das Eger 1349 förmlich verliehene Recht, eine eigene Münze 

**) Hiezu die oben unter 66 angegebene Literatur. 
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zu prägen. — Andererseits brachte die in die Form eines Nutzungspfan¬ 
des gekleidete Verpfändung eine tatsächliche Herrschaft der böhmischen 
Könige mit sich. Neben das privatcechtliche Verhältnis trat die pfand¬ 
herrliche Huldigung Egers und später auch der Lehensmannschaft Für 
die gesonderte königliche Verwaltung wurde ein Pfleger, zuweilen auch 
als Landvogt zu Eger, advocatus oder capitaneus bezeichnet, mit dem 
Amtssitze in der königlichen Burg bestellt, dem alle aus der Vertretung 
des Königs zustehenden Befugnisse ähnlich den Landvögten der Lausitzer 
Gebiete zukamen. Auch die Lehensvergabung stand ihm zu. Die Hand¬ 
habung der landrechtlichen Judikatur war regelmäßig einem besonderen 
Organe, dem königlichen Richter, anvertraut. Durch Erteilung von Pri¬ 
vilegien, wie durch Zusicherung gegenseitiger Zoll- und Ungeldfreiheit, 
suchten die böhmischen Könige wirtschaftliche Nachteile der Sonderstel¬ 
lung zu iiberbrücken. Das Interesse der böhmischen Könige an dem 
ungeschmälerten Pfandbesitze begegnete sich mit dem Interesse Egers 
selbst an einem unversehrten Gebietsstande. Karl IV. legte die Unver¬ 
äußerlichkeit und Unpfändbarkeit Egers (1348) fest und nahm in 
seinem Landrechtsentwurf die Stadt Eger und die Burgen des Eger- 
landes unter das unveräußerliche Krongut auf. Gleichwohl wurde viel 
zum Egerland gehöriges Gut entfremdet. Dies hängt mit der großen Zahl 
von Lehen zusammen, die von Auswärtigen, wie von den Herren von 
Leuchtenberg, den Nürnberger Burggrafen rührten und von diesen wieder 
an sich gezogen wurden. So geschah es, daß mit dem Ausgang des 14. 
Jahrhundertes ein Großteil des westlichen Besitzstandes verloren ging. 

VI. Die Landstände. 

(Der ständische Zusammenschluß; die Landtage und Landfriedens¬ 
einungen; die Landgerichte; die Landesämter.) 

Wie schon eingangs bemerkt wurde, brachte der hier behandelte 
Zeitraum, zumal des 14. Jahrhunderts, trotzdem die Verfassung ihre Grund¬ 
lage in einem territorial mächtigen Königtums hatte, doch auch den 
Anfang ständestaatlichen Aufbaues. Neben die Gewaltsphäre des König¬ 
tums und der Fürsten in den zur Krone Böhmens gehörigen Gebieten 
beginnt sich jene des Landes als ständischer Zusammenfassung zu stellen. 
Im Rahmen der erteilten Privilegien tritt eine Einschränkung der Herr¬ 
schergewalt ein. Es entstehen Organisationen und Einrichtungen zur 
Wahrung ständischer Interessen und das Beamtentum nimmt insbesondere 
dort, wo ständische Gerichte ins Leben traten, teilweise den Charakter 
eines Landesbeamtentums an. 
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1. Die ständische Entwicklung ging, wie allenthalben, auch in unseren 
Gebieten vom Adel aus. Deshalb sei eine Betrachtung über den Kreis 
der zum Adel 98 ) Gehörigen vorausgeschickt. In Böhmen und in Mähren, 
wo die soziale Schichtung ziemlich gleichartig verläuft, tritt uns nun ein 
Adel in größerer Geschlossenheit mit rechtlicher Bedeutung für die land- 
ständische Entwicklung entgegen. Die führende Rolle spielt der höhere 
Adel. Die ihm Zugehörigen sind die Herren, päni, barones, domini terrae. 
Bei der Allmählichkeit der sozialen Evolution kann wohl ein unmittelbarer 
Zusammenhang mit der gesellschaftlichen Emporhebung in der voraus¬ 
gehenden Zeit angenommen werden. Bedeutender Grundbesitz im Vereine 
mit dem Ansehen, welches der Königsdienst bot, waren auch die Trieb¬ 
kräfte für die Bildung des mittelalterlichen hohen Adels in Böhmen 
und Mähren. Doch hat überdies der Grundbesitz an Ausmaß und an dem 
für eine sozialrechtliche Schichtung wesentlichen Moment der Vererblich¬ 
keit erheblich gewonnen. Wir finden die hervorragenden Adelsgeschlechter 
als Träger ausgedehnten Grundbesitzes hauptsächlich in den der deutschen 
Massensiedelung zugeführten äußeren Waldgebieten, welche zu vererb¬ 
lichem Rechte (Eigentum, teilweise vielleicht auch lehensmäßig) aus 
Königshand auf sie übergegangen waren. Dieser große Besitz, welchen 
sie als selbständig Berechtigte, nicht als Amtsträger, der Bewirtschaf¬ 
tung zuführten, den sie von ihren nach deutschem Muster errichteten 
Felsburgen beherrschten, schuf die Grundlage einer wirtschaftlich über¬ 
ragenden Stellung, die kraft der Vererblichkeit des Besitzes sozialrecht- 
licb einwirkte. Dieser Adel verabsäumte es auch nicht, das zweite Moment 
seiner sozial höheren Stellung weiterhin zu wahren. Wie der Adel mit 
dem Beamtentum der Kastellaniezeit eng zusammenhing, so erscheinen 
auch im 13. und 14. Jahrhundert die Adeligen als die Träger der bedeu¬ 
tendsten landesfürstlichen Ämter. Eine besondere Bedeutung in stände¬ 
bildender Hinsicht muß auch dem Umstande beigemessen werden, daß 
das Schöffentum beim Landrechte sich in Familien des Herrenstandes 
erblich erhielt. — Die starke Heranziehung deutscher Adelsgeschlechter 
seit Ottokar H. und die reichen verwandtschaftlichen Beziehungen des 
böhmischen Adels mit dem deutschen im Mittelalter, legen auch eine 
sozialgeschichtliche Anpassung nahe. 

**) Brandt, Stav panskf a rytifsky (C. mar. m. I.); ders. Glossarium (1876); 
Schlechta-Wssehrd, D. Entw. d. böhm. Adels (öst.-ung. Revue N. F. IX.); 
Lippert, Soz. Gesch. Böhmens I.; Werunsky, Böhmens sozialpol. Entw. L 
torhuss. Zeit (Neue Jahrb. f. d. klass. Altert, u. Gesch. VII.); Susta, Dvö knihy 
öesk. dejin L u. II.; Koss, Z. Frage n. d. Entstehung u. Entw. d. böhm. Herren¬ 
standes (1920); Wostry, D. Kdonisationsproblem (1922); Knothe, Gesch. d- 
Oberlausitzer Adels (1879). 
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Die Scheidung dieses höheren Adels, der Herren, von einer niederen 
Adelsschicht (Wladyken) ist im 13. und auch im 14. Jahrhundert wesent¬ 
lich nur sozial. Die rechtliche Scheidung ist noch in den Anfängen be¬ 
griffen. Dies zeigt die Geschichte des Prager Landrechtes (s. u. S. 144). 
Bestrebungen nach einem Abschlüsse des Herrenstandes gegenüber den 
Wladyken, wie sie zur Zeit Johanns und Karls IV. hervortraten, 
blieben zunächst noch ohne Erfolg. Erst dem 15. Jahrhundert war 
dies als eine Begleiterscheinung der Machtfülle des Herrenstandes Vor¬ 
behalten. Nur im Landrechtsentwurfe Karls IV. tritt eine strengere 
Unterscheidung der beiden Schichten hervor, er spricht den Wla¬ 
dyken die Ebenburt mit den Herren ab. Die Grenze der Zugehörig¬ 
keit zu den Wladyken oder zu den Herren war in der wandelbaren Größe 
des Besitzes und der Höhe des jeweils bekleideten Amtes gelegen. So 
konnte Auf und Abstieg durch Erwerb und Verlust von Grundbesitz, durch 
Annahme eines höheren oder niederen Amtes erfolgen. — Wie im deut¬ 
schen Mittelalter, so brachte auch in Böhmen und Mähren die sozial erhe¬ 
bende Einwirkung rittermäßiger Lebensweise eine beträchtliche Erwei¬ 
terung der niederen Adelsschichte mit sich. Im Anschlüsse an die schon 
in der vorausgehenden Epoche einsetzende Entwicklung bildet sich auch 
bei uns eine den rechtlichen Unterschied zwischen Freiheit und Unfreiheit 
überwindende Ministerialität aus. Sie schafft die Klasse der panosi, clien- 
tes. famuli, der rittermäßigen Diener, welche mit einem Dienstgute aus- 
gestattel, das kriegerische Gefolge ihres Herrn bilden. Hierher gehörten 
auch, soweit sie rittermäßige Dienste sicherstellten, die Burglehen (feuda 
castrensia), wie solche bei Königsburgen (z. B. Karlstein) und bei Burgen 
der Olmützer Bischöfe und mächtiger Herren (z. B. der Rosenberger) vor¬ 
kamen. Dies schuf eine Klasse rittermäßig Lebender, welche sich den 
Wladyken anpaßte, was umsomehr der Fall war, als zur Besserung der 
wirtschaftlichen Stellung auch Wladyken in die Reihen dieser rittermäßi¬ 
gen Leute übertraten. Gleichzeitig gab aber diese Verschmelzung, welche 
ja den Wladyken in Abhängigkeit zu seinem Herren brachte, einen Anlaß 
zur sozialen Erhebung der Herren über den niederen Adel. — Im Zeit¬ 
alter Karls IV. fand die französischem Muster entnommene Erhebung in 
den Adelsstand durch königliche Verleihung Eingang. Dieser Briefadel 
scheidet bereits niederen Wladykenadel vom Herrenstand, insofern als 
die Aufnahme unter die Wladyken eine Vorstufe für die Verleihung des 
Herrenstandes bildete. 

ln den übrigen in den Bereich der Krone Böhmens gezogenen Gebie¬ 
ten begegnet uns ebenfalls keine strenge rechtliche Sonderung eines 
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hohen von einem niederen Adel. Die sozialen Unterschiede wurden hier 
jedoch, anders als in Böhmen und Mähren, durch die ständebildende Kralt 
eines durchgreifenden Lebenswesens ungleich stärker ausgeglichen. Dies 
zeigt insbesondere der Adel in der Oberlausitz, der im Wesen Lehensadel 
war. Ebenso standen die Mannen des Egerlandes als führende Schichte 
neben dem Bürgdrtume der Reichsstadt Eger. In den schlesischen Her¬ 
zogtümern knüpfte die Entwicklung zwar an die böhmischen Verhältnis¬ 
sen innerlich ganz verwandten sozialen Scheidungen des polnischen höhe¬ 
ren Adels (szlachta) und der milites an, allein mit der massenhaften deut¬ 
schen Siedelung, dem allmählichen Verschwinden des polnischen Adels 
gewinnt auch hier das Lehenswesen starke Bedeutung. Die Mannrechte 
konnten so schlechthin Adelsgerichte werden. Am wenigsten war der 
Adel der Niederlausitzer Gebiete auf das Lehenswesen gestellt. Hier 
ragten die barones, domini mit ihrem großen Grundbesitze hervor; ihnen 
standen die milites, Ritter, als weniger bedeutende, von ihnen gesonderte 
niedere Schichte gegenüber. 

2. Die soziale und wirtschaftliche Bedeutung des Adels machte ihn 
zum Träger der landständischen Entwicklung. Er schloß sich zu einer 
Einheit zusammen, welche als Repräsentant des Landes dem Landesherren 
gegenüber trat. 

Die Wege, welche dieser Zusammenschluß nahm, waren verschiedene. 
Selbstbewußt trat der territoriale Einungsgedanke dort hervor, wo die 
Adeligen, vor allem die Herren, sich zusammen taten, dem Könige politisch 
zu begegnen, wie dies schon unter den Premysliden bei ihren Bestrebun¬ 
gen der gesetzgeberischen Festlegung des Landrechtes, dann bei den 
Widerständen der Herren gegen Wenzel 1 (1247/9) und gegen Ottokar II. 
(1276) geschah. Das 14. Jahrhundert bot nach dem Aussterben der Pfe- 
mysliden dem Adel Gelegenheit, auf den Erwerb der Herrschergewalt 
durch Geltendmachung des Wahlrechtes Einfluß zu nehmen und der 
Widerstand führender Adelsfraktionen gegen den schwachen Herrscher 
Heinrich von Kärnten und den von der inneren Politik abgelenkten 
Johann von Luxemburg zeitigte eine beträchtliche Schwächung des 
Königtums zugunsten der Herren. Erst Karl IV. vermochte es wieder, 
eine offene Adelseinung gegen das Königtum durch kräftige Wahrung der 
Herrscherrechte zu verhindern. Anlaß zu einem gemeinsamen Auftreten 
der führenden Volksschichten gaben auch die Huldigungen anläßlich der 
lehensmäßigen Inkorporation selbständiger Länder zur Krone Böhmens 
und beim Beginn der Egerer Pfandherrschaft. — Hand in Hand mit diesen 
Erscheinungsformen gemeinsamen Auftretens ging die Erteilung allgemei- 
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ner Privilegien durch den Herrscher. Sie enthalten zum Teile Einschrän¬ 
kungen der landesfürstlichen Rechte gegenüber den Vertretern des Lan¬ 
des und in ihnen zeigt sich daher ein deutliches Merkmal des Vorhanden¬ 
seins einer ständischen Bindung. Hierin liegt die verfassungsrechtliche 
Bedeutung der von Johann von Luxemburg dem böhmischen und mähri¬ 
schen Adel beim Antritte seiner Herrschaft nach Art einer Wahlkapitu¬ 
lation gegebenen Zusicherungen. Sie bezogen sich auf die Einschrän¬ 
kung des Rechtes der Anforderungen der Bern (exactio), auf die Notwen¬ 
digkeit der Einwilligung des Adels bei der Heranziehung zu Kriegszügen 
außerhalb Böhmens und Mährens, auf die Einschränkung des Heimfalls¬ 
rechtes, auf die Verleihung von Ämtern an Eingeborene. Daß die Ertei¬ 
lung solcher Zusicherungen vom Adel angestrebt und verhandelt worden 
ist, kann wohl nicht bezweifelt werden. Anders steht es mit der Echt¬ 
heit der beiden uns überlieferten Privilegien (1310 und 1311) und der 
karolinischen Bestätigung (1347). Hier muß allerdings das Privileg von 
1310 aus diplomatischen und inneren Gründen nur als ein vom Adel her¬ 
rührender Entwurf erklärt werden; bezüglich der beiden anderen Urkun¬ 
den hält aber der überwiegende Teil der heutigen Lehre wohl mit Recht 
an der Annahme der Echtheit fest 94 ). — Ein äußeres Merkmal der begin¬ 
nenden Verselbständigung des Landes gegenüber dem Herrscher kann in 
dem Gebrauch eines besonderen Landessiegels neben dem Herrscher¬ 
siegel gesehen werden, wie uns dies mit Sicherheit seit dem Beginne des 
13. Jahrhunderts (1219) begegnet. 96 ) 

3. Eine Organisation gewannen die Stände in den Landtagen. 98 ) Ihre 
Wurzel liegt in den von den Herrschern in Böhmen und Mähren schon seit 
altersher zur Beratung wichtiger Angelegenheiten zusammenberufenen 
colloquia generalia (s. o. S. 32) der Großen des Landes, welche auch im 
13. Jahrhundert noch in Übung waren. Von Landtagen als ständischen 
Versammlungen kann insolange nicht gesprochen werden, als die zu sol¬ 
chen Versammlungen Berufenen sich noch nicht kraft eigenen Rechtes 

M ) Kos8, Z. Kritik d. ältest. b5hm.-mähr. Landesprivilegien (1910); Hrubf, 
Inauguracni diplom kr. Jana Lucembursk. (C. c. h. XVI.); ders. Über d. Privileg. 
K. Johanns ▼. 1311 i. Mähren (Abh. b. Ak. d. W. 1911). 

**) Hiezu insbes. Luschins Exkurs im Handb. d. öst. Reichsgesch. I. 1 (1914). 

**) Ausführliche Darlegungen über den Landtag bringt v. a. Kalouseks 
Ceski stätni prävo*. Vgl. ferner die Darstellungen Jireäeks, Celakovskfs, 
Luschins, Kapras’ und Kadlec’ in ihren zusammenfassenden Werken zur 
böhm. Rechtsgesch. Im besonderen: Ri eg er, Art. Landstände (österr. Staats- 
wörterb.* III); Celakovskf, Postaveni vyslanfch kr. mest na snämieh cesk 
(C. ö. m. 1809). Vgl. auch K r o f t a s Ausführungen in C. 6 . h. XVI. und XIX. 
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zusammenfanden und noch nicht in Vertretung des Landes tagten. Erst, 
als die Teilnahme Ausfluß eines selbständigen Rechtes wurde und die 
Gesamtheit der Teilnehmer nicht nur Berater des Herrschers waren, 
sondern ihre Gesamtinteressen als die des Landes, Beschlüsse fassend, 
in selbständigem Wirkungskreise vertraten, nahmen die Versammlungen 
den Charakter von Landtagen an. Als Versammlungen zur Wahrung 
ständischer Rechte lösten sie sich von der Rechtssprechung, die bei 
jenen colloquia auch gepflogen wurde (s. o. S. 32), los. Solche Land¬ 
tage entstanden in Böhmen seit dem Ausgange des 13. Jahrhunderts 
(1273, 1281), in Mähren mit Sicherheit erst in der ersten Hälfte 
des 14. Jahrhunderts (Bema-Reverse von 1323 und 1327). Die Entwick¬ 
lung ist in Böhmen eine deutlichere als in Mähren, da hier auch das 
14. Jahrhundert hindurch die ständischen Versammlungen noch gleich¬ 
zeitig mit den Gerichtstagungen abgehalten wurden. 

Die Abhaltung der Landtage zeigt einen engen historischen Zusam¬ 
menhang mit den vorausgehenden noch nicht ständischen Versamm¬ 
lungen. Die Einberufung geschah durch den König oder Markgrafen, 
den die Vormundschaft führenden Verweser (Otto von Brandenburg) 
oder in Vertretung des Landesfürsten durch den Landeshauptmann. 
Diese führten auch den Vorsitz im Landtage. Er bedeutete einen 
Fortschritt in der ständischen Entwicklung, wenn unter Wenzel IV. der 
führende Landesbeamte, der Prager Oberstburggraf, häufig mit dem Vor¬ 
sitz im böhmischen Landtage betraut wurde. Selbständig, ohne Teilnahme 
des Königs einberufene und abgehaltene Konvente des Herrenstandes wie 
sie das Zeitalter Wenzels IV. zeigt, hatten nur den Charakter revolutio¬ 
närer Einungen gegen das Königtum ohne wahre Landtage zu sein. — 
Die Zusammensetzung des Landtages war noch nicht streng abgegrenzt. 
Zur Teilnahme an ihnen war kraft Grandbesitzes und Würde vor allem der 
Adel berufen. Doch nahm auch, wie früher, der hohe Klerus (die Bischöfe, 
die Äbte und Pröbste) an den Landtagen teil. Mit der zunehmenden 
Bedeutung des Städtewesens kamen auch Vertreter königlicher Städte 
hinzu. Das erstemal ist solches beim Landtage des Jahres 1281 bezeugt; 
später insbesondere bei den Wahllandtagen der Jahre 1306, 1307 und 
1309. Mit der Zeit mußte jedoch die grundsätzlich verschiedene Stellung 
der Kirche und der Städte gegenüber dem Königtume gerade in der Frage 
der Steuererhebung auf die Beteiligung an den Landtagen rückwirken. 
Der Klerus und die Städte sonderten sich vom Adel ab und wollten in 
die vom Adel bewilligte Bern neben ihren besonderen Abgaben nicht ein¬ 
bezogen sein. Der Streit schlug trotz zeitweiser Anerkennung des Adels- 
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Standpunktes doch überwiegend zugunsten der Städte und der Geistlich¬ 
keit aus, so daß diese nicht mehr regelmäßig auf den Landtagen erschienen. 
— Eine Festlegung des Wirkungskreises der Landtage hielt sich noch in 
den Schranken der durch königliche Privilegien zuerkannten ständischen 
Rechte und der Einflußnahme auf den Erwerb der Herrschergewalt durch 
Wahl und Teilnahme an der Krönung (s. o. S. 104). Dies schloß nicht aus, 
daß der König über sonstige Angelegenheiten allgemeiner Bedeutung, wie 
Gesetzespläne und Maßnahmen der Friedenswahrung, auch auf den Land¬ 
tagen beriet, ln den übrigen der Krone Böhmens angegliederten Gebieten 
treten die Landtage als ständische Organisation noch zurück. Insbe¬ 
sondere gilt dies trotz sonstiger starker ständischer Bedeutung für die 
schlesischen Fürstentümer. Auch in der Oberen Lausitz sind gemeinsame 
Tagungen des Adels und der Städte zur Wahrung ständischer Rechte in 
Steuerfragen, bei Kriegführungen oder zur Beschwerde gegen den Land¬ 
vogt. nur selten. Noch weniger spielen die Landtage in den niederlausitzer 
Cebieten eine Rolle, da es hier auch an einer privilegialen Zuerkennung 
ständischer Rechte gebrach. Erst zum Schlüsse des 14. Jahrhunderts 
kommen am Hofe Johanns von Görlitz Versammlungen der Stände vor. 

Mit der Erweiterung des Gebietes der böhmischen Krone kamen vom 
Könige berufene Versammlungen von Vertretern mehrerer Gebiete der 
böhmischen Krone auf. In diesen können zunächst im 13. Jahrhundert 
keine gemeinsamen Landtage erblickt werden. Sie haben noch den Cha¬ 
rakter umfassenderer Hoftage. Dies äußert sich schon darin, daß für 
Mähren und für die schlesischen Fürstentümer nicht etwa der Adel, son¬ 
dern der Markgraf oder die Fürsten selbst erschienen. — Erst in der Zeit 
Johanns von Luxemburg können wir von einem Generallandtage sprechen, 
welcher die Stände Böhmens und Mährens umfaßt und welchem sich auch 
die schlesischen Fürsten und Vertretungen schlesischer Städte anschließen; 
allerdings nicht als eine dauernde Einrichtung, sondern nur dem jeweils 
sich ergebenden Bedarfe folgend. Der Landtag von 1331 zu Taus hatte 
darin seinen Anlaß, daß Johann, der sich eben in jener Grenzstadt befand, 
die Landesangelegenheiten vor seinem neuerlichen Verlassen des böh¬ 
mischen Bodens rasch erledigen wollte. Die Grundlage zur Entwicklung 
von Generallandtagen als dauernder Einrichtung bot das ständische Recht 
beim Erwerb der Herrscherwürde. Schon der Generallandtag von 1341, 
auf welchem die Annahme Karls und seiner Nachkommenschaft als 
Könige erfolgte, hing damit zusammen. Karl IV. sprach dann (1348) das 
Wahlrecht den praelatis ducibus, principibus, baronibus, nobilibus et 
communitati regni et pertinentiarum eiusdem zu und sah damit einen 
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Qenerallandtag im Falle der Ausübung des ständischen Wahlrechtes vor. 
In der Urkunde über die ständische Beschwörung der Infeudation Mährens 
(27. September 1355) spricht Karl IV. von der coronatio und anderen 
wichtigen, die äußere Stellung und die allgemeine Rechtslage des König¬ 
reiches Böhmen betreffenden Angelegenheiten (alia honorem et statum 
regni ßohemiae concernentia) als von Anlässen, bei welchen auch der 
mährische Markgraf, wie andere Fürsten Böhmens (alii ßohemiae prin- 
cipes) zu erscheinen haben: Es würde wohl zu weit gehen, in dieser Ver¬ 
pflichtung, die in anderem Zusammenhänge und nur in einem Nebensatze, 
überdies nur für den Markgrafen allein, nicht auch für die Stände Mährens, 
auferlegt wird und streng genommen nur vom regnum, nicht von der 
corona regni ßohemiae spricht, die Festlegung von Generallandtagen als 
Institution in diesen Fällen zu sehen. Gewiß waren es aber diese oder 
verwandte wichtige Angelegenheiten, wie etwa eine allgemeine in das 
Landrecht eingreifende Gesetzgebung, die jeweils den Bedarf nach 
Generallandtagen außerhalb der Wahllandtage zeitigten. So wurde noch 
in dem gleichen Jahre (6. Oktober 1355) ein Generallandtag abgehalten, 
in welchem die Annahme der Maiestas Carolina hätte stattfinden solleu 
und die Erbfolge für Mähren von den Ständen anerkannt wurde. Ferner 
fand 1356 ein Generallandtag zur Aufrichtung eines allgemeinen Land¬ 
friedens statt. Im übrigen sind uns aber in vorhussitischer Zeit keine 
weiteren Generallandtage bezeugt. 

Ein Gegenbild zu den Generallandtagen bilden die Kreise als stän¬ 
dische Organisationen in den inneren Verwaltungsgebieten der einzelnen 
Länder. Solche Kreisversammlungen werden in Böhmen im 14. Jahrhundert 
zwar gelegentlich erwähnt (das erstemal im Jahre 1327), spielen hier 
jedoch noch eine zuröcktretende Rolle. Anders in Schlesien und in der 
Oberen Lausitz. Dort wurden die Kreise von der ständischen Landes¬ 
friedenswahrung ausgehend zur örtlichen Grundlage einer korporativen 
Organisation des Adels. In den schlesischen Fürstentümern finden wir 
so die Steuerbewilligung und Steuereinhebung in die Kreise verlegt und 
auch die Privilegien der Fürsten oft an den Adel einzelner Kreise gerichtet. 
In der Oberen Lausitz wurden die Vertreter des Adels, die Senioren, die 
ältesten Lehensmannen, nach den einzelnen Weichbilden gewählt. 

Eine den Landtagen verwandte Organisation bildeten die ständischen 
Einungen zur Aufrechterhaltung des Landfriedens. 97 ). Während jedoch 

n ) Rachfahl, Organisation d. Gesamtsstaats Verwaltung Schlesiens; S seli¬ 
ger, D. Bund d. Sechsstädte i. d. Oberlausitz 1346—1437. (N. Laus. Hag. LXXII); 
K not he, Rechtsgeschichte d. Oberlausitz; Gradl, Gesch. d. Egerlandes (1893); 
Rauscher, Zemske miry na MoravS (Präce ze sem. cesk. präva na Karl, iiniv. 
hgg v. Kapras Z. 1). 
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jene vor allem die Rechte der Stände wahrten und nur selten mit dem 
Landfrieden sich beschäftigten, übernahmen diese eine Verwaltungsaufgabe 
und nähern sich daher Verwaltungseinrichtungen des Landes. Die stän¬ 
dischen Landfriedenseinungen kamen gerade dort zu stärkerer Entfaltung, 
wo die Entwicklung der Landtage noch rückständig war. Gebiete, wo 
schon im 14. Jahrhundert Landfriedensorganisationen ausgebildet waren. 
Sind Schlesien und die Oberlausitz. Die Führung ging hiebei von den Städten 
aus; so diente der 1339 errichtete in den Jahren 1349 und 1350 erneute 
Bund der Städte in der Oberen Lausitz der Erhaltung des Landfriedens, 
um sich gegen die Auswüchse des Rittertums zu wehren. Dieser Sechs¬ 
städtebund bildete die Grundlage für den Zusammenschluß des Landes. 
Ähnlich war auch in Schlesien das Städtewesen an der Landfriedensorga¬ 
nisation hervorragend beteiligt. Gleich die erste Landfriedensorganisation 
im Herzogtums Breslau (1276) zeigt Städte und Rittertum daran beteiligt. 
Später schlossen sich die Städte allein, so 1310 die Städte des Glogauer 
Fürstentumes, 1339 die Breslauer Städte zusammen. Soweit die Ritter¬ 
schaft an der Einung mitbeteiligt war, wie an dem Münsterberger Land¬ 
frieden von 1349, trat die ständische Bedeutung der Kreise in der nach 
Kreisen vorgenommenen Wahl der Ritterschaftsvertreter zutage. Auch 
in der Verfassungsgeschichte Egers und des Egerlandes begegnen uns 
Landfriedenseinungen. Teils bezogen sich Landfriedenseinungen im deut¬ 
schen Reich auch auf Eger, teils, und dies kommt hier besonders in Be¬ 
tracht, wurden Landfriedenseinungen für Stadt und Land Eger und 
zugleich für Stadt und Land Elbogen abgeschlossen mit einer entspre¬ 
chenden Vertretung durch Ratsherren der beiden Städte und Adelige des 
Egerlandes und des lehensmäßig organisierten Elbogener Kreises. — Für 
Böhmen setzen die Landfrieden im Zusammenhänge mit den Landfriedens¬ 
einungen im deutschen Reiche ein. Landfriedenseinungen in Böhmen 
selbst sind jedoch gegenüber den Beratungen über den Landfrieden auf 
den Landtagen selten. Die erste Erwähnung eines Landfriedens in Böhmen 
stammt aus dem Jahre 1281, sodann beschäftigten sich ein böhmi¬ 
sche und mährische Stände umfassender Landtag des Jahres 1348 und der 
oben erwähnte Generallandtag von 1366 mit der Wahrung des Landfrie¬ 
dens. Die erste selbständige Landfriedenseinung erfolgte im Jahre 1388 
zwischen dem Markgrafen, dem Bischof von Olmütz und dem mährischen 
Adel für Mähren, wo in der Folgezeit die Landfriedensorganisation viel 
größere Verbreitung und verfassungsrechtliche Bedeutung gewinnen sollte, 
als in Böhmen. 
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4. In enger Beziehung zu dem Zusammenschlüsse des Adels 
als führender sozialer Schicht des Landes steht der Einfluß, welchen der 
Adel auf die Entwicklung und die Ausgestaltung zentraler Gerichte im 
Lande gewann. Es entstehen Landgerichte, welche entweder vollkommen 
in den Machtbereich des Adels fielen, daher ständische Gerichte wurden, 
oder doch vom Adel besetzt und in ihrem Wirkungskreise vor allem für den 
Adel bestimmt waren. Diese Entwicklung wurde auch durch den mittel¬ 
europäischen Zug der Rechtsbildung gefördert, welcher dahin ging, 
sachlich-persönliche Rechtskreise nach den verschiedenen sozialen Schich¬ 
ten auszubilden. 

Am vollkommensten hat sich dieser Prozeß in Böhmen vollzogen. 
Hier entstand seit dem Ausgange des 13. Jahrhunderts ein ständisches 
Landrecht 98 ) mit Landesbeamten und mit einem den Adel betreffenden 
Wirkungskreise. Die Entstehung dieses Gerichtes ist dunkel und bestrit¬ 
ten. Nach unserem Dafürhalten ist wohl die Annahme eines allmählichen 
Werdeganges zutreffend. Auf den vom Herrscher abgehaltenen Hoftagen 
(colloquia) wurde zugleich Recht gesprochen. Der Wechsel der Stätten 
solcher Hofgerichtstagungen wich seit der 2. Hälfte des 13. Jahrhunderts 
einer Stabilisierung in Prag. Je mehr die Versammlungen hier ständischen 
Charakter annahmen, desto mehr trat gleichzeitig der Einfluß des Königs 
auf die Gerichtstagungen zurück, was sich darin kundgab, daß er den 
Vorsitz an den hervorragendsten Amtsträger, den Kämmerer, abgab. Die 
sich so selbst überlassenen Gerichtstagungen, welche sich auch immer 
mehr von den sonstigen ständischen Versammlungen loslösten, nahmen 
einen selbständigen, von dem Hofgerichte des Herrschers abweichenden 
Charakter an. Sie hörten auf, der Judikatur des Königs zu dienen und 
wurden zu Gerichten des sich als Vertreter des Landes fühlenden Adels, 
zu Landgerichten. Die Amtsträger an diesem Gerichte, der Kämmerer, 
der oberste Burggraf, der Richter und der Schreiber, hörten allmählich 
auf, Hofbeamte zu sein und wurden zu Landesbeamten, der Kämmerer zu 
einem supremus camerarius terrae, der Richter zu einem iudex terrae, der 
Schreiber zu einem supremus notarius terrae, welche durch ihre Tätigkeit 
nicht so sehr den Interessen des Königs als jenen des Landes dienten. 
Der Oberstburggraf gewann im Landrechte, als Landesamtsträger immer 

w ) Jirecek, Slov. prävo III.; Lipert, Sozialgescn. Böhmens I; Stieb er, 
D. österr. Landrecht u. d. böhm. Einwirkungen a. d. Reformen E. Ottokars in Ost. 
(Forsch, z. inneren Gesch. öst. hgg. v. Dopsch. H. 2.); Werunsky, D. landrechtl. 
Reformen K. Ottokars II. i. Böhmen u. öst. (M. J. ö. G. XXXIX.); Susta, Dvö 
knihy cesk. dejin I.; Teige, 0 zrlzeni soudu zemsk v Cech. (Pravnik, LVIII.); 
Koss. Forsch, z. mittelalt. Gerichtsverfassung Böhm. u. Mähr, 
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steigende Bedeutung. Einen ähnlichen Zusammenhang mit den Versamm¬ 
lungen der Großen am Hofe des Königs und eine allmähliche Entwicklung 
wird man auch bezüglich der Rechtsfindung im Landrechte annehmen 
können. Am Landrecbte als dem Adelsdinge teilzunehmen ward zu einem 
Recnte der Adeligen, vorab der Herren. Hiebei bildete sich ein engerer 
Kreis von mindestens 7 gewöhnlich 12 den Herren entnommenen, dem 
Könige und dem Lande eidlich verpflichteten Rechtsfindern (Landeskme- 
ten, consules terrae) aus. Es tritt darin eine Analogie, ja vielleicht eine 
Verwandtschaft mit den Ausschüssen zur Urteilsfindung des deutschen 
Rechtslebens zu Tage. Die Bestellung dieser Kmeten hielt sich unter 
gewisser Verteilung nach den Kreisen an den Herrenstand, wie dies 1395 
ausdrücklich von König Wenzel zugesagt wurde, und zeigt die Neigung 
zur Erblichkeit in bestimmten Familien. Demgegenüber kam dem Land¬ 
richter nur die Verhandlungsleitung, auch hierin eine Analogie mit der 
deutschen Gerichtsverfassung verratend, und die Einvernahme der Par¬ 
teien und Zeugen zu. 

Auch hinsichtlich des Wirkungskreises muß beim Landgerichte von 
einer allmählichen Entwicklung ausgegangen werden. Hochgerichtsbar¬ 
keit und Rechtssprechung über freies Eigen batte den Gegenstand der 
Judikatur der alten colloquia gebildet. So blieben Blutsachen (hrdlo) und 
freies Eigen auch der Grundstock der Kompetenz des Landgerichtes. Die 
Exemtion der Kirchen und Städte brachte im Strafgerichte eine Ein¬ 
schränkung auf den Adel allein; im Einklang hiemit steht ein Erkenntnis 
des Landrechtes vom Jahre 1366, welches besagte, daß Herren und 
Wladyken (zemenin) vom Landgerichte in Blutsachen angeklagt und 
bestraft werden sollten, ebenso wie der Lehensmann vor das Lehensgericht 
oder der Bürger vor das Stadtgericht gestellt werde. — Die Prozesse um 
freies Eigen gehörten im Wesen ohne sozialen Unterschied vor das Land¬ 
gericht, folgerichtig war auch der König selbst mit seinem Eigen dem 
Landgerichte untergeordnet. Diesen Standpunkt vertrat gerade der Adel 
nachdrücklich und es wiederholt sich hier ein ähnlicher Gegensatz zu 
Bürgertum und Kirche, wie wir ihn bei der Bern kennen gelernt haben. 
Und wie dort drang praktisch der Standpunkt der Kirche und der könig¬ 
lichen Städte durch. Der Adel beharrte zwar auf der grundsätzlichen 
Zugehörigkeit allen freien Eigens zum Landgerichte und der ordo iudicii 
terrae sprach dies hinsichtlich der Kirche ausdrücklich aus. In der Tat 
verwertete die Kirche jedoch ihre Exemtionsprivilegien erfolgreich und 
für das freie Eigen der Städte und Bürger verschafften königliche Privi¬ 
legien der Loslösung vom Landrechte Geltung. So ward das Landrecht 
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aucb in diesem sachlichen Wirkungskreise zum Adelsgericht. — Neben den 
Prozessen um Eigen zog das Landrecht auch die causae maiores in Schuld¬ 
sachen an sich: Streitigkeiten um eine Schuld, deren Wert 10 Mark über¬ 
stieg. wurden für den Adel vor dem Landrechte verhandelt. Diese Ent¬ 
wicklung wurde gewiß durch die Zersetzung der provinzialen Gerichts¬ 
verfassung wesentlich gefördert. Daneben führte die immer mehr zu Tage 
tretende Schichtung des Adels in einen höheren und einen niederen dazu, 
daß die Herren auch in geringeren Schuldsachen vor das Landrecht 
gestellt wurden. In einem Spruche des Landrechtes vom Jahre 1378 
wurde die Kompetenz für alle Angelegenheiten der Herren schlechthin 
festgelegt. Das Gericht des Prager Kreises blieb daher nur für die Wla- 
dykenvjn geringeren Schuldsachen (bis zu 10 Mark) kompetent. Mit dem 
Landrechte teilte es die Entwicklung zum ständischen Gerichte und stellte 
sich diesem größeren Landrechte nun als das kleinere Landrecht gegen¬ 
über. Es war mit Stellvertretern der Amtsträger am größeren Land- 
rechte besetzt. 

Mit der Entwicklung des Landrechtes sonderte sich auch die Füh 
rung der Landtafeln 99 ) (tabulae terrae, desky zemskö) als mit ihm zusam 
menhängende Einrichtung ab. Diese Landtafeln, ursprünglich aus einzel¬ 
nen Blättern bestehend, dienten Eintragungen über Prozeßhandlungen und 
liegenschaftliche Rechtsgeschäfte. Hiezu kamen dann auch Schuldver¬ 
schreibungen, so daß sich die Landtafeln schon im 14. Jahrhundert in 
tabulae citationum, libri contractuum und libri obligationum schieden. Auch 
die Einrichtung der Landtafeln scheint ein Ergebnis allmählicher Ent¬ 
wicklung des Gerichtszeugnisses zu sein und in jene Zeiten zurückzurei¬ 
chen, da auf den vom Könige abgehaltenen Tagen mit der Rechtssprechung 
auch Rechtsgeschäfte öffentliches Zeugnis gewannen. Die erste uns 

") Neben früheren Abhandlungen deren älteste Ramhoffsky. Kurzer Bericht 
t. Ursprung d. preiswürdigen bohm LandtafeJ (1755) ist, Brandt. 0 deskäch 
zemsk. v. Cech. a na Mor (C m m II) Haan. Studium ü d Landtafelwesen 
(1866); Ran da, Prehled vzniku a vyvinu dosk hl v Cech a na Morave (1870), 
Maasburg. D. Entw. d. Institutes d off Bücher i Böhmen (1877), Czyhlarz. 
Z. Gesch. d. bücherl. Besitzes i. böhm-mähr Landr (1883); Celakovskf. 0 
domacich rcgistrech (1890); ders. 0 deskäch v zemich Öesk. (Beilage I. zu seinen 
V§eob. prävni dejiny ceskä): Abhandlungen z. Gesch. d Landtafelwesens in Grün¬ 
huts Zeitschr. f. d. g off. r. Privatr von Randa (1879) u Krasnopolski 
(1881, 1883, 1884); Redlich. D. ältest. Nachrichten ü. d. Prager Stadtbücher u. 
d. böhm. Landtafel (M. J. ö. G. XXII); E. Weise, Z. GesCh. d. Realfoliums u d 
Hauptbuchsyst. i. öst. (Festschr. Jahrhundertfeier d. A. B. G. B. 1912); Chlumec- 
ky, Ghytil, Demuth, D. Landtafeln d. M. Mähren (1856) auch Demuth, Gesch 
d. Landtafel i. M. Mähren (1857). 
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überlieferte Nachricht (1287) über einen Landtafeleintrag spricht schon 
von einem früheren Einträge. Die oberste Aufsicht über die Landtafeln 
war dem Landschreiber anvertraut. Zur Besorgung der Eintragungen 
selbst bediente er sich seines Stellvertreters, des Vizelandschreibers. 
Hiedurch ergab sich eine Verknüpfung des Landtafelinstitutes mit dem 
kleineren Landrechte. Für die Eintragung von Ladungen und für andere 
geringfügige Eintragungen bestand überdies ein besonderes Hilfsorgan, 
welches der mindere Schreiber (pisaf mensi) genannt wurde. 

Die hier dargelegte allmähliche Entwicklung des Prager Landrechtes 
gibt für eine Annahme der Schaffung dieses Gerichtes durch einen Reform¬ 
akt Ottokars II. keinen Raum. Auch fehlt es für solche Ansicht an einem 
bestimmten geschichtlichen Zeugnis. Andererseits ist jedoch nirgends ein 
Anhaltspunkt dafür zu gewinnen, daß bei der Entwicklung des Landrech¬ 
tes eine gegensätzliche Haltung des Adels gegen das Königtum offen 
zutage getreten wäre. Es enthält daher nichts Widersprechendes, wenn 
sich im Einzelnen, etwa bei der Bildung des Urteilerkollegiums oder beim 
Institute der Landtafeln, auch königlicher Einfluß reformatorisch geltend 
machte. 

Die Geschichte der Landgerichte in Mähren bietet ein Böhmen sehr 
verwandtes Bild. Der Zusammenhang mit den colloquia generalia läßt sich 
hier bis zum Ausgang des 13. Jahrhunderts beobachten. Die Besetzung 
und der Wirkungskreis der mährischen Landrechte, das Landtafelwesen 
waren der Gestaltung in Böhmen ähnlich, wenn sich die Entwicklung auch 
langsamer infolge eines längeren Zusammenhanges mit den Guden vollzog. 
Eine Vereinheitlichung in einem einzigen Landrechte für Mähren trat 
nicht ein. Die eine Reform des Landgerichtswesens und der Landtafeln (1348 
und 1369) betreffenden Maßnahmen Karls IV., — auch dies im übrigen ein 
Zeichen dafür, daß sich ständische Landrechtsentwicklung und Königtum 
nicht feindlich gegenüberstehen mußten — erzielten eine Stabilisierung 
zweier Landrechte mit zugehörigen Landtafeln in Olmütz und Brünn. 
Bedeutendere Unterschiede gegenüber Böhmen ergaben sich daraus, daß 
in Mähren die Stellung des obersten Burggrafen dem Landeshauptmann 
zukam, daß, anders als in Böhmen, Prozesse auch um kirchliche und bürger¬ 
liche Landgüter andauernd vor das Landgericht gezogen wurden, daß auch 
Grenzstreitigkeiten, sowie Prozesse um das Heimfallsrecht und aus Schuld¬ 
briefen vor das Landgericht gehörten. Dieser letztere Unterschied mag 
Bich aus der geringeren Entwicklung des Hofrichtertumes und aus dem 
Fehlen des Amtes eines obersten Burggrafen erklären. Das Troppauer 
Herzogtum zeigt im Troppauer Landgericht und in dem seit 1377 beste- 
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henden Jägemdorfer Landgericht volle Verwandtschaft mit Mähren und 
auch innere Beziehungen, da anfänglich eine Berufung an das mährische 
Landrecht ging und auch späterhin Rechtsbelehrungen von diesem Gerichte 
eingeholt wurden. 100 ) 

Dagegen weisen die schlesischen Fürstentümer und die beiden Lau¬ 
sitzen eine andere, mit der allgemeinen deutschen parallel laufende Ent¬ 
wicklung auf. Zwar trat, wie früher gezeigt wurde, auch hier bei den 
zentralen Gerichten der schlesischen Herzogtümer und in den Lausitzen 
die ständische Stellung der Parteien für.die Kompetenz bestimmend her¬ 
vor, aber sie blieben, wenn auch vor allem für den Adel wirkende, doch 
landesfürstliche Gerichte. Die Vorsitzenden desselben, die Vögte, walte¬ 
ten ihres Amtes als Stellvertreter des Landesherrn und nicht in Wah¬ 
rung der Interessen des Adels als der Interessen des Landes. Bezeich¬ 
nend in dieser Hinsicht ist auch die Verquickung der Judikatur in Adels¬ 
sachen mit der Lehensgerichtsbarkeit im fürstlichen Hofgerichte, wie dies 
die schlesischen Mannrechte zeigen. 101 ) 

5. Die Ausgestaltung der ständischen Landgerichte schloß zugleich 
die Anfänge eines Landesbeamtentums in sich. Die Amtsträger an den 
Landrechten Böhmens und Mährens, die obersten Kämmerer, die obersten 
Landrichter, die Landschreiber und ihre stellvertretenden Organe am klei¬ 
neren Landrechte sind zu den ersten Landesbeamten geworden. Wegen 
seiner Beziehungen zum Landrechte tritt auch beim Amte des Obersten 
Burggrafen in Böhmen der Charakter eines Landesamtes hervor. Das 
Gleiche gilt von dem mährischen Landeshauptmann. In Böhmen wurden 
die Landesämter am größeren Landrechte als suprema maioraque officia 
den stellvertretenden Ämtern (officia minora) am kleineren Landrecht 
gegenübergestellt. Nach dem Rechtsbuch des Andreas von Duba wurden 
diese Beamten zwar vom Könige ernannt aber gleichzeitig für das Land 
in Eid genommen. In Mähren kann ferner das Amt des Marschalls im 
Ausgange des 13. Jahrhunderts als ein Landesamt angesehen werden; dies 
hängt wohl mit seiner Kompetenz in Ehrensachen des Adels zusammen. 
Auch das böhmische Marschallamt, welches die Herren von Lipa erblich, 
später mit dem mährischen vereinigt innehatten, näherte sich einem 
Landesamte. 

**•) Brandt, Kniha Dmovskä (Vorwort 1868); Ruber, Streifzüge durch 
d. Rechtsgesch Mährens (1885/6); — Kapras, Opavskä prävnl däjiny doby knizeci 
(1918); ders Pozüstatky zemsk. präva opavsk. a krnovsk. (Sb. v. pr. a ei VL). 

m ) Knothe, Rechtsgesch. d. Oberlaus.; Neumann, D. alte landding oder 
Landgericht i. d. Niederlausitz (N. Laus. Mag. XXXVIII.); Kap ras, Zemsky 
soud a zemske knihy tesinskö (C. 6. m. 1909). 
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Im übrigen trachtete der böhmische und auch der mährische Adel die 
landesherrliche Ämterbesetzung schlechthin zugunsten seiner Mitglieder 
zu gewinnen, u. zw. durch Bindungen des Herrschers, die Ämter nur mit 
Einheimischen aus seinen Reihen zu besetzen. Solche Zusagen begegnen 
uns seit der Zeit der Luxemburger; Johann (1311) ebenso wie Karl (1347) 
versprachen beim Antritte ihrer Herrschaft den Ausschluß von Fremden 
bei der Ämterbesetzung, der Landrechtsentwurf Karls stellt Wohnsitz 
und Güterbesitz in Böhmen als Voraussetzung der Ämterverleihung auf. 
Gegen die ungebundene Besetzung hoher Ämter durch den bürgerfreund¬ 
lichen Wenzel IV. erhob sich ein Widerspruch des Adels. Er führte zu 
einem allgemeinen Versprechen Wenzels, die Ämter eingeborenen Adeligen 
vorzubehalten (1395) und brachte auch den königlichen Rat in die Einfluß¬ 
sphäre des Herrenstandes. Durch diese gegen die Fremden gerichteten 
ständischen Bestrebungen, die ähnlich auch in Ungarn hervortraten, wurde 
eine Grundlage für die durchgreifende Bedeutung des Landesbeamtentumes 
der hussitischen Zeit geboten. 

In Schlesien fehlte es mangels einer entsprechenden ständischen 
Natur der Landgerichte an Landesbeamten. Nur der Landeshauptmann 
gewann hier als Vertrauensmann der Stände eine landesamtliche Stellung, 
Ferner erscheint in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts das Land¬ 
schreiberamt in den Erbfürstentümern den Einheimischen, im Lande 
Begüterten Vorbehalten. In den beiden Lausitzen kam es aus denselben 
Gründen wie in Schlesien und wegen der in der Oberen Lausitz stark 
hervortretenden Bedeutung der Städte in der ständischen Entwicklung 
noch zu keinem Landesbeamtentume. 

VII. Die Rechtsbildung und die Rechtsquellen. 

Die Verfassungsentwicklung, welche die Rechtssphären des König¬ 
tums. des Landes, der Kirche, der Städte und der bäuerlichen Siedlung 
von einander schied, brachte es mit sich, daß auch die RechtsDildung 
hienach gesonderte Wege nahm. Dem Königsrechte stand das Land¬ 
recht, das Recht der Kirche, das Stadtrecht, das bäuerliche Recht gegen¬ 
über. Hierin tritt zugleich die Übertragung sozialer Unterschiede auf die 
Rechtsbildung zutage. Mit der landständischen Entwicklung der Land¬ 
gerichte in Böhmen und Mähren nahm auch das in ihnen gefundene und 
gepflegte Landrecht ständischen Charakter an und wurde vor allem zum 
Rechte des Adels. Adels-, Bürger- und bäuerliches Recht bilden so auch 
hier sachlich-persönliche Rechtskreise, in innerer Verwandtschaft mit der 
Entwicklung, welche die deutsche Rechtsgeschichte des Mittelalters auf¬ 
weist. Die berufs- und rechtsbildende Kraft des rittermäßigen Lebens und 
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seines rechtlichen Rückschlages, des Lehens; tritt allerdings in Böhmen 
und Mähren gegenüber der großen inneren Bedeutung des Lehenswesens 
im deutschen Reiche erheblich zurück. Noch mehr gilt dies vom nicht 
lehensmäßigen Rittertum. Von einem besonderen Ministerialrechte kann 
hier kaum gesprochen werden. 

1. Im Rechte des böhmischen Königtums äußerte sich die zentrale 
Territorialgewalt. Die Größe des unter den böhmischen Königen ver¬ 
einigten Territorialbesitzes und die volle landesherrliche Gewalt gaben 
dem Königsrechte eine dem deutschen’ Reichsrechte des Mittelalters 
vergleichbare Stellung. In den einzelnen zur Krone Böhmens gehörigen 
selbständigen Fürstentümern bestand unbeschadet des zentralen Macht¬ 
bereiches der böhmischen Könige analog ein besonderes Fürstenrecht. 

Wie schon früher bemerkt wurde, stand zwar dem Königtum das 
Gesetzgebungsrecht zu, tatsächlich aber wußte der Adel das Zustande¬ 
kommen von Gesetzen von seiner Zustimmung abhängig zu machen. Das 
Schicksal der von den Königen unternommenen Versuche, das territoriale 
Recht gesetzlich zu regeln, 102 ) tut dies dar. Sie scheiterten an dem Wider¬ 
stande des Adels, welcher durch die Festlegung des territorialen Rechtes 
eine Bindung seiner Machtentfaltung fürchtete, wie ja in der Tat den Kodi¬ 
fikationsversuchen die Absicht innewohnte, den Übergriffen des Adels zu 
steuern. Der erste Herrscher, der sich nachweislich mit dem Gedanken 
trug, gesetzgeberisch vor allem durch eine Regelung des Verfahrens einzu¬ 
greifen, war Premysl Ottokar I. Die chronikarische Andeutung seiner 
Absichten, ut nemo contra iuris ordinem aggravetur, deckt zugleich den 
Grund eines Adelswiderstandes auf. — Ferner hat sich Premysl Ottokar II. 
mit kodifikatorischen Ideen getragen. Es sind Nachrichten überliefert, 
die zeigen, daß er sich mit dem Studium anderer Rechte vor allem 
des Magdeburger befaßte, um auf ihrer Grundlage eine Rechts¬ 
satzung vorzubereiten. Auch diese Absichten wurden wohl wiederum 
wegen einer gegensätzlichen Haltung des Adels nicht verwirklicht. Kein 
besseres Los war dem Kodifikationsversuche Wenzels II. beschieden, der 
den weitgehenden Plan faßte, eine vollständige Gesetzgebung des gesamten 
Territorialrechtes zu veranstalten: omnia iura regni hactemus diffusa et 
penitus imperfecta sub certis legum canonumque regulis constringere. 
Selbst von Vorliebe für die römische Jurisprudenz beseelt, berief er den 
italienischen Rechtsgelehrten Gozzius von Orvieto und betraute ihn mit 
der Ausarbeitung der Kodifikation. Obgleich aber eine Fertigstellung 

* M ) Ott, Beiträge z. Rezeptionsgeschichte d. röm.-can. Prozesses i. d. böhm 
Ländern (1879). 
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des Entwurfes wohl angenommen werden kann, mußte Wenzel doch 
sein Werk an dem Adelswiderstande scheitern sehen. — Es liegt nahe, 
diesen Mißerfolg mit der ersten zustande gekommenen königlichen Kodifi¬ 
kation in Böhmen, mit der Bergrechtsregelung, dem ius regale montanorum 
(constitutiones iuris metalBci) 103 ) Wenzels II. in Zusammenhang zu 
bringen. Eine Reihe von Umständen spricht dafür. Wie bei jenen allge¬ 
meinen Kodifikationsarbeiten war Gozzius von Orvieto auch der Autor 
des ius regale montanorum, die im Gesetze stark betonte Regalität des 
Bergrechtes bot Gelegenheit auf diesem engeren, zur Kammer des Königs 
gehörigen, dem ständischen Einflüsse daher entrückten Gebiete die 
Theorie absoluter Herrschergewalt zu verwerten, und der 4. Teil des 
Gesetzes enthält allgemeine Prozeßvorschriften, welche wohl in jenem 
nicht zustande gekommenen Entwürfe ihren Ursprung haben. Die um¬ 
fassende Kodifikation des ius regale montanorum ist um das Jahr 1300 
(bis spätestens 1305) entstanden. Sie fußt auf dem Iglauer Bergrechte. 
Ihre eingehenden Bestimmungen lassen in der genauen Kenntnis aller 
technischen Fragen des Bergwerkbetriebes auf eine fachmännische 
Beratung bei der Abfassung schließen. Die Behandlung ist eine systema¬ 
tische. Das Gesetz ist in 4 Bücher gegliedert. Im ersten Buche wird 
von den Personen, im zweiten vom Bergrechte als dinglichem Rechte, im 
dritten von den Bergrechtsverleihungen unter dem theoretisch allerdings 
mangelhaften Gesichtspunkt eines obligatorischen Verhältnisses gehandelt, 
das vierte Buch führt den Prozeß in Bergsachen vor Augen. Die 
Sprache des Buches ist lateinisch. Doch wurden bald Übersetzungen ins 
Deutsche und ins Tschechische angefertigt. Eine Nachricht über die 
Publikation des Gesetzes fehlt. Vielleicht ist es zu einer solchen nicht 
gekommen und das Gesetz als eine zur königlichen Kammer gehörige 
Regelung aufgefaßt worden. Neben ihrer großen und nachhaltigen inneren 
Bedeutung ragt diese Bergrechtskodifikation als ein Rechtsdenkmal der 
Aufnahme römischen Rechtes im böhmischen Territorium hervor. Das 
deutsche Bergrecht findet sich hier durch Gozzius von Orvieto in romani- 
stisches Gewand gekleidet. Zumal das vierte Buch bringt unter Wahrung 
der deutschrechtlichen Grundsätze über Gerichtsverfassung und Ver¬ 
fahren die erste Kodifikation römisch-kanonischen Prozesses in Mittel¬ 
europa. — Die auf Wenzel II. folgende Zeit, mit dem Erlöschen des 

“*) Celakovsky, Nistin dejin öesk. priva horniho (Beilage II. seine VSeob. 
privn dijiny ieski); Zycha, D. böhm. Bergrecht d. Mittelalters I. u. IL (1900). — 
Ausgaben d. constitutiones neben früheren in Jireieks Codex inr. boh. I. und von 
Zy cha, a. a. 0. II. Die deutsche Übersetzung erstmalig von Johannes Deucer 
(1616). 
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Premyslidenhauses, der unsicheren Lage des verschiedenen Häusern 
entnommenen Königtums und dem verschwenderischen, die Rechtsordnung 
erschütternden Gebaren des ersten Luxemburgers waren für die Verwirk¬ 
lichung von Kodifikationsabsichten ungeeignet. — Erst Karl IV. faßte 
dieses Ziel, um einem inneren Verfalle des Königtums vorzubeugen, neu 
ins Auge. Bald, in den Jahren von 1346 bis 1355, wurde ein Entwurf einer 
Kodifikation für Böhmen verfaßt, welche nach dem Herrscher den Namen 
„Maiestas Carolina“ 104 ) tragen sollte. Der Entwurf enthält eine Rege¬ 
lung des gesamten Territorialrechtes. Ohne. Systematik bringt er zunächst 
Bestimmungen gegen die Häresie, sodann Vorschriften über die Wahrung 
des Krongutes, über das Beamtentum, über die Rechtspflege und schließt 
daran strafrechtliche und auch privatrechtliche Normen. Der Inhalt ist 
nicht wesentlich vom römischen Rechte beeinflußt. Nur Anlehnungen an 
die gemeinrechtliche Terminologie und gelegentliche Reminiszenzen an 
das kanonische Recht und an die römischen Quellen lassen sich feststellen. 
Offensichtlich sind alle Bestimmungen des Gesetzeswerkes von dem Ge¬ 
danken getragen, der finanziellen Mißwirtschaft und der Rechtsunsicber- 
heit, wie sie Karl IV. zu Beginn seiner Herrschaft vorfand, zu steuern. 
Im Prooemium der Majestas Carolina wird diesem Gedanken ausführlich 
Ausdruck verliehen. Wie die früheren Kodifikationsversuche mußte jedoch 
auch die Majestas Carolina dem Widerstande des Adels weichen. Auf 
dem Generallandtage von 1355 mußte Karl sich dazu bequemen, den schon 
früher auf einem Landtage vorgelegten Entwurf für zufällig verbrannt 
zu erklären und aus diesem Anlasse ausdrücklich zu widerrufen. 
Unbeschadet dieser formellen Außerkraftsetzung wurden gleichwohl, ins¬ 
besondere jene Bestimmungen des Entwurfes, welche die Stellung des 
Herrenstandes unberührt ließen, praktisch nicht aus dem Leben geschafft, 
ja in späterer Zeit (16. Jahrhundert) kamen, da die Erinnerung an den 
Widerspruch geschwunden war, sogar Berufungen auf die Majestas 
Carolina als gültige Landesordnung vor. 

Wie schon das Zustandekommen der großen Bergrechtskodifikation 
zeigt, betätigte sich die königliche Normengewalt auf Sondergebieten, 105 ) 
welche die Stellung des Herrschers und des Königreiches sowie die 
Kammereink ünfte betrafen, glücklicher, als dies bei der Schaffung allge- 

“*) Werunsky, D. Maiestas Carolina (Zeitschr. Savigny-Stift. f. Rechts- 
gesch. gern. Abt. IX.); Hobzek, Majestas Carolina a Rimskö prävo (Präce ze 
seminäre öesk. präva, hgg. v. Kapras Z. 16. 1931). Ausgaben: Palackf, Archiv 
Ceskf III.; J i r e 6 o k, Cod. iur. boh. IL 2. 

***) Hauptquellenwerk hiefür ist Jireöeks Codex iuris boh. tom. I. und 
tom. II. pars 1—4. Die königlichen Städteprivilegien in Celakovskys Codex 
iuris municipalis regni Boh. I. (Prager Städte) und II. (die übrigen kgL Städte 
1225—1419). 


Digitized by 


Google 



158 


meiner Landesordnungen der Fall war. So wurde die Erbfolge in der Herr¬ 
schaft von den Luxemburgern gesetzlich festgelegt (1341 und 1348) und 
von Karl IV. eine Krönungsordnung erlassen, so gab die verfassungs¬ 
rechtliche Ausgestaltung des Gebietes der Krone Böhmens Anlaß zu 
entsprechender Normierung, so hat das Königtum Vorschriften über Zoll- 
und Münzwesen getroffen. Kraft des Lehensverhältnisses, das Böhmen 
mit dem deutschen Reiche verband, kommen für die äußere territoriale 
Stellung Böhmens auch Regelungen durch das deutsche Königtum zur 
Geltung. Die wichtigsten Zeugnisse hiefür sind das von Friedrich II. 
Pfemysl Ottokar I. erteilte Privileg von 1212 und die Bestimmungen der 
Goldenen Bulle (1356) in ihren Beziehungen zu Böhmen. Von großer und 
durchgreifender Bedeutung war die Ausübung der Privilegienhoheit der 
böhmischen Könige. Vor allem sind es die königlichen Städte, deren 
verfassungsrechtliche Stellung wesentlich auf königlichen Privilegien 
beruhte und deren Wirtschaft durch die in den Privilegien niedergelegte 
königliche Förderungspolitik beeinflußt wurde. Inhaltlich hervorragend 
und wegen ihrer Nachahmung im Osten (Ungarn und Polen) rechtshisto¬ 
risch von besonderem Werte sind das böhmische Judenprivileg Pfemysl 
Ottokars II. (1254) und seine mährische Ergänzung für Brünn (1268). 
Auch die Stellung der Kirche förderten die böhmischen Könige und 
ähnlich die Fürsten der zur Krone Böhmens gehörigen Gebiete durch 
Privilegien, als deren bedeutendstes das Immunitätsprivilegium von 1222 
hervorgehoben sei. Für die ständische Entwicklung waren die privile- 
gialen Zugeständnisse Johanns (1311) grundlegend. Äußerungen der 
landesfürstlichen Normengewalt waren auch die den Amtsträgern erteilten 
Mandate und die Instruktionen für Ämter, wie z. B. die Instruktion für 
die mährische Landtafel (1359). 

Als Erkenntnisquelle des Königsrechtes gewinnt seit der zweiten 
Hälfte des 13. Jahrhunderts, insbesondere in der Zeit Ottokars II., die 
königliche Urkunde zunehmende Bedeutung. Die Entwicklung der 
Königsurkunde in Böhmen hat in der deutschen Königsurkunde ihr 
Vorbild. In der Zeit Karls IV. wurde diese Beziehung durch die Ver¬ 
quickung der deutschen Reichskanzlei mit der böhmischen Kanzlei eine 
besonders nahe. Die Königsurkunde hatte den Charakter eines inhaltlich 
unwiderlegbaren Beweisdokumentes. Wie bei der deutschen Königs¬ 
urkunde geschah die Beglaubigung durch in der Urkunde angeführte 
Zeugen und durch das kleine (secretum) oder große königliche Hänge¬ 
siegel (sigillum), das bei besonders wichtigen Urkunden eine goldene 
Bulle war. Siegelverwahrer war der königliche Kanzler, der Verwah- 
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rung der Urkunden diente seit Karl IV. das Kronarchiv. Frühzeitig, 
ebenfalls seit Ottokar II., begann in Böhmen die Führung eines Registers 
über den wesentlichen Inhalt aller Arten vom Könige erlassener Normen. 
Auch hierin trat unter Karl IV. durch die Einheit der Kanzlei eine 
Gemeinsamkeit mit. dem Register über deutsche Königsurkunden ein. Das 
einzige uns erhaltene Bruchstück eines Registers stammt aus dieser Zeit. 
Mit der Entfaltung des königlichen Urkundenwesens fand in Böhmen die 
Zusammenstellung von Urkundenbeispielen in Formelbüchern Eingang. 
Diese Formelbücher dienten vor allem dem praktischen Zwecke, bei der 
Abfassung von Urkunden Muster zu bieten. Sie bringen teils wirkliche 
Urkunden, die sie vollinhaltlich oder in ihren allgemein verwertbaren 
Teilen wiedergeben, teils bieten sie erdachte Muster von Urkunden. Der 
Gebrauch von Formelbüchern schloß sich zunächst an die Formularien für 
Königsurkunden des deutschen Reiches an, wie sie dort nach der 
Wiederbelebung des Urkundenwesens im 12. und 13. Jahrhundert entstan¬ 
den waren. Seit Ottokar II. kamen besondere Formelbücher des böh¬ 
mischen Territoriums auf und gerade das böhmische Territorium wurde 
in der Zeit Karls IV. die bedeutendste Pflegestätte der Formel¬ 
bücher über Königsurkunden. Von seiner Kanzlei, die Reichs- und 
Territorialkanzlei zugleich war, gingen in ihrer Art sehr bedeutende und 
weit über das Territorium verbreitete Formelbücher böhmischer und 
mährischer Autoren hervor. Die ältesten, uns überlieferten selbständigen 
Formelbücher für königliche Urkunden der böhmischen Könige sind ein 
Codex epistolaris Primislai Otocari II. und der ebenfalls aus der Zeit 
Ottokars II. stammende über formarum des Henricus Italicus. Der 
Pfemyslidenherrschaft entstammt dann noch ein kleineres Formelbuch, 
das St. Paulaner Formular aus der Zeit Wenzels II. Die Abfassung großer 
Formelbücher setzt mit der Luxemburger Zeit ein. So zeichnet sich 
schon der Codex epistolaris Johannis regis Bohemiae durch Umfang und 
Reichhaltigkeit seines Inhaltes aus. Auch die Summa Gerhardi, eine 
Sammlung von 232 Urkunden aus der Zeit Johanns, kann zum Teile den 
königlichen Förmelbüchern zugezählt werden, da sie neben der über¬ 
wiegenden Zahl städtischer und bergrechtlicher Verschreibungen auch 
königliche und mährische markgräfliche Urkunden bringt und in seinem 
ganzen Inhalte eine nahe Beziehung zum königlichen Unterkämmereramte 
verrät. Den Höhepunkt erreichte das königliche Formelbuchwesen unter 
Karl IV. Die beiden, großen Formelbücher, die Cancellaria Caroli IV. 
oder summa cancellariae des Vizekanzlers Johannes von Neumarkt, 
Bischof von Olmütz und der Collectarius perpetuarum formarum des 
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Johann von Gelnhausen sind die bedeutendsten Zeugnisse der Fonnelbuch- 
literatur jener Zeit im Gebiete des deutschen Reiches. Auch aus der Zeit 
Wenzels IV. ist uns eine Reihe von Formelbüchern der königlichen Kanzlei 
überliefert. 108 ) 

2. Anders als das Königbrecht war das Landrecht wesentlich Gewöhn* 
heitsrecht. Es hat autochthonen Charakter. Eine Beeinflussung durch 
römisches Recht fehlt, nur Spuren der Einwirkung des römisch-kanonischen 
Prozesses lassen sich feststellen. Mit dem deutschen Rechte zeigt es in 
seinen prozeß- und privatrechtlichen Grundlagen vielfach innere Verwandt¬ 
schaft. Wie schon früher gesagt wurde, nahm das böhmisch-mährische Land¬ 
recht mit der Entwicklung des Landgerichtes ständischen Charakter an. So 
hängen auch seine Quellen mit der Geschichte dieses Gerichtes aufs engste 
zusammen. Eine Festlegung des Rechtes geschah nur in den Aussprücheq 
des Landgerichtes. Diese Urteile schufen dort,, wo das Gewohnheitsrecht 
keine Grundlage bot. Recht. Die Sprüche wurden in die Landtafeln ein¬ 
getragen und bildeten mit den Ladungen und rechtsgeschäftlichen Ein¬ 
tragungen ihren Inhalt (s. o. S. 146). Die Einträge waren bei defl 
Ladungen nach den Anfangsbuchstaben des Klägers (manchmal des 
Klagegrundes) gereiht, im übrigen nuf chronologisch geordnet. Sie hatten 
von Grund aus Beweischarakter. Doch nahmen die rechtsgeschäftlichen 
Einträge, nachweislich seit 132-1, eine dann wiederholt festgelegte, 
konstitutive Bedeutung an. Der verhängnisvolle Brand der Prager Land¬ 
tafel (1541) hat uns dieser für die rechtsgeschichtliche Erkenntnis höchst 
wertvollen Aufzeichnungen beraubt und nur einige Reste sind auf uns 
gekommen. Auch die Troppauer Landtafeln fielen den Flammen zum 
Opfer (1431). Eintragungen in die mährischen Landtafeln sind hinsicht¬ 
lich der Rechtsgeschäfte (Käufe) seit der Anordnung Karls IV., besondere 
Bücher hierüber zu führen (1348), in ununterbrochener Reihe erhalten. 
Dagegen hat uns unverantwortliches Gebaren eines Beamten des 19. Jahr¬ 
hunderts um den Großteil der libri citationum et sententiarum gebracht, 


*“) P a 1 a c k f, Über Formelbücher in bezug aut d. böhm. Geschichte 1842/7; 
Tadra, Kancelafe a pisari v zemich cesk. za kralü z rodu Lucembursk. (1892); 
Lindner, Urkundenwesen Karls IV. u. s. Nachfolger (1882); Friedrich, 0 
kancel&ri a listin&ch markr. mor. Viadislava a Premysla (VSstn. spol. nauk 1896). — 
Ausgaben der königlichen Formelbücher: Codex epistolaris Primislai Otocari II von 
Dolliner 1803; h. a. Noväk, Tak zv. Codex epist. Primislai Ot. II (C. c. h. 
IX.); liber formarum v. Voigt (Arch. ö. Gesch. XXIX.); Codex epist. Johannis 
von Jacobi (1841); Summa Gerhardi v Tadra (1882); Summa cancellariae v. 
Tadra (1895), hierüber auch Lulves (1891); Collectarius perp. formarum v. 
Kaiser (1900), hierüber auch ders. (1898); S c h i e c h e, Ein Schweidnitzer For¬ 
melbuch Johanns v. Neumarkt (Zeitschr. f. Gesch. Schlesiens, Bd. LXI, 1927). 


Digitized by Google 


156 


so daß wir nur über Reste derselben, für das Olmützer Landrecht vom 
Jahre 1374 an, für das Brünner erst seit 1406 verfügen. 107 ) 

Bei der gewohnheitsrechtlichen und richterlichen Fortbildung des 
böhmisch-mährischen Landrechtes und bei der so lückenhaften Überliefe¬ 
rung der Landtafeleintragungen ist es von umso höherem rechtsgeschicht¬ 
lichen Werte, daß es zu drei literarischen Bearbeitungen des böhmischen 
Landrechtes, vor allem über das Verfahren kam. Diese Arbeiten hatten 
in dem Mangel einer gesetzlichen Festlegung ihren Grund und verdankten 
eben diesem Umstande auch ihre große Bedeutung in der Rechtsanwen¬ 
dung. Sie gehören zu den rechtshistorisch bedeutendsten Rechtsdenk¬ 
mälern des hier behandelten Zeitraumes. 

Als ältestes ragt das sogenannte Rosenberger Rechtsbuch 10 ®) hervor. 
Der Name des Buches bezieht sich auf den Herrn Peter von Rosenberg, 
welcher in der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts wiederholt das Amt 
des Oberstkämmerers bekleidete, ln diese Zeit fällt wohl die Abfassung 
des Buches; ein Teil desselben, welcher in sehr altertümlicher knapper 
Fassung die Prozeßsachen unter Angabe der Ladungen und Beweismittel 
anführt, scheint jedoch noch älter zu sein und in das 13. Jahrhundert 
zurückzureichen. Welchen Einfluß Peter von Rosenberg auf die Abfas¬ 
sung des Buches nahm, läßt sich nicht mehr feststellen. Der Verfasser ist 
unbekannt. Die Darstellung des in tschechischer Sprache unter Verwen¬ 
dung der im Gerichte üblichen Ausdrücke geschriebenen Buches ist so 
ursprünglich, daß die Annahme, es sei nach einem italienischen Muster 
gearbeitet, nicht wahrscheinlich ist. Der Inhalt, der uns leider nicht voll¬ 
ständig überliefert ist, ist vor allem prozessual, vorwiegend Ladungen und 
Wetten betreffend. Hiebei kommen auch privat- und strafrechtlich belang¬ 
reiche Stellen vor. 

Weit umfänglicher ist das zweite Rechtsdenkmal, der ordo iudicii 
terrae, 109 ) in seiner tschechischen Fassung räd präva zemsköho genannt. 

1#7 ) Vgl. oben n. 99; Ausgaben: Jireöek, Codex iur. Boh. II. pars 2.; 
Emler, Reliquiae tabularum terrae 1870/2; die mährischen libri citationum et 
sententiarum sowie die knihy pühonne herausgeg. v. Chlumecky, Chytil, 
Demuth, Wolfskron (1856) und von Brandl-B reth olz (1872 ff.) die 
von Kapras herausgeg. Troppauer Bestände gehören erst dem 15. Jahrhdt. (1413 
und nach 1431) an; Rudolf, D. Jägerndorfer Landtafelbücher (Zeitschr. f. Gesch. 
u. Kulturgesch. Schlesiens, Jahrg. XIX). 

w8 ) Ausgaben: J i r e ö e k, Codex iur. boh. II. pars 2; Palackfin Archiv 
Cesky I.; Br an dl 1882; Gebauer in listy filologickä (1880). Hiezu Markov, 
Prispevky ke kritice textu a vykladu Rozemberske knihy (Sb. väd prävn. a stätn. 
Bd. 28). 

10# ) Werunsky in Ztschr. d. Savigny Stftg. f. Rechtsgesch. germ. Abt. X. — 
Ausgaben: J ir eöek, Codex iur. boh. II. pars 2; Palacky in Archiv Cesky IL; 
Zigel (1901). 
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Es stellt das Verfahren im Landgerichte dar. Ohne strenge Systematik 
werden in normenhafter Diktion die verschiedenen Arten der vor dem 
Landgerichte zur Verhandlung kommenden Prozesse behandelt. Das Buch 
will allein den Rechtsgang darstellen, nur mittelbar kommt es daher 
für das Privatrecht und Strafrecht in Betracht. — Seine Entstehung 
fällt in die Mitte des 14. Jahrhunderts. Es ist uns in zwei Fas¬ 
sungen, in einer tschechischen und einer lateinischen erhalten. Von 
diesen ist die tschechische die ältere, denn sie kennt noch die 1350 
abgeschafften Ordalien und längere 1368 außer Kraft gesetzte Endes¬ 
formeln, während die lateinische bereits mit der geänderten Rechtslage 
rechnet. Der Autor des Buches ist unbekannt. Es kann angenommen wer¬ 
den, daß die Abfassung des Buches mit den königlichen Absichten einer 
Kodifikation des Verfahrens zusammenhängt. So ist es nicht ausgeschlossen, 
in dem Buche vielleicht ursprünglich einen Kodifikationsversuch selbst zu 
sehen, der dann erst nach dem Mißglücken der Gesetzgebung den 
Charakter einer bloßen Privatarbeit behielt. Die Anklänge an die romani¬ 
stische Terminologie, welche in der lateinischen Fassung, gleichwie in der 
Maiestas Carolina wiederkehren und die normenartige Fassung der Dar¬ 
legungen sprächen dafür. 

An der Schwelle des 15. Jahrhunderts, um das Jahr 1400, verfaßte 
der dem Herrenstand angehörige Andreas von Duba eine Darstellung des 
böhmischen Landrechtes in tschechischer Sprache (Vtfklad na prävo zemö 
Ceskö). 110 ) Das Buch ist eine literarische Arbeit, der Autor tritt in der 
ganzen Darstellung subjektiv hervor und macht wiederholt motivierende 
und reflektierende Bemerkungen zu seinen Angaben. Wie schon der Titel 
besagt, will er nicht nur den Rechtsgang, sondern das Landrecht schlechthin 
darstellen. Allerdings nimmt auch hier der Rechtsgang den größten Teil des 
Buches ein, doch bringt die Einleitung (in der Form einer Zuschrift an 
König Wenzel gehalten) eine Umschreibung der Tätigkeit der Amtsträger 
am Landrechte, und der Inhalt selbst auch einige materiellrechtliche Aus¬ 
führungen, wie über die Abschichtung, das Ehegüterrecht und die Vormund¬ 
schaft. Das Buch zeigt das Landgericht in seiner ständischen Entfaltung und 
flicht in die Ausführungen häufig Erkenntnisse des Gerichtes als Recht ein. 

Ergänzend traten zu diesen drei bedeutenden Rechtsdenkmälern 
Aufzeichnungen und Formelzusammenstellungen von Amtsträgern am 

u# ) J i r e ö e k, Codex iur. bch. II. pars 2; Palackf in Archiv Cesky II. 
Neuerdings die mustergültige Ausgabe von Cäda (Historickf Archiv cesk. akademie 
v§d. a umüni Z. 48, 1930). Hiezu die vorbereitenden Schriften C&das : Ceskä prävo 
kolem r. 1400 a kniha Ondfeje z Dube (Ved. roSenky präv. fakulty university v Brnö, 
Bd. VI, 1927); Skladba cesk. prävn. knih z doby predhus. (Nase prävo a stät, 1928). 
Ferner ders. E recepci v cesk. prävu (Prävnik, Jahrg. LXXI, 1932). 
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Landrechte für ihre Tätigkeit und für den praktischen Gebrauch. Fast 
den Charakter eines ßechtsbuches hat eine unter verschiedenen Titeln 
aus dem Schlüsse des 14. Jahrhunderts erhaltene Zusammenstellung der 
Ladungen vor das Landrecht und der hiebei vorkommenden Zwischenfälle. 
Diese gewöhnlich officium circa tabulas terrae bezeichnete, auszugsweise 
182 Ladungsfälle bringende Sammlung interessiert auch durch die dort 
vermerkten Erkenntnisse. Neben ihr finden sich handschriftlich Klage- 
förmeln (formae querelarum) sowie auch Eidesformeln. Bei der zurück¬ 
tretenden Bedeutung des Urkundenwesens, dessen Zweck durch die Füh¬ 
rung von Landtafeln ersetzt wurde, sind die Sammlungen von Formeln 
über die von der Landtafel an den Prager Burggrafen erlassenen Ver¬ 
ständigungen und von Formeln und Mustern zu rechtsgeschäftlichen Ein¬ 
tragungen in die Landtafeln besonders wichtige Erkenntnisquellen des 
Rechtes. Solche Sammlungen sind uns, in lateinischer Sprache abgefaßt, 
aus dem 14. Jahrhundert erhalten. 111 ) 

In Mähren kam es erst später, zu Ende des 15. Jahrhunderts, zu 
Rechtsbüchern über das Landrecht, auch sind uns dort aus dem 14. Jahr¬ 
hundert keine Formelsammlungen überliefert. 

Anders als in Böhmen fehlt es in den schlesischen Fürstentümern und 
in den Lausitzen mangels einer gleichartigen ständischen Entwicklung der 
Landgerichte an einer entsprechenden gerichtlichen Einwirkung auf die 
Rechtsbildung und an der Entstehung zugehöriger Rechtsquellen. Schlesien 
gehört in seinem Landrechte dem sächsischen Rechte an und weist auch in 
den Rechtsquellen engsten Zusammenhang mit diesem auf. So fand dort der 
Sachsenspiegel große Verbreitung. Insbesondere trugen die Arbeiten des 
romanistisch geschulten, beim Herzog von Liegnitz bediensteten Nikolaus 
Wurm, wie seine Sachsenspiegelglosse, seine für den Gebrauch in der Praxis 
bestimmte umfangreiche Bearbeitung des Verfahrens, die „Blume des 
Sachsenspiegels“ hiezu bei. Ebenso ist das Görlitzer Rechtsbuch aus dem 
Anfänge des 14. Jahrhunderts zum großen Teil eine Bearbeitung des Sachsen¬ 
spiegels und auch die Breslauer Landrechtskodifikation beruht auf ihm. 113 ) 

3. Die innere Bedeutung des Lehenswesens war in den schlesischen 
Fürstentümern ungleich größer als in Böhmen selbst. Hier trat es nur in 
der Organisation der sogenannten äußeren Kreise, von Ellbogen und Trau- 
tenau, bestimmend hervor, während es sich im übrigen zwar auch ver- 

m ) Diese Rechtserkenntnisquellen, sowie auch ein kurzes fragmentum praxeos 
judiciariae sind veröffentlicht in Jireöeks God. iur. boh. II. pars 2. 

11# ) S tobbe, Gesch. d. deutsch. Rechtsquellen I; Schroeder-Künß- 
berg, Lehrb. d. deutschen Rechtsgesch.; Ausgabe des Görlitzer Rechtsbuches von 
Homeyer, Sachsenspiegel 2. T. Bd. 2; Gau pp, D. scbles. Landr. o. Landr. d. 
Fürstent. Breslau. 
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breitete, aber nur seltener, wie etwa bei den Karlsteiner Mannen oder 
bei einzelnen Herren, wie den Rosenbergen, in weiterem Maße durch¬ 
greifend zur Anwendung kam. Dies hängt mit dem schon ursprünglich terri¬ 
torialen Charakter Böhmens, mit dem nicht lehensmäßigen Aufbau der 
Ämterverfassung und damit zusammen, daß das Lehenswesen in der 
inneren Organisation Böhmens erst zu einer Zeit Eingang fand, da es im 
deutschen Reiche den Höhepunkt seiner Entwicklung bereits überschritten 
hatte. In Mähren ragt die Olmützer Lehensorganisation des Bischofes 
Bruno hervor. Im allgemeinen kann gesagt werden, daß im Gebiete der 
Krone Böhmens das Lehenswesen sich von Westen nach Osten in seiner 
Geltung steigert 

So fließen auch die lehensrechtlichen Rechtsquellen in Schlesien und 
den beiden Lausitzen viel reicher. Neben den fürstlichen, die Lehens¬ 
organisation betreffenden Privilegien gewann hier kraft der Zugehörig¬ 
keit Schlesiens zum sächsischen Rechte, der lehensrechtliche Teil des 
Sachsenspiegels starke praktische Bedeutung. Ähnlich, wie dies für das 
Landrecht gilt, schlossen sich weitere Bearbeitungen des Lehensrechtes 
in Schlesien an den Sachsenspiegel an. Die Glosse Nikolaus Wurms zum 
Lehensrechte des Sachsenspiegels ist in Schlesien entstanden, der lehens¬ 
rechtliche Teil des Görlitzer Rechtsbuches beruht auf einer deutschen 
Fassung des Sachsenspiegels, deren Übertragung nach neuerer Ansicht 
der vetus auctor de beneficiis war. Ebenso zeigt das in Schlesien wohl 
schon im 14. Jahrhunderte entstandene kleine Rechtsbuch, „das stück von 
der beweisung“, das uns in einer Handschrift des 15. Jahrhunderts 
erhalten ist, sächsisches mit römischen Rechtsgedanken durchtränktes 
Lehensrecht. Lehensregister, wie sie uns schon aus der Mitte des 14. Jahr¬ 
hunderts über in meißnischem Besitze befindliche Niederlausitzer Lehen 
erhalten sind, treten ergänzend als Erkenntnisquellen hinzu. 

Für Mähren kommen vor allem die auf die Olmützer Lehensorganisa¬ 
tion Bezug habenden urkundlichen Nachrichten in Betracht. Schon die 
Einrichtung dieser Lehen weist auf Sachsen hin, ebenso zeigt sich dies 
aus Erkenntnissen. Es ist sonach gewiß, daß auch hier der Sachsen¬ 
spiegel Eingang fand. Aus der starken Verbreitung des Schwabenspiegels 
im 15. Jahrhundert läßt sich schon für den Ausgang des 14. Jahr¬ 
hunderts auf eine Anwendung seines Lehensrechts in Mähren schließen. 
Über die Rechtsanwendung sind uns den Landtafeln vergleichbare Bücher 
über Ladungen im Verein mit rechtsgeschäftlichen Aufzeichnungen und 
über Erkenntnisse, die ersteren schon aus dem Beginn des 14. Jahrhun¬ 
derts, erhalten. 
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Über die Entwicklung des Lehenswesens in Böhmen selbst sind wir 
leider nur ganz unzulänglich unterrichtet. Es sind uns lediglich 
Bestätigungsurkunden Johanns über die Trautenauer (1814) und Elbogener 
(1341) Organisationen sowie über Glatz (1325) erhalten. Ob und in 
welchem Maße sächsisches Recht und mit ihm der Sachsenspiegel auch 
hier Eingang fand, läßt sich hieraus nicht ermitteln. Bei diesem Mangel 
an Nachrichten sind die uns über die Praxis des Hofgerichtes in Lehens¬ 
sachen erhaltenen Quellen wertvoll. Es sind dies die bei diesem Gerichte 
geführten Bücher (seit dem Ende des 14. Jahrhunderts) und Aufzeich¬ 
nungen von Amtsträgern, wie eine solche vom Jahre 1360 überliefert ist. 113 ) 

4. Die Quellen für das Recht der Kirche sind teils weltlicher, teils 
geistlicher Natur. Die vielen den Kirchen und Klöstern erteilten Privi¬ 
legien der böhmischen Könige und der Fürsten im Gebiete der Krone 
Böhmens schufen eine Grundlage für die kirchliche Jurisdiktion. Das 
bedeutende Privileg von 1222 (s. o. S. 89) fußt auf dem zwischen Ottokar I. 
und Papst Honorius III. abgeschlossenen Konkordate. Im übrigen sind die 
Privilegien Äußerungen landesfürstlicher Förderung des Kirchenwesens. 
In Schlesien wurde die Erteilung von Jurisdiktionsprivilegien allerdings 
zum Teile nur im Streite mit den Fürsten durchgesetzt. — Mit dem 
wachsenden Einflüsse des Papsttums fanden die päpstlichen Quellen des 
allgemeinen Kirchenrechtes, das Decretum Gratiani, die authentischen 
Dekretalensammlungen und die Extravagantensammlungen Eingang und 
starke Verbreitung. Hauptsächlich trug hiezu die führende Stellung der 
Lehre des kanonischen Rechtes an der Prager Universität bei. Die Schätze, 
welche die klösterlichen Bibliotheken an Handschriften dieser Quellen 
bergen, geben ein Zeugnis ihrer eifrigen Pflege. Es kam auch zu Bearbeitun¬ 
gen durch heimische Autoren, von welchen auf die schon zu Ende des 
13. Jahrhunderts im Kloster Raigern verfaßte tabula iuris und die Bearbei¬ 
tung des kanonischen Prozesses durch Nikolaus Puchnik aus dem 14. Jahr¬ 
hundert hingewiesen sei. Für das partikuläre Kirchenrecht ragen die Sta¬ 
tuten der Prager Erzdiözese vom Jahre 1349 hervor. Ihnen reihen sich die 
Diözesanstatuten der Bistümer, zum Teile in das 14. Jahrhundert zurück¬ 
reichend, an. Sehr zahlreich sind die Überlieferungen päpstlicher Normen¬ 
gewalt, Privilegien, Mandate, Konfirmationen und Dispensationen im 
Bereiche der böhmischen Länder. 

1U ) Lechner, D. ältest. Belehnungs- u. Lehensgerichtsbücher d. Bist Olmüta 
(1902); Emler, Über d. Hoflehentafel d. Kr. Böhm. (S. B. böhm. Ges. Wissensch. 
1870); Kadi ec, Desky manskö (Otto’s Slovn. nauöny VII); Veröffentlichungen 
lehensr. Quellen bei Jirecek, Cod. iur. boh. I u. II. pars 2., Palacky in Arch. 
CeSky I. — Stobbe, Gesch. d. deutsch. Rechtsquellen I.; Schroeder-Künß- 
berg, Lehrb. d. deutsch. Rechtsgesch. (1922). 
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Auch auf ehe Entwicklung des kirchlichen Kanzleiwesens und der 
mit der kirchlichen Jurisdiktion zusammenhängenden Führung von Büchern 
hatte die Organisation unter Ernst von Pardubitz großen Einfluß. Die 
acta iudiciaria consistorii über Rechtsstreitigkeiten, vom Jahre 1373. an 
erhalten, und die libri erectionum über außerstreitige Angelegenheiten 
gewähren einen den Landtafeln und Stadtbüchern an die Seite zu stellen¬ 
den Einblick in das kirchliche Rechtsleben. Von ähnlichen Büchern der 
Bistümer, der Klöster und Kollegiatkirchen sind uns leider nur stückweise 
Reste erhalten. 

Eine große Rolle spielte im kirchlichen Rechtsleben die Urkunde. 
Die rechtsgeschäftlichen und Konformationsurkunden der Bischöfe, Äbte 
sowie auch der Kapitel und Konvente mannigfachen Inhaltes gehören zu 
den anschaulichsten Erkenntnismitteln des Rechtslebens. Die Heraus¬ 
gabe von Urkundenbüchern, wie sie bezüglich hervorragender Klöster 
Böhmens und auch Schlesiens veranstaltet wurde, ist daher auch für die 
Rechtsgeschichte von hohem Werte. In den kirchlichen Gerichten kamen 
auch die Privaturkunden der Laien häufig zur Anwendung. Der im geist¬ 
lichen Gerichte festgehaltene Grundsatz, daß vor dem geistlichen Forum 
für die Beweiskraft der Urkunde ein authentisches Siegel oder die Nieder¬ 
schrift von einer manus publica erforderlich sei, brachte es mit sieh, 
daß die Entwicklung des öffentlichen Notariates eng mit dem kirch¬ 
lichen Rechtsleben zusammenhing. Das Institut ist auch nach Böhmen 
aus Italien gekommen, wo es seit dem 13. Jahrhundert zum Träger des 
Beurkundungswesens geworden war. Das Notariat hat wesentlich das 
Eindringen römisch-kanonischen Rechtes in die Praxis gefördert. Vor 
allem waren es die geistlichen Gerichte, wo Notariatsinstrumente wegen 
ihrer Beweiskraft Anwendung fanden. An der Universität bestand ein 
besonderer Notar zur Ausfertigung der Korporationsurkunden und zur 
Errichtung von Instrumenten über Rechtsgeschäfte der Studierenden. Die 
Zahl der Notare war in der Zeit Karls IV. stark angewachsen, doch hatte 
schon einer der frühesten Notare, der Italiener Heinrich von Iserna, zur 
Zeit Ottokars H. eine stilistische Schule, die auch eine Notarenschule 
war, gegründet. Die Notare hatten ihren Sitz hauptsächlich in den 
Bischofsstädten. Die Erteilung der öffentlichen Funktion eines Notars 
ging ursprünglich vom Könige oder vom Papste aus. Auch die Anord¬ 
nung der Prüfung seiner Befähigung, die Abgrenzung des Pflichtenkreises 
finden wir in päpstlichen Urkunden festgelegt. In der Maiestas Carolina 
ordnete Karl IV. wegen der großen Zahl der Notare und des häufigen 
Mangels entsprechender Sachkenntnis an, daß jeder Notar zur Ausübung 

P e t e r k a. Rechtsgeschichte. 
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de9 Notariates der königlichen Lizenz bedürfe. Im Jahre 1358 wurde 
die Bestellung der Notare in die Hände des Prager Erzbischofs gelegt. 

Ähnlich, wie dies für die königliche Kanzlei gilt, gab die umfang¬ 
reiche Praxis der geistlichen Kanzleien Anlaß zur Abfassung von Formel¬ 
büchern. Insbesondere ist es die erzbischöfliche Kanzlei Ernsts von Par¬ 
dubitz, in welcher das bedeutendste Buch dieser Art, die cancellaria 
Amesti, entstand. Das älteste Formelbuch ist das des Prager Bischofes 
Tobias von Bechyn (1287). Dem Olmützer Bistum entstammt eine 
caucellaria des Johannes von Neumarkt und eine solche- des Olmützer 
Officiales Sander. Ihnen reihen sich klösterliche Formelbücher an, wie 
sie uns insbesondere aus Zisterzienserstiften Böhmens und Schlesiens 
erhalten sind. 114 ) 

5. Wie schon beim Überblicke über die Stadtverfassung hervor¬ 
gehoben worden ist, ist das Stadtrecht der böhmischen Länder ein Teil des 
deutschen Stadtrechtes, sein Entwicklungsgang daher durchaus wesens¬ 
verwandt mit diesem. Ein charakteristisches Merkmal ist es, daß uns das 
deutsche Stadtrecht hier nicht in einer einheitlichen, etwa einem Stamme 
entsprechenden Gestaltung entgegentritt, sondern daß es je nach seinen 
Vorbildern in verschiedene Gruppen gegliedert ist. 115 ) Dies ist gewiß eine 
Nachwirkung des Personalitätsprinzipes, welches die bürgerlichen Siedler 
jenes Recht genießen ließ, welches sie mit sich brachten. Das größte Ein¬ 
flußgebiet hatte das im Magdeburger Stadtrechte verkörperte sächsische 
Recht. Die Städte des nördlichen Böhmens und Mährens sowie die Städte 
Schlesiens gehören dem sächsischen Rechtskreise an. Die Anwendung säch- 

114 ) Vgl. die oben n. 65 angegebene Literatur. Höfler, Prager ConciKen d. 
vorhus. Zeit (1862); Fasse au, Collectio synodorum et statuorum almae dioecesis 
Olomucenae, 4 Teile (1766); Menüik, Nekolik statu tu a narizeni arcibiskupü pr. 
Arnosta a Jana. I. (1882); Ott, D. tabula iuris zu Raigern (1889); von Tadra 
wurden herausgegeben die acta indiciaria consistorii (1893—1901), die cancellaria 
Amesti (1880), die cancellaria Johannis Novoforansis (1886); von Borovy die 
libri erectionum (1875—1889); von N o v 4 k und von S e b e s t a das Formelbuch des 
Tobias v. Bechyn (1903 u. 1905); Zum kirchlichen Urkundenwesen neben den 
Regestenwerken von Erben-Emler, Boczek für Böhmen und Mähren Grün- 
hagen-Korn, Regesta episcop. Vratislaviensis I (1864); Stenzei, Urkunden 
z. Gesch. d. Bist. Breslau i. Ma. (1845); Pangerl, Urkundenbuch Hohenfurt und 
Goldenkron (fontes rer. Austriacarum XXIII. u. XXXVI); Klimesch, Urkunden- 
u. Regestenbuch d. Klarissinnenklosters in Krummau. 

115 ) Han öl, 0 vlivu prAva nemeokeho v CefchAch a na Moravö (1874); Grun¬ 
zei, Über d. deutsch. Stadtrechte Böhmens u. Mährens (M. V. G. D. B. XXX); 
J u r i t s c h, D. Deutschen u. ihre Rechte i. Böhm. u. Mähr, im 13. u. 14. JhdL (1905); 
Z y c h a, Uber d. Ursprung d. Städte i. Böhmen (1914). 
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stachen Rechtes läuft wohl parallel mit der Entstehung des Städtewesens. 
Aus dieser Erwägung scheinen die Versuche, die Einführung des Magde¬ 
burger Rechtes spät zu datieren, nicht zutreffend. So besteht auch kein 
innerer Grund dafür, die älteste uns erhaltene Urkunde über das Magde¬ 
burger Recht als Grundrecht, 4&s Gründungsprivileg von Mährisch-Neu¬ 
stadt (1223) für gefälscht zu halten. 118 ) Wichtige Pflegestätten magde- 
burgisch-sächsischen Rechtes waren in Böhmen Leitineritz, Königgrätz und 
die kleinere Stadt Prag, in Mähren Olmütz, ferner Troppau, Glatz und alle 
größeren Städte Schlesiens und der Lausitzen. Ihre Bedeutung für die 
Rechtsanwendung wuchs durch die Ausbildung des Rechtszuges an sie ata 
Oberhöfe von anderen Städten des sächsichen Rechtskreises. Demgegen¬ 
über finden wir in den übrigen Teilen Böhmens und Mährens eine An¬ 
passung an süd- und mitteldeutsches Stadtrecht. So zeigt insbesondere 
Brünn innere Verwandtschaft mit dem Wiener Rechte. Auch das frän¬ 
kische Nürnberger Recht griff auf Böhmen über. Solcher Einfluß lag, 
allerdings des näheren nicht mehr feststellbar, für die Altstadt Prag vor. 
Auch das fränkische Recht der Reichsstadt Eger kommt seit ihrer Ver¬ 
pfändung für die Stadtrechtsgeschichte Böhmens in Betracht. Eine selb¬ 
ständige, süddeutschem Stadtrechte nahestehende Entwicklung weisen 
die Rechte von Iglau, Deutschbrod und Znaim auf. Interessant sind die 
Spuren flandrischen Rechtes, wie sie uns in schlesischen Städten (v. a. 
Leobschütz und Neumarkt) ja auch in Mähren (Iglau) und Böhmen (Alt¬ 
stadt Prag) begegnen. Allerdings ist der flandrische Rechtseinfluß in 
diesen letzteren Städten problematisch und kaum in einer flandrischen 
Siedelung begründet. 117 ) — Eine zweite Eigenart des böhmischen und 
auch mährischen Stadtrechtes liegt, wie ebenfalls schon früher (o. S. 70) 
bemerkt wurde, in dem starken Eingreifen königlicher Stadtprivilegien. 
Sie wirkten nach der verfassungsrechtlichen Seite hin im Sinne verein¬ 
heitlichter Rechtsgestaltung ein. 

Die stadtherrlichen Privilegien gehören neben den autonomen Satzun¬ 
gen der Städte und ihrer Verbände zu den wichtigsten verfassungsrecht¬ 
lichen Quellen unseres Stadtrechtes. Hiezu kommen die aus der Rechts¬ 
sprechung fließenden Quellen, insbesondere Rechtsmitteilungen und Sprüche 
der Oberhöfe. Auch in unserem Gebiete setzt eine für die Rechtserkenntnis 

116 ) Teige, Kdy a kym zavedeno bylo prävo m&gdeburske na Morav8(Prävnik 
LDL); Dagegen Weizsäcker, Z. Einführung d. Magdeburg. Rechtes i, Mähren 
(Prager Jur. Ztschr. II.). 

u7 ) Rossler, Deutsche Rechtsdenkmäler aus Böhm, und Mähren I. u. II.; 
Tomaschek, Deutsches Recht in Österreich (1859); Zycha» Prag (1912) u. 
Ursprung d. Städte L Böhm. (1914). 
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bedeutende literarische Bearbeitung des Stadtrechtes ein. Als Aufzeich¬ 
nungen von hohem, rechtsgeschichtlichem Wert gesellen sich in besonders 
reichem Maße die Stadtbücher hinzu. Stadtherrliche Privilegien, autonome 
Satzungen, Rechtsmitteilungen und Schöffensprüche, städtische Rechts¬ 
bücher und Stadtbücher sind somit auch in unseren Ländern die Quellen, 
auf welchen das Stadtrecht beruhte oder aus welchen wir die Rechts¬ 
anwendung erschließen können. 

Die königlichen Städteprivilegien 118 ), deren schon früher gedacht 
wurde, sind teils Gründungsprivilegien oder Bestätigungen der ursprüng¬ 
lichen Stadtrechte, wie die Handfeste über das Brünner Stadtrecht von 
1243 und die Bestätigung der Iglauer Rechte von 1249, teils ist in ihnen 
die königliche Städtepolitik niedergelegt, insbesondere durch Vorschriften 
über die städtische Gerichtsbarkeit, über die Städteverfassung, durch 
finanzielle Begünstigungen, durch Normen zur Hebung des städtischen 
Handels und Gewerbes, zur Förderung der Dispositionsfähigkeit der Bür¬ 
ger. So bieten uns die königlichen Städteprivilegien, in großer Zahl 
erhalten, ein verläßliches Bild der städtischen Verfassungsverhältnisse, 
soweit sie mit dem Königtum Zusammenhängen, und bringen auch sichere 
Nachrichten über manche privatrechtlich belangreiche Seiten des städti¬ 
schen Wirtschaftslebens. Die Privilegien sind in lateinischer, seit der 
Mitte des 14. Jahrhunderts häufig auch in deutscher Sprache abgefaßt. 
In ähnlicher Weise haben auch die adeligen und geistlichen Stadtherren 
ihren Städten Privilegien erteilt. 

Für das städtische Statutarrecht ragen die aus dem 14. Jahrhundert 
im über vetustissimus statutorum et aliarum rerum memorabilium Veteris 
urbis Pragensis (1310) und in einer späteren daraus entnommenen Samm¬ 
lung erhaltenen Statuten (1311—1371 und 1380—1418) hervor. 119 ) In 
die Form von Statuten ist auch das Recht der gewerblichen Verbände 
gekleidet. Die ältesten Zeugnisse hiefür sind die Rechte der Schneider 
in der Altstadt Prag (1318), die Ordnungen der Bäcker (1324), der Kan¬ 
nengießer (1371), für Mähren jene der Iglauer Tuchmacher (1349) und der 
Brünner Melzer (1353). Das Buch der Goldschmiede zu Prag (1324) 120 ) 

UB ) Für die königlichen Städte Böhmens sind die Privilegien herausgegeben 
von Celakovskf im Codex iuris municipalis Regni Bohemiae L (Die Prager 
Städte) 1886, und II. (Priv. d. übrigen Städte 1225—1419) 1895. 

11# ) Tomek, in Cas. ö. m. 1844; Rössler, Deutsche Rechtsdenkmäler aus 
Böhm. u. Mähr. I«; Celakovskf, Soupis rukopisü chov. v archivu kr. hl. m, 
Prahy (1907). 

”•) Hgg. v. Mencik in Sitzgsber. d. kgl. böhm. Ges. d. Wissensch. 1891; ab- 
fedruckt auch bei P e t e r k a, Gewerber. Böhmens L 14. Jhdt. (1909). 
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und das Buch der Prager Malerzeche 121 ) sind wertvolle Rechtsquellen 
autonomen Zunftrechtes im 14. Jahrhundert. Für die Prager Universität 122 ) 
sei ihr Statutenbuch mit chronologischen Einträgen seit 1385 hervorgehoben. 

Das Band, welches die Städte gleichen Rechtes zusammenschloß, 
gab sich in Rechtsmitteilungen und Schöffensprüchen der Oberhöfe kund. 
Hier trat das magdeburgisch-sächsische Recht besonders hervor. Für Leit- 
meritz liegt eine Nachricht über eine Rechtsmitteilung aus dem Jahre 1282 
vor. In Schlesien erfolgten Rechtsmitteilungen an Breslau und Görlitz 
und von Breslau aus wurde sächsisches Recht nach Olmütz und nach 
Troppau mitgeteilt. Reich war die Spruchtätigkeit in den Städten 
Magdeburger Rechtes unseres Gebietes, wie die auf uns gekommenen, 
leider bisher nur stückweise und unvollständig herausgegebenen Schöffen¬ 
sprüche zeigen. 128 ) Von den übrigen Städten weisen die Oberhöfe Brünn 
und Iglau eine sehr entfaltete Spruchtätigkeit auf. Zeugnis hievon geben 
die uns in einer Zusammenfassung des 14. Jahrhunderts erhaltenen Iglauer 
Schöffensprüche, sententiae Iglavienses (definitivae) 124 ) und die Brünner 
Schöffensprüche, hauptsächlich in der Bearbeitung, welche sie in dem als 
Rechtsbuch zu wertenden „Brünner Schöffenbuche“ fanden. 

m ) Pangerl, D. Buch d. Malerzeche i. Prag (Quellenschr. f. Eunstgesch. 
XIII 1878); Patera-Tadra, D. Buch d. Prager Malerzeche (1878). 

1M ) Jirecek, Codex iur. boh. II. pars 3. Monumenta hist, universitatis Car. 
Ferd. I.—III. (1830/48). 

1W ) Lippert, D. Recht a. alt. Schöppenstuhle z. Leitmeritz (M. V. G. D. 
B. VI.); Tieftrunk, Kmetskä stolice magdebursk. präva v Litomöricich (Pam. 
arch. IV.); Peterka, Leitmeritz u. d. Magdeburger Recht (Festschrift d. Stadt 
Leitmeritz, 1927); Kisch, Besprechung dieses Buches in d. Zeitschrift d. Sav.- 
Stiftung f. Rechtsgesch., Bd. 24, germ. Abt., 1924); Prasek, Organisace prav mag¬ 
debursk. na sev. Morave a v rak. Slezsku (1900); derselbe, D. Olmützer Stadtgericht 
als Oberhof (1896); Hawelka. D. Gerichtsbarkeit d. Stadt Sternberg (Z. der tsch. 
V. G. Mährens III.); Bischoff, Beitr. z. Gesch. d. Magdeburger Rechtes (Sitzgsb. 
Wiener Ak. d. Wissenschaften I.); Einige Rechtsmitteilungen Magdeburgs nach Leit¬ 
meritz und Schöffensprüche sind hgg. v. J i r e ö e k, Codex iur. boh. II. pars 4; 
Schlesinger, M. V. G. D. B. XXI. (Brüx); für Schles ; en vgl. Prasek, 
Breslauer Schöffensprüche (Z. G. Schl. XXXIII.); Franklin, Magdeburger Weis- 
tümer f. Breslau (1856); für Görlitz: Neumann in N. Laus. Mag. XXVIII u. 
Magdeburger Weist, a. d. Görlitzer Ratsarchiv (1852). 

1M ) Tomaschek, D. Oberhof Iglau i. Mähren u. s. Schöffensprüche (1868); 
Jireöek, Cod. iur. boh. II. pars 4; Zycha, D. böhm. Bergrecht d. Ma. II. (1900). 

19S ) Hgg. v. Rossler, Deutsche Rechtsdenkm. aus Böhm. u. Mähren II. 
(1852); Vgl. Monse, Ü. d. ältesten Munizipalrechte d. St Brünn (1788); Weiske, 
Bemerkungen z. Brünner Schöffenb. (Zeitschr. f. d. Recht XIV); Czyhlarz, D. 
Brünner Schöffenb. u. d. knihy mäst. präv d. Brictius v. Licsko (M. V. G. D. B. X.); 
His, D. Strafrecht d. deutsch. Mittelalters I. (1920); Bohaöek, Rimskö prvky v 
prävni knize Brnönskäho pisare Jana(Präce ze Seminare cesk. präva, hgg. v. Kapras 
Z. 9, 1924); ders. Joste k rimskoprävn. obsahu brnönskö pr. knihy (Festschr. f. 
Kapras 1930); Meister, Emil Franz Rössler — nebst einigen Bemerkungen über 
d. Brünner Rechtsbuch d. Johannes y* Gelnhausen (Zeitschr. f. Gesch. Mähr. u. 
Schles. XXX. Bd., 1928). 
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Dieses Rechtsdenkmal 128 ) verdient unter den Rechtsbüchern des 
böhmisch-mährischen Gebietes die größte Beachtung und hat einen hohen 
Wert für die Erkenntnis des deutschen Rechtes weit über seinen eigent¬ 
lichen Geltungsbereich, nicht nur wegen seines reichen privat- und straf¬ 
rechtlichen Inhaltes, sondern auch deshalb, weil die in ihm gegebene 
juristisch scharfe Behandlung der Schöffensprüche die Vertrautheit des 
Autors mit dem römischen Rechte dartut. Das Buch bringt vor allem 
Schöffensprüche des Oberhofes Brünn aus der Mitte des 14. Jahrhunderts. 
Es ist uns in zahlreichen Handschriften, darunter auch zwei Bilderhand¬ 
schriften, unter verschiedenen Titeln überliefert, deren vollständigster 
sententiae divcrsis locis in Brunna iura requirentibus in scriptis traditae 
lautet. Der Verfasser des Buches ist ein Brünner Stadtschreiber Johan¬ 
nes, welcher aber nicht, wie früher vermutet wurde, mit dem Verfasser 
des Formelbuches (s. o. S. 154) Johannes von Gelnhausen identisch ist. 
Die Arbeit ist in Kapitel, welche alphabetisch angeordnet sind, eingeteilt 
und in lateinischer Sprache abgefaßt. — Als literarische Bearbeitungen 
des Rechtes der Altstadt Prag werden zwei Rechtsdenkmäler angespro¬ 
chen. Das sogenannte Ottokarische Stadtrecht 126 ) aus dem Ende des 

13. Jahrhunderts und das sogenannte Prager Rechtsbuch, um die Mitte des 

14. Jahrhunderts entstanden. 127 ) Doch sind Entstehung und Bestimmung 
dieser beiden Quellen nicht zweifellos feststehend, es wurde ihr Charak¬ 
ter als Rechtsbücher angefochten: in dem Ottokarischen Rechte wurde ein 
Rest der Ottokarischen Kodifikationsversuche, im Prager Rechtsbuch eine 
durch die Anordnung Johanns hervorgerufene offizielle Zusammenfassung ge¬ 
sehen. Das sogenannte Ottokarische Recht ist nach neuerer Untersuchung 
eine vor allem auf dem Prager Stadtrechte fußende private Arbeit, getragen 
von der Absicht, ein einheitliches gemeines Stadtrecht, wohl für die Städte, 
welche nicht nach Magdeburger Rechte lebten, darzustellen. Die Bezeichnung 
als Ottokarisches Recht, wie dies im Anschluß an die einleitenden Worte der 
ältesten Handschrift geschieht, ist daher sowohl zeitlich wie inhaltlich be¬ 
denklich. Die zweite hier in Betracht gezogene Quelle wird von der herr¬ 
schenden Lehre als eine Privatarbeit, somit als ein Rechtsbuch erachtet. 
Doch ist es hier ebenso fraglich, ob es sich um Prager Recht allein handelt. 
Die starken Anklänge an Brünner und Iglauer Recht und die häufige, 
sogar wörtliche Übereinstimmung mit dem Sachsenspiegel sprechen für 
allgemeinere Absichten dieses deutschen Rechtsdenkmales. — Wie schon 

18# ) Zycha, Prag (1912); Tomek, Gesch. d. Stadt Prag (1856); Tomfe¬ 
sch ek, Deutsch. Recht i. österr. (1859); Stobbe, Gesch. d. deutsch. Rechtsquellen 
I. (1860). — Hgg. v. Rössler in der Schrift: Über d. Bedeutung u.• Behandlung 
d. Gesch. d. Rechts in österr. (1847); Jirecek, Codex iur. boh. II. pars 4. 

187 ) Hgg. v. Rössler in D. Rechtsdenkm. aus Böhm. u. Mähr. I. (1845). 
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Cicse Beziehung zum Sachsenspiegel zeigt, haben die Rechtsbücher des 
sächsischen Rechtes auch in Böhmen Eingang gefunden. Neben dem Sach¬ 
senspiegel gilt dies insbesondere von seiner Erweiterung, dem Rechts¬ 
buche nach Distinktionen (Meißner Rechtsbuch) und den städtischen. 
Rechtsbüchern, wie dem Sächsischen Weichbildrechte. Die dem süddeut¬ 
schen Rechte nahestehenden Städte, wie z. B. Brünn, verraten in ihren 
Rechtsquellen Kenntnis und Benützung des Schwabenspiegels. — ln 
Schlesien 128 ) hatten die Rechtsbücher des sächsischen Rechtes unmittelbare 
Geltung. Bis kam hier zu selbständigen Bearbeitungen des Magdeburger 
Stadtrechtes, wovon das Magdeburg-Breslauer systematische Schöffen¬ 
recht. eine auf Magdeburg-Breslauer Bewidmungen und Breslauer Schöf¬ 
fensprüchen beruhende Arbeit, das damit zusammenhängende Glogauer 
Rechtsbuch und die auch auf dem Gebiete des Stadtrechtes reiche, wenn 
auch nicht bedeutende literarische Tätigkeit Nikolaus Wurms (s. o. S. 158) 
Zeugnis geben. Von ihm rührten eine Verarbeitung der sächsischen Weich¬ 
bildglosse im Liegnitzer Stadtrechtsbuch und ein mit Berücksichtigung 
römisch-kanonischen Rechtes verfertigtes Rechtsbuch, die „Blume von 
Magdeburg“ her, das er später zu einer „Blume des Sachsenspiegels“ 
umarbeitete. 

Stark entwickelte sich in den Städten der böhmischen Länder das 
Buchwesen. 129 ) Stadtbücher, im Aufträge des Rates oder Gerichtes 
geführte Bücher sind uns in allen Arten, welche die deutsche Stadl- 
rechtsgeschichte kennt, als Privilegien- und Statutenbücher, Memora¬ 
bilienbücher, Verwaltungsbücher, Gerichts- und Ratsbücher über Prozesse 
und Rechtsgeschäfte in reicher Zahl schon aus dem 14. Jahrhundert 
erhalten. In den Büchern, welche Rechtsgeschäfte der Bürger zum 
Inhalte haben, war der Zweck des Eintrages ein deklarativer, es sollte 
ein amtliches Zeugnis über das Geschäft geboten werden. Hierin liegt 
wohl auch der Entstehungsgrund dieser Art der Stadtbücher. Wie die 
Steigerung der Bedeutung des Gerichtszeugnisses, insbesondere im säch- 
sichen Rechtskreise eine treibende Kraft für die Entwicklung des Stadt- 

"•) Schroeder-Künßberg, Lehrb. d. deutsch. Rechtsgesch. 6; Stobbe, 
Gesch. d. deutsch. Rechtsquellen I. 

*”) P r o c h a s k a. Üb. d. Entstehg. u. Entw. d. ältesten Stadtbücher in Böhmen 
(M. V. G. D. B. XXII.); Kap ras, D. Pfandrecht i. böhm.-mähr. Stadt- u. Berg¬ 
rechte • (Gierkes Unters, z. D. Staats, d. Rechtsg. 83);- Peter ka, Über d. rechts- 
gesch. Bedeutung d. Böhm. Kamnitzer Stsdtbuches (Anh. z. Edition d. Stadtbuches 
1915); Smital, D. Institut d. Stadtbücher i. Mähren (Zeitschr. deutsch. V. G. 
Mährens XV.); Vojtiäek, 0 studiu mestsk. knih ces. (Vestn. Cesk. ak. XXIV.); 
Rehme, Stadtbücher d. Mittelalters, I. Teil, 1927; Wenisch, Gliederung d. Stadi- 
bücher Nord- u. Westböhmens (hgg. v. Verein f. Gesch. d. Deutschen i> Böhmen, 
1931). Vgl. auch die oben n. 99 angegebene Literatur. 
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buchwesens war, so liegt hierin auch ein Moment für die Annahme eines 
Vorbildes unserer Stadtbücber in den älteren Erscheinungen des deut¬ 
schen Reiches. Ein ausdrücklicher Hinweis auf eine Übernahme des 
Institutes liegt allerdings nicht vor. Gewiß hat auch die Ausgestaltung 
des Stadtschreibertums und des damit verbundenen städtischen Notariats 
fördernd auf die Entwicklung der Stadtbücher eingewirkt. Nicht auf¬ 
geklärt ist das Verhältnis des Stadtbuchwesens zur böhmischen Land¬ 
tafel. Teils wird ein Einfluß der Landtafel auf die Entstehung der Stadt¬ 
bücher angenommen, teils umgekehrt in den Stadtbücbem des Rhein¬ 
landes das Vorbild der Landtafel gesehen. 180 ) Die mit der deutschen 
Stadtbuchgeschichte als Begleiterscheinung des deutschen Stadtrechtes 
gleiche Entwicklung unseres Stadtbuchwesens und der dauernd dekla¬ 
rative Charakter der Stadtbucheinträge gegenüber der konstitutiven 
Kraft des Landtafeleintrages sprechen gegen eine genetische Beeinflus¬ 
sung der Stadtbücher durch die Landtafel. Mit der deutschen Stadtbuch¬ 
geschichte teilt unser Stadtbuchwesen auch die fortschreitende Differen¬ 
zierung der Verwaltungs-, Gerichts- und rechtsgeschäftlichen Bücher. 
Während für kleinere Gemeinwesen die Anlegung eines Buches ohne 
Sonderung genügen konnte, hat die wachsende Zahl der Buchungen 
größerer Städte eine Sonderung nach Zweigen der Amtstätigkeit oder 
der Rechtsgeschäfte geführt. — Die früheste Kunde eines Buches über 
Rechtsgeschäfte betrifft die Altstadt Prag. Hier liegt die Nachricht 
(1279) vor, daß der ehemalige königliche Notar Henricus Italiens mit der 
Anlegung von quaterni contractuum vel obligacionum regalium registrorum 
ad instar betraut worden sei. Leider ist uns das Buch selbst nicht 
erhalten und nur ein einziger Eintrag aus demselben in einem Formelbuche 
überliefert. Die Dürftigkeit der Nachrichten über dieses älteste Buch läßt 
die Frage offen, ob wir darin ein wahres von Amts wegen geführtes Stadt¬ 
buch zu sehen haben oder ob es nicht nur eine inoffizielle Arbeit des außer¬ 
halb des städtischen Amtsorganismus stehenden Henricus Italicus, ja viel¬ 
leicht nur ein Formelbuch war. Die Worte regalium registrorum ad instar 
sind wohl auf die Landtafel zu beziehen. 181 ) 

Das älteste auf uns gekommene Stadtbuch der Altstadt Prag ist der 
schon oben erwähnte liber vetustissimus von 1310. Das Buch ist seinem 

tM ) Redlich, D. ältest. Nachrichten u. d. Prager Stadtbücher u. d. bohm. 
Landtafel (M. J. ö. G. F. XXXII.); VojtiSek, K po£ätküm mSstskfch knih 
prazskych a desk zemskyeh. (Prävnik LX.). 

m ) Celakovskf, Soupis rukopisü chov. y. archivu kr. hl. m. Prahy (1907) 
und die in der vorigen Note angeg. Schriften. 
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Wesen nach ein Statuten- und Memorabilienbuch. Nur in den Jahren 
1331—1339 sind darin Vermerke über bürgerliche Geschäfte enthalten. 
Die ersten Gerichtsregister privatrechtlichen und strafrechtlichen Inhaltes 
stammen aus der Mitte des 14. Jahrhtanderts (1351—1367 und 1390—1399). 
In der Neustadt Prag sind Gerichtsbücher vom letzten Viertel des 14. 
Jahrhunderts an erhalten. Von Büchern der übrigen Städte Böhmens, 
welche Einträge schon aus dem 14. Jahrhundert enthalten, sei hier ins¬ 
besondere auf folgende hingewiesen: auf das Gerichtsbuch (Über conscien- 
tiae der grundherrlichen Stadt Neu-Bydäov (131 l), m ) auf das Ratsbuch 
Kolins 138 ) (Eintragungen von 1341 und von 1376 an), wo uns die Scheidung 
eines Manuales und eines über perpetuus (das ewige Buch) für dauernd 
geltende Rechtsverhältnisse entgegentritt, auf die Gerichtsbücher von 
Jißin 1 * 4 ) (1362), von Saaz (1383), auf die Stadtbücher von Dux (1389) 
und des grundherriichen Böhm.-Kamnitz (1380). 1 * 8 ) Aus Leitmeritz ist uns 
ledigüch ein Memorabilienbuch, über documentorum (1341), 1S< ) erhalten. 
Ein hohes Alter (1310) und wertvollen strafrechtlichen Inhalt haben die 
Achtbücher der Reichsstadt Eger. m ) — Der Mitte des 14. Jahrhunderts 
entstammen die Stadtbücher mährischer Städte, so das Memorabiüenbuch 
von Olmütz (1348), die zu den Verwaltungsbüchern gehörigen Losungs¬ 
bücher von Brünn (1353) und Znaim (1363). Unter den aus Mähren 
erhaltenen Resten von Gerichtsbüchern sind die Iglauer acta iudiciaria 
(1359) und das Olmützer Stadtbuch (1350) die bedeutendsten. An der 
Anlage und Führung dieser Stadtbücher hatten die Stadtschreiber 
Johannes von Gelnhausen und Wenzel von Iglau hervorragenden Anteil. 1 * 8 ) 
— In Schlesien und den beiden Lausitzen faßte das Stadtbuchwesen, zumal 
es sich hier um Gebiete des sächsischen Rechtes handelt, festen Boden. 
Auch hier fallen die ersten Überüeferungen in den Ausgang des 13. Jahr- 


*”) Hgg. v. Kapras (1907); Hiezu Stemberk, BydzovskA kniha s&pisft 
a r. 1311 (PrAynlk XXVII.); Pircban im Prager Jur. Vierteljahrschr. (1910). 
“*) Vojtiiek, 0 nejstaiäich knfh&ch m. Kolina n. L. (C. mal. mor. XLI). 
m ) Hgg. v. Menöik (1898). 
w ) Hgg. v. Horcicka, Bernt, Peterka (1915). 

w ) Katzerowsky, Ein Leitmeritzer Stadlbach a dd. 14. Jhdt (M. V. G. 
D. B. XXXHL). 

*") Hgg. v. Siegel (1901/3). 

“*) Biechoff, Ü. d. älteste Olmfitzer Stadtbuch (1877); Saliger, Ü. d. 
Olmfitzer Stadtbuch d. Wenzel v. Iglau (1882); Bretholz, Johannes r. CMnhauscn 
Z. deutsch. V. G. M. u. Schl. VII.): Celakovskf, Mistr Jan z Gelnhausenu a 
Starä mästok« knihy jihlayskä (C. & m. 1898). 
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hunderts, Breslau weist schon im 14. Jahrhundert ein entwickeltes, differen¬ 
ziertes Buchwesen auf, nächst ihm hat Görlitz die reichsten Bestände. 139 ) 

Das Bild des bürgerlichen Rechtslebens, wie es in den Stadtbüchern 
niedergelegt ist, wird durch die städtischen Urkunden ergänzt, welche 
über Rechtsgeschäfte der Städte, insbesondere mit dem Königtum und 
den Fürsten aufgenommen wurden oder die über bürgerliche Rechts¬ 
geschäfte mit dem Stadtsiegel versehen, hinausgegeben wurden. Daher 
hat die Edition städtischer Urkundenbücher, 140 ) auch für die Rechts¬ 
geschichte eine hohe Bedeutung. 

6. Die Quellen des bäuerlichen Rechtes hängen mit dem Ansiede¬ 
lungsprozeß und mit der Zinspflicht des Bauern eng zusammen. Die 
Lokationsurkunden, in die Anfänge des 13. Jahrhunderts zurückreichend, 
sind zugleich die ersten Quellen geschriebenen bäuerlichen Rechtes. 
Trotz der Selbständigkeit der einzelnen vertraglichen Regelungen tritt 
doch eine ziemlich gleichmäßige Rechtsgestaltung in ihnen zutage. Die 
Herkunft der Siedler und die Zusammenhänge bäuerlicher und bürgerlicher 
Siedelung machen auch hier den Unterschied mitteldeutschen und säch¬ 
sischen Rechtes bemerkbar. Den Lokationsverträgen stehen aus dem 
Ausgange des 14. Jahrhunderts erhaltene, eingehende und umfangreiche 
Traktate im Streite über die Geltung des grundherrlichen Heimfalls¬ 
rechtes nahe. 

Die geringe dörfliche Autonomie bot noch wenig Raum für eine 
autonome Satzung und die Selbständigkeit der Bauern in vertraglich 
fixierter Stellung gegenüber dem Grundherrn machte es andererseits nicht 
in gleichem Maße, wie bei hofrechtlichen Gemeinden notwendig, für 
die Festlegung oder Sicherung der bäuerlichen Rechtslage durch Dorf- 
weistümer zu sorgen. So traten in unserem Gebiete wiederkehrende 
Rechtsweisungen verhältnismäßig zurück. Gleichwohl ist uns auch hier 
ein wiederkehrendes „Rügen“ des Dorfrechtes stellenweise überliefert. 
Ein zielbewußtes Nachforschen nach solchen Rügen hat allerdings noch 
nicht stattgefunden. Die bisherigen gelegentlichen Funde zeigen, daß 
Weistümer des Dorfrechtes auch bei uns bis in das 14. Jahrhundert hinauf- 
reichen, wie dies z. B. bei den Rügen von Weißwasser am Bösig 
(1370—1401) der Fall ist. 


“*) La band, D. Breslauer Stadt- u. Geriet Lsbücher (Z. G. Schlesiens IV.); 
Rehmo, D. Breslauer Stadtbücher (Stadtrechtsforsch. II. 1909.); Zum Görlitzer 
Stadtbuchwesen J e c h t, Gynrn. Progr. 1891 u. N. Laus. Mag 69.70. 

1M ) S. hiezu die Angaben in Zibrt, Bibliografie öesk. hiatorie L z. 3192ff.; 
Z. 3778 ff.; Z. 3971 ff.; IL Z. 394 ff. 
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Viel stärkeren Anlaß zur Aufzeichnung gab das Interesse der Grund¬ 
herren an einer Übersicht über den Umfang und die Giebigkeiten ihres 
Besitzes, sowie über die .Rechtsgrundlagen der bäuerlichen Verpflich¬ 
tungen. Solche Urbare, seit dem 13. Jahrhundert erhalten (1290 Urbare 
des Prager Bistums), können, je genauer sie gefaßt sind, zu umso wert¬ 
volleren Rechtserkenntnisquellen werden. Dies gilt insbesondere vom 
registrum bonorum domini Ulrici de Rosenberk (zweite Hälfte des 14. 
Jahrhunderts) und von einer Reihe schon im 14. Jahrhundert angelegter 
klösterlicher Urbare. 141 ) 

1U ) Lokationsurkunden sind reichhaltig insb. in Erben-Emlor, Regest* 
Boh. et Mor. I—IV, in Bocsek, C h y t i 1, Brandt, Bretholz, Codex dipl. 
Moraviae, im Codex Diplomaticus Silesiae und inTschoppe-Stenzls Urkunden¬ 
sammlung für Schlesien u. d. Ober-Lausitz veröffentlicht. — Fischei, Erbrecht 
u. Heimfall a. Grundforsch. Böhm. u. Mähr, vom 13. bis 15. JhdL (Arch. f. ö«L 
Gesch. 1015); Schlesinger, Deutsch-böhm. Dorfweistümer. (M. V. G. D. B. XV. 
u. XXII.); Chlumeckf, Einige Dorfweist, a. Mähr. (Arch. f. ösL Gesch. XVII.); 
E m 1 e r, Decem registra censuum Bohemica comp, aetate bellum husiticum praece- 
dente. (1881); Truhlär, Urb&r zbozi Rozmbersköho s. r. 1379. (Ber. B. Ak. W. VI 
Z. 10, 1880). 
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Die im Vorworte zum ersten Teile dieser Rechtsgeschichte der 
böhmischen Länder hervorgehobenen Grundgedanken und Ziele leiteten 
mich auch bei dem vorliegenden zweiten Teile. Ebenso suchte ich in 
der Art der Darstellung und Zusammenfassung mit dem ersten Teile 
in Einklang zu bleiben. 

Lediglich für den Hinweis auf die Literatur wählte ich, formal 
vom ersten Teile abweichend, ein Verzeichnis am Schlüsse, statt das 
Schrifttum bei den einzelnen Absätzen zu vermerken. Es geschah dies, 
um wiederholte Zitierungen zu vermeiden, denn ein großer Teil der 
anzuführenden Bücher und Schriften umfaßt mehrere der hier getrennt 
behandelten Epochen. 

Prag, im Jänner 1928. 

Der Verfasser. 
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Erster Abschnitt. 


Das hussitische Zeitalter. 

I. Charakteristik der Epoche. 

Das 15. Jahrhundert hebt sich in der böhmischen Rechtsgeschichte 
viel schroffer, als es in den anderen mitteleuropäischen Gebieten der Fall 
war, von den Grundlagen ab, auf welchen die Rechtsentwicklung in der 
vorausgehenden Zeit beruhte. Der Hussitismus zog durch seine neuen 
Lehren, durch die Kämpfe um seine Geltung und durch die Folgen der 
Austragung der religiösen Streitigkeiten das Verfassungsleben so sehr 
in Mitleidenschaft, daß er diesem Zeitalter den kennzeichnenden Stempel 
auf drückte. 

Mit dem Beginne des 15. Jahrhunderts drangen, durch die vielfache 
Reformbedürftigkeit des katholischen kirchlichen Lebens gefördert, die 
Lehren der deutschen Waldenser und des englischen Reformators Widif 
ein. Die Waldensischen Lehren fanden in Jakob von Mies, Nikolaus von 
Dresden, die Wiclifschen in Johannes Hus hervorragende Verfechter, 
sodaß die Auflehnung gegen die bestehende kirchliche Ordnung und 
Organisation bald in weitem Maße um 6ich griff. Unter dem Vorbilde 
der ersten Christengemeinden und unter alleiniger Anerkennung der 
heiligen Schrift für Lehre und Ritus wurde der Primat des Papstes 
geleugnet, die Beseitigung aller nicht durch das Gotteswort vorgeschrie¬ 
benen gottesdienstlichen Gebräuche, Einziehung des Kirchen- und Geist¬ 
lichenbesitzes, die Freiheit der Predigt für alle ohne Bindung an eine 
Kirche und unter Berufung auf die heilige Schrift, die Kommunion in 
beiden Gestalten verlangt, der Kelch zum Symbol der Reformbewegung 
erhoben. 

Die Verurteilung und Verfolgung der neuen Lehre als Ketzertum, 
die Verbrennung Johann Hus’ hielten die Bewegung nicht auf. Zeuge 
dessen sind der bald nachher erhobene Protest vieler Mitglieder des 
Herrenstandes gegen das Konstanzer Konzil (1415) und Beschlüsse zur 
Wahrung der Glaubensfreiheit. Noch einmal schien mit dem zurück¬ 
haltenden Schiedssprüche der Prager Universität von 1418, der sich im 
Wesen auf die Zuerkennung des Kelches, die Gewährung von Kirchen 
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für die neue Lehre, die Einziehung des Besitzes der Geistlichen 
beschränkte, Ruhe einkehren zu wollen. Allein gleich nach der neuer¬ 
lichen Festlegung der hussitischen Forderungen (Freiheit der Predigt, 
Abendmahl in beiden Gestalten, Beseitigung der irdischen Güter der 
Priester und Mönche, Beseitigung aller dem göttlichen Gesetz wider- 
streitenden kirchlichen Einrichtungen und Anordnungen) in den soge¬ 
nannten Prager Artikeln (1420), brach die schärfste Partei, die tabo- 
ritische, zur Durchsetzung ihrer umstürzlerischen Reformen immer 
gewaltsamer werdend mit ihrem Widerstande los. Fünfzehn Jahre lang, 
bis die Taboriten den milderen Utraquisten in der Schlacht bei Lipan 
erlagen, durchwogten blutige religiöse Kämpfe das Land. — Die Nieder¬ 
lage der Taboriten und die Stärke der gemäßigten Utraqüisten schuf die 
Grundlage für die Abkehr von der Verfolgung der Hussiten als Ketzer 
und für Verhandlungen auf dem Basler Konzil, deren Frucht die 
Kompaktsten (1436) dieses Konzils waren. Sie bewegten sich mit der 
(Jewährung des Kelches als Hauptinhalt ungefähr auf der Linie des 
Universitätsspruches von 1418. Es war das Konzil, nicht das Papsttum, 
welches sich zu den Kompaktsten herbeiließ. Um die Anerkennung der 
Basler Kompaktsten entstand ein halbjahrhundertlanges, in das Ver¬ 
fassungsleben tief eingreifendes, wenn auch unblutiges Ringen. Die 
Päpste verweigerten die Bestätigung der Kompaktsten, die utraqui- 
stischen Stände und ihnen folgend das Königtum drangen auf die päpst¬ 
liche Bestätigung. Das Ende dieser Streitigkeiten bedeutete die zwischen 
den Katholiken und den Utraquisten ohne Rücksichtnahme auf das 
Papsttum getroffene territoriale Vereinbarung auf dem Kuttenberger 
Landtage des Jahres 1485, welche ein friedliches Nebeneinander unter 
Gewährung der Glaubensfreiheit und der Kirchen für beide Parteien 
sicherte. 

Die grundsätzlich religiös-hussitische Bewegung blieb jedoch gleich 
anfänglich nicht nur eine religiöse, sondern sie hatte auch eine nationale, 
gegen das kräftige katholische Deutschtum gerichtete Tendenz. Das am 
Beginn dieses Zeitalters stehende sogenannte Kuttenberger Dekret 
(1409) mit seiner Beseitigung der altüberkommenen Rechtsstellung der 
deutschen Landsmannschaft«! an der Prager Universität und der ganze 
Verlauf der taboritischen Kämpfe sind Beweise hiefür. — Der soziale 
Inhalt der Bewegung war, von den chiliastischen Ideen und den unklaren 
Vorstellung«! eines von christlichen Gedanken brüderlicher Liebe durch¬ 
tränkten goldenen Zeitalters abgesehen, gering. Sie hielt an der gege¬ 
benen Ständegliederung fest, der Bauernschutz bildete kein grundlegendes 
Problem der Bewegung, ja das spätere Verhalten der taboritischen 
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Grundherren war gegenteilig und auch im Verhältnisse der städtischen 
Handwerker zum Patriziertum des Rates wurde keine grundsätzliche 
Änderung erzielt. 

Die taboritische Bewegung war eine wesentlich böhmische; in 
Mähren griff sie nur in ihren Ausstrahlungen und viel weniger ein. 
Landfriedensvereinigungen und Landtagsbeschlüsse zum Schutze des 
Katholizismus, zur Ablehnung der Prager Artikel steuerten ihr dort. 
Anders verhielt es sich bei der ruhigeren Entwicklung in Mähren mit 
dem gemäßigten Utraquismus, welcher zumal nach den Basler Kom- 
paktaten stark zunahm. Die nationale Welle setzte sich, obgleich 
weniger umfassend, nach Mähren fort. Völlig unberührt vom Hussitis¬ 
mus blieben Nieder-Schlesien und die Lausitzen, wo sich das Deutsch¬ 
tum unangefochten erhielt, nach Ober-Schlesien griff er — den 
mährischen Verhältnissen vergleichbar — über. 

Mit dem Siege der Utraquisten über die Taboriten in der Schlacht 
bei Lipan wurde der Grund gelegt zu einem zweiten Merkmale dieser 
Epoche. Es war der Sieg des in seinem Grundbesitz bereicherten Herren- 
etandes. Durch ihn wurde der Weg bereitet für eine starke Entfaltung 
der Grundherrlichkeit mit allen damit verknüpften Begleiterscheinungen 
politischer Macht und ungebundener Gewalt gegenüber den Hintersassen. 
Dieses Ergebnis, in Böhmen eine Folge des Sieges, ist gleichwohl keine 
nur auf diesen Anlaß zurückzuführende Tatsache, sondern es paßt 
sich der allgemeinen mitteleuropäischen Rechtsentwicklung an. Folge¬ 
richtig trat die gefestigte Grundherrlichkeit auch in Mähren, den beiden 
Lausitzen und in Schlesien ein. Der Aufstieg der Grundherrlichkeit 
schloß ein Sinken der verfassungsrechtlichen Bedeutung der Städte, 
welche in der ersten Hussitenzeit eine bedeutende politische Stellung 
eingenommen hatten, in sich. 

Die religiösen Wirren mit all dem Kostenaufwand für eine kriege¬ 
rische Niederhaltung derselben, der Aufstieg der Grundherren zeitigten 
eine für das Königtum höchst ungünstige Lage, was alles noch durch die 
Schwäche eines Wenzel IV. am Anfänge dieser Epoche, eines Wladislaw 
Jagello am Ausgange derselben wesentlich gesteigert wurde. Nur das 
Königtum Georgs von Podöbrad und die kurze Regierung Albrechts von 
Österreich sind Unterbrechungen im Sinne einer kraftvolleren Regent¬ 
schaft. Das Gegenbild dieser Schwäche des Königtums war die Fülle 
der Gewalt der Stände, des Adels, welcher nun als gleichwertiger, ja 
viel mächtigerer Faktor des Staates erstarkte. Auch hierin liegt nicht 
so sehr ein nur auf das böhmische Territorium beschränktes, verfas¬ 
sungsrechtliches Kriterium dieser Zeit. Die Verfassungsgeschichte des 
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deutschen Reiches und seiner Territorien, Ungarns und Polens weist 
aus eigenartigen und ähnlichen Motiven im allgemeinen die gleiche 
Erscheinung der Fülle ständischer Gewalt gegenüber einem entkräfteten 
Herrschertum auf. 


II. Das Königtum. 

A. Das Zeitalter, welches hier besprochen wird, ist, wie eingangs 
bemerkt, durch eine Schwächung, ja selbst den Verfall des Königtums 
gekennzeichnet. Die Gründe hiefür lagen vor allem in dem Aufstieg der 
Macht des Adels, welchen der Ausgang der hussitischen Bewegung als 
sozial und wirtschaftlich stärkste Macht emporhob, ferner in der eigenen 
Schwäche mancher Herrscher und in den finanziellen Nöten der kriege¬ 
risch bewegten Zeit. Der Verfall ergriff nicht allein die königliche 
Gewalt selbst, sondern er lieferte das Ämterwesen und damit die Ver¬ 
waltung den neuen Machtfaktoren aus. Gleichwohl ist dieses Sinken 
nicht als ein plötzliches zu denken, alles vollzog sich, wenn auch unauf¬ 
haltsam, so doch nur schrittweise. Von der kurzen Herrschaft Albrechts 
abgesehen, zeigt nur die Regierung Georgs von Podebrad eine Unter¬ 
brechung im Sinne der Erhaltung eines kräftigen Königtums. Zu einer 
Vernichtung des Königtums kam es trotzdem nicht. Lediglich vorüber¬ 
gehend gab es eine königlose Zeit, da Sigismund in den hussitischen 
Wirren seiner Herrscherrechte von den Ständen für unwürdig erklärt 
und abgesetzt wurde. 

1. Das Wachsen der ständischen Macht brachte es mit sich, daß unter 
den Titeln des Herrschaftserwerbes die Zustimmung der ständischen 
Machtfaktoren zu einem Wahlrechte auch bei Vorhandensein Erbberech¬ 
tigter erstarkte. Die Geltung erbrechtlicher Ansprüche im Sinne der 
karolinischen Erbregelung wurde jedoch nicht außer Kraft gesetzt, 
sodaß ein Nebeneinander von Erbfolge und Wahl als koordinierter 
Herrschaftstitel eintrat. Weder führte das Erbrecht allein ohne Wahl 
zur Herrschaft, noch galt gemeinhin eine freie Wahl. Nur bei Georg 
von Podöbrad löste 6ich die Wahl von aller erbrechtlichen Beeinflussung 
lo6. Wladislaw wurde zwar nicht auf Grund seines Erbrechtes gewählt, 
aber die Verwandtschaft war doch ein Motiv für seine Wahl. Der Gewählte 
wurde zur tatsächlichen Herrschaft von den Ständen angenommen. Aus 
diesen Verhältnissen erklärt sich die schwankende Terminologie der 
Quellen, welche zuweilen in einem Atem von einem erblichen, gewählten 
und angenommenen König sprechen. Das Wahlrecht nahmen die böh¬ 
mischen Stände allein für sich in Anspruch. 
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Es ist selbstverständlich, daß das Wachsen des ständischen Ein¬ 
flusses auf den Herrschaftserwerb dazu beitrug, den neuen Eönig durch 
verfassungsrechtliche Versprechungen zu binden. So wurden Gedinge 
mit dem künftigen Könige zur Regel. Diese Kapitulationen waren, da 
Böhmen kein reines Wahlreich war, ein Mittelding zwischen Wahl- und 
Krönungskapitulationen. Die Wahl wurde zwar in der Erwartung 
bestimmter Zusagen vorgenommen, verhandelt wurde darüber aber erst 
nach der Wahl; die Bestätigung der vorgelegten Bedingungen war Vor¬ 
aussetzung für die Annahme, für die Verkündigung und für den faktischen 
Herrschaftsbesitz, d. i. die Krönung des Königs. Gerade der frei 
gewählte Georg von Podebrad gab sein Versprechen erst nach seinem 
Herrschaftserwerbe ab (1461). Der Inhalt der Kapitulationen schloß 
im Sinne der mitteleuropäischen Rechtsentwicklung die Garantien 
ständischer Verfassungswünsche in sich. Die Kapitulation Sigmunds 
war stark mit religiös-kirchlichen Zugeständnissen durchsetzt, die spä¬ 
teren Kapitulationen streiften dies ab und hatten in der Privilegien¬ 
bestätigung, in der Zusicherung des ständischen Rates, in dem Ver¬ 
äußerungsverbot des Krongutes, im Ämterausschluß für Fremde ihren 
hauptsächlichen Inhalt. 

Die Regalieninvestitur durch den deutschen König blieb weiterhin 
in Übung, ohne jedoch mehr als formale Bedeutung zu haben. Die beiden 
jugendlichen Könige Ladislaus und Ludwig herrschten, obgleich sie die 
Investitur noch nicht eingeholt hatten. 

Eine folgenschwere Erschütterung der grundsätzlichen Unabhängig¬ 
keit des böhmischen Thrones vom Papsttum brachte der Bann, welchen 
Paul II. (1465) gegen Georg v. Podebrad wegen seines Festhaltens 
an den Basler Kompaktaten schleuderte. Die Verfluchung des Königs, 
seiner Familie und seines Anhanges schloß als juristische Folge 
auch den Verlust der Königswürde in sich. Diese Rechtswirkung trat 
zwar, dank der Stütze, welche Georg vor allem am Utraquismus fand, 
nicht ein, aber der Bann wurde zum Anlasse für die kriegerischen Ein¬ 
mengungen Matthias’ von Ungarn und führte nach dem Tode Georgs 
zur territorialen Teilung der Königswürde zwischen Wladislaw II. und 
Matthias. Im Vertrage von Brünn und Ofen (1478) wurde vereinbart, 
daß beide, Matthias wie Wladislaw, den Titel eines Königs von Böhmen 
führen sollten und daß die tatsächliche Herrschaft so geteilt werde, daß 
Wladislaw Böhmen, Matthias Mähren, Schlesien, die Niederlausitz, das 
Gebiet der „Sechs Städte“ (Oberlausitz) in Besitz nahmen. Für den 
Fall des Vorversterbens Matthias’ war eine Vereinigung seines Herr¬ 
schaftsgebietes mit Böhmen (gegen eine Entschädigung von 400.000 
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Dukaten) vorgesehen. Diese Zweiteilung des böhmischen Machtbereiches 
fand nach dem Tode Matthias’ und infolge der Erhebung WladislawB 
zum ungarischen Könige (1490) ihr (entschädigungsloses) Ende. 

2. Das Sinken der königlichen Gewalt zeigte sich mehr in ihren 
Schicksalen als im theoretischen Inhalt. Die Machtvollkommenheit des 
Königs hatte an sich ungefähr den Inhalt beibehalten, den die Entwick¬ 
lung der vorausgehenden Jahrhunderte gezeitigt hatte; aber die wach¬ 
sende Macht des Adels schränkte sie tatsächlich dahin ein, daß dem 
Könige nur insoweit eine selbständige Gewalt verblieb, als er sie nicht 
mit den Ständen teilen oder an sie abgeben mußte. Dies zeigt sich am 
deutlichsten im Gesetzgebungsrecht. Das Gesetzeswerk des 15. Jahr¬ 
hunderts, die sogenannte Wladislawsche Landesordnung, ist tatsächlich 
ein Werk des Herrenstandes. Der ständische Wille ward hier allein 
entscheidend. Dieses Gesetz enthält überdies einen grundsätzlichen 
Vorstoß gegen die königliche Legislative in der Schlußbestimmung, 
daß der Herren- und Ritterstand „Willen und Freiheit haben sollte, 
seine Rechte zu mehren und zu mindern“. Der nackte Wortlaut 
dieses Satzes besagt nichts mehr und nichts weniger, als daß in 
diesem Bereiche die königliche Gesetzgebung für die Zukunft aus¬ 
geschaltet sei. Mag man auch in der Auslegung nicht so weit gehen und 
entgegenhalten, daß die in späteren Fassungen dieser Bestimmung vor¬ 
behaltene königliche Einwilligung nur aus Versehen in der ersten Nieder¬ 
schrift weggelassen wurde, immer lag in diesen Schlußworten die denk¬ 
bar schärfste Prägung des Gedankens, daß in der landrechtlichen Gesetz¬ 
gebung der Wille des Adels und nicht des Königs der entscheidende 
sein sollte. 

Der König war wie früher oberster Kriegsherr, aber die hussitischen 
Kriege zeigen, wie hinfällig diese Stellung tatsächlich werden konnte. 
Die schon im 14. Jahrhundert festgelegte ständische Bindung bei 
einem Kriege, der nicht der bloßen Landesverteidigung dienen sollte, 
trat in der nachhussitischen Zeit in Beschwerden gegen ein eigenmäch¬ 
tiges Vorgehen des Königs oder in der Verweigerung der ständischen 
Zustimmung (1491) zutage. Als oberster Wahrer des Friedens konnte 
allerdings Georg von Podöbrad kraft der europäischen Bedeutung seiner 
Persönlichkeit mit einem selbständig eingeleiteten diplomatischen Schritt 
zur Schaffung einer Staatenvereinigung zwecks Abwehr künftiger Kriege 
und gemeinsamen Vorgehens gegen die Türken hervortreten. 

3. Die stärkste Einbuße mußte das Königtum in seiner Amtshoheit 
erfahren. Das zentrale Ämterwesen fiel fast völlig den Ständen anheim, 
der Rat des Königs wurde zu einer ständischen Einrichtung. Die Ver- 
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weserschaft bei Verhinderung des Königs riß der Adel an sich. Es wird 
daher hierüber im nächsten Abschnitte zu handeln sein. Was dem König- 
tum erübrigte, waren nur Trümmer der zentralen königlichen Amts- 
Organisation. Von einem königlichen Ämterwesen kann nur noch im 
Bereiche des königlichen Hofes selbst und der Kammerverwaltung 
gesprochen werden. Aber auch hier meldet sich, sobald ein Amt den 
rein höfischen Wirkungskreis überschreitet, der ständische Einfluß. So 
war das Eofmeisteramt zu einem teils ständischen, teils königlichen 
geworden, wofür die Anfänge schon im 14. Jahrhundert liegen (siehe I, 
S. 108). Es war nur eine natürliche Folge dieser Entwicklung, daß 
unter Georg von Podöbrad, welcher selbst diese Würde bekleidet hatte, 
eine Teilung des Amtes vorgenommen wurde. Es gab fortan zwei Hof¬ 
meister, einen obersten Hofmeister des Königreiches Böhmen und einen 
königlichen Hofmeister für die rein höfischen Zwecke. 

Das Amt des böhmischen Kanzlers kann in dieser Epoche nicht 
mehr als ein rein königliches erachtet werden; es nahm einen gemischten 
Charakter an, es war so gut ein königliches wie ein Landesamt 
(Kalousek). Die ständischen Einflüsse der Hussitenzeit brachten es mit 
sich, daß dieses Amt (seit 1471) mit einem Mitgliede des Herrenstandee 
besetzt wurde, während der Wyschehrader Propst seinen Wirkungskreis 
als oberster Kanzler verlor; auch in der Bezeichnung als (oberster) 
Kanzler des böhmischen Königreiches läßt sich eine Abkehr von der 
rein königlichen Natur des Amtes erblicken. — Die selbständige Stellung 
der böhmischen Kanzler erfuhr Trübungen infolge der Vereinigung der 
böhmischen Königswürde mit anderen Herrschergewalten. So war die 
böhmische Kanzlei unter Sigismund und Albrecht mit der Kanzlei des 
deutschen Reiches vereinigt unter selbständiger Registerführung für das 
böhmische Territorium (besondere deutsche Register für Schlesien und 
die beiden Lausitzen). Die Vereinigung der böhmischen und der unga¬ 
rischen Königswürde unter Wladislaw Jagello zeitigte eine teilweise 
Übersiedlung der Kanzlei (ohne den Kanzler) nach Ofen und damit 
Schwierigkeiten hei der Ausfertigung, da der böhmische Kanzler Be¬ 
wahrer des großen Siegels war. Der Versuch Wladislaws, für Böhmen 
das ungarische Siegel anzuwenden, stieß naturgemäß auf den Wider¬ 
spruch der böhmischen Stände. Die Teilung der Gewalten zwischen 
Wladislaw und Matthias Korvinus hatte zur Folge, daß Matthias 
auch seinerseits einen Kanzler des böhmischen Königtums aufstellte, 
im übrigen aber seine Gebiete des böhmischen Territoriums zum großen 
Teile von der ungarischen Kanzlei aus regierte. — Im Wirkungskreis 
und in der äußeren Stellung der böhmischen Kanzlei läßt sich eine 


Digitized by 


Google 



14 


Steigerung ihrer Bedeutung im Sinne eines administrativen Zentral¬ 
organes feststellen. — Da die Beratung des Königs nun ständischen 
Charakter annahm, bildete es eine natürliche Gegenmaßnahme, wenn 
seit Georg von Podöbrad die Könige sich neben jenem ständischen Rate 
mit einem persönlichen und den Ständen unverantwortlichen Kreis von 
Räten umgaben. Eine Mittelstellung nahm der sogenannte engere oder 
königliche Rat ein, welcher in Ausnahmsfällen einberufen wurde und 
sich aus den obersten Landesbeamten und besonderen, vom Könige selbst 
berufenen Räten zusammensetzte. 

Im Bereiche der mit den königlichen Kammergütem zusammen¬ 
hängenden Ämter behielt das oberste Münzmeisteramt seinen könig¬ 
lichen Charakter, wiewohl auch der Träger dieses Amtes aus dem Kreise 
der Stände genommen wurde. Das Unterkämmereramt wurde dem 
Königtum entfremdet, e6 wurde ständisch (s. S. 50). Ein neues, rechts¬ 
geschichtlich als Ursprung der Finanzprokuratur bedeutsames Amt 
taucht in diesem Zeitalter auf: das Amt des königlichen Prokurators. 
Die Entstehung des Amtes (erste Erwähnung 1437) hängt mit dem 
Streben König Sigismunds zusammen, die in den hussitischen Wirren dem 
Königtum widerrechtlich entfremdeten Güter und vorenthaltenen Ein¬ 
nahmequellen wieder zu erlangen. Die ursprüngliche Aufgabe dieses 
Amtsträgers, der quellengemäß anfänglich den Titel eines commissarius 
devolutionum regalium führte, war es, alle Verschreibungen ehemaligen 
Königsgutes (auch der Kirchen- und Klostergüter) zu registrieren und 
durch Vergleichung mit den königlichen Registern auf ihre Echtheit und 
Gültigkeit zu überprüfen. Die Anfänge dieses Amtes waren sonach 
zugleich ein Zeichen des gesunkenen Königtums, das seine materiellen 
Grundlagen retten wollte. In der Folgezeit erweiterte sich der Wirkungs¬ 
kreis dieses von den Ständen angefeindeten Organes. Der Prokurator 
wurde zum ständigen prozessualen Bevollmächtigten des Königs mit 
allen prozessualen Berechtigungen der procuratores jener Zeit. Als 
öffentlicher Ankläger in Strafsachen fungierte er in Böhmen noch nicht. 
Die königlichen Prokuratoren wirkten ferner als Vertraute des Königs 
in diplomatischen Angelegenheiten und waren bei Friedensverhand¬ 
lungen seine Berater. In diesem erweiterten Wirkungskreise geht die 
königliche Prokuratur in Böhmen, die ziemlich gleichzeitig im deutschen 
Reiche und in Ungarn feststellbar ist, vielleicht auf das französische 
Vorbild zurück, von welchem sie sich aber durch die noch fehlende 
Stellung eines öffentlichen Anklägers unterscheidet. Auch mag die Fiskal- 
advokatur des römischen Rechtes nicht ohne Einfluß gewesen sein. 


Digitized by LaOOQle 



15 


4. Das gleiche Schicksal wie das zentrale Ämterweeen traf die 
königliche Rechtspflege. Hier kann nahezu von einem Verfalle zugunsten 
ständischer Gerichtsbarkeit gesprochen werden, war doch auf diesem 
Gebiete durch die ständische Natur des Landrechtes schon vorgearbeitet 
worden. — Das königliche Hofgericht (s. I, S. 114) lebte in eingeschränk¬ 
tem Wirkungskreise fort. Es blieb Lehensgerichtshof und judizierte in 
Heimfallsachen; die letzteren waren jedoch infolge der Einschränkung 
des königlichen Heimfallsrechtes immer seltener geworden. In der Be¬ 
setzung des Gerichtes machte sich ständischer Einfluß geltend; die Bei¬ 
sitzer waren teils dem Herren-, teils dem Ritterstande entnommen. Für 
die Pflege der Lehensverwaltung und -gerichtsbarkeit betreffs der Egerer, 
Elbogener,Trautenauer Lehen und der Lehen extra curtem bestand übrigens 
seit dem Ausgange des 15. Jahrhunderts noch ein besonderes königliches 
Organ, die deutsche Lehenshauptmannschaft der Krone Böhmen. — Der 
Grundsatz der persönlichen Gerichtsbarkeit des Königs erhielt sich über 
die hussitischen Wirren hinaus, in den Zeiten Sigismunds und insbeson¬ 
dere Georgs tagte das Königsgericht, ja selbst in den Jahren der Unter¬ 
brechung der landrechtlichen Rechtsprechung setzte es seine Tätigkeit 
fort. Die uns erhaltenen Register dieses Gerichtes sind bei dem Verluste 
der landrechtlichen Eintragungen von besonderem Werte. Das Gericht 
wurde 1453 reorganisiert und führte von da ab gewöhnlich den Namen 
„Kammergericht“ nach der Stätte seiner Abhaltung. Allein auch dieses 
Gericht, zu dessen Wesen und Geschichte der königliche Charakter 
gehörten, fiel dem ständischen Einfluß anheim. Seit Wladislaws Zeiten 
wird es zum ständischen Gerichte, das Rechtsbuch Viktorins von VSehrd 
bezeichnet es als zweites ständisches Gericht nach dem Landrechte. 
Wiewohl es so seinen ursprünglichen Charakter eingebüßt hatte, wurde 
es vom Adel doch nicht begünstigt, es bestand eine Antagonie gegen 
dieses Gericht, das noch imm er als königliches empfunden wurde. Dies 
zeigt sich schon in seiner Kompetenz. Diese war nicht festgelegt, sondern 
historisch geworden, mit dem Landrecht konkurrierend. Die ihm ungün¬ 
stige ständische Tendenz führte dazu, ihm die Kompetenz nur in gering¬ 
fügigen Sachen, bei Landfriedensbrüchen und in städtischen Streitig¬ 
keiten, soweit die Bürger dem Landrechte unterworfen waren, unbe¬ 
stritten zu überlassen. Seine äußere Stellung wurde eingeengt, da 
entgegen dem früheren Grundsätze nun umgekehrt eine Berufung 
von ihm an das Landrecht zulässig wurde. Seit der Beschränkung der 
Herrschaft Wladislaws auf Böhmen allein (1479) wurde die ört¬ 
liche Kompetenz für Böhmen allein geltend erachtet. Die Stände der 
übrigen böhmischen Länder wehrten sich gegen eine Einbeziehung vor 
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dieses Gericht. Die ihm ungünstige ständische Stimmung zeigt sich ferner 
in der Festlegung, daß das Gericht nur zweimal im Jahre tagen sollte 
Die Leitung überließ Wladislaw in der Zeit seiner Abwesenheit den 
ständischen Landeshauptleuten, weshalb es damals auch Hauptleute¬ 
gericht (hejtmansky soud) genannt wurde. Seit 1490 saß dem Gerichte 
der Obersthofmeister vor, der gleichzeitig dem königlichen (ständisch 
gewordenen) Rate Vorstand. Hierin gibt sich noch der historische 
Zusammenhang dieses Gerichtes mit der persönlichen Regierung des 
Königs kund. Die politisch bedeutende, Jahrzehnte lang wirkende Per 
sönlichkeit des Obersthofmeisters Wilhelm von Pernstein trug viel dazu 
bei, daß das Gericht trotz aller Gefährdung seine Stellung nicht voll¬ 
kommen verlor und daß ein versöhnlicher Geist der städtischen Ge¬ 
richtsbarkeit gegenüber sich geltend machen konnte. — Vollends nahmen 
die provinzialen Cudengerichte ein Ende. Der Prozeß, der schon in der 
vorausgehenden Periode eine Zersetzung der provinzialen landesfürst¬ 
lichen Gerichtsverwaltung herbeigeführt hatte (s. I, S. 122 ff.), brachte 
nun, gefördert durch die gesteigerte grundherrliche Gewalt als End¬ 
ergebnis des Sieges des Herrenstandes, eine ziemlich vollkommene Ver¬ 
knüpfung der Grundherrlichkeit mit der Gerichtsgewalt in ihrem 
Bereiche. 

5. Demgegenüber erhielten sich die Kreise als Bezirke für militärische 
Zwecke, für die Friedenswahrung und Vollstreckung. Ihre Zahl belief 
sich seit Georgs Zeiten dauernd auf 14, neben den beiden sogenannten 
äußeren Kreisen, dem Trautenauer und dem Elbogener Kreise. Die 
Organisation dieser Kreisverwaltung war aber je nach den sich geltend 
machenden politischen Einflüssen in dieser Epoche wechselnd eine land¬ 
ständische, grundherrliche und landesfürstliche. Vom König ernannten 
Kreishauptleuten begegnen wir während der hussitischen Zeit, selbst¬ 
verständlich mit nur eingeschränkter Wirksamkeit, da sich die nicht 
katholischen Parteien selbständig organisierten. Ebenso ernannte 
Albrecht selbständig Kreishauptleute. Auch Georg (1467) setzte könig¬ 
liche Kreishauptleute ein. In den Zwischenzeiten finden wir ständische 
Kreishauptmannschaften oder grundherrliche Poprawzen (unter Ladis¬ 
laus). Zu Ausgang des 15. Jahrhunderts waren es die Stände selbst, 
welche auf die Einsetzung königlicher Kreispoprawzen drangen. Seit 
1502 bestanden diese Organe unter dem Namen von Kreishauptleuten. 
Die Städte wehrten sich anfänglich dagegen, da sie von dieser Ein¬ 
richtung, welche eine Frucht des Ausgleiches zwischen Herren und 
Rittern war, eine Amtsführung zu ihren Ungunsten fürchteten. Nach 
dem mit dem Adel geschlossenen Vergleiche (1508 und 1517) ließen sie 
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aber von ihrem Widerstande ab. — Von der großen Bedeutung, welche 
den Kreisen, hauptsächlich den Kreisversammlungen, als ständischer 
Einrichtung für rein ständische Zwecke zukam, soll folgerichtig erst im 
nächsten Abschnitte die Rede sein. 

6. Fraglich ist es fast, ob noch von einem königlichen Heerwesen in 
dieser Epoche gesprochen werden kann, denn auch dieses war wesentlich 
der königlichen Machtsphäre entglitten. Die hussitischen Kriege zeigen 
uns die Heere der hussitischen Partei, die kraftvollen Organisationen 
2i2kas, welche selbst dem deutschen Reichsheere erfolgreich zu trotzen 
wußten. In der nachhussitischen Zeit ist zwar das Heerwesen wieder 
bestimmt, den Kriegszwecken der böhmischen Krone zu dienen, und das 
Recht der Kriegserklärung wurde dem Könige zuerkannt, aber die könig¬ 
liche Heeresgewalt war nun durch ständisch-politische Einflüsse zurück¬ 
gedrängt. Dies zeigt sich schon in privilegialen Zusicherungen für ein¬ 
zelne, zur Krone Böhmens gehörige Länder im Sinne der Befreiung von 
Kriegszügen außerhalb des Krongebietes. Die Heeresleitung stand dem 
Prager Ober6tburggrafen, sonach dem bedeutendsten ständischen Organe, 
zu, und auch bei der dem König zustehenden Ernennung eines obersten 
Feldhauptmannes in Kriegszeiten war er an die Zustimmung des Rates 
gebunden. Der Einteilung des Heeres lag die Kreiseinteilung zugrunde, 
den Befehl dieser Kreisabteilungen hatten in Unterordnung unter den 
Oberstburggrafen die Kreishauptleute, sonach Organe, die nach dem 
eben Gesagten zum großen Teile ständische waren. Auch die Auf¬ 
bringung des Heeres durch ständische Bewilligung nach Art der Zusiche¬ 
rung der Bern weist diesen Wandel im Heerwesen auf. Ein selbständiges 
Eingreifen des Königtums im Bereiche der Heeresverwaltung ist in der 
Zeit der kräftigeren Herrschaft Georgs zu verzeichnen; er erließ (1470) 
eine bemerkenswerte Heeresordnung. — Mit dem Ausgange dieser 
Epoche begann, dem Zuge der mitteleuropäischen Rechtsentwicklung 
folgend, das Söldnerwesen Eingang zu finden. Damit bahnte sich die 
Möglichkeit an, neben die Landesbereitschaft auch ein aus königlichen 
Mitteln allein geworbenes Heer zu stellen. 

7. Die Schicksale der königlichen Finanzgewalt bekräftigen das bisher 
gegebene Bild des sinkenden Königtums. In seiner materiellen Grund¬ 
lage wurde das Königtum teils durch Verluste, die es in den hussitischen 
Stürmen erfahren mußte, teils durch grundherrliche Anmaßungen er¬ 
schüttert — Der königliche Domanialbesitz und die zur königlichen 
Kammer gehörigen Kirchen- und Klostergüter gingen massenhaft durch 
königliche Verschreibungen sowie durch Beschlagnahme in fremde Hände 
über. Das Königtum suchte dann nach Beendigung der hussitischen 
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Revolutionszeit im Wege der Überprüfung der Güterverschreibungen 
wenigstens das zu retten, was ohne rechtmäßigen Landtafeleintrag ver¬ 
loren gegangen war. Das Amt des Prokurators verdankte, wie oben 
(S. 14) bemerkt, diesem Anlaß seine Entstehung. Die Bestrebungen 
de6 Königtums betrafen hauptsächlich unrechtmäßige Verschreibungen 
heimgefallener Güter. Allein das Ringen um das Heimfallsrecht war ein 
erfolgloses. Seine Beseitigung war schon im 14. Jahrhundert im Plane 
der Stände gelegen (s. I, S. 116). Bei allem zähen Festhalten des König¬ 
tums an demselben war es durch Umgehungen (Erbvereinigungen, 
Schuldverschreibungen) getrübt, durch das allgemein üblich gewordene 
Ausbitten für neu mit dem heimgefallenen Gute zu Beteilende in der 
finanziellen Bedeutung abgeschwächt worden. Wenn auch VSehrd noch 
für die Erhaltung des königlichen Heimfallsrechtes eintrat, so war 
doch seine Aufhebung, wie sie in dem Majestätsbriefe Wladislaws von 
1497 zuerkannt wurde, nur der Schlußstein einer jahrhundertelangen 
Entwicklung im Sinne ständischer Wünsche. — Gegensätze und lang¬ 
wierige Streitigkeiten ergaben sich um die Anerkennung der Verschrei¬ 
bungen von Kirchen- und Klostergütern. In der Wladislawschen Landes¬ 
ordnung wurde endgültig die Auffassung der Kammerzugehörigkeit 
dieser Güter ausgesprochen und daraus die Folge abgeleitet, daß zu ihrer 
Veräußerung und Verpfändung die königliche Einwilligung erforderlich 
sei, sowie daß die erfolgten eingetragenen Erwerbungen Dritter nicht 
wieder entzogen werden könnten. — Bezüglich des Königsgutes kam der 
im Preßburger Übereinkommen von 1499 festgelegte Grundsatz zur 
Geltung, wonach eine Veräußerung desselben nur mit Zustimmung des 
Landtages rechtsgültig erfolgen sollte. Hierin lag eine der ständisch» 
Machtentfaltung entsprechende Umwandlung der früheren königlich» 
Zusagen der Nichtveräußerung des Königsgutes (s. I, S. 115). — Die 
wachsende Kraft der Grundherrlichkeit ergriff die königlichen Regalien. 
So wurde das Bergregal zu Gunsten grundherrlichen Bergbaues dem 
Königtum entfremdet. Nach den schweren materiellen Schädigungen, 
welche die hussitischen Stürme den königlichen Bergwerken vor allem 
in Kuttenberg brachten, trugen die Könige selbst zum großen Teile 
schuld an Verlusten des Bergregals durch Verkauf und Verpfändung 
königlicher Bergbaubetriebe. Die Grundherren wußten die auf ihrem 
Boden betriebenen Bergwerke durch Herabdrückung der königlichen 
Berechtigungen insbesondere mittels mehrjähriger Fristungen der Abfuhr 
an die königliche Urbur immer freier zu halt». So schwand auch die 
königliche Bergwerksverwaltung immer mehr zu Gunsten einer grund- 
herrlichen. Die Grundherr» traten nun mit selbständig» Bergwerks- 
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Ordnungen, wie die Herren von Schönburg für Graupen (1487), hervor. 
Das hervorragendste Beispiel bietet das Joachimsthaler Bergwerk der 
Schlicke. Mit Außerachtlassung des königlichen Bergregals wurde 
Joachimsthal als grundherrliche Bergstadt gegründet und die bedeutende 
Bergwerksordnung von 1518 auf Grundlage des Freiberger Bergrechtes 
erlassen. Es ist ein Zeichen der tatsächlichen Entfremdung des Berg¬ 
regals, daß diese Bergwerksordnung die Bestätigung König Ludwigs 
(1520) fand. — Zäher hielt das Königtum an seinem Münzregal fest. 
Die utraquistische Prager Münzprägung zur Zeit der Prager Hegemonie 
in der hussitischen Revolutionszeit (1420—1422) hatte nur ganz vor¬ 
übergehende Bedeutung. Das Amt des obersten Münzmeisters blieb bei 
aller ständischen Hochmacht als ein königliches Amt erhalten (1497). 
Dem grundherrlichen Bergbau gegenüber suchten die Könige das Münz¬ 
regal wenigstens durch Sicherung der Abgabe von Edelmetallen zum 
Zwecke der Münzprägung im Wege des Vorkaufsrechtes zu wahren. Die 
Besserung der Münze, die Förderung der heimischen, die Fernhaltung 
fremder Münzen (mit Ausnahme der Meißnischen) blieb ein Ziel könig¬ 
licher Politik. Das stärkere Königtum Georgs zeitigte den Entwurf 
einer königlichen Münzordnung, der allerdings erst von Wladislaw 
durchgeführt wurde. Doch am Ende des hier behandelten Zeitraumes 
steht im Münzrechte ein bedeutender grundherrlicher Durchbruch 
der Regalität: Hand in Hand mit dem Joachimsthaler Bergbau der 
Schlicke ging die vom Landtage diesen Grundherren zuerkannte 
Berechtigung, selbständig Groschen, insbesondere Talergroschen (ein 
fache im Gewichte von etwa 10 böhmischen Groschen), zu prägen. — 
Das Judenregal blieb zwar bestehen, aber auch hier führten politische 
Motive dazu, daß seine Ergiebigkeit zu Gunsten der Grundherren zurück¬ 
trat. Das Bürgertum der königlichen Städte war den Juden feindlich 
gesinnt, die Könige folgten diesen Tendenzen und erließen judenfeindliche 
Vorschriften. Demgegenüber verhielten sich die Grundherren günstiger, 
ja sie erblickten in der Aufnahme der Juden auf ihren Gütern einen Weg 
zur Steigerung ihrer Einnahmen. Die Folge dieser Verhältnisse war ein 
Schwinden des Judentums aus den königlichen Städten und damit der 
Grundlage des Regals, während auf den Landgütern und in grund¬ 
herrlichen Städten eine Zunahme der Judengemeinde eintrat. Bezüglich 
der Ausnützung des Zollregals hatte schon im 14. Jahrhundert eine 
starke Entfremdung zu Gunsten der Grundherren platzgegriffen. Der 
Sieg des Herrenstandes hat diesen Prozeß noch sehr erheblich gesteigert 
und selbst König Georg war nicht mehr imstande, diesen Zuständen er¬ 
folgreich zu begegnen. 
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Nach den hussitischen Wirren lebten die ständischen Bewilligungen 
der Bern (berna) für das Königtum wieder auf. Sie behielt, wie die 
Stände immer wieder feierlich betonten, den Charakter einer freiwilligen, 
nicht pflichtmäßigen Abgabe bei. Lediglich die Krönungs- und Hoch* 
Zeitsabgabe wurde wie schon früher (Vergl. I, S. 120) als eine regelmäßige, 
ohne besondere Verhandlungen bewilligte, gewährt. Es ist bemerkens¬ 
wert, daß der Adel einem schwachen Königtums, wie dem Sigismunds 
oder Wladislaws, die Steuern williger zusagte als einem Georg von 
Pod&brad, welchem der Adel sogar für die Zukunft die Steuern (1467) 
unter Vernichtung früherer Steuerregister schlechtweg versagte. Der 
Grund hiefür mag darin gelegen haben, daß der Adel sich in seiner 
Hochmacht für die Landesinteressen verantwortlich fühlte, sonach die 
Steuern zu Zwecken der Hereinbringung entfremdeten Krongutes für 
seine Sache erachtete, während er Steuern für königliche Zwecke, ins¬ 
besondere für Kriegführung»! abgeneigt war. 

Bezüglich der Grundlagen der Besteuerung traten nun gegenüber 
dem 14. Jahrhundert erhebliche Änderungen und Differenzierungen ein. 
Um die Mitte des 15. Jahrhunderts stand die Bewilligung des einfachen 
Zinses, d. h. der Hälfte der von den Untertanen den Grundherren zu 
zahlenden Leistungen, im Vordergrund. Auch in der Folgezeit kehrte 
die Bewilligung des ganzen, halben oder viertel Zinses in den Landtags¬ 
beschlüssen wieder. Die alte Grundsteuer, nach den Lahnen der Grund¬ 
stücke bemessen, lebte neben dem Zinse, nur für kleinere Grundbesitze 
ohne Untertänige, fort. Gleichzeitig wurden allgemein auch die Juden 
treffende Steuern in der Form einer Kopfsteuer (das erstemal 1472) oder 
eine Vermögenssteuer auf Grund einer Schätzung (1517 und 1522) be¬ 
willigt Hiezu kamen die Biersteuer (das erstemal 1481) als sehr ertrag¬ 
reiche Abgabe, Besteuerungen der Gläubiger von ihren aus- 
stehenden Kapitalien, Gewerbesteuern und Besteuerungen der Ausfuhr 
und Durchfuhr von aller Kaufmannschaft. Die Steuereinhebung und 
Steuerverwaltung lag in den Händen königlicher, dem Herren- und 
Ritterstande entnommener Organe, die im Laufe der Epoche wechselten. 
Im 15. Jahrhunderte waren es besondere Steuereinnehmer, zu Anfang des 
16. Jahrhunderts (bis 1517) die Kreishauptleute, eine kurze Zeit bis 1522 
auf den Kreistagen gewählte Organe, dann wieder besondere Steuer¬ 
einnehmer, welche diese Aufgabe besorgten. Die steuerrechtliche Ent¬ 
wicklung der übrigen zur Krone Böhmens gehörigen Länder bietet in 
den Steuergrundlagen ein Böhmen ziemlich analoges Bild. In Schlesien 
führte die Gesamtverwaltung Korvinus’ (1474) auch zu Steuerbewilli¬ 
gungen unter Anlehnung an die böhmische Entwicklung. 
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B. Die rechtlichen Beziehungen des böhmischen Königreiches zum 
deutschen Reiche ruhten fortdauernd auf den altüberkommenen Grund¬ 
lagen des Lehensbandes. War jedoch schon in früheren Zeiten die 
materielle Tragweite der Lehenspflichten immer mehr abgeschwächt 
worden, so nahm kraft der auch von Georg von Podöbrad nach dem 
Beispiele früherer Herrscher geübten* Politik, nur die Rechte aus dem 
Lehensverhältnisse zu betonen, die bloß formale Natur des Lehensbandes 
noch zu. Als Dank für die ihm von Georg geleistete Hilfe drückte Kaiser 
Friedrich III. in dem 1462 erteilten Privileg die Lehenspflichten bis 
zum bloßen Scheine herab. War es mehr als ein Schein, wenn die Leistung 
zur Romfahrt auf die Beistellung von 150 Reisigen oder ebensoviel Mark 
Silbers herabgemindert wurde? Vom selben Geiste sind die weiteren 
Bestimmungen des Privilegs getragen: daß der böhmische König nur die 
Hoftage in Nürnberg und Bamberg zu besuchen hatte und daß er die 
Investitur nur innerhalb der Grenzen seines Territoriums oder 10 bis 
15 Meilen über die Grenzen desselben hinaus zu empfangen verpflichtet 
war. Aus der schon ursprünglich infolge der Territorialhoheit des 
böhmischen Königs gegebenen Freiheit der inneren Verwaltung ergab 
sich als selbstverständliche Folge die Zusicherung der Freiheit Böhmens 
von einem Eingreifen der Reichshauptleute. Eine Rückwirkung der Tat¬ 
sache, daß das Lehensband gleich anfänglich den Herrscher Böhmens 
nicht als Amtsträger, sondern als Territorialherren betraf, war es, daß 
Böhmen weder in die 1500 ins Leben gerufenen Reichskreise noch in die 
Organisation des Reichskammergerichtes einbezogen wurde. — Von 
praktischem Werte blieb für das böhmische Königtum die aktive Seite 
des Lehensbandes, vor allem, daß der König von Böhmen Kurfürst des 
deutschen Reiches war und daß er, wie dies in den Plänen Georgs lag, 
daraus die Möglichkeit ableiten konnte, selbst zum Haupte des Reiches 
gewählt zu werden. Das Kurrecht Böhmens wurde im 15. Jahrhundert 
fortdauernd anerkannt. In dem hier betrachteten Zeiträume kam es 
allerdings wiederholt zu einer Nichtbeschickung der deutschen Königs- 
wähl durch Böhmen. Dies geschah aber stets aus besonderen persön¬ 
lichen Anlässen, nicht aus grundsätzlichen Erwägungen. — Wenn so¬ 
nach die Teilnahme an der deutschen Königswahl die hauptsächliche 
Äußerung der Beziehungen Böhmens zum deutschen Reiche bildete, so 
ist es doch nicht zutreffend, daraus eine Theorie abzuleiten, die nicht 
mehr in Böhmen selbst, sondern neben den im deutschen Reiche gelegenen 
Lehen in der Kurwürde den Gegenstand des Lehens sieht. Diese Theorie 
stützt sich auf eine Äußerung Georgs von Podöbrad (1467), daß die 
Könige von Böhmen nicht kaiserliche Lehensleute wären, „außer in- 
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soweit sie das Schenkenamt bekleideten“, und verweist zur Bestätigung- 
auf die Investitur urkunden für Wladislaw und Matthias, die nur von 
einem Eurfürstentume (officium archipincernatus et electoratus) sprä¬ 
chen. Allein abgesehen davon, daß jene Äußerung Georgs nur der 
gelegentlichen Abwehr der von einem Mitgliede des Herrenstandes aus 
dem Titel der Lehenspflicht geforderten Bestätigung der Landesfreiheiten 
durch den deutschen Kaiser galt und daß er sich selbst bald darauf 
(1470) in einem Manifeste wieder gegenteilig äußerte, daß ferner die 
Stände in jener Zeit für das sachliche Lehensband eintraten, sprechen 
triftige Erwägungen für eine kontinuierliche Auslegung des Lehens¬ 
bandes in gegenständlicher Hinsicht. Die wenn auch bis auf ein Mindest¬ 
maß herabgedrückten Pflichten des Privilegs Friedrichs III. von 1467 
sind doch zweifellos ein Ausfluß der territorialen Lehenspflicht, das 
Schenkenamt und das damit zusammenhängende Kurfürstentum haben in 
der Stellung ihres Trägers als Reichsfürsten ihre Voraussetzung. 

G. Das Territorium des böhmischen Königreiches, das der mächtigen 
Hausmachtpolitik Karls IV. zu verdanken war, nahm im 15. Jahrhundert 
nicht zu, es mußte im Gegenteil infolge des Geldbedarfes des geschwäch¬ 
ten Königtums mancherlei teils dauernde, teils vorübergehende Ver¬ 
ringerungen, hauptsächlich in den nicht integrierend mit der böhmischen 
Königsherrschaft verknüpften Gebieten erfahren. So ging Brandenburg 
zunächst durch Verpfändung (1412), dann durch Verkauf (1415) an 
den Burggrafen von Nürnberg, Friedrich von Hohenzollern, verloren. 
Ferner wurde Luxemburg samt den Brabanter-Limburger Nebenländern 
Böhmen entfremdet. Elisabeth, die Tochter Josts von Mähren, welcher 
(1388) Luxemburg verschrieben worden war, trat ihre Ansprüche an 
Philipp von Burgund ab. Hierin lag eine Verletzung der Zugehörigkeit 
dieses Landes zu Böhmen. Aber die Burgunder Herrschaft blieb gegen 
alle Revindikationsansprtiche Böhmens bestehen. Dauernd waren ferner 
die Verluste einiger Teile Schlesiens an Hohenzollern-Brandenburg 
und an Polen, und die Verringerung des Egerlandes durch Abtretungen 
insbesondere an die Nürnberger Burggrafen, wodurch eine Schmälerung 
auf die Hälfte des Besitzstandes eintrat. — Die finanzielle Schwäche 
Sigismunds führte zu einem fast vollständigen Verlust des Lehens¬ 
besitzes im deutschen Reiche (insbesonders in der Pfalz und Meißen), 
doch gelang es hier zum großen Teile dem kräftigen Königtum Georgs 
von Podöbrad, die Lehensherrlichkeit Böhmens wiederherzustellen oder 
die Auslösungsmöglichkeit der Pfandgüter für Böhmen zu sichern. — 
In die hussitische Zeit fällt die Übertragung der Vogtei von Bautzen 
(Ober-Lausitz) und der niederen Lausitz an Grundherrn, dort an Albrecht 
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von Kolditz, hier an Johann von Polensk. Seit 1441 wußten die Mark¬ 
grafen von Brandenburg den Vogt Und Niederlausitzer Grundherrn in 
ihre Schutzgewalt zu nehmen und bezeichnten sich als oberste Vögte 
and Verweser des Gebietes. In den beiden Lausitzen gelang es jedoch 
Georg von Podöbrad ebenso eine dauernde Entfremdung hintanzuhalten. 
Seit der Mitte des 15. Jahrhunderts endete die Verschreibung Bautzens 
an die Kolditzer Herren, 1462 wurde im Vertragswege die Vogtei der 
Niederlausitz wieder an den böhmischen König rückgestellt, wenn auch 
ein beträchtlicher Teil des Landes zu Gunsten der Brandenburger von 
der Lausitz losgelöst blieb. — Ein ähnliches Bild zeigt die Geschichte 
des Glatzer Landes. Die hussitische Zeit brachte hier ebenfalls den 
privatrechtlichen Besitzübergang an verschiedene Grundherren. In der 
Zeit Georgs trat aber auch hier infolge des Verkaufes an Georg ein 
Rückfall an das Königtum ein. Innerhalb der königlichen Familie wurde 
es dann als selbständiges Herrschaftsgebiet vergabt, äußerlich erhoben 
durch den von Kaiser Friedrich IH. verliehenen Grafschaftstitel. In die 
Zeit Wladislaws (1501) fällt allerdings die neuerliche Veräußerung an 
einen fremden Grundherrn (Ulrich von Hardegg). Gleichwohl blieb 
die Grafschaft Glatz nicht dauernd entfremdet, da sie später (1560) 
wieder unmittelbar mit Böhmen vereinigt wurde. — Vorübergehenden 
Charakter hatten auch die Verpfändungen der königlichen Städte Brüx, 
Dux und Aussig an die Meißnischen Markgrafen, wozu Geldnot Sigis¬ 
mund (1423) gezwungen hatte. Am kürzesten dauerte die Verpfändung 
Aussigs, das schon 1426 von den Hu6siten erobert wurde, die beiden 
anderen Städte konnte wiederum Georg von der Pfandschaft befreien. 

D. Neben dem böhmischen Königtum selbst standen, wie im ersten 
Teile dieser Zusammenfassung gezeigt wurde, die Herrschergewalten mit 
besonderer Ämtereinrichtung und Verwaltung in den zur Krone Böhmen 
gehörigen, aber nicht in die unmittelbare Einflußsphäre des böhmischen 
Königtums gezogenen Ländern. 

1. Das bedeutendste dieser Gebiete, Mähren, hatte, abgesehen vom 
verfassungsrechtlichen Zusammenhänge mit Böhmen, in seinen 
Markgrafen grundsätzlich selbständige Herrscher. Der kinderlose 
Tod Jodoks führte allerdings einen Rückfall Mährens als erledigtes 
Lehen an Böhmen herbei. Tatsächlich blieben von Wenzel IV. 
bis 1423 Böhmen und Mähren in der Hand des böhmischen Königs 
vereint. In das erwähnte Jahr fällt die Belehnung Albrechts von 
Österreich mit Mähren als Dank für die König Sigismund gegen die 
Hussiten geleistete Hilfe. In Albrecht hatte sonach Mähren bis zu 
seinem Erwerbe der böhmischen Königskrone (1438) einen selbständigen 
Markgrafen. Von da an vereinigte sich böhmisches Königtum und 
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mährisches Markgrafentum wieder in der Person des böhmischen 
Königs. Diese Vereinigung blieb eine dauernde, mit einer Unterbrechung 
in der Zeit, da das böhmische Königtum zwischen Wladislaw und Mat¬ 
thias Korvinus territorial geteilt war, so daß Matthias in Mähren 
herrschte, ohne gleichzeitig Böhmen zu regieren. Georg von Podöbrad 
suchte die Vereinigung Böhmens und Mährens in der Hand der böh¬ 
mischen Könige pragmatisch festzulegen, indem er in einer Urkunde 
(1464) die Vereinigung für eine dauernde und unwiderrufliche erklärte. 
— Mit dem Tode Jodoks hörte die von Karl IV. eingeführte lehens¬ 
mäßige Vergabung Mährens an eine Sekundogenitur des Herrscher¬ 
hauses von Böhmen aus auf. Nur noch an Albrecht von Österreich 
wurde Mähren vom böhmischen Könige unter Genehmigung des deut¬ 
schen Kaisers infeudiert. Fortan blieb Mähren, wie dies von Georg von 
Podöbrad in jener Urkunde von 1464 rechtlich festgelegt wurde, in den 
Händen des Königs von Böhmen als korrelates Glied der böhmischen 
Krone. Es ist bemerkenswert, daß diese Urkunde des Lehensverhält¬ 
nisses zu Böhmen keine Erwähnung mehr tut. Mähren teilte nun mit 
Böhmen sein Lehensverhältnis zum deutschen Reiche. Der mehr for¬ 
malen Natur desselben entsprechen auch für Mähren nur zurücktretende 
Äußerungen der deutschen Lehensgewalt, wie z. B. die im Tobitschauer 
Rechtsbuch, welches im übrigen das Verhältnis zum deutschen Reiche 
gar nicht berührt, erwähnte Berechtigung des römischen Kaisers zur 
Erhebung in den Ritterstand, seine Zustimmung zu der Aufnahme in 
den Herrenstand, sowie die von Kaiser Friedrich III. Mähren gewährte 
Vergoldung des Wappens. — Eine Besonderheit zeigt die Zeit der Zwei¬ 
teilung der böhmischen Königswürde zwischen Wladislaw und Matthias 
Korvinus, da der letztere tatsächlich nur mit Mähren und nicht mit 
Böhmen belehnt war. 

Trotz aller tatsächlichen Vereinigung der Herrschergewalt bestand 
die verfassungsrechtliche Selbständigkeit Mährens fort. Hieraus ergab 
sich der Grundsatz, daß die markgräfliche Gewalt selbständig erworben 
wurde, der Erwerb nicht schon mit der böhmischen Königswürde gegeben 
war. Praktische Folgerungen dieses Grundsatzes waren es, neben den 
oben angeführten Fällen, wenn Sigismund als König von Böhmen seiner 
Herrscherwürde verlustig erklärt wurde, während er in Mähren an¬ 
erkannt blieb, wo die Erblichkeit des Herrschaftserwerbes stärker ein¬ 
gewurzelt war als in Böhmen, Ludwig, der nachgeborene Sohn 
Albrechts, in Böhmen gewählt, in Mähren auf Grund des Erb¬ 
rechtes anerkannt wurde. Auf die Wahl angewandt, entsprach der 
Selbständigkeit Mährens auch eine Selbständigkeit des Wahlaktes. 
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In der Vertretung dieses Standpunktes stießen allerdings die Stände 
Mährens auf den Widerspruch der böhmischen Stände. Diese wollten 
allein berechtigt sein, den König von Böhmen auch als Herrscher 
in den Nebenländern zu wählen, ohne die Stände dieser Gebiete 
dem Wahlakte beizuziehen. Das Ansinnen der böhmischen Stände war 
gewiß unberechtigt und ihre in dem lebhaft geführten Streite ins Treffen 
geführten Argumente (Wortlaut der goldenen Bulle und die Behauptung 
einer Mannenunterordnung der mährischen Stände unter die böhmischen) 
haltlos. — Der Antritt der Herrschaft vollzog sich selbständig, wie dies 
das im Tobitschauer Rechtsbuch genau beschriebene Zeremoniell hiefür 
zeigt, ebenso erfolgten die markgräflichen Zusicherungen an die Stände 
gesondert von Böhmen mit selbständigem Inhalt. 

Bezüglich der Herrschergewalt selbst hatte allerdings die tatsäch¬ 
liche, fast ununterbrochene Vereinigung des böhmischen Königtums mit 
der mährischen markgräflichen Gewalt eine innere Anpassung zur 
Folge. Die schon früher entwickelte Einheitlichkeit des Münzwe6ens, 
die Gemeinsamkeit des Hofbeamtentums einschließlich des Kanz¬ 
lers enthielten Momente sachlicher Zentralisation. Hiebei zeitigte der 
Umstand, daß regelmäßig der König von Böhmen auch mährischer 
Markgraf war, eine größere Bedeutung der Stellvertretung des vom 
Lande abwesenden Herrschers in Mähren. — In gleicher Weise wie in 
Böhmen brachte der Geldbedarf des Königs eine verhängnisvolle Schwä¬ 
chung der landesfürstlichen Finanzen mit sich, Domänen und Kammer¬ 
güter gingen auch hier in private Hände über, insbesondere wurde das 
Städtewesen durch Verpfändungen und Veräußerungen hart mitgenom¬ 
men, so daß nur sechs freie königliche Städte erübrigten. Das Heim¬ 
fallsrecht wurde auch hier durch Erweiterung des Erbrechtes (1510) 
gegenstandslos, die Regalien wurden ähnlich zu Gunsten der Grund¬ 
herren entfremdet. — Das Ämterwesen zeigt eine analoge Einengung 
des landesfürstlichen Beamtentums zu Gunsten des ständischen, ja diese 
Entwicklung war in Mähren noch stärker als in Böhmen, da der un¬ 
mittelbare Einfluß des Herrschers fehlte. So kann in Mähren kaum 
noch von einem rein landesfürstlichen zentralen Amte gesprochen wer¬ 
den. Das hervorragende Amt des Landeshauptmannes ist zum größten 
Teile ein ständisches. 

Er nimmt als ständischer Amtsträger und als Haupt des Herren¬ 
standes eine ähnliche Stellung ein wie der Prager Oberstburggraf, 
welches Amt in Mähren fehlt. Daneben sind in seinem Amte aller¬ 
dings Funktional eines landesfürstlichen Amtsträgers vereint. Er ist 
der Vertreter des (regelmäßig abwesenden) Herrschers. Diese eigen- 
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tiimliche Doppelstellung läßt das Amt als ein teils ständisches, teils 
landesfürstliclies auch im 15. Jahrhundert erscheinen. Die Gleichheit 
der Person verwischte aber in der Zeit der Hochmacht der Stände die 
Grenzen zu Gunsten der ständischen Struktur und dies um so mehr, als 
während eines Interregnums der Landeshauptmann die Regierung im 
Aufträge der Stände führte. 

Selbst die beiden ihrer Natur und Geschichte nach ausgesprochen 
landesfürstlichen Ämter des Hofrichters und de6 Unterkämmerers ver¬ 
loren, da sie aus dem Herren- oder Ritterstande bestellt wurden, ihren 
rein monarchischen Charakter. Im übrigen büßten sie, der Hofrichter 
infolge der geringen Zahl landesfürstlicher Lehen, der Unterkämmerer 
durch den Rückgang des königlichen Städtewesens in Mähren, viel an 
Bedeutung ein. Der Wirkungskreis dieser beiden Ämter war ziemlich 
jenem des Hofrichters und Unterkämmerers in Böhmen analog. In 
Mähren läßt sich für das 15. Jahrhundert ein königlicher Prokurator 
nicht feststellen; da sich die Amtswirksamkeit des böhmischen Prokura¬ 
tors auf Mähren nicht erstreckte, lag hier die Wahrung der landesfürst¬ 
lichen Interessen bezüglich der Heimfälle dem Unterkämmerer ob. — 
Noch mehr als in Böhmen verfiel die provinziale Verwaltung. Dies galt 
sowohl hinsichtlich der Cuden als insbesondere auch der Kreise. Nur als 
Grundlage für die Einteilung des vom Landeshauptmann geleiteten 
Heeres und bei der Einhebung und Verrechnung der ständisch bewillig¬ 
ten Steuern spielten die Kreise (Olmütz, Brünn, Znaim, Iglau, Ungarisch 
Hradisch) noch eine Rolle. Dagegen hing die Friedenswahrung und die 
VerbrechensVerfolgung in Mähren nicht mehr mit ihnen zusammen. 
Neben grundherrlichen Organen waren es die Landfriedenseinungen, die, 
nun zu einer dauernden Institution geworden, darin eine ihrer Haupt¬ 
aufgaben sahen. 

2. Die Territorialverfassung Schlesiens hebt sich in dem hier zu 
behandelnden Zeitraum von der früheren Gestaltung nicht so 6ehr 
durch einen ständestaatlichen Aufbau als durch die Schaffung einer alle 
schlesischen Fürstentümer umfassenden Gesamtorganisation ab. Ihre 
historische Wurzel liegt in den vorausgehenden Landfriedenseinungen, 
als dauernde, die territorialherrliche Stellung der einzelnen Fürsten ein¬ 
schränkende Einrichtung ist sie ein Werk Matthias Korvinus’. Er rief 
als Herr Schlesiens 1474 schlesische Fürstentage ins Leben. Diese 
bezogen sich territorial auf alle schlesischen Fürstentümer. Auch die 
Troppauer sowie seit 1506 die Jägemdorfer Fürsten beteiligten sich 
mit Stimmrecht an ihnen. Matthias dehnte überdies die Organisation auf 
die beiden Lausitzen aus. Die Zusammensetzung der Fürstentage weist 
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eine Eigenart durch die gleichzeitige Mitgliedschaft der Fürsten und 
der ständischen Vertretungen der einzelnen Fürstentümer auf: ihre 
Kollegien zeigten eine Scheidung nach Fürsten, Lehensmannschaften 
und Städten. Die schlesischen Fürstentage hatten daher einen gemischt 
landesherrlichen und ständischen Charakter — Der staatsrechtlichen 
Zusammenfassung suchte Matthias Korvinus auch eine allgemeine Lan¬ 
desverwaltung für Schlesien als Ganzes folgen zu lassen. Eine Frucht 
dieses Bestrebens war es, daß er das Amt eines Oberhauptmannes, auch 
kurz Oberamt genannt, als zentrale Institution ständig werden ließ. 
Oberhauptleute mit einem Wirkungskreise für alle schlesischen Fürsten¬ 
tümer hatte es allerdings gelegentlich im Zusammenhänge mit Land¬ 
friedenseinungen der schlesischen Fürsten schon in der ersten Hälfte 
des 15. Jahrhunderts gegeben, seit Matthias Korvinus aber erscheint 
dieses Amt als feste Einrichtung mit selbständiger, zentraler Kompetenz. 
Der Oberhauptmann war als Stellvertreter des Königs das Organ der 
zentralen Militärgewalt und der einheitlichen Friedenswahrung. Ihm 
oblag ferner die oberste Sorge für die Steuererhebung. In Unterordnung 
unter das Oberamt bestanden als zusammenfassende königliche Organe 
Landeshauptleute für Ober- und für Niederschlesien. — Die Zeit Wladi- 
slaws brachte mit dem Landesprivileg von 1498 nicht als eine Äuße¬ 
rung der königlichen Zentralisationsgewalt, sondern als ein Zugeständ¬ 
nis an die Fürsten noch eine weitere zentrale Einrichtung: das Ober¬ 
oder Fürstenrecht. Es war dies ein Gericht, das für ganz Schlesien kom¬ 
petent sein sollte und als ordentliches inappellables Gericht in Zivil¬ 
prozessen de6 Königs, der Fürsten und der freien Standesherren unter¬ 
einander, sowie in Fällen der Rechtsverweigerung zu judizieren be¬ 
rufen war. 

Neben der Vereinheitlichung Schlesiens äußerte sich in den Fürsten¬ 
tagen auch noch ein zweites Merkmal der schlesischen Verfassung dieser 
Zeit: die Abschwächung der Herrschergewalten in den einzelnen Fürsten¬ 
tümern zu Gunsten des Königtums. Hierunter ist kraft des staatsrecht- 
licnen Zusammenhanges das böhmische zu verstehen, doch hat die Ver¬ 
einigung der böhmischen und der ungarischen Königswürde unter den 
Jagellonen dahin geführt, daß Wladislaw Jagello seine Rechte über 
die schlesischen Fürstentümer aus der ungarischen, nicht der böhmischen 
Königswürde ableiten zu können glaubte. 

Zu Ungunsten der fürstlichen Gewalten wirkte auch die Vereinigung 
zahlreicher schlesischer Fürstentümer in den Händen Matthias Korvinus’ 
ein. Ferner brachte es eine beträchtliche Schwächung der Stellung der 
schlesischen Fürsten mit sich, daß in Nachwirkung der vielen Über- 
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lassungen von Grundbesitz und Hoheitsrecbten (iura ducalia) an Grund* 
herren (s. I, 8. 128) diese Grundherren in der Zeit Matthias Korvinus’ 
eine den Fürsten verwandte Stellung als Standesherren errangen und 
ihnen als Freiherren, freie Landherren (status maiores) gleichgeachtet 
wurden. Andere Grundherren wurden als status minores zwar nicht 
Träger selbständiger Hoheitsrechte, aber doch aus dem Machtbereich 
der Fürsten ausgeschieden und dem Königtums direkt unterstellt. — 
Der Widerstand der Fürsten gegen diese ihnen ungünstige Entwicklung 
war nur ein schwacher, nicht offener. Er tritt in dem Streben zutage, 
sich als Heichsfürsten zu betrachten, was besonders einmal auch beim 
Troppauer Herzog festgestellt werden kann. Nach dem Tode Matthias 
Korvinus’, des mächtigen, zielbewußten Vertreters der Königspolitik, 
bildete die Zersplitterung de6 königlichen Eigenbesitzes ein den Fürsten 
günstiges Moment; endlich war die Forderung nach Erteilung eines 
Landesprivilegs (1498) gewiß zum Zwecke der Sicherung gegen eine 
weitere nachteilige Königspolitik gestellt worden. 

Die Verfassungsverhältnisse in den einzelnen schlesischen Fürsten¬ 
tümern zeigen ein Bild ziemlich kontinuierlicher Entwicklung aus den 
Verhältnissen des 14. Jahrhunderts (s. I, S. 128 ff.). Die Fürsten der 
nicht unmittelbar unter der Herrschaft des Königs stehenden Gebiete 
waren Lehensträger der böhmischen Krone. Die Frage einer Ableitung 
ihrer Gewalt von dem ungarischen Königtum in der Zeit Matthias 
Korvinus’ und ihr Bestreben, sich als Reichslehensfürsten zu erachten, 
wurde eben schon erwähnt. Neue Schranken gegenüber der landesherr¬ 
lichen Gewalt der Fürsten sind von Matthias Korvinus für das Münz¬ 
wesen aufgerichtet worden, da er (1474) die Bestimmung der Währung 
und die Prägung von Groschen dem Königtum vorbehielt, den Fürsten 
aber nur die Prägung für geringere Münzen überließ. — Die Erbfolge in 
den mittelbaren Fürstentümern war durch das Lehenserbrecht, das auch 
eine testamentarische Verfügung zuließ, unabhängig gestellt, lediglich 
zu Erbverträgen war die königliche Zustimmung erforderlich. — Die 
Fürstengewalt wurde nicht in gleicher Weise wie in Mähren oder 
Böhmen durch einen ständestaatlichen Aufbau erschüttert, wenngleich, 
dem Zuge mitteleuropäischer Entwicklung folgend, vor allem in der 
ständischen Besetzung und Geltung der Gerichte ein erhöhter stän¬ 
discher Einfluß hervortrat. Deshalb trägt auch das Ämterwesen noch 
einen überwiegend landesfürstlichen Charakter an sich. Dies gilt selbst¬ 
verständlich besonders vom Hofbeamtentum, das in den größeren 
Fürstentümern eine entwickeltere Differenzierung aufweist. Analog 
setzte sich der Rat zum großen Teile aus in denselben vom Fürsten 
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berufenen Würdenträgern zusammen. Hiezu kämm allerdings Adelige, 
die als „Räte von Haus aus“ kraft ihrer ständisch-grundherrlichen 
Bedeutung Mitglieder des Rates wurden. Zum bedeutendsten Amte 
wurde nun allenthalben das des Hauptmannes als Vertreters des Fürsten, 
überall aber mit seinen Amtsobliegenheiten die Stellung eines Ver¬ 
trauensmannes der Stände verknüpfend. — Das Lehenswesen behielt in 
Schlesien seine gegenüber Böhmen weiter durchgreifende Bedeutung im 
inneren Verfassungsleben, obgleich ein gewisser Rückgang durch 
Befreiung vieler rittermäßiger Lehen vom Lehensbande eintrat. — Im 
Gerichtswesen äußerten sich, dem Zuge mitteleuropäischer Entwicklung 
folgend, in dm schlesischen Fürstentümern starke ständische Einflüsse, 
•o daß die zentralen Gerichte zu Adelsgerichten mit nur adeligen Bei¬ 
sitzern wurden. Gleichwohl trat ihr ständischer Charakter gegenüber 
Böhmen und Mähren zurück, denn sie waren gleichzeitig Lehmsgerichte, 
wie dies ihre gewöhnliche Bezeichnung als Mannrechte kundgibt; auch 
blieb der Fürst oder in seiner Vertretung der Landeshauptmann Vor¬ 
sitzender des Gerichtes, Als ein Zeichen dieser Entwicklung kann es 
angesehen werden, daß für diese zentralen Adelsgerichte zuweilen die 
Bezeichnung als Hofgerichte oder Landrechte wiederkehrt. — Die pro¬ 
vinziale Kreiseinteilung verlor immer mehr an Bedeutung. Der geringe 
Gebietsumfang der Fürstentümer, die Verquickung der Kreisverwaltung 
mit dm Städten (s. I, S. 131), die zunehmende Kraft der Grundherrlich- 
keit, die Wahrung des Friedens und die Verbrechensverfolgung im 
Wege der Landfriedenseinungm waren Hemmungen einer Entfaltung 
der Kreiseinteilung. 

3. Zu Schlesien wurden, der früheren Entwicklung folgend (s. I, 
S. 132), im Laufe des 15. Jahrhunderts die Gebiete von Troppau, Leob- 
schütz und Jägeradorf gerechnet. Insbesondere in der Zeit Matthias 
Korvinus’, dessen Herrschaft alle drei Länder umfaßte, wurden sie als 
Teile Schlesiens erachtet; die schlesischen Fürstentage, ebenso wie das 
Oberamt und die oberschlesische Hauptmannschaft, bezogen sich auch 
auf sie. Am deutlichsten läßt sich die Zugehörigkeit zu Schlesien bei dem 
Troppauer Herzogtum feststellen, dessen Fürsten sich als schlesische 
Fürsten bezeichneten. Demgegenüber ging das Interesse der Stände 
dahin, die günstigere ständische Stellung Mährens für Troppau zu 
wahren, die Privilegienbestätigungen behielten daher eine Beziehung 
zu Mähren. Der Adel legte auf seine Zugehörigkeit zu Mähren, dm 
Sitz im mährischen (Olmützer) Landrechte, Wert und von Mähren aus 
wurden Belehrungen für das Troppauer Landrecht eingeholt. In diesem 
Kontraste zwischen der landesfürstlichen schlesisch-gesamtstaatlichen 
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Politik und ständischen Interessen lag der Keim zu künftigen Streitig* 
keilen hinsichtlich der staatsrechtlichen Zugehörigkeit Troppaus. — 
Das innere Verfassungsbild der drei Gebiete ist getrübt durch häufige 
Zerstückelungen infolge Erbgangs, Veräußerung und Verpfändung von 
Teilgebieten. 

Am deutlichsten behielt Troppau den Charakter eines einheitlichen 
Pürstentumes, insbesondere unter Pfemek, Georg v. Podöbrad und 
seinem Sohne Viktorin, welche das ganze Troppauer Herzogtum in Besitz 
hatten. Leobschütz mußte als Gegenstand von Rechtsgeschäft und Erb¬ 
gang wiederholt seine verfassungsrechtliche Selbständigkeit einbüßen; 
nach der Herrschaft Matthias Korvinus’ wurde es auf privatrechtlichem 
Wege (Tauschvertrag) dem Jägerndorfer Gebiete als Teil eingegliedert. 
Jägemdorf, welches zwar seine Selbständigkeit behielt, wurde im 
15. Jahrhundert nicht eigentlich als Fürstentum, sondern als Landherr¬ 
schaft aufgefaßt, daher seine zeitgenössische urkundliche Bezeichnung 
als bloße „terra“. Erst zum Ausgange des 15. Jahrhunderts tritt in der 
Bezeichnung Jägemdorfs als Fürstentum, sodann nach Eingliederung 
von Leobschütz als „Fürstentum Jägemdorf und Leobschütz“ eine 
Gleichstellung mit anderen schlesischen Fürstentümern zutage. Diese 
Schicksale, welche die Gebiete zum Spielball privatrechtlicher Ab¬ 
machungen werden ließen, der geringere Gebietsumfang und auch die 
Ständemacht hemmten die Entfaltung eines landesfürstlichen Ämter¬ 
wesens, ja die Regierung trug in Leobschütz und Jägemdorf zeitweise 
nur patrimonialen Charakter an sich. Neben den reinen Hofämtera 
verkörperten die Landeshauptleute von Troppau und Jägemdorf als 
Stellvertreter der Fürsten das landesherrliche Beamtentum. In Jägem¬ 
dorf, wo im übrigen die Stellung der Stände eine noch umfassendere als 
in Troppau war, erhielt sich beim Landrecht in der Ernennung der 
Beisitzer durch den Gebietsherm ein starker landesherrlicher Einfluß. 

4. Das Verfassungsrecht in den beiden Lausitzen entwickelte sich 
ziemlich kontinuierlich auf der Grundlage der Verhältnisse des 14 Jahr¬ 
hunderts (s. I, S. 133 f.). — Die Obere Lausitz, deren Zusammenfassung 
unter dem Namen Lusatia superior, Oberland, seit der zweiten Hälfte 
des 15. Jahrhunderts mm quellenmäßig ist, hatte die Stellung eines 
selbständigen, der Krone Böhmen angegliederten Gebietes. Diese Selb¬ 
ständigkeit äußerte sich insbesondere in einer unabhängigen Anerken¬ 
nung des böhmischen Herrschers nach Erwerbstitel und Person. Das 
Festhalten am Katholizismus setzte die Lausitz verheerenden Angriffen 
der hussitischen Heerscharen aus. Eine besondere fürstliche Gewalt 
bildete sich hier auch im 15. Jahrhundert nicht aus; die Vögte waren 
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Amteträger, wenngleich 6ich die zur Erblichkeit neigende Vogtei der 
Herren v. Kolditz einer landesherrlichen Gewalt näherte. Als ander¬ 
wärts begüterte Grundherren, als schlesische Hauptleute oder Fürsten 
waren die Vögte häufig von ihrem Lausitzer Gebiete abwesend. Dies 
zeitigte in solchen Fällen die Notwendigkeit, „Verweser“ der Vogtei im 
Lande zu lassen. Die Einsetzung der Vögte ging vom Könige Böhmens 
aus. Es war eine revolutionäre Erscheinung, wenn 1467 in der Zeit der 
Auflehnung gegen Georg v. Podöbrad auf Anordnung des päpstlichen 
Legaten der Vogt von den Lausitzer Ständen abgesetzt und sodann ein 
neuer Vogt (Jaroslaus v. Stemberg) „in päpstlichen Römischen Stuhls 
und eines künftigen böhmischen Königs voller Macht als Verweser und 
Voigt der Lande und Sechsstädte“ eingesetzt wurde. In der Zeit der 
Herrschaftsteilung zwischen Wladislaw und Matthias Korvinus verlieh 
der letztere die Lausitzer Vogtei und es trat hiedurch eine den schle* 
sischen Verhältnissen verwandte Einwirkung der ungarischen Königs¬ 
gewalt ein. Bei der Verwaltung bedienten sich die Vögte eines Haupt¬ 
mannes oder (später) Amtmannes als 6ie vertretenden und unterstützen¬ 
den Organes. Insbesondere in der Zeit Matthias’ lag die Verwaltung 
vor allem in den Händen dieser Hauptleute. Das Gerichtswesen zeigt, 
mitteleuropäischer Entwicklung folgend, eine Differenzierung nach 
Ständen; neben den hier besonders bedeutenden städtischen Gerichten, 
dem Landgerichte für Bauernsachen war das Hofgericht unter der 
Leitung des Hauptmannes, zuweilen auch eines besonderen Hofrichters 
für die Bechtsangelegenheiten des Adels bestimmt. Vor dasselbe 
gehörten auch die Streitigkeiten bezüglich der Lehensgüter. — Seit dem 
Ausgange des 15. Jahrhunderts ist ein übergeordnetes Gericht, das 
Gericht von Land und Städten oder „iudicium ordinarium“, unter dem 
Vorsitze des Vogtes mit ritterlichen Mannen und Abgeordneten der 
Städte als Beisitzer nachweisbar zur Schlichtung von Streitigkeiten 
zwischen einzelnen Landständen, zwischen Mannen und Städten, zwischen 
Städten untereinander. Die Entstehung dieses Gerichtes ist noch nicht 
hinreichend aufgehellt. Teils wird sie mit dem Verbote des Rechtszuges 
nach Magdeburg in Zusammenhang gebracht, teils wird das Gericht für 
ein Überbleibsel des allgemeinen Landdinges zu Bautzen erklärt. Eine 
Appellation von den Urteilen dieses Gerichtes an den König wurde 
ähnlich wie bei den ständischen Landrechten Böhmens und Mährens für 
ausgeschlossen erachtet. — Die früheren, auf dem Sechsstädtebund 
beruhenden Femgerichte (s. I, S. 133) in der oberen Lausitz verschwan¬ 
den infolge der Hussitenkriege, die andere Maßregeln zum Schutze des 
Landfriedens, wie die städtischen Rügegerichte, nötig machten. Anderer- 
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Beite suchte das westfälische Femgericht seine Kompetenz auf dieses 
Gebiet zu erstrecken, jedoch ohne Erfolg, da die Oberlausitz als zur 
Krone Böhmen gehörig durch ein kaiserliches Privileg (1491) aus 
dem Wirkungskreise der westfälischen Feme ausgeschlossen wurde. — 
Die Stellung der Vögte in der Niederen Lausitz war jener in der Oberen 
Lausitz gleich; auch hier trat nach den Verschreibungen der Vogtei an 
die Herren von Polensk und an die Markgrafen von Brandenburg seit 
Georg v. Podöbrad der Amtecharakter der Vögte wieder stärker hervor. 
Die Verwaltungseinteilung des Landes schloß sich an den großen ade* 
ligen Herrschaftsbesitz als Grundlage an. 

5. Die verfassungsrechtliche Stellung Egers und des Egerlandes 
blieb von den beiden Momenten, welche in der Reichspfandschaft lagen 
(8.1, S. 134), der Zugehörigkeit zum Reiche einerseits und der böhmi¬ 
schen Pfandnutzung andererseits beherrscht. Aus dem reichsrechtlichen 
Charakter Egers ergab es sich, daß sich Eger wiederholt in der Zeit der 
Hussitenkriege an deutschen Reichstagen beteiligte, Schutzbünde mit 
den Brandenburger Markgrafen und den Herzogen von Sachsen ab* 
schließen konnte. Es ist bemerkenswert, daß (1522) der Markgraf von 
Brandenburg Eger aus der Pfandschaft lösen wollte, doch dieser Plan 
scheiterte neben dem Widerspruch der Stände gegen eine Entfremdung 
des Gebietes schon an der Einwendung, daß die Auslösung der Reichs¬ 
pfandschaft nur vom Reiche selbst erfolgen könne. — Als Pfandherren 
erteilten die böhmischen Könige insbesondere der Stadt Eger weitere 
Privilegien, wie (1444) die Erneuerung des Rechtes einer besonderen 
Münzprägung, ferner die zeitliche Befreiung (1466) von Kriegszügen 
außerhalb des Gebietes der böhmischen Krone, die Gleichstellung mit 
den Prager Bürgern im Handel. Hieher gehören auch die wiederholten 
Zusagen und Maßnahmen zur ungeschmälerten Erhaltung des Gebietes. 
Sie konnten es aber nicht verhindern, daß ein großer Teil des Eger¬ 
landes außerhalb Böhmens (s. oben S. 22) zu Lehen ging. — Gegenüber 
Böhmen selbst behielten Stadt und Land Eger ihre Selbständigkeit. Die 
Anerkennung des neuen Königs und die Huldigung für ihn vollzog sich 
selbständig, gesondert vom böhmischen Landtage, die innere pfand¬ 
herrliche Verwaltung lag weiterhin in den Händen eines besonderen 
Pflegers. Vorübergehend ging die Pflege auf die Stadt Eger über 
und wurde von dem Bürgermeister ausgeübt. Im übrigen wurde sie 
zum Gegenstand pfandweiser Verleihung gemacht und ging auf diese 
Weise von 1430 bis zum Beginn des 16. Jahrhunderts in die Hände der 
Familie Schlick über; hiedurch ergab sich für diese Zeit, da die gleiche 
Familie auch Elbogen pfandweise innehatte, eine gewisse Anpassung 
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an den Elbogener äußeren Kreis Böhmens. Zwischen der Stadt Eger 
und der Pflege des Landes kam es zu Streitigkeiten wegen der Eingriffe 
des Pflegers in die städtische Gerichtsbarkeit und Vollstreckung; selbst 
mit dem Königtum gerieten die Pfleger wegen der Vergabung von Lehen 
außerhalb des Landes und wegen ihrer Einmengung in das Mannen* 
gericht in Konflikte. Diese Streitigkeiten wurden durch das königliche 
Kammergericht zu Ungunsten der Pfleger entschieden. 

III. Die Ländstfinde. 

Das Sinken der böhmischen Königsgewalt war mit einer erheblichen 
Steigerung der Macht der Landstände verknüpft. Was der Königsgewalt 
verloren ging, bedeutete gleichzeitig einen Machtzuwachs der Stände. 
Dies geschah in solchem Maße, daß sich die Stände als der stärkere 
Träger der öffentlichen Gewalt neben das Königtum stellten und das 
Ämterwesen und hiemit die territoriale Verwaltung in ihren wich¬ 
tigsten Belangen ständischen Charakter annahmen. Ähnliches kann von 
Mähren gesagt werden. In den übrigen zur Krone Böhmen gehörigen 
Gebieten zeigt die Ständemacht wie in ganz Mitteleuropa zwar auch 
ein Anwachsen der Bedeutung der Stände, doch vollzog sich dieser Pro¬ 
zeß allmählicher und weniger durchgreifend, wie dies schon aus den 
Angaben des vorigen Abschnittes über die fürstliche Stellung hervorgeht. 

A. Träger der landständischen Entwicklung war in Böhmen und 
Mähren der Adel, insbesondere seine höhere Schicht, der Herrenstand. 
Er hat die Früchte der hussitischen Bewegung davongetragen, so daß 
sich die ständischen Erfolge in Verfassung und Verwaltung vor allem 
zu seinen Gunsten äußerten. — Die Zugehörigkeit zum Adel beruhte auf 
den sozialen Grundlagen des freien Grundbesitzes, der hervorragenden 
amtlichen Stellung und auch der ritterlichen Lebensweise, welche zur 
Ausbildung des Adels in der vorausgehenden Zeit (s. I, S. 136) geführt 
hatten. Die rechtliche Bedeutung der sozialen Erhebung trat nun immer 
schärfer hervor: in dem Vorbehalt der Landesämter, in der Fähigkeit, 
Beisitzer des Landgerichtes zu sein, in der Landtafelfähigkeit der Güter, 
in den grundherrlichen Hechten gegenüber den Untertänigen, in dem 
Hechte des Bierbrauens, der Jagd und der Fischerei. Dies gilt vor 
allem hinsichtlich des höheren Adels, der sich im 15. Jahrhundert als 
selbständige Schichte vom niederen Adel schied. Den höheren Adel 
bildeten die Herren (päni, domini), als die Angehörigen jener Geschlech¬ 
ter, welche schon im 14. Jahrhundert in der ständischen Entwicklung 
hervorragten. Sie bildeten die höchste soziale Stufe. Einen dem Herren- 
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Stande übergeordneten Stand gab es nicht. Insbesondere fehlte es an 
einem Grafenstande, der fremde Grafentitel schuf für seinen Träger 
keine höhere Stellung im Herrenstande. Die geschichtliche Entwicklung 
des Herrenstandes hatte es zur Folge, daß sich derselbe als ein in sich 
abgeschlossener Kreis selbständig, wenn auch auf Empfehlung dee 
Königs hin durch Aufnahme neuer Mitglieder ergänzte. Die später in 
den Herrenstand Aufgenommenen bildeten die Gruppe der neuen Mit¬ 
glieder gegenüber den alten Herrengeschlechtem. In Mähren zeigt die 
Regelung über Sitz- und Rangordnung im Landtage und Landgericht 
vom Jahre 1480 eine scharfe Scheidung des alten Herrenstandes 
(15 Familien) von den neuen Herren. Erst die dritte Generation der 
neuen Herren durfte in die Bänke des alten Herrenstandes eingeführt 
werden. — Von dem Herrenstand schon durch den Titel gesondert, da 
die Bezeichnung pän ausschließlich dem höheren Adel zugebilligt wurde, 
war der niedere Adel. Für diesen kommen in den Quellen die Bezeich¬ 
nungen Ritter (rytff), Wladyk, Landmann (zeman) und panos (Deminutiv 
von pdn) vor. Die ersten drei Namen werden oft synonym für den niederen 
Adel gebraucht. Ursprünglich scheinen die Bezeichnungen verschiedene 
Seiten des Adele betroffen zu haben, so daß Ritter, den rittermäßig 
Lebenden, etwa durch Ritterschlag erhobenen, Wladyk (etymologisch 
mit vlädnouti gebieten zusammenhängend) und zeman den über ein Land¬ 
gut Gebietenden kennzeichnete, während panog auf ein militärisches 
Klientelverhältnis zu einem Herren als Quelle des Adels hindeutet. 
Wo die Quellen diesen Ausdrücken eine bestimmtere Bedeutung einräu¬ 
men, erscheinen die Ritter als die höchste Stufe des niederen Adels, die 
panoüi als die tiefere Kategorie, was sich in der Möglichkeit eines Auf¬ 
stieges vom panoä zum Ritter oder Wladyken (in der dritten Generation) 
äußerte. Im Gegensätze zum Herrenstande geschah die Ergänzung der 
Ritterschaft nicht im Wege einer Aufnahme seitens der älteren Standes¬ 
genossen, sondern neue Ritter erstanden durch königliche Erhebung. 
Diese briefmäßige Nobilitierung galt zunächst (einschildig) dem ein¬ 
zelnen, nicht der ganzen Familie; sie brachte ihm nicht gleich die volle 
Ritterschaft, sondern machte ihn zum panoi. Die Landtafelfähigkeit 
trat nach einer königlichen Anordnung (1497) in Böhmen in der 
nächsten Generation ein, und erst die dritte Generation wurde den 
alten Ritterfamilien gleichgestellt. — In dem Streben, gegenüber dem 
Bürgertume die Ausschließlichkeit bevorrechteter Stellung zu wahren, 
war der niedere Adel mit den Herren eins; im übrigen stand er jedoch 
an Einfluß und Bedeutung dem Herrenstande erheblich nach, ja er 
dankte die Teilnahme an ständischen Einrichtungen mehr der Ge- 
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Währung durch die Herren, als eigener sozialer Kraft. Die mangelnde 
durchgreifende Stellung der Ministerialität wirkte gegenüber den 
Gebieten des deutschen Reiches mit starker Entwicklung des Ministeri¬ 
alenstandes hemmend ein. Auch in Ungarn waren die historischen 
Grundlagen des niederen Adels stärkere, er konnte daher zur gleichen 
Zeit dort beim Aufbau des Ständestaates eine entscheidendere Rolle 
spielen, al6 dies in Böhmen und Mähren der Fall war. — Mit Mähren 
hatte Troppau und auch Jägerndorf die Scheidung des Adels in einen 
Herren- und Ritterstand gemein. In den übrigen schlesischen Fürsten¬ 
tümern waren jedoch für den Adel Ritterschaft und ritterliches Lehen 
einheitliche Grundlagen, so daß hier gemeinhin eine Schichtung des 
Adels fehlte.- Ebenso war im Egerlande die sozial erhöhte Gesellschaft 
in der Mannschaft der lehensmäßigen Ritterschaft vereint. In der 
Niederen Lausitz schuf der bedeutende große Grundbesitz eine höhere 
Stellung dieser Herrschaftsbesitzer über die Ritter mit geringerem Be¬ 
sitze. Die Obere Lausitz zeigt nach außen hin einen einheitlichen Adel. 

B. Die Organisation der Stände in den Landtagen entwickelte sich 
vom 15. Jahrhundert an zu einer fertigen Einrichtung, in welcher sich 
die Wahrung der ständischen Rechte verkörperte. Die Landtage waren 
aber kein für alle zur Krone Böhmen gehörige Länder einheitliches 
Institut, sondern jedes verfassungsrechtlich selbständige Gebiet hatte 
seinen eigenen Landtag. Böhmen, Mähren, die schlesischen Fürsten¬ 
tümer, die beiden Lausitzen, die Grafschaft Glatz sowie auch das Eger- 
land, ja selbst der äußere Kreis Böhmens, Elbogen, zeigen besondere 
Landtage mit einer der ständischen Macht und Schichtung entsprechen¬ 
den verschiedenen Gestaltung. — Der böhmische Landtag hat allerdings, 
zumal in den Fällen der ständischen Entscheidung betreffend den Herr¬ 
schaftserwerb, eine über Böhmen selbst hinausgehende Stellung für sich 
in Anspruch genommen, stieß hierin aber auf den Widerstand der an¬ 
deren Länder, wie dies insbesondere der Streit mit den mährischen 
Ständen in dieser Frage zeigt. 

In der Zusammensetzung des böhmischen Landtages spiegelt sich 
das soziale Kräfteverhältnis der hussitischen Zeit wider. Die Führung 
kam endgiltig dem Herrenstande zu, welchem sich der niedere Adel zu¬ 
gesellte. Dagegen verschwand die Geistlichkeit aus den ständischen 
Versammlungen. Es war dies eine Folge des Kampfes gegen den Katholi¬ 
zismus. Hiemit trat ein jäher Wandel gegenüber den Anfängen der 
Ständeentwicklung ein, an welchem die hohe Geistlichkeit hervofragend 
teilgenommen hatte. Den Städten, die im 14. Jahrhundert (s. I, S. 140) 
mit ihrer steigenden Bedeutung die Mitgliedschaft im Landtage ge- 
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wonnen hatten, schien zu Beginn der hussitischen Bewegung eine 
wichtige, ja führende Stellung beechieden zu sein. In jener Zeit kann 
von einer Hegemonie Prags gesprochen werden: es stand an der 
Spitze aller im Landtage Vereinigten. Die übrigen königlichen Städte 
waren vollwertige Mitglieder des Landtages. Aber der Sieg des 
utraquistischeu Herrenstandes machte es diesem möglich, seine 
Antagonie gegen das Bürgertum auch in ständischer Hinsicht zu be¬ 
tätigen. Er konnte sogar so weit gehen, aus dem Mangel nicht vor¬ 
handener besonderer Privilegisierung der Städte zur Standschaft auf 
die Beseitigung der Städte aus dem Landtage erfolgreich zu dringen. 
Erst in jener Zeit (zu Anfang des 16. Jahrhunderts), da das Königtum 
den überspannten Ansprüchen des Adels nicht mehr blinde Gefolgschaft 
leistete, trat ein Wandel zum Besseren ein. Seit 1508 erscheinen die 
königlichen Städte wiederum im Landtage und der Sankt Wenzelsvertrag 
(1517) bestätigte ihre Standschaft. 

Die Standschaft der Herren und Ritter war ein persönliches Recht» 
so daß jeder einzelne am Landtage teilzunehmen berechtigt war. Für 
die ärmere Schicht des niederen Adels schloß aber die persönliche 
Beteiligung aller Ritter eine schwere materielle Last in sich. Um hier 
eine Abhilfe zu schaffen, entwickelte sich die Gepflogenheit, auf dem 
Kreistage mehrere (2, 6) Angehörige des Ritterstandes zu wählen, 
welche die Verpflichtung übernahmen, an dem Landtage auf Kosten des 
Kreises teilzunehmen. Hierin lag tatsächlich der Keim einer repräsen¬ 
tativen Vertretung der Kreise; juristisch hatte jedoch diese Entsendung 
Bolchen Charakter noch nicht. Jeder einzelne Ritter hatte nach wie vor 
das Recht auch neben den Entsendeten am Landtage teilzunehmen; nur 
dem Fehlen jeglicher Beteiligung aus einem Kreise sollte hiedurch vor¬ 
gebeugt werden. — Demgegenüber galt bei den Städten eine wahre 
Repräsentation durch besonders Bevollmächtigte des Rates. Ärmere 
Städte, welche die Kosten solcher Repräsentation nicht zu tragen ver¬ 
mochten, ließen sich durch die Abgesandten wohlhabenderer Städte 
vertreten. 

Die Art der Beratung und der Beschlußfassung im böhmischen 
Landtage weist ähnliche Entwicklungsmomente auf, wie sie sich in der 
deutschen Reichsverfassung zeigen. Wie dort bildete sich eine Schei¬ 
dung der ständischen Gruppen in Kurien aus, sie ist für Böhmen seit 
1446 feststellbar. Das Mehrheitsprinzip kam innerhalb der Kurien zur 
Geltung, während für die Giltigkeit des Beschlusses des ganzen Land¬ 
tages Übereinstimmung aller drei Kurien — der Herren, der Ritter, 
der Städte — nicht die Entscheidung durch die Mehrheit galt. — Die 
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Verhandlungen beruhten, den historischen Grundlagen dee Landtages 
entsprechend, auf der königlichen Zusammenrufung, doch brachte es die 
Hochmacht der Stände, die selbstbewußte Haltung der Herren gegen* 
aber dem Königtume mit sich, daß die Stände auch aus eigener Initiative 
zusammentraten und berieten, ohne daß deswegen die Versammlung den 
Charakter eines Landtages verloren hätte. Im Verfolg dieser Entwicke¬ 
lung wurde ein Landtagsbeschluß auch ohne königliche Sanktion für 
gütig erachtet. Ein Zeichen der Selbständigkeit des Landtages gegen¬ 
über dem Könige war es ferner, daß den Vorsitz im Landtage der oberste 
ständische Beamte, der Prager Oberstburggraf, führte, selbst wenn der 
König die Versammlung eröffnet«. 

Der Wirkungskreis des böhmischen Landtages war ebensowenig 
normativ festgelegt wie der des deutschen Reichstages oder anderer 
mitteleuropäischer ständischer Organisationen der gleichen Zeit. Sein 
Betätigungsgebiet wuchs mit dem Steigen der ständischen Macht. Auf 
den Grundlagen des Wirkungskreises ständischer Versa mml un g en in den 
früheren Jahrhunderten erstarkte der Landtag zu einem Forum, das 
über den Herrschaftserwerb entschied, ja den König selbst wählte; die 
sogenannte Wladislawsche Landesordnung zeigt den Übergang der 
gesetzgebenden Gewalt auf den Landtag; die Bindung des Herrschers zu 
der Erhaltung des Krongebietes wandelte sich nun in ein Zustimmungs- 
recht des Landtages bei Veräußerungen und Verpfändungen; im Kriegs¬ 
und Friedensrechte kam dem Landtage die Bewilligung der Bereitschaft, 
die Zustimmung zu Verträgen und Friedensschlüssen zu. 

Durch sein Votum griff er, die ständische Gewalt immer neu för¬ 
dernd, in alle wichtigeren Fragen des inneren Verfassungslebens ein, wie 
bei der Festlegung des Vorbehaltes der Ämter für die Stände, beim Aus¬ 
schluß der Fremden, bei den Regelungen des Rechtsverhältnisses 
zwischen Adel und Bürgertum. 

Der mährische Landtag des 15. Jahrhunderts weist bei sonstiger 
starker innerer Verwandtschaft mit dem böhmischen einen Unterschied 
auf in dem Weiterfortleben der Standschaft der hohen Geistlichkeit 
(Bischof von Olmütz, die Kapitel von Olmütz und Brünn, Pröpste und 
infulierte Äbte). Wenn so die katholische Geistlichkeit hier eine kräf¬ 
tigere Stellung behielt, so zeigte sich doch auch in Mähren eine Schwä¬ 
chung. Seit den hussitischen Wirren bildete die hohe Geistlichkeit keine 
selbständige Kurie, sondern wurde in einer Kurie mit den Städten ver¬ 
eint, deren Festhalten am Katholizismus eine politische Annäherung 
veranlaßt hatte. Mit der selbständigen Kurie verlor die Geistlichkeit 
als Stand ihr selbständiges politisches Gewicht. Der Bischof von 
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OimQtz nahm, dem Herrenstande angehörig, eine besondere Stellung als 
Erster in der Herrenkurie ein. ln Mähren erhielt sich ferner noch der 
historische Zusammenhang des Landtages mit dem Landgerichte, da er 
in Brfinn oder Olmtitz gleichzeitig mit den Gerichtstagungöl zusammen¬ 
treten sollte. Doch brachte die hussitische Zeit und die Unterbrechung 
der landrechtlichen Tätigkeit Versammlungen des Landtages an anderen 
Orten ohne Beziehung zu Landrechtsterminen, und 1520 wurde mit dem 
Grundsätze gebrochen. — Ein der mährischen Rechtsgeschichte eigen¬ 
tümliches Merkmal ist die viel stärkere ständische Bedeutung der Land¬ 
friedenseinungen zwischen dem Herrscher und den Ständen. Aus den 
Anfängen des 14. Jahrhunderts sind sie hier geradezu eine dauernde 
Institution geworden. Insbesondere ist es der Landfrieden von 1484, 
welcher als Vorbild für die späteren Landfrieden und als Grundlage 
der Landesordnung des 16. Jahrhunderts hervorragt. Auf dem stän¬ 
dischen Einungsrechte beruhend, dienten die Landfrieden neben ihrer 
ursprünglichen Aufgabe, der Friedenswahrung und infolge der Erwei¬ 
terung ihres Inhaltes, wie durch die in sie aufgenommene Bestätigung 
ständischer Privilegien, auch unmittelbar ständischen Zwecken. Die 
vertraglich gleichwertige Stellung, welche hier der Herrscher als Kom- 
paziszent gegenüber den Ständen einnahm, förderte entschieden den 
Gedanken einer Teilung der Gewalt zwischen dem Herrscher und den 
Ständen. — Nächstverwandt mit dem mährischen war das Troppauer 
Landtagswesen. Die historische Zugehörigkeit Troppaus zu Mähren 
wirkte in ständischer Hinsicht am stärksten nach. Der Adel behielt hier 
die Neigung zu Mähren; die gleiche Privilegisierung mit Mähren bot ihm 
größere Vorteile. Die Zusammenhänge mit dem mährischen Landrechte 
blieben auch im 15. Jahrhundert aufrecht. So zeigt sich auch im Trop¬ 
pauer Landtag eine ähnliche Gliederung wie in Mähren: Die Geistlich¬ 
keit behielt ihre Standschaft, der Adel ist in Herren- und Ritterstand 
geteilt. Wie in Mähren war die Geistlichkeit mit einem anderen Stande 
in einer Kurie vereint, hier aber mit dem Herrenstande, was das noch 
schwächere Eingreifen der hussitischen Bewegung und eine größere 
Kontinuität mit den historischen Grundlagen der ständischen Entwick¬ 
lung dartut. 

In den schlesischen Fürstentümern zeigte sich infolge der Ausbil¬ 
dung einer schlesischen Gesamtverwaltung in den Zeiten Matthias Kor- 
vinus’ ein Dualismus des Landtag6wesens. Den Fürstentagen als Gesamt¬ 
organisation standen die Landtage der einzelnen schlesischen Fürsten¬ 
tümer gegenüber. Jene zentralen Fürstentage trugen, wie schon oben 
bemerkt (S. 27) einen gemischten Charakter an sich, da sie die Landes- 
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herren und die Stände ihrer Gebiete in einer Organisation vereinigten. 
Sie stellen sich historisch und begrifflich als eine Form des Über¬ 
ganges der schlesischen Landfriedenseinungen zu einer dauernden Ein¬ 
richtung dar. In der Zeit Matthias Korvinus’ griffen die Fürstentage 
territorial auch auf die beiden Lausitzen über. Von den drei Kollegien, 
in welche sie sich teilten, dem Kollegium der Fürsten (und freien Stan¬ 
desherren), dem Kollegium des höheren und niederen Adels einschließ¬ 
lich der Geistlichkeit und jenem der Städte waren die beiden letzteren 
ständischer Natur. Innerhalb der Kollegien hatten nur die Fürsten 
Virilstimmen, die freien Standesherren hatten eine Kuriatstimme. Im 
zweiten Kollegium wurden die höheren Stände nach den Fürstentümern, 
denen sie angehörten, zusammengefaßt. Im Städtekollegium wurde nach 
territorialen Gruppen abgestimmt. Die Gegenstände der Beratungen 
und Beschlußfassungen waren teils der Betätigung der Landfriedens¬ 
einungen (Landfriedenswahrung, die Regelung des Münzwesens) ent¬ 
nommen, teils, wie die Beschlüsse über die Besteuerung, dem Wirkungs¬ 
kreise der Landtage angepaßt. — In den Landtagen der einzelnen schle¬ 
sischen Fürstentümer bestanden der sozialen Schichtung entsprechend 
gemeinhin nur zwei Kurien, die des Adels, zu welchem auch die Geist¬ 
lichkeit kraft des Besitzes rittermäßiger Güter gehörte, und die der 
Städte. Lediglich in Jägerndorf, Teschen und Oppeln-Ratibor trat die 
Scheidung des Adels in den Herren- und in den Ritterstand im Land¬ 
tage hervor. Ähnliches gilt für die Obere Lausitz, während in der 
Niederen Lausitz der große Grundbesitz sich vom ärmeren Adel in 
besondere Kurien schied und die Prälaten sich in einer eigenen Kurie 
vereinigten. Die Führung lag allerdings in den Händen der Herrschaft6- 
besitzer, so daß die Landtage Namen und Charakter von Herrentagen 
annehmen konnten. Die Bedeutung der Städte in der Oberen Lausitz 
zeitigte besondere Tagungen der Vertreter der Städte (Städtetage). 

Die ständische Organisation im Landtage des Egerlandes beruhte 
auf der Scheidung ritterlicher Lehensträger, der Mannen, von dem Bür¬ 
gertum der Stadt Eger. Sie äußerte sich in der selbständigen Stellung¬ 
nahme bei der Anerkennung der böhmischen Thronfolge und bei den 
Landfriedenseinungen. Die gleiche Schichtung in Mannen und Bürger 
zeigt die ständische Organisation des Elbogener Kreises. Die Vereini¬ 
gung des Besitzes Eibogens und des Egerlandes in den Händen der 
Schlicke förderte eine Anpassung auch in ständischer Hinsicht. 

Generallandtage, welche die ständische Vertretung mehrerer Länder 
des böhmischen Krongebietes in gemeinsamen Angelegenheiten zu¬ 
sammenfaßten, sind nun häufiger, als dies bei ihren Anfängen im 
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14. Jahrhundert der Fall war, bezeugt. Allerdings trat überwiegend nur 
eine Vereinigung der böhmischen und mährischen ständischen Vertretun¬ 
gen ein, auch nahmen die Tagungen in religiösen Angelegenheiten eher 
den Charakter von Konventen der utraquistischen Partei an. Ständische 
Zusammenkünfte aller Länder der böhmischen Krone hatten gewöhnlich 
den Herrschaftserwerb oder die Krönung zum Anlasse. — Viel stärker 
war in Böhmen die Entwicklung der Kreistage. Sie bildeten sich auf 
Grund der in den Zeiten der hussitischen Bewegung kreismäßig ab¬ 
gehaltenen Tagungen vor allem der utraquistischen Partei zu einer 
ziemlich dauernden Einrichtung aus. Neben den Aufgaben der Friedens¬ 
wahrung, in deren Dienst sie sich stellten, fiel den Kreistagen die 
Vorbereitung und Ausführung der Landtagsbeschlüsse, die Wahl von 
Abgesandten (des Ritterstandes) für den Landtag zu. Sie traten oft 
selbständig, ohne Einberufung durch dm König, zusammen und bildeten 
so eine der königlichen Gewalt abträgliche Organisation. Daraus erklärt 
ee sich, daß schon in diesem Zeitalter das Königtum ihrer Abhaltung 
entgegenwirkte. So wurde unter der kräftigen Herrschaft Georgs die 
Bedeutung der Kreistage herabgedrückt und Wladislaw verbot in den 
ersten Jahren seiner Regierung die Kreistage. Es ist zugleich ein 
Zeichen des Tiefstandes der königlichen Gewalt zu Ausgang des 

15. Jahrhunderts, wenn die ständischen Kreistage von da an den Höhe¬ 
punkt an Zahl und Bedeutung erlangten. 

C. Die ständische Organisation des Gerichtswesens in den Land¬ 
gerichten fußte für Böhmen und Mähren (Brünn und Olmütz) auf der 
schon im 14. Jahrhundert ausgestalteten Entwicklung. Die steigende 
ständische Macht des Adels zeitigte eine grundsätzlich erhöhte Stellung 
dieser Gerichte. Das böhmische Landrecht wurde durch den Ausschluß 
einer Berufung von seinen Urteilen an den König und die Bestimmung, 
daß auch der König vor ihm seinen Gerichtsstand hatte, selbst gegen¬ 
über dem Königtum wesentlich gestärkt. Der regelmäßige Vorsitz im 
Gerichte, hier des Oberstburggrafen, dort des Landeshauptmannes, zeigt 
die Verselbständigung in ständischer Hinsicht. Die strengere Scheidung 
des höheren vom niederen Adel führte zu einer Aufteilung der nun der 
Zahl nach fixierten Beisitzerstellen bei diesen Gerichten nach Herren- 
und Ritterstand: in Böhmen (1437, 1487) sollten von den 20 Beisitzern 
12 dem Herren-, 8 dem Ritterstande, in Mähren (1492) 14 dem Herren-, 
6 dem Ritterstande angehören. Außer den Amtsträgern am Landrechte 
wurden andere Beamte des Herrenstandes kraft ihres Standes in die 
Reihe der Beisitzer aufgenommen. Unter den Beisitzern aus dem 
Herrenstande ragte der Vertreter des Hauses Rosenberg besonders her- 
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vor. ln Mähren nahm der Olmützer Bischof als Herr oder, wenn er 
diesem Stande nicht angehörte, gleich den höchsten Landesbeamten am 
Landrechte teil. — Den Kompetenzkreie des Landrechtes suchte der 
Adel insbesondere im Kampfe mit dem Bürgertum zu erweitern (s. 
S. 49 f.). — Zu dieser Stärkung des ständischen Landrechtes steht die 
tatsächliche Betätigung im Gegensatz. Die unruhigen Zeiten der hussi- 
tischen Kämpfe und auch die zweite Hälfte des 15. Jahrhunderts 
brachten beim böhmischen Landrechte wiederholte dezennienlange 
Unterbrechungen seiner Tagungen. Dies bildete einen Grund für die 
Entfaltung des Kammergerichtes (s. S. 15), welches aus einem landes¬ 
herrlichen zu einem mit dem Landrechte in unsicherer Kompetenz¬ 
abgrenzung konkurrierenden Gerichte geworden war. — Die Scheidung 
in ein größeres und in ein kleineres Landrecht blieb bestehen. Das 
letztere hatte neben seiner Kompetenz in geringeren Streitsachen und 
als Ladungsstelle für das größere Landrecht wegen seiner Verbindung 
mit der Landtafel in außerstreitigen Angelegenheiten ein besonders 
belangreiches Gebiet der Betätigung. — Gegenstände eines besonderen 
Forums waren Ehrenstreitigkeiten der höheren Stände, welche in seiner 
sich auf Böhmen und Mähren erstreckenden Tätigkeit das Gericht des 
obersten Landmarschalls konkurrierend mit dem Kammergericht entr 
schied und die Streitigkeiten um vollstreckbare Urkunden (Bürgschaften, 
Schuldverschreibungen an Juden), für welche das Gericht des Obersten 
Burggrafen im Zusammenhänge mit den Aufgaben dieses Amtes für die 
Vollstreckung kompetent war (s. I, S. 110). 

Mit dem mährischen Landrechte hatte das Troppauer die größte 
Verwandtschaft. Es erhielt sich hier die Erinnerung der Zugehörigkeit 
zu Mähren. Im 15. Jahrhundert zeugen hievon die Belehrungen, welche 
beim mährischen Landrechte eingeholt wurden, und die Zuerkennung 
des Sitzes am mährischen Landrecht für den Troppauer Fürsten im 
Tobitschauer Rechtsbuch. 

In den schlesischen Fürstentümern und in den beiden Lausitzen 
haben sich die Landgerichte ebenfalls, wie oben S. 29 f. gezeigt, zu stän¬ 
dischen Adelsgerichten entwickelt, ohne jedoch im gleichen Maße den 
landesfürstlichen Charakter zu verlieren. Das im Jahre 1498 auf¬ 
gekommene zentrale schlesische Oberrecht (siehe oben S. 27), welches 
für Streitigkeiten des Königs, der Fürsten und der freien Standesherm 
zuständig war, paßt sich nach Entstehung und Zusammensetzung den 
ständischen Gerichten an. 
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D. Die größten Erfolge erlangte der böhmische und mährische Adel 
als führende Schicht der Stände im Ämterwesen: nicht mehr dem König¬ 
tum, sondern den Interessen einer ständischen Landesverwaltung diente 
das den Ständen entnommene Beamtentum. Die Bindung des Herrschers 
bei der Besetzung der Ämter, die Unabsetzbarkeit der Amtsträger und 
der Ausschluß von Fremden in Amt und Grundbesitz waren die grund¬ 
legenden politischen Mittel zur Erreichung dieses Zieles. Die Besetzung 
der wichtigsten Ämter wurde zwar der- Bestimmung des Königs nicht 
schlechthin entzogen, wohl aber setzte es der Adel durch, daß sich der 
König hiebei der Mitwirkung des zum ständischen Organe gewordenen 
königlichen Rates bedienen sollte. — Die Unabsetzbarkeit der Amts¬ 
träger wurde im Wege des Verbotes eines Ausbittens der Ämter zu Leb¬ 
zeiten oder vor Entlassung eines Beamten erreicht. Die Entlassung 
konnte nur bei gröblichem, dienstlichen Verschulden verfügt werden. — 
Der Grundsatz, daß Güter nur mit Genehmigung des Königs und des 
Landtages an Fremde veräußert oder verpfändet werden durften, wurde 
in Landtagsbeschlüssen von 14S5 und 1486 ausgesprochen. Er ist dann 
in der Wladislawschen Landesordnung festgelegt worden. Hiebei wurden 
als Fremde alle jene erachtet, die nicht in Böhmen, Mähren oder in 
einem anderen dem böhmischen Königreiche angegliederten Lande ein¬ 
heimisch waren. In dem dem Könige im Verein mit dem Landtage zu¬ 
stehenden Rechte, von diesem Verbote eine Ausnahme zu machen, lag 
die Wurzel für die Erteilung des Inkolates in dem Sinne, daß ein fremder 
Adeliger, der ein Gut in Böhmen oder Mähren erwarb, auch der stän¬ 
dischen Zugehörigkeit teilhaftig werden konnte. 

Auf diesen Grundlagen wurde der Weg frei, den Großteil der 
Ämter des königlichen Charakters zu entkleiden und zu ständischen 
werden zu lassen, so daß die Amtsträger nicht mehr als Organe der 
königlichen Verwaltung, sondern als Beauftragte der Stände zur Wah¬ 
rung der Landesinteressen erachtet wurden. Ein deutliches äußeres 
Merkmal ständischer Auffassung eines Amtes war es, wenn der Eid 
nicht mehr nur dem Könige, sondern auch dem ganzen Lande geleistet 
wurde. In dieser Hinsicht war die Entwicklung in Böhmen weiter vor¬ 
geschritten als in Mähren, wo selbst Inhaber eines schon ständisch 
gewordenen Amtes den Eid noch an den Landesfürsten allein richteten. 
Der Grund für diese rechtsgeschichtliche Abweichung ist noch nicht 
klargelegt; lediglich beim mährischen Hofrichter und Unterkämmerer 
wird man darin ein stärkeres Fortwirken der landesfürstlichen Natur 
des Amtes erblicken können. — Im Endergebnis der ständischen Bewe¬ 
gung blieben nur jene Beamte königlich, deren Wirkungskreis sich 
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unmittelbar auf die persönliche Regierung des Königs bezog oder die 
ihm Torbehaltenen Einkünfte und das Lehenswesen betrafen (s. oben 
S. 12 f.). Es waren so alle höheren Ämter zu Landesämtem geworden, 
wenn nicht aus den gedachten Gründen besondere Titel für einen könig¬ 
lichen Charakter gegeben waren. Die Aufteilung der Landesämter 
zwischen dem Herren- und dem Ritterstand, welche auf dem Prager 
Landtag von 1497 festgelegt wurde, zeigt dies deutlich: dem Herren¬ 
stande vorbehaltene Landesämter waren hienach die Ämter des Prager 
Obersten Burggrafen, des Landeshofmeisters, des Landmarschalls, des 
Kämmerers und des Landrichters; dem Ritterstande waren der Land¬ 
schreiber, der Unterkämmerer, die Burggrafen des Königgrätzer Kreises 
zu entnehmen; zwischen Herren und Rittern sollten die beiden Ämter 
der Burggrafen von Karlstein aufgeteilt werden. Bei der Besetzung des 
Kanzlertums, das nicht völlig aufhörte, ein königliches Amt zu 6ein, 
war der König an die Auswahl aus dem Herrenstande gebunden (s. o. 
S. 13); rücksichtlich des königlichen Münzmeisters wurde aber noch die 
Besetzungsfreiheit in ständischer Hinsicht und die Absetzbarkeit durch 
den König ausgesprochen. — Für Mähren gilt ähnliches, ja es war hier 
die Unabhängigkeit des Landesbeamtentums noch größer, da durch die 
Vereinigung der Herrschaft über Mähren in den Händen des von Mähren 
abwesenden böhmischen Königs ein die ständische Entwicklung fördern¬ 
des Moment gegeben war. Wie in Böhmen gab es in Mähren (seit 
1493) ein einheitliches Amt eines obersten Landeskämmerers und eines 
obersten Landrichters. Diese Ämter waren an die Stelle der früheren 
besonderen Kämmerer- und Landrichterämter für Brünn und Olmütz 
getreten. 

Über das Ämterwesen hinaus ergriff der ständische Einfluß den 
königlichen Rat. Dies geschah nach zwei Richtungen hin. In seiner 
Zusammensetzung wurde er zu einem ständischen Kollegium; Mitglieder 
desselben waren nun nach Ausscheiden geistlicher Würdenträger und 
der Fürsten der zur Krone Böhmen gehörigen Länder nur die Führer 
der ständischen Adelsbewegung, die Herren und Ritter, — der Rat 
wurde zu einem Kollegium der obersten Landesbeamten und der Mit¬ 
glieder der ständisch besetzten Gerichte. Sodann verpflichteten die 
Stände den Herrscher, sich eines heimischen, ihm beigegebenen Rates 
zu bedienen, und zwar auch dann, wenn er außerhalb des Landes weilte. 
Der königliche Rat (nun manchmal consilium bohemicum genannt) 
wandelte so seinen Charakter aus einem Kreis von nach freiem Er¬ 
messen beigezogenen Beratern des Königs zu einem den Ständen pflicht¬ 
mäßig entnommenen Kollegium, das die königlichen Entschließungen 
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in ständischem Interesse band. — Am stärksten äußerte sich der stän¬ 
dische Charakter des Rates zu Ende des 15. und zu Beginn des 16. Jahr¬ 
hunderts, da sogar der Plan einer kreismäßigen Wahl des Rates 
auftauchte und Wladislaw von den Ständen ein 12gliedriger Rat 
(4 Direktoren und 8 andere Mitglieder) zur Mitregierung beigegeben 
wurde, welcher bis auf einen der Direktoren, dessen Ernennung man 
dem Könige zugestand, durch ständische Wahl bestellt war. Der 
wie früher auch jetzt noch nicht fest abgegrenzte Wirkungskreis des 
Rates umfaßte so ziemlich die gesamte Landesregierung Böhmens. Am 
unabhängigsten von seinen Wurzeln eines königlichen Rates wirkte er 
dort, wo das Kollegium des Rates zur Vorbereitung oder Durchführung 
von Landtags- und Landesangelegenheiten vom Landtage selbst delegiert 
wurde. Andererseits stand er dem ursprünglichen königlichen Rate noch 
am nächsten bei der Mitberatung der das ganze Krongebiet betreffenden 
Ausübung der Königsgewalt und dort, wo er nun zur Entscheidung der 
an den König gebrachten Rechtsstreite berufen wurde. 

E. In der böhmischen Kreisorganisation (s. o. S. 16) trat der stän¬ 
dische Aufbau auf Grund eines Landtagsbeschlusses von 1432 hervor. 
Als militärische Leiter, in der Friedenswahrung und Vollstreckung mit 
den Poprawzen konkurrierend, wurden auf den Kreistagen Kreishaupt¬ 
leute gewählt und ihnen ein ständischer, sich selbst ergänzender Rat 
beigegeben. — Nach einer Unterbrechung dieser Einrichtung in den 
Zeiten Ladislaus’ und Georgs kamen seit 1470 wieder ständische Kreis¬ 
hauptleute auf. Der Ausgang des 15. und der Beginn des 16. Jahrhun¬ 
derts war im Zusammenhang mit der steigenden Bedeutung der Kreistage 
zugleich eine Zeit starker Entfaltung dieser ständischen Kreishaupt- 
mannschaft. Dies hatte zur Folge, daß die Kreishauptleute über 
die Poprawzen eine Aufsichtsgewalt ausübten, wodurch eine durch¬ 
greifende Weiterentwicklung dieses grundherrlichen Institutes, wie dies 
in Mähren der Fall war, unterbunden wurde. Die Schichtung zwischen 
dem Herren- und dem Ritterstande (1499) bezog sich auch auf die 
Kreise: in allen Kreisen sollten vom König je zwei Hauptleute, ein Herr 
und ein Ritter, bestellt werden. — Für das Gerichtswesen selbst kam 
die Kreisverfassung infolge der überhandnehmenden grundherrlichen 
Gerichtsbarkeit nicht mehr in Betracht, aber gerade hiedurch wurde 
dem stärksten ständischen Faktor, den Herren mit ihrem bedeutenden 
Grundbesitz, die Führung auf diesem Gebiete verschafft. — Eine 
provinziale Organisation der Steuerverwaltung mit einem ihr dienenden 
ständischen Beamtentum hat sich zwar nicht entwickelt, doch gab sich 
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auch hier der ständische Einfluß in den zu diesen Zwecken vom Land¬ 
tage fallweise eingesetzten Kommissionen kund. 

F. Es ist klar, daß in Fällen der Herrscherlosigkeit, der persönlichen 
Behinderung des Herrschers und seiner Abwesenheit vom Lande den 
Ständen der Anlaß geboten war, auf die Leitung des Landes selbst 
Einfluß zu gewinnen. Wie anderwärts in der mitteleuropäischen stän¬ 
dischen Entwicklung sind hier solche Vertretungen zu einer Ursache 
der Steigerung der ständischen Gewalt geworden. So treten in Böhmen 
zur hu6sitischen Zeit ständische Landesvertretungen ein (1421, 1431, 
1433), so ging Georg von Podöbrad als Gubernator für den unmündigen 
Ladislaus aus Wahlen auf Kreistagen hervor. Der den Landesverwesem 
beigegebene Rat hatte einen rein ständischen Charakter. Von beson¬ 
derer Bedeutung wurde der ständische Einfluß in Fällen zeitweiser 
Abwesenheit des Herrschers. Schon Albrecht verpflichtete sich den 
Ständen gegenüber, stets nur einen Einheimischen, keinen Fremden zu 
seinem Vertreter zu bestellen. Tatsächlich wurden in der Folgezeit dem 
heimischen Adel entnommene Landeshauptleute (einer oder mehrere) 
mit der Vertretung des Königs betraut. Seit Wladislaw übten sogar die 
Stände selbst durch die obersten Landesbeamten mit dem Obersten Burg¬ 
grafen an der Spitze als außerordentlich bevollmächtigte „Regenten“ 
die Verweserschaft aus (1508, 1517). Um den Gefahren einer könig¬ 
lichen Regierung mit fremden Einflüssen von außen vorzubeugen, legten 
die Stände Wert darauf, daß der König seine Residenz in Böhmen haben 
müsse; einschlägige Zusicherungen, die später in der Habsburgerzeit 
weit nachdrücklicher verlangt wurden, begegnen uns schon in der Wahl¬ 
kapitulation Ladislaus’. — In Mähren führte die dauernde Abwesenheit 
des Fürsten, da er gleichzeitig böhmischer König war, dazu, daß seine 
Vertretung in der Person des Landeshauptmannes eine bleibende Ein¬ 
richtung wurde, daß sich hier der ständische Einfluß noch stärker, weil 
ununterbrochen, in der Leitung durch einen Amtsträger äußerte, der zu¬ 
gleich als Hauptvertreter der ständischen Interessen galt (s. o. S. 25). — 
In den schlesischen Fürstentümern und in den beiden Lausitzen hat sich 
zwar ebenfalls der ständische Einfluß durch die Besetzung der Ämter 
mit Angehörigen des Adels verwirklicht, aber, gemessen an dem böh¬ 
mischen und mährischen- Beispiele, blieb hier doch die landesfürstliche 
Natur des Ämterwesens, wie im vorangegangenen Abschnitte gezeigt 
wurde, weit stärker erhalten. 
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Schwierig ist es, den juristischen Charakter des in den Händen des 
böhmischen Herrschers vereinten Gebietes zu erfassen, denn gegenüber 
Momenten innerer Einheitlichkeit des Reiches bewahrten die einzeln«) 
Länder ihre Selbständigkeit. Zu jenen zusammenfassenden Merkmalen 
gehörten: die tatsächliche Vereinigung des Gebietes unter der Krone 
Böhmen (auch m den Zeiten der Gebietsteilung zwischen Wladislaw 
und Matthias nannten sich doch beide Herrscher Könige von Böhmen) 
— die Einheitlichkeit des Kriegsrechtes und der Staatsverträge — der 
Wirkungskreis zentraler königlicher Organe, der sich nicht allein auf 
Böhmen beschränkte, — die von den Königen übernommene Verpflich¬ 
tung, das als Ganzes erfaßte Krongebiet nicht durch Veräußerungen 
oder Belastungen zu schmälern, — die Auffassung nur jener als Fremder, 
die nicht in einem der böhmischen Länder einheimisch waren. 

Andererseits waren jedoch die Länder, obgleich teilweise nur 
fragmentarische, so doch verfassungsrechtlich selbständige Gebilde, in 
ihrer amtlichen und ständischen Struktur eigenartig geformt. Die Be¬ 
strebungen des böhmischen Landtages, hauptsächlich bei der Wahl des 
neuen Herrschers über das Land Böhmen selbst hinauszugreifen, stießen 
auf starken Widerstand; eine ständische Generalvertretung war noch 
zu keiner organischen Einrichtung geworden, sondern nur fallweise 
traten Generallandtage zusammen, die übrigens oft nur Böhmen und 
Mähren allein umfaßten. Überdies erfuhr in dieser Epoche die theore¬ 
tische Zugehörigkeit der Lausitz und Schlesiens zur böhmischen Krone, 
wenn auch nur vorübergehend, Trübungen durch Eintragungen in die 
Reichsmatriken (Lausitz) oder durch die Auffassung Schlesiens als Teil 
des deutschen Reiches; vollends waren die außerhalb des böhmischen 
Territoriums gelegenen feuda extra curtem trotz der Inkorporation in 
keinem inneren Zusammenhänge mit der böhmischen Krone. — Die 
staatsrechtliche Zusammenfassung der böhmischen Länder war daher 
mehr als eine bloße Personalunion, aber weniger als ein in sich geschlos¬ 
sener Staat. — Die Eigenart dieses Zustandes kann nur historisch erfaßt 
werden: als ein Fortwirken der Angliederung der Länder an Böhmen in 
der Form des unter Karl IV. zur höchsten Entfaltung gebrachten Terri¬ 
torialstaates, welcher in dem übergeordneten Begriffe der Krone Böh¬ 
men eine Zusammenfassung nach Herrscher und Gebiet besaß. 
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IV. Die Städte. 

Die gewaltigen Umwälzungen, welche das 15. Jahrhundert wirt¬ 
schaftlich und national, im Sinken der Königsgewalt, im Siege der Adels¬ 
macht mit sich brachte, äußerten sich auch im Rechte des Städtetums 
dieses Zeitraumes. Am deutlichsten lassen sich alle diese Veränderungen 
in ihrer Rückwirkung auf das Städtewesen Böhmens, des ureigensten 
Bodens der hussitischen Kämpfe, beobachten; in geringerem Maße für 
Mähren, dessen ruhigere Rechtsentwicklung hier im besonderen zutage 
tritt, noch weniger bei den schlesischen Städten mangels eineR Über¬ 
greifens der hussitischen Bewegung. 

A. 1. In Böhmen zeigt die hussitische Zeit zunächst eine Stärkung 
der äußeren verfassungsrechtlichen Stellung der königlichen Städte, ins¬ 
besondere der Altstadt Prag. Ein Zeichen hiefür ist es, daß seit 1420 
die Städte unter der Führung der Altstadt Prag nun regelmäßig an den 
Landtagen teilnahmen. Ja die Altstadt Prag beanspruchte für sich den 
Vorrang vor den Herren und selbst die Leitung bei der Königswahl. 
Ein großer Städtebund (1421), welcher 20 königliche Städte Böhmens 
umfaßte, sollte eine Organisation unter der Hegemonie der Altstadt 
Prag schaffen. In der inneren Stadtverfassung gelang es, den königlichen 
Einfluß einzuengen. Das Stadtrichtertum wurde in der Altstadt Prag 
tatsächlich zu einem städtischen Amt. Inhaltlich ward es geschwächt, 
da das Ratsgericht als Träger der städtischen Gerichtsbarkeit die 
Stellung des Stadtrichters 60 sehr absorbierte, daß er nur noch Auf¬ 
gaben der niederen Gerichtsbarkeit zu besorgen hatte und im Wesen zu 
einem dem Stadtrate untergeordneten Organe der städtischen Polizei 
und des Vollzuges herabsank. Auch hinsichtlich der Ratsemeuerung 
gelang es der Altstadt Prag, das Königtum auszuschalten und die 
unabhängige Bestellung des Rate6 durchzusetzen. Darüber hinaus sollte 
gemäß der Stellung Prags im Städtebunde die Besetzung des Rates in 
den zugehörigen Städten von der Altstadt Prag aus erfolgen. Dieser 
Richtung der städtischen Politik entsprechend wurde selbst gegen das 
königliche Unterkämmereramt angekämpft. Es fiel während der hussi¬ 
tischen Wirren in die Hände der Altstadt Prag und hörte in dieser Zeit 
auf, ein königliches Amt zu sein. 

Wirtschaftlich und national ist die hussitische Bewegung mit blu¬ 
tigen Lettern in die Geschichte der Städte Böhmens geschrieben. In 
seinem Katholizismus war das kapitalkräftige deutsche Bürgertum den 
schärfsten Angriffen der hussitischen Scharen ausgesetzt. Zwar haben 
die Städte als solche zum Teile, so vor allem die Altstadt Prag, durch 
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die Einziehung von Kirchen- und Klostergut, den Anfall des verlassenen 
Besitzes der abgewanderten deutschen Bürger, den Erwerb von Land¬ 
gütern an Reichtum gewonnen; dem steht aber der unermeßliche 
Schade gegenüber, welcher durch die Verwüstungen des Krieges 
gestiftet wurde. — National hatten die hussitischen Kämpfe trotz 
manchen hartnäckigen Widerstandes im Großteile der Städte den 
Fall der deutschen Stadtverwaltung mit einer oft grausamen Abdrän¬ 
gung des deutschen Bürgertums zur Folge. Ein historisch hervorragen¬ 
des Beispiel des Abzuges deutscher Bürger und der dadurch gegebenen 
schweren wirtschaftlichen Schädigung bietet Kuttenberg, dessen Glanz 
als Bergstadt von dieser Zeit an gewichen ist. Im übrigen ist es eine, 
allerdings sehr schwierige Aufgabe der Lokalgeschichte, zu erforschen, 
wieviel an Deutschtum in diesen Städten, wenn auch ohne sichtbaren 
Einfluß auf die Stadtverwaltung, doch verblieben war, wieviel der 
deutschen Bürger sich etwa der neuen Lehre zugewandt. Trotz aller 
Anstürme blieb eine Reihe von Städten deutsch. Der religiös-utraqui- 
stische und nationale Charakter der Stadtverwaltung gab sich nun 
stellenweise in Vorschriften über die Besetzung der städtischen Würden 
und Ämter kund, welche die Zugehörigkeit zur utraquistischen Lehre 
oder den Ausschluß Deutscher festlegten. Als Beispiel hiefiir möge 
ein Hinweis auf die sog. Sobieslawschen Rechte dienen. Während 
zu Beginn der hussitischen Bewegung der Rat der Altstadt Prag einer 
paritätischen Besetzung weichen sollte (1413), stellte diese Rechtsquelle 
die Vorschrift auf, daß der Rat aus 12 Tschechen und 6 Deutschen, 
welche Tschechisch können, bestehen solle und schließt jeden (aus¬ 
ländischen) Deutschen von der Erlangung städtischer Ämter unter 
grausamer Strafe aus. 

Nach der Beendigung der hussitischen Wirren ist zunächst eine 
Stärkung der königlichen Stellung zu beobachten, welche sich in der 
königlichen Ratserneuerung, in der Auffassung des Unterkämmerer¬ 
amtes als eines vom Könige, wenn auch mit Zugeständnissen an das 
Bürgertum, besetzten Amtes kundgibt. Allein es bedurfte nur eines 
schwachen Königtums, wie es mit Wladislaw Jagello in die Erscheinung 
trat, um den siegreichen Adel, den tatsächlichen Herrscher im Lande, 
als offenen Feind der Städte auftreten zu lassen und so das Städtewesen 
in eine neue, äußerst ungünstige Lage zu drängen. In seinen Beschwer¬ 
den und Ansprüchen, die der Herrenstand bald nach dem Olmützer Ver¬ 
trage (1478) und mit ihm später auch die Ritterschaft, immer begehr¬ 
licher werdend, gegen die Städte erhob, wurde die volle Niederlage der 
Städte zum Programm gemacht: politisch sollten sie die Standschaft 
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verlieren, wirtschaftlich der „bürgerlichen Nahrung“, des ausschließ¬ 
lichen Braurechtes beraubt werden, ihre Gerichtsbarkeit sollten sie fast 
völlig, bis auf geringfügige Streitigkeiten untereinander, zu Grinsten 
ständischer Gerichte einbüßen, der Zuzug der Bauern von den adeligen 
Gütern zur Stadt sollte durch ein unbeschräiiktee Rückforderungsrecht 
der Adeligen völlig unterbunden werden. Ein taktisches Mittel zur 
Erreichung ihres Zieles fanden die Herren in dem Verlangen, die städ¬ 
tischen Rechte durch Vorlage von Privilegien nachzuweisen, während 
sie für sich von dieser Forderung absahen. Dieser Feindschaft standen 
die Städte machtlos gegenüber. Sie ließen zwar nichts unversucht, um 
die Ansprüche des Adels zu brechen, sie schlossen sich zu einem Bunde 
von 32 Städten zusammen, sie überreichten Beschwerdeschriften an den 
König und machten ihren Standpunkt vor ihm selbst geltend. Allein 
der schwache König stellte sich teils auf die Seite des Adels, teils ver¬ 
schob er die Entscheidung von einem Landtag zum anderen. In der 
Frage des Abzuges der Untertänigen in die Stadt wurde eine dem Adei 
günstige Regelung getroffen (s. unten S. 58 f.). Die sog. Wladislawsche 
Landesordnung und mit ihr der Verlust der ständischen Stellung der 
Städte (s. S. 36) fand 1502 die königliche Bestätigung. — Doch die 
Forderungen des Adels waren allzu weit gespannt, zu hartnäckig ver¬ 
treten worden und es kann daher als gerechte Entwicklung angesehen 
werden, daß mit dem 16. Jahrhundert Motive durchdrangen, die einen 
Austrag der Streitigkeiten auf einer mittleren Linie zeitigten. Das 
Bündnis der Städte mit dem schlesischen Fürsten Bartholomäus von 
Münsterberg stärkte die Lage der Städte; in der Stellung des Königtums 
trat durch den vermittelnden Einfluß des mächtigen Herrn Wilhelm von 
Pernstein, durch die Änderung der politischen Anschauung Rendls von 
Uschau, des Verfassers der Wladislawschen Landesordnung, welcher aus 
einem Feinde der Städte zu ihrem Gönner ward, ein Wandel in dem 
Sinne ein, daß der König immer mehr in dem Bürgertum seine natürliche 
Stütze gegen die allzumächtige Adelsoligarchie erkannte. Die Anerken¬ 
nung der Städte als dritten Standes brachte schon das Jahr 1508, da die 
allgemeine Unsicherheit im. Lande eine vorübergehende Annäherung des 
Adels an die Städte im Gefolge hatte. Die endgültige Austragung des 
Streites bedeutet der kurz nach dem Regierungsantritt des neuen Herr¬ 
schers Ludwig 1517 am Wenzelstage abgeschlossene, daher gewöhnlich 
Sankt Wenzelsvertrag genannte Vergleich. Die sehr eingehenden Be¬ 
stimmungen dieses Vertrages in der Frage der Gerichtsbarkeit, bezüglich 
welcher im einzelnen hier auf die Quelle selbst verwiesen werden muß, 
schlossen einen Erfolg der Städte in sich: es wurde der Grundsatz an- 
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erkannt, daß Börger und Einwohner der Städte regelmäßig dem städ¬ 
tischen Gerichte unterstanden, nur insoweit Ausnahmen festgelegt 
wurden, galt die landrechtliche Zuständigkeit. Von diesen Ausnahmen 
war die Zuständigkeit des Landrechtes (bezw. des Kammergerichtes 
oder des Hofgerichtes) in Streitigkeiten betreffend nichtstädtisches, 
freies oder Lehensgut und in Streitigkeiten betreffend den Abzug der 
Untertänigen schon früher von den Städten anerkannt worden. — lm 
Braustreite wurde dem bürgerlichen Monopole zwar nicht widersprochen, 
die Entscheidung jedoch unter Aufrechterhaltung des Status quo auf 
6 Jahre vertagt; diese Entscheidung ist jedoch nie erflossen, so daß das 
Buhen des Streites einer Duldung der Verletzungen des bürgerlichen 
Braurechtes gleichkam. Außer dem mit den Städten selbst geführten 
Kampfe suchte der Adel auch das Unterkämmereramt in seine Hände 
zu bekommen. Hier war er siegreich: die Wladislawsche Landesordnung 
erklärte das Amt als ein ständisches, den Wladyken vorbehaltenes, aller¬ 
dings mit der . Einschränkung, daß zunächst ein dem Bitterstand ange- 
höriger Bürger hiezu berufen sei. Der König erkannte zwar nachher 
die Gefahr, welche für die königlichen Finanzen in der Entfremdung 
dieses Amtes lag, mußte aber dem Widerstande des Adels weichen und 
der Wenzelsvertrag legte endgültig die ständische Natur dieses 
Amtes fest. 

2. In Mähren war das Schicksal der Bechtslage der königlichen 
Städte ein dem böhmischen im ganzen analoges; doch erhielt sich hier 
bei der schwächeren Einwirkung der hussitischen Bewegung das 
Deutschtum ungleich stärker; dies gilt insbesondere bezüglich Olmütz’, 
wo im 15. Jahrhundert die deutsche Nationalität als Bedingung für die 
Erlangung der Batsmitgliedschaft aufgestellt wurde. Auch die anderen 
größeren Städte behielten ihren deutschen Charakter; nur in den kleine¬ 
ren Städten mit stärkerem slawischen Einschlag wich das Deutschtum. 
Ungleich mehr als in Böhmen griffen in Mähren Verschreibungen und 
Verpfändungen, welche die königlichen Städte in grundherrliche wandel¬ 
ten, ein. Es sank die Zahl der 30 königlichen Städte des 14. Jahr¬ 
hunderts auf 11 und dann auf bloße 6 herab. 

Der Streit mit dem Adel fand in Mähren früher als in Böhmen 
seinen Austrag. Nach vorausgehenden Bündnissen, welche die königlichen 
Städte zur Bettung ihrer Bechte und Stellung abgeschlossen hatten, kam 
es hier schon 1486 zu dem nach dem Kalendertage sogenannten Elf¬ 
tausend-Jungfrauenvertrag. Dieser bildet einigermaßen ein Seitenstück 
zmn böhmischen Sankt Wenzelsvertrag. Die Begehrlichkeit des Adels 
ging hier nicht 60 weit wie in Böhmen. Es handelte sich hier wesentlich 
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um drei Punkte: um die Gerichtsbarkeit über landtäflichen bürgerlichen 
Besitz, um das Braurecht und um die Freizügigkeit der Guteunter¬ 
tänigen. Lediglich bezüglich der im Weichbild der Städte gelegenen 
Güter machte der Adel das Zugeständnis der städtischen Kompetenz. 
Der Vertrag wurde später (1493) von König Wladislaw ausgelegt und 
bekräftigt, worauf im Jahre 1532 ein neuer Vertrag zwischen dem Adel 
und den Städten, analog dem Sankt Wenzelsvertrag, abgeschlossen 
wurde. — Mit Mähren verwandt waren die stadtrechtlichen Schicksale 
im Troppauer und Jägerndorfer Fürstentums. Ähnlich wie in Mähren 
fiel das Deutschtum nur in den kleineren Städten, während Jägemdorf, 
Leobschütz und auch Troppau ihren deutschen Charakter behielten. Mit 
dem Adel war Troppau seit dem Ende des 15. Jahrhunderts in die glei¬ 
chen hartnäckigen Streitigkeiten verstrickt; sie wurden hier erst 1534 
durch königliche Entscheidung ähnlich wie in Mähren beendet. 

B. Die innere Stadtverfassung dieser Zeit zeigt in allen böhmischen 
Ländern ziemlich gleiche Züge der Entwicklung. Wie oben bezüglich der 
Altstadt Prag gezeigt wurde, sank der Stadtrichter zu einem städtischen 
Polizei- und Vollzugsorgan herab. — Die Ratserneuerung vollzog sich 
in der Regel so, daß der abtretende Rat autonom seine Nachfolger 
wählte und daß diese Wahl landesfürstlich bestätigt wurde. Diese Art 
der Ratemeuerung trug viel dazu bei, daß der Rat trotz der hussitischen 
Bewegung einen patrizischen Charakter beibehielt und daß es zu einer 
Umgestaltung des Rates im Sinne einer Mitbeteiligung der Zünfte trotz 
manchen Ankämpfens der Zünfte nicht kam. In den Städten Magdeburger 
Rechtes blieb die Scheidung zwischen Rats- und Schöffenkollegium be¬ 
stehen, doch wurde auch hier allmählich dieser Unterschied durch die 
Mitbetätigung der Schöffen in der Stadtverwaltung verwischt. — In der 
Altstadt Prag bildeten sich in dieser Zeit besondere städtische Kollegien 
zur Besorgung einzelner Zweige der Verwaltung und Rechtspflege aus, 
wie das Sechsmänneramt als delegiertes Kausalgericht in Bau- und 
Mietangelegenheiten, das Achtmänner- oder Bierverlegeramt für die An¬ 
gelegenheiten der Braubürger, das Zehnmänneramt als Gericht in Strei¬ 
tigkeiten bis zum Werte von 100 Schock, ferner das Brückenamt und in 
der Neustadt Prag das (Podskaler) Floßgericht für aus dem Holzhandel 
sich ergebende Streitigkeiten. Die fortbestehenden klösterlichen Exem¬ 
tionen (nachmals Nebenrechte genannt) bildeten in den größeren Städten 
jurisdiktionelle Enklaven der städtischen Gerichtsbarkeit, ebenso wie 
die verschiedenen genossenschaftlichen Gerichte. — Die finanzielle Kraft 
der Städte beruhte vor allem auf dem in diesem Zeitalter stark an- 
gewachsenen freien Landbesitz, in welchem Prag und Iglau besonders 
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hervorragten. Dies bildete ein starkes Motiv für dm Widerstand 
des Adels in den Kompetenzfragen des Landrechtes über bürgerlichen 
und städtischen landtäflichen Besitz. Die Schwäche des Königtums 
brachte es mit sich, daß die königlichen Einkünfte aus städtischen Finanz* 
quellen an die Städte übergingen. Aufrecht erhalten blieb in der Regel 
der von den königlichen und Leibgedingsstädten an die königliche Kam¬ 
mer abzustattende Zins. 

Gleichwohl warm die Städte zuweilen genötigt, sich Geldmittel in 
der Form von Rentmverkäufen hauptsächlich seitens geistlicher An¬ 
stalten zu verschaffen. 

Die grundherrlichen Städte paßten sich in ihrer Verfassung dem 
Vorbild der königlichen Städte an; die Kämpfe mit dem Adel fehlen hier 
selbstverständlich. Die stadtherrlichen Rechte wurden ungleich mehr, 
als es dem schwachen Königtums möglich war, gehandhabt. Dies äußerte 
sich in dem starken Einfluß, welchen die Stadtherren auf alle Zweige 
der Stadtverwaltung, insbesondere auf die Stadtwirtschaft, ausübten. Im 
übrigen läßt sich auch hier bezüglich des Stadtrichtertums eine ähnliche 
Tendenz, den Stadtrichter zum städtischen Beamten werden zu lassen, 
beobachten. In den größeren grundherrlichen Städten ist die Verwirk¬ 
lichung dahin gerichteter Absichten erfolgt. Bei der Besetzung de6 
Rates wußten sich die Grundherren, neben den Fällen grundherrlicher 
Genehmigung bedürfender Selbstemeuerung, die unmittelbare Einsetzung 
durch den Stadtherm zu wahrm. 

G. 1. Unter den Verbänden innerhalb der Städte blieben die Zünfte 
für die gewerbliche Organisation grundlegend. Die hussitischen Wirren 
mit ihren so schweren wirtschaftlichen Rückwirkungen haben in der ersten 
Hälfte des 15. Jahrhunderts die Zahl der Betriebe und das gewerbliche 
Leben schwer beeinträchtigt. Erst mit der Einkehr ruhigerer Verhältnisse, 
etwa mit der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts beginnend, ist wieder 
eine Gesundung eingetreten. Dies zeigt die größere Belebtheit der be¬ 
stehenden Zünfte, ihre Differenzierung und das Neuentstehen von Zünf¬ 
ten nicht nur in den königlichen, sondern auch in dm grundherrlichen 
Städten. — Charakteristisch blieb für die Zünfte des böhmischen Terri¬ 
toriums die Unterordnung unter das Stadtregiment. Die Stadtverwaltung 
griff in alle Zweige der städtischen Gewerbe regelnd ein. Die Gewerbe¬ 
berechtigung selbst ging von der Stadt durch die Voraussetzung des 
Bürgerrechtes aus, städtische Statuten regelten die Gewerbe. Hierbei 
ergab sich aber, von wenigen Fällen abgesehen, kein Gegensatz zu dm 
Interessen der Zünfte. Stadtpolitik und Zunftpolitik verfolgten dieselben 
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Ziele. Diee gibt eich schon in der häufigen Aufnahme städtischer* An¬ 
ordnungen in die Zunftstatuten kund. — Das Königtum übte fast 
keinen unmittelbaren Einfluß auf die innere Gewerbeverwaltung aus. 
Königliche Bekräftigungen der Zunftstatuten wurden lediglich bei der 
Prager Fleischerzunft, im übrigen aber nur selten eingeholt. Sonst spiel¬ 
ten nur die königliche Gewährung von Fahnen and Siegeln für die 
Zünfte und zuweilen königliche Bestimmungen über die Abgrenzung 
des gewerblichen Wirkungskreises verwandter Zünfte eine Bolle. — Der 
Landtag kümmerte sich nur insoweit um die bürgerlichen Gewerbe, als 
die ständischen Adelsintereesen berührt wurden: der Adel forderte 
einen grundherrlichen Entlassungsschein für Untertänige, welche sich 
in den Städten als Handwerker niederlassen wollten. — Die zünftige 
Autonomie erfuhr in der Entwicklung des Zunftmeistertums eine Stär¬ 
kung. Die Zunftmeister wurden nun allenthalben zu zünftig durch Wahl 
bestellten autonomen Zunftorganen; ihr Wirkungskreis war ein um¬ 
fassender. Sie wahrten die Zunftpolizei durch Überwachung der tech¬ 
nischen Produktion und durch die Aufsicht über die Beobachtung der 
Zunftstatuten; sie verwalteten ferner die Zunftkasse, sie leiteten auch 
das Zunftgericht, welches in zünftigen Angelegenheiten aller Mitglieder 
der Zünfte (Meister, Gesellen, Lehrlinge sowie der Meisterswitwen) als 
erste Instanz judizierte. Nach außen hin traten sie als Vertreter der 
Zünfte auf. — Das willensbildende Gesamtorgan der Zünfte, die Voll¬ 
versammlung (sessio, congregatio), beriet über die Gesamtangelegenhei- 
ten der Zunft, beschloß die Zunftstatuten, — hierin allerdings durch 
die städtische Gesetzgebung stark eingeschränkt — nahm die neuen 
Meister in die Zunft auf, wählte die Zunftmeister und übte in schwieri¬ 
geren Fällen die Jurisdiktion aus. — In den Zunftstatuten trat nun 
immer bewußter das Bestreben hervor, alle gewerbliche Arbeit in den 
Städten an die Zünfte zu binden, außerzünftigen selbständigen Gewerbe¬ 
betrieb nicht zuzulassen. In der Anforderung dieses Zunftzwanges wur¬ 
den sie von der städtischen Obrigkeit unterstützt, welche bei der Über¬ 
einstimmig der städtischen mit der Zunftpolitik den statutarischen 
Zunftzwang bekräftigte. Lediglich einzelne Gewerbe, wie die Buch¬ 
drucker und die Apotheker, wußten sich dem Zunftzwange zu entziehen. 
Ferner lag in dem Ankämpfen des Adels gegen die Ausschließlichkeit 
bürgerlicher Gewerbe, insbesondere des Braugewerbes, eine Gegensätz¬ 
lichkeit auch gegen den Zunftzwang. — Neuerscheinungen in der zünfti¬ 
gen Organisation warm die seit der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts 
insbesondere auf dem Boden der Prager Städte auftretenden Vereinigun¬ 
gen von Zünften zu einer gemeinsamen interlokalen Zunft und die Bil- 
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düng von territorialen Zusammenfassungen von Zünften in der Art, daß 
die hauptstädtische Zunft — in einigem einem Oberhof vergleichbar — 
zum Oberhaupt für die übrigen nach gleichem von ihr übernommenen 
Zunftrecht lebenden, demselben Gewerbe dienenden Zünften des Landes 
wurde. Solchen Charakter einer Landeszunft nahmen insbesondere die 
Fleischerzünfte mit ihrer Unterordnung unter die Altstadt- Prager Zunft 
an. — Viel stärker als dies die Anfänge im 14. Jahrhundert zeigen, trat 
nun das Gesellentum nach Zahl und sozialer Bedeutung hervor. Dies 
hing mittelbar mit der Abwanderung der Gutsuntertänigen nach den 
Städten zusammen. Da es nun zunehmend Gesellen gab, die nicht zu 
Meistern aufstiegen, wurde die selbständige Organisation der Gesellen 
in ihrer Entstehung begünstigt. Hiefür schuf die Vereinigung der wan¬ 
dernden Gesellen — wie anderwärts in deutschen Landen — in den 
Zunftwirtschaften eine örtliche Grundlage. Die Gesellenorganisationen 
standen in Unterordnung unter der Meisterzunft; die Altgesellen besaßen 
in ihnen eine leitende Stellung. Die Gegensätze zwischen Meistern und 
Gesellen vor allem in Lohnfragen und bei der Regelung der Arbeite- 
dauer führten zu streikartigen Auflehnungen der Gesellen gegen die 
Meister, von welchen die Gewerbegeschichte 6eit der zweiten Hälfte des 
15. Jahrhunderts zahlreiches Zeugnis ablegt. — Im ganzen kann von 
dem böhmisch-mährischen Zunftwesen seit der Einkehr ruhigerer Zeiten 
nach den hussitischen Wirren gesagt werden, daß ihre Entwicklung eine 
gesunde war, wenn auch Mängel, wie verwandtschaftliche Bevorzugun¬ 
gen beim Erwerb der Meisterschaft, das seit dem Ende des 15. Jahr¬ 
hunderts üblich gewordene im vorhinein bestimmte Meisterstück, Keime 
der Entartung in sich bargen. 

2. Eine folgenschwere Umwälzung brachte gleich der Anfang der 
hussitischen Bewegung in der Organisation de6 Prager Generalstudiums: 
die Vorherrschaft der böhmischen Nation vor den drei anderen (sächsi¬ 
schen, baierischen und polnischen) Nationen. Der schon früher (s. I., 
S. 87) vorhandene Gegensatz der Nationen bedurfte nur eines Anlasses, 
um zu einschneidenden feindseligen Schritten zu führen. Dieser Anlaß 
war kirchlich-politischer Natur. Es handelte sich um die Stellungnahme 
zum päpstlichen Schisma, welches zu beseitigen sich das Konzil zu Pisa 
zur Aufgabe setzte. Während sich nun die böhmische Nation den Wün¬ 
schen König Wenzels im Sinne des Konzils von Pisa gefügig zeigte, Papst 
Gregor XII. die Oboedienz zu verweigern, bewahrten die drei anderen 
Landsmannschaften der Universität Gregor XII. die Treue. Die hie¬ 
durch hervorgerufene Verstimmung König Wenzels nutzte die böhmische 
Nation unter Führung von Johannes Hus, um ihn zu veranlassen, das 
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Stimmenverhältnis an der Universität in ihr günstigerem Sinne ab- 
zuändem. Es geschah dies durch ein königliches, in Kuttenberg am 
18. Jänner 1409 erlassenes Dekret (sogen. Kuttenberger Dekret). Die 
entscheidende Stelle des Dekretes: „mandavimus vobis .... quatenus 
nationem Bohemorum in singulis consiliis, iudiciis, examinibus, electioni- 
bus et quibuscumque aliis actibus et dispositionibus universitatis .... 
ad tres voces admittere debeatis“ bezweckte, wenn auch gewiß nicht klar 
ausgedrückt, die Umkehr der geltenden UniverBitätsverfassung in dem 
Sinne, daß die böhmische Nation fortan drei Stimmen, die drei anderen 
Nationen zusammen nur eine haben sollten. 

Die deutschen Magister kämpften mit großer Energie gegen die 
ihnen hiedurch widerfahrene Verletzung der ihnen seit der Gründung der 
Universität gebührenden Rechtslage an, sie beantragten, um einen Aus¬ 
weg zu finden, auch die Teilung der Universität in eine für die böhmische 
Nation und eine für die anderen drei Nationen. Der Widerstand blieb 
vergeblich, das Dekret wurde nicht zurückgenommen, vielmehr unter 
zwangsweiser Absetzung der Würdenträger und Abforderung der Siegel 
und Matriken durch die Neubestellung des Rektors und des Dekans der 
Artistenfakultät aus der böhmischen Nation durchgeführt. 

Diese Ereignisse beantworteten die deutschen Magister und Schola¬ 
ren mit dem Verlassen des Prager Generalstudiums. Die dem Kutten¬ 
berger Dekrete folgende Zeit war für die Universität keine glückliche. 
Ihres überterritorialen Charakters entkleidet, litt sie an geringem 
Besuche, an einem Mangel der Lehrkräfte. Auf den Utraquismus ein¬ 
gestellt, hatte sie zwar für diese Partei eine führende Stellung, aber im 
Studien- und Lehrbetriebe fast nur auf die artistische Fakultät 
beschränkt, unter der Unruhe der Zeit leidend, ward sie einer Reform 
dringendst bedürftig. Auch die Zeiten Georgs von Podöbrad brachten 
nur eine vorübergehende Besserung und selbst zwei große Güter- und 
Gebäudestiftungen Prager Bürger (Recek und Lauda) halfen der ihres 
Güterbesitzes zum großen Teile beraubten Universität nicht hinreichend. 

3. Über die Verfassung der Judengemeinden, auch jener Prags, in 
dieser Zeit haben sich nur wenige Nachrichten erhalten. Das Institut der 
Judenältesten und die Judengerichte, die sich allerdings nicht auf Ver¬ 
brechen der Juden bezogen, blieben bestehen. Gegen Ende des 15. Jahr¬ 
hunderts mehren sich Nachrichten über schiedsgerichtliche Austragungen 
von Streitigkeiten durch den Judenmeister. Grundlage der Rechtsstellung 
der Juden waren fortdauernd die königlichen Judenprivilegien und ihre 
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Abhängigkeit von der königlichen Kammer. Ihre tatsächliche Lage 
in den königlichen Städten verschlechterte sich jedoch nach den hussi- 
tischen Wirren durch die feindselige Haltung des Bürgertums gegen 
sie. Dies führte in den bedeutendsten Städten zu königlichen oder 
vom Könige genehmigten Ausweisungen, wie aus Iglau, Olmütz, Brünn, 
Breslau, später auch aus Budweis, Pilsen, Troppau. Obgleich diese 
Expulsionen nicht überall in aller Schärfe durchgeführt wurden, so 
machten die Ausweisungsbefehle das Leben der Juden in den königlichen 
Städten doch zu einem höchst leidvollen und unsicheren. In Prag gab 
die Frage der Ausweisung der Juden in den Zeiten König Wladislaws 
Anlaß zu langwierigen Streitigkeiten. Wie überall waren es hier 
die Bürger, welche die Ausweisung betrieben, während sich der Add 
wegen seiner wirtschaftlichen Inanspruchnahme des Judentums zurück¬ 
haltend benahm. Im Jahre 1507 erließ König Wladislaw, trotz voran¬ 
gehender Bestätigungen der Judenprivilegien, ein Dekret, das binnen 
Jahresfrist die Auswanderung der Juden auftrug. Der Einfluß des 
Herrenstandes erzielte es, daß Wladislaw diesen Befehl wieder zurück¬ 
nahm. Der Widerstand der Prager dagegen führte den wankelmütigen 
König dazu, wieder nachzugeben, die Durchführung des Expulsionsr 
dekrets jedoch aufzuschieben. Dieser Aufschub der Expulsion, die zeit¬ 
weise Judenduldung, dauerte in der kurzen Regierungszeit Ludwigs 
fort. — Die Verdrängung der Juden aus den königlichen Städten wirkte 
sich andererseits in der Entstehung und Entwicklung der Judensiedelung 
auf den Grundherrschaften, in grundherrlichen Städten aus. Die Grund¬ 
herren verwendeten die königliche Politik zu ihrem Nutzen, indem sie 
die Juden zunächst unter Einholung von Privilegien zum Judenhalten, 
später ohne solche Privilegien aufnahmen und gegen Entgelt nach Art 
des königlichen Judenregals unter Schutz stellten. So wuchsen überall 
die Judengemeinden in grundherrlichen Städten, insbesondere allgemein 
in Mähren an. — Für die wirtschaftliche Betätigung der Juden, ihre 
Geldleihen und Pfandgeschäfte kam es in dieser Epoche zu einschränken¬ 
den Regelungen. Das Zinsnehmen wurde schrittweise in seiner Höhe 
herabgesetzt, zum Schlüsse dieser Periode auf 20 Prozent, die Pfand¬ 
leihe auf gestohlene Sachen wurde unter strengen Strafen untersagt 
Landtagsbeschlüsse verboten überhaupt die Geldleihen der Juden gegen 
Schuldbriefe mit Eintragung in die Register des Oberstburggrafenamtes 
bezw. in die Stadtbücher; die die Judenrechte regelnde, dem Judentum 
wieder günstigere Urkunde Wladislaws von 1497 anerkannte jedoch die 
Fortdauer solcher Schuldverschreibungen und Eintragungen. 
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V. Die Bauern. 

In der Rechtslage des Bauernstandes dieser Zeit spiegeln eich das 
wirtschaftliche Unheil der grausamen kriegerischen Wirren und der end¬ 
liche Sieg des Herrenstandes wider. Die anfänglichen sozialen Tenden¬ 
zen der hussitischen Bewegung ließen zwar einen grundsätzlich günstigen 
Einfluß auf den Bauernstand erwarten. Zwar haben Hus und andere 
führende Geister, wie Thomas Stitny und insbesondere Peter Chelöicky 
Kritik an einer schrankenlosen Ausübung der grundherrlichen Gewalt 
geübt und Peter Chelcicky hat seine Stimme auch gegen die Untertänig¬ 
keit selbst erhoben; eine grundsätzliche Änderung der Rechte des Bauern¬ 
standes lag aber nicht im Zeitgeiste, ja die der taboritischen Partei an- 
gehörigen Grundherren haben in ihrem eigenen späteren Verhalten die 
anfänglichen Prinzipien nicht befolgt. Bezeichnend für das Versagen einer 
besseren theoretischen Einstellung des Bauernstandes sind die den 
untertänigen Bauern gewidmeten Worte Viktorins von Vöehrd, welcher 
die Gebundenheit zu Arbeitsleistungen einer persönlichen Unfreiheit 
gleichstellt. — In einigen Zusammenhang mit bauemfreundlichen Ideen 
der hussitischen Bewegung könnte man einigermaßen den Verzicht der 
Grundherren auf das Heimfallsrecht am bäuerlichen Gute bringen, da 
Hus gegen dieses Recht eingetreten war und da es schon im 14. Jahr¬ 
hundert (s. I., S. 63) angefochten worden war. Allein die Gewährung 
dieses Verzichtes läßt sich doch nicht einheitlich, sondern nur gelegent¬ 
lich und in oft eingeschränktem Umfange feststellen und es spielte 
hier das eigene Interesse der Grundherren herein, da sie für die Ab¬ 
lösung des Heimfall6rechte8 materielle Vorteile in der Erhöhung der 
Abgaben und körperlichen Leistungen zu gewinnen suchten. 

In ihren Erwartungen einer grundsätzlichen Besserung getäuscht, 
wurden die Bauern dem wirtschaftlichen Unheil des grausamen Krieges 
durch Teilnahme an demselben, durch Verwüstung ihres Besitzes aus¬ 
gesetzt und verloren, wirtschaftlich zermürbt, die Widerstandskraft 
gegen tatsächliche Verschärfungen ihrer Lage. So wurde die Entfaltung 
der Grundherrlichkeit als Rückschlag der gesteigerten Macht des Herren¬ 
standes von richtunggebender Bedeutung. Was sich schon im 14. Jahr¬ 
hundert anbahnte, die Schaffung einer Untertänigkeit, fand nun den 
Weg frei. Doch wäre es unzutreffend, sich den Wandel zur Verschlech¬ 
terung der juristischen Lage des Bauernstandes im Verhältnisse zum 
Grundherrn als mit einem Schlage erfolgt vorzustellen. Die Bewegung 
war im Flusse und erst mit dem Andauem der Macht der Grund¬ 
herren und unter weiterer Einwirkung der nächsten Jahrhunderte nahm 
die bäuerliche Lage immer drückendere Formen an. 
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A. Im bäuerlichen Rechte am Grund und Boden selbst i6t zunächst 
kein durchgreifender Wandel feststellbar. Schon das Schicksal des Heim- 
fallsrechtes erhärtet dies. Rechtsgeschäftliche Einträge weisen trotz 
mancher Einschränkung durch die Grundherren die Fortdauer der Art 
des bäuerlichen Rechtes am Grunde auf. Im Verhältnis zum Grund¬ 
herren verwischte sich allerdings der Unterschied der Rechtslage der 
zu deutschem Rechte auf dem Grunde sitzenden Bauern mit den an¬ 
deren Kategorien. Die Klassen des im Gutsverbande stehenden Bauem- 
tumes, wie sie die Quellen dieses Zeitraumes in ihren allerdings schwan¬ 
kenden Bezeichnungen künden, beziehen sich nicht so sehr auf die Rechts¬ 
natur des Besitzes, als sie die Bauern im Einklän ge mit der mittel¬ 
europäischen Entwicklung nach Größe des Besitzes und nach der Alt- 
angesessenheit scheiden. So stehen den Bauern (rolnici, sedläci) die 
Gärtner (zahradnfci) als Besitzer kleinerer und gewöhnlich auch späte 
rer Ansiedlungen gegenüber. Ihnen reihen sich die bloßen Häusler 
(chalupnlci, domkäri) an. Zu tiefst steht das auf dem Hofe des Grund¬ 
herren lebende Gesinde. Gerade die letzteren Arten mögen einer harten 
Gutsherrschaft gegenüber am wenigsten Halt gehabt haben. — Wesent¬ 
lich trug zu dieser Änderung der Schichtung der Bauern, im Sinno 
einer einheitlichen, nur durch Größe des bäuerlichen Besitzes unter¬ 
schiedenen Untertänigkeit, die Vereinigung des Hauptteiles des grund¬ 
herrlichen Gutsbesitzes in den Händen der Grundherren selbst bei. Das 
Dominikale der Grundherren wuchs gegenüber den Rustikalien der 
Bauern. Die infolge der Unruhen verödeten Bauerngüter nahmen die 
Grundherren in eigene Bewirtschaftung. Auch im übrigen Besitze kam 
es ihnen weniger auf die Zinsleistung vom verliehenen Bauerngute als 
auf die Ausnützung der bäuerlichen Arbeitskräfte an. Der große selbst¬ 
bewirtschaftete Gutsbesitz war für sie auch steuerrechtlich, da die Bern 
nur auf dem untertänigen Besitz lastete, günstiger. 

Ihre gefestigte Gewalt suchten die Grundherren am nachdrücklich¬ 
sten dort zu betätigen, wo ihr Interesse an der Erhaltung der landwirt¬ 
schaftlichen Kräfte und ihrer Abgaben ernste Gefahr lief. Sie suchten 
dem Abzüge der Bauern von ihrer Scholle zu steuern. Insbesondere war 
es der Abzug zur Stadt, welcher nach dem Kriege dem Untertänigen als 
Rettung vor gegenwärtiger und künftiger Bedrückung erschien. So 
suchten die Grundherren die Freizügigkeit ihrer Bauern zu unterbinden 
und kamen dadurch in Widerstreit mit den Städten, welche die Fliehen¬ 
den in ihre Mauern aufnahmen. Landrecht, Landtag und Königtum 
stellten sich auf die Seite der Grundherren. In Böhmen schrieb schon 
ein Landrechtserkeiintnis von 1437 die Rückkehr der Entflohenen vor, 
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ein Landtagsbeschluß von 1477 wandte sich gegen die Städte und wollte 
die Aufnahme in die Städte nur bei Vorweis einer Genehmigung der 
Grundherren zulassen. — König Wladisiaw entschied 1497 den Streit 
mit den Städten durch Aufstellung eines Normaljahres (1466, später für 
die nichtangesessenen Untertänigen 1479) in der Art, daß die nach 
diesem Jahr in die Städte Aufgenommenen zu ihrer Obrigkeit zurück¬ 
zukehren hatten. Es ist klar, daß in dieser Entscheidung für zwei 
Dezennien zurück und für die Zukunft ein Sieg der Grundherren lag. — 
Auch in Mähren, wo nachmals im 16. Jahrhundert die Frage des Ab¬ 
zuges eine große Rolle spielte, gehört die Anforderung einer Entlassung 
durch den Grundherren, wie die eingehenden eigenartigen Vorschriften 
des Tobitschauer Rechtsbuches zeigen, dem 15. Jahrhunderte an. 

Dem gleichen Interesse wie das Verbot des Abzuges entsprach die 
Notwendigkeit der grundherrlichen Genehmigung zur Heirat der ver¬ 
witweten Bäuerin mit einem nicht zur gleichen Grundherrschaft Gehö¬ 
rigen, wie dies schon die Wladislawsche Landesordnung festlegte. 

Ein zweites Mittel, die gestärkte grundherrliche Gewalt zu Un¬ 
gunsten der bäuerlichen Untertanen zu nutzen, lag in der Erhöhung der 
Abgaben und persönlichen Dienstleistungen. Sie stellte sich bei der ver¬ 
traglichen Vereinbarung der Zinse, wie dies für die Erbleihen galt, als 
Rechtsverletzung, bei den Robotleistungen als eine Willkür dar. Die 
Kritik, welche selbst Vsehrd hieran übt, beweist, daß schon die nach- 
hussitische Zeit des 15. Jahrhunderts viele ernste Fälle solcher Be¬ 
drückung brachte. Durch die Erhöhung der Zinsleistung wurde der Vor¬ 
teil der Zinsbauern aus der eingetretenen Wertminderung wieder wett¬ 
gemacht. Auf einer Stufe hiemit stehen die Abwälzungen der Bern auf 
die Untertanen, ja selbst widerrechtliche Steuereinhebungen, wofür die 
Klagen in den Predigten Rokycanas ein beredtes Zeugnis ablegen. 

B. Es ist selbstverständlich, daß der gesteigerten Macht des 
Adels eine Stärkung seiner grundherrlichen Stellung entsprach. In 
der Einrichtung der grundherrlichen Ämter kann man den Übergang 
zur Gutsherrlichkeit beobachten. Es bildete sich eine administrative 
Zusammenfassung des ganzen Gutskomplexes aus. Die Grundherren 
bestellten nun allenthalben für ihre Güter Amtsleute (Burggrafen), 
welche den Grundherrn in der Handhabung der Gutsaufsicht, in der 
Ausübung der ihm zustehenden Gerichtsbarkeit vertraten und als 
seine Organe bei den mannigfachen Verhandlungen, bei der Schlichtung 
von Streitigkeiten zwischen den Grundherren und den Bauern fungier¬ 
ten. — Diese Entwicklung wirkte auf die Stellung der Dorfrichter (in 
Mähren auch Vögte genannt) zurück. Da die hohe Gerichtsbarkeit dem 
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Grundherrn zustand, blieb dem Dorfrichter die niedere Gerichtsbarkeit; 
in administrativer und polizeilicher Hinsicht wird er zu einem den 
grundherrlichen Anordnungen unterworfenen Organe. Auf das Amt des 
Dorfrichters gewannen die Grundherren in persönlicher Hinsicht stärke¬ 
ren Einfluß, weil in Böhmen ziemlich allgemein, in Mähren teilweise, 
das Erbrichtertum verschwindet und Richtern Platz macht, welche vom 
Grundherren auf Zeit, in Böhmen häufig bloß auf ein Jahr, bestellt 
wurden. In Mähren gab es neben der zeitweisen Anstellung auch das 
lebenslängliche Dorfrichtertum. Der gesteigerte grundherrliche Einfluß 
und die Entwicklung der Gutsherrschaft führte zuweilen zu einer Zu¬ 
sammenziehung mehrerer Dorfsiedelungen unter einem Dorfrichter. 
Von seinen selbständigen polizeilichen und administrativen auto-> 
nomen Aufgaben war das Dorfrichtertum allerdings durch die grund¬ 
herrliche Gutsverwaltung abgedrängt worden. — Das Institut der 
Dorfschöffen blieb trotz all dieser Änderungen bestehen, ja es 
begegnet nun ziemlich allgemein. In dieser Richtung haben die Ver¬ 
einheitlichung der Gutsorganisation und gewiß auch das Vorbild der 
Verfassung der grundherrlichen Städte eingewirkt. Die Dorfschöffen 
wurden regelmäßig auf Jahresdauer gewählt; doch sicherten sich die 
Grundherren durch Genehmigung der Erneuerung oder durch Auswahl 
anter den Vorgeschlagenen nach Art der Stadtherren einen Einfluß auf 
die Person der Schöffen. Die Schöffen betätigten sich hauptsächlich in 
dem dreimal (Dreiding) oder später ziemlich allgemein einmal im Jahre 
(Jahrding) unter dem Vorsitze des Dorfrichters (Vogtes) tagenden 
Dinge. Diesem oblag die Handhabung der streitigen und außerstreitigen 
Gerichtsbarkeit (Auflassungen) bezüglich der bäuerlichen Grundstücke. 
Außerdem sprachen die Richter mit den Schöffen in Schuldstreitigkeiten 
und geringeren Straffällen Recht. Eigenartige Bauemgerichte waren 
neben den Chodengerichten in Böhmen, das Bantaiding (judicium gene¬ 
rale) in Urbau bei Znaim und das Jagdgericht zu Buchlau in Mähren 
(loveckä prdvo). Das erstere, unter dem Vorsitze des Znaimer Burg¬ 
grafen oder des Grundherren abgehalten, entfaltete eine oberhofähnliche 
Tätigkeit für umliegende Gemeinden; das letztere hatte seinen Ur¬ 
sprung wohl in der Ansässigkeit landesherrlicher Forstbeamter. Seine 
Strafgerichtsbarkeit bezog sich zum großen Teile auf Waldfrevel. — Die 
geändertenVerhältnisse ließen nun die allgemeinen Bauemversammlungen 
(gemein, hromada), die schon im 14. Jahrhundert bezeugt sind, zu einer 
Einrichtung im grundherrlichen Interesse werden. Grundherrliche An¬ 
ordnungen und vom Grundherren zur Beratung gestellte wirtschaftliche 
Fragen standen als Verhandlungsgegenstände dieser grundherrlich an- 
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geordneten Versammlungen im Vordergründe. Grundherrlichen Charakter 
trugen auch die genossenschaftlichen Zusammenschlüsse an sich, welche 
der Weinbau vor allem in Mähren und die Teichwirtschaft (im südlichen 
Böhmen) mit sich brachten. Die mährischen Weinberggenossenschaften 
mit einem grundherrlichen Bergmeister an der Spitze und mit regel¬ 
mäßig vom Grundherren bestellten, selten selbstgewählten Schöffen judi- 
zierten in Weinbauangelegenheiten. In Böhmen hingen die Weinbergs¬ 
organisationen mit den Städten zusammen, in deren Gebiete sie sich 
befanden. Diese Städte nahmen dann eine den Grundherren analoge 
Stellung ein und an sie ging der Rechtszug von den Erkenntnissen der 
Weinbergverbände. In Mähren bildete sich ebenfalls ein Rechtszug an 
die nächste grundherrliche Stadt, im südlichen Mähren, die territorialen 
Grenzen Überschreitend, nach Österreich aus. Die Anrechte an der 
Allmende (oböina) gingen den Bauern zu Gunsten der Grundherren ver¬ 
loren, doch gaben privilegiale Zugeständnisse der Grundherren an ihre 
angesiedelten Untertänigen den Anlaß zur Ausbildung von grundherr¬ 
lichen Realgenossenschaften, insbesondere für Holzbezugsrechte. 

C. Die ungünstige Lage, in welche der Bauernstand durch die 
Stärke des Grundherrentums kam, wurde noch verschärft, da es mit 
einem Beschwerderechte der Untertanen gegen ungerechte Verfügun¬ 
gen der Grundobrigkeit sehr schlecht bestellt war. Die Möglichkeit, 
sich an das Landrecht zu wenden, den Grundherren vor dieses Gericht 
zu laden, wurde ihnen von den Herren abgesprochen. Viehrd schwankt 
zwar noch bei der Beantwortung dieser Frage, neigt aber zur Ver¬ 
neinung. Gewiß wäre dieses Forum seiner Zusammensetzung nach 
kein unparteiisches gewesen. — Der zweite Weg, der einer Supplikation 
an den Herrscher, stand den Untertänigen zwar offen, die Schwäche 
des Königtums gegenüber dem Herrenstande ließ aber von solchem 
Schritte keine Erfolge erwarten. So kann es nicht wundernehmen, daß 
das Bauerntum hie und da zur Selbsthilfe Zuflucht nahm. Viehrd weist 
auf lokale Bauemerhebungen hin, auch später sind solche bezeugt; aber 
zu einer umfassenden Bauernerhebung, zu Bauernbünden und Ver¬ 
schwörungen nach Art der zeitgenössischen Beispiele des deutschen 
Reiches ist es in Böhmen und Mähren zunächst noch nicht gekommen. 

D. Von der allgemeinen Schicht der Untertänigen hoben sich bestimmte 
Kategorien von Bauern in höherer rechtlicher und wirtschaftlich selb¬ 
ständigerer Stellung ab. Dies gilt zuvörderst von der Klasse der Frei¬ 
sassen (svobodmci), welche nun in den Quellen bezeugt sind. Der Ursprung 
dieser Freisassen, deren Siedelung nachmals insbesondere im südlichen 
und südwestlichen Böhmen ausgebreitet war, ist in historisches Dunkel 
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gehüllt. Am wahrscheinlichsten ist es, in ihnen auf Königsland an¬ 
gesiedelte, persönlich freie Bauern zu sehen. Dafür sprechen ihre Rechte* 
Stellung und die späteren Schicksale. Sie waren keiner Gutsherrlichkeit, 
sondern dem Könige und seinen Ämtern unterstellt, ihren Gerichtsstand 
hatten sie vor dem Kammergerichte oder dem Landrechte, ihre Bern 
zahlten sie unabhängig von einer Grundherrschaft an den König. Dazu 
stimmt es, daß ihre Güter zwar landtafelfähig waren, daß sie 
aber an den ständischen Rechten im übrigen nicht teilhatten. Mit Rück¬ 
sicht auf diese Rechtslage der Freisassen kann einer anderen Auffassung 
des Ursprunges derselben, welche in ihnen Reste von Freien ältester 
Herkunft sieht, nur ein höchst hypothetischer Wert beigemeesen wer¬ 
den. — In Mähren war die Kategorie der Freisassen nur wenig aus¬ 
gebildet; eine ihnen verwandte Stellung nahmen hier die nur dem ober¬ 
sten Landkämmerer unterstellten camerarii, Gerichtsboten (pühonCf) 
des Olmützer Landrechtes ein, sie hatten Freigründe, von welchen sie 
keine Steuern zahlten, und waren in einer Art Organisation unter der 
Leitung von Ältesten zusammengeschlossen. 

Mit den böhmischen Freisassen werden in den zeitgenössischen 
Quellen auch Erbbauern (dödicovö, dödinfci) genannt. Wenn man in 
ihnen nicht schlechthin Freisassen sehen will, wären unter ihnen 
freie Bauern zu verstehen, welche wegen ihres starken Erbrechtes 
am Grunde sich eine größere Unabhängigkeit vom Grundherrentum 
wahrten, ähnlich wie die Klasse der Hofbauern (dvoräci) in Mähren, 
d. h. Bauern, welche bei ausgedehnterem Besitz — daher wohl der 
Name — sich von den Untertänigkeitsleistungen frei hielten. Eine be¬ 
sondere höher gestellte Bauemschicht waren ferner die in den Quellen 
provisionarii (näpravnxci) Genannten. Diese hatten lehensartige Boden¬ 
rechte mit kriegsmäßigen Verpflichtungen. Die Privilegien der Choden 
als Grenz8chutzbauem blieben in dieser Epoche bestehen. Wiewohl 
sie in ihrer unmittelbaren Stellung durch Verschreibungen an Grund¬ 
herren Einbußen erlitten, erhielt sich doch ihr selbständiges Gericht, 
das um die Mitte des 15. Jahrhunderts kaufweise von ihnen erworben 
und durch freie Richterwahl besetzt wurde. 

E. Ein ähnliches Bild der bäuerlichen Rechtslage wie in Böhmen 
und Mähren zeigen Schlesien und die beiden Lausitzen. Hier nahm ins¬ 
besondere in Nieder-Schlesien und in den grundherrlichen Gebieten der 
Lausitz sogar die Verschlechterung der Stellung des Bauerntums im 
Sinne einer auf Robotleistungen gestellten Untertänigkeit noch schärfere 
Formen an. In Ober-Schlesien schuf die fortdauernde Geltung des pol¬ 
nischen Bauemrechtes eine ungünstige Grundlage für die Bodenrechte 
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der Bauern. Da in diesen Ländern die hussitischen Wirren weniger oder 
gar nicht einwirkten, ist die Verschlimmerung der Lage des Bauern¬ 
standes ein Beweis dafür, daß die Entfaltung der Grundherrlichkeit zur 
Gutsherrschaft allgemeinen mitteleuropäischen Entwicklungsmomenten 
entsprach. Die Erleichterungen bezüglich des Heimfallsrechtes fehlen 
hier fast, Anforderungen der Robotleistungen begegnen in schärferen 
Formen, die Erhöhung der Zinsleistung wurde insbesondere im Wege 
der Zugrundelegung der böhmischen Münze erzielt. Die Dorfverfassung 
ist im ganzen der böhmisch-mährischen analog; neben dem Erb- und 
zeitweisen Schulzentum begegnet hier das Lehensschulzentum, die Ein¬ 
richtung der Jahr- und Dreidinge war insbesondere in den Lausitzen ver¬ 
breitet. Eine höhere Kategorie des Bauerntums bildeten die Frei- oder 
Lehensbauem. 


VI. Die Kirche. 

Wie schon in der Einleitung dargelegt wurde, ist diese Epoche durch 
religiös-kirchliche Zerklüftungen gekennzeichnet. Der Katholizismus 
hörte auf, die Grundlage des religiösen und kirchlichen Lebens zu sein; 
ja er wurde in die Lage einer organisatorisch und materiell geschwäch¬ 
ten Partei gebracht. Der Streit der Parteien erschöpfte sich jedoch nicht 
in kirchlichen Fragen, sondern griff auf das soziale und wirtschaftliche 
Gebiet über; die kirchliche Spaltung bedeutete zugleich einen Kampf 
gegensätzlicher politischer Richtungen. Zur führenden Partei erwuchs 
die hussitische. Sie teilte sich nach dem Tode Hus’ in zwei Zweige, in 
eine Partei, die bei den anfänglichen Aufgaben stehen blieb, und in eine 
radikale, welche die weitestgesteckten Ziele gewaltsam zu erreichen 
suchte. So schieden sich innerhalb des Hussitismus die gemäßigten 
Kalixtiner, nachmals Utraquisten genannt (Adel und Prager General¬ 
studium), von den radikalen Taboriten. Jene beschränkten sich auf das 
kirchlich-religiöse Gebiet und schreckten außerhalb der Abendmahls¬ 
frage vor einer Verletzung althergebrachten Kirchenbrauches zurück; 
diese wollten mit allen Lehren und Einrichtungen der katholischen 
Kirche, die sich nicht mit ihren Ideen vertrug, brechen. Im Verfolg ihrer 
Ziele des Umsturzes der Religion und des Kirchenwesens griffen sie zu 
immer gewaltsamer werdenden Mitteln der Verwirklichung, von der 
Zerstörung der Kirchen und Klöster angefangen bis zu einer von chilia- 
stischen Vorstellungen getragenen, alles Widersätzliche sengenden und 
brennenden kriegerischen Gewalt. Selbst diese radikale Partei erfuhr 
noch eine Entartung durch Elemente, welche ein phantastisches Endziel 
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gleich in die Tat umsetzten und als Adamiten in zügellosem Leben ein 
paradiesisches Ideal verwirklichten. — Die auf dem Basler Konzil 
(1436) vereinbarten Kompaktaten, welche die Zulassung des Abend¬ 
mahls in beiden Gestalten brachten, die freie Predigt des Gotteswortes, 
die strenge Bestrafung der Verfehlungen der Geistlichen zusicherten und 
den Gedanken eines Ausschlusses weltlicher Herrschaft der Geistlichen 
aussprachen, befriedigten die Wünsche der Utraquisten. Sie wurden 
daher von der utraquistischen Mehrheit des Landtages im selben Jahre 
angenommen. Jetzt nach Erfüllung ihres religiös-kirchlichen Program¬ 
mes war für die Utraquisten, in deren Reihen der Herrenstand vereint 
auftrat, der Weg frei, ihre ständischen Wünsche zu verwirklichen und 
sich gegen die gewaltsamen Taboriten als gegen die stärksten Feinde 
ihrer Adelsinteressen zu wenden. Ihr Sieg über die seit dem Tode Ztäkas 
innerlich zerklüfteten Taboriten besiegelte die Vernichtung dieser Par¬ 
tei, denn nur erfolglos konnten die zersprengten taboritischen Scharen 
später noch Widerstand leisten, bis der Landtag von 1444 die tabori- 
tische Sekte endgültig verwarf. — Die ursprünglichen Ideen des er¬ 
sterbenden Taboritentums stehen in historischem Zusammenhang mit 
dem Auftreten der böhmischen Brüder in der zweiten Hälfte des 
15. Jahrhunderts. Sie wollten das Leben der ersten Christengemeinde 
wieder erwecken; im Gegensätze zu den Taboriten verwarfen sie jedoch 
jede Gewalt zur Erreichung ihrer Ziele, es fehlte bei ihnen das natio¬ 
nale Kampfmoment. Als Sekte, auf welche sich die Basler Kompaktaten 
nicht bezogen, hatten sie mit dem nachdrücklichsten Widerstande zu 
kämpfen. Nicht nur das Königtum und das Papsttum schritten gegen 
sie mit Edikten und Mandaten ein, auch die Landtage sowohl in Böhmen 
wie in Mähren faßten auf ihre Ausrottung abzielende Beschlüsse. Aber 
die Kraft ihrer religiösen und sozialen Grundsätze und die strenge tat¬ 
sächliche Befolgung derselben ließen sie trotzdem nicht untergehen, 
sondern sie blieben hauptsächlich in Mähren (Prerau), aber auch in 
Böhmen (besonders im Nordosten) verbreitet. 

A. Die Geschichte der religiösen Kämpfe des 15. Jahrhunderts spie¬ 
gelt sich in der Organisation der katholischen Kirche, der utraquistischen 
Partei, der Taboriten und der Union der böhmischen Brüder wider. — 
Der Katholizismus erlitt schwere Einbußen seiner kirchlichen Organi¬ 
sation, am stärksten in Böhmen, schwächer in Mähren. In Schlesien, in 
den beiden Lausitzen sowie im Regensburger Diözesanverband, dem das 
Egerland eingegliedert war, griff die hussitische Bewegung organisch 
nicht ein. Das Prager Erzbistum verlor sein Haupt seit 1421, da der 
Erzbischof Konrad zum Hussitismus übertrat. In demselben Jahre 
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ging das Leitomischier Bistum ein, während das Olmiitzer Bistum 
erhalten blieb. Die Verwaltung des Prager Erzbistums wurde notdürftig 
von Administratoren, vorübergehend von einem päpstlichen Legaten 
geführt. Der unter Sigmund und später unter Wladislaw gemachte 
Versuch, das Prager Erzbistum als ein Katholiken und Utraquisten 
gemeinsames wieder aufleben zu lassen, war erfolglos. Das Prager 
Domkapitel wurde in arge Mitleidenschaft gezogen und war wiederholt 
genötigt, Prag zu verlassen. Synoden traten nicht zusammen. Die 
niedere kirchliche Organisation war bedrängt: Archidiakonate, Dekanate 
und Pfarreien konnten nur schwer aufrechterhalten werden; einige 
gingen ein oder es mußte durch Union von Benefizien abgeholfen werden. 
Das Patronat und der Patronateklerus litten unter den Übergriffen der 
Patrone. Hand in Hand mit dieser organisatorischen Schwächung ging 
eine erhebliche Einbuße an kirchlichem und klösterlichem Vermögen, 
dies geschah durch Einziehung«! seitens der Hussiten, durch könig¬ 
liche Verschreibungen. Ferner wurde der theoretisch schon früher 
geltende Grundsatz, daß ein Gutserwerb zu Gunsten der Kirche nur 
mit königlicher Einwilligung geschehen könne, praktisch befolgt. — 
Wesentliche Einschränkungen erfuhr der Umfang der kirchlichen 
Jurisdiktion in Böhmen und Mähren. Die weltlichen Streitigkeiten der 
Geistlichen, insbesondere die Rechtsprechung betreffend den landtäf- 
lichen geistlichen Besitz, wurden nun vor die weltlich«! Gerichte 
gezogen. Kirchlich blieb im allgemeinen die Jurisdiktion in Strafsachen 
der Geistlichkeit und die kausale Rechtsprechung in Ehesachen. Der 
politischen Schwäche des Katholizismus entsprach die Verdrängung der 
kirchlichen Würdenträger Böhmens aus dem Landtage, ihrer Zugehörig¬ 
keit zur königlichen Kammer die Versagung der Steuerfreiheit. 

B. Der Ausbau einer selbständigen kirchlichen Organisation der 
Utraquisten war wesentlich gehemmt, da eine formelle Abspaltung von 
der katholischen Kirche nicht eingetreten war. Dies zeigte sich deutlich 
gleich bei der Weihe der Priester. Hier waren die Utraquisten auf die 
Weihe durch katholische Bischöfe angewiesen, ja es mußte hiebei später 
nach den Basler Kompaktaten zu Scheingeschäften gegriffen werden, in¬ 
dem der Ordinand zunächst zum katholischen Glauben zurückkehrte, um 
nach der Weihe wieder die Kompaktaten zu beschwören. In dieser Hin¬ 
sicht ist der ob«! vermerkte Plan eines den Katholiken und Utra¬ 
quisten gemeinsamen Erzbistums kennzeichnend. Im übrig«! lag die 
kirchliche Verwaltung in den Händen von Administratoren, doch zeigte 
sich auch hiebei ein Mangel fester rechtlicher Ordnung. Die Überrag«ide 
Bedeutung Rokycanas in der utraquistischen Partei ließ ihn von 1427 
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fast ununterbrochen auf Grund der Wahl seiner Parteigenossen bis zu 
seinem Tode als ihr Administrator die Geschäfte leiten, wiewohl andere 
Arten der Bestellung der Administratoren durch den Landtag oder 
durch die Prager Geistlichkeit vorgesehen waren. Das kollegiale, auch 
für die mährischen Kalixtiner geltende Zentralorgan des Utraqui6mu6 
war anfänglich die Universität, später, nach dem Übergang des Bischofs 
Konrad zum Utraquismus, das Konsistorium. — Die Stärke der Partei 
lag sonach nicht in der kirchlichen Organisation, sondern in ihrer stän¬ 
dischen Bedeutung. Da sich zu ihr der größte Teil des Herrenstandes 
bekannte, wurde der Landtag zum Sprecher der utraquistischen Partei; 
auch die Kreise und Kreistage dienten nicht zuletzt der Vorbereitung 
und Verwirklichung utraquistischer Interessen. 

C. Die religiöse Organisation der taboritischen Partei fußte auf den 
Bruderschaften mit priesterlicher Verwaltung und städtischer Zusam¬ 
menfassung. Ihre Bergversammlungen trugen fast revolutionären 
Charakter an 6ich. Hervorragend war ihr Heerwesen nach Technik und 
Organisation; ihr verdankten sie ihre Erfolge unter Ziikas Führung, 
welcher ein widerstandsfähiges Fußheer mit Wagenburgen, unter haupt¬ 
sächlicher Benützung der Schießwaffe, 6chuf. Nach seinem Tode teilte 
sich das Heer in zwei Gruppen unter der Leitung der beiden Prokope. 

D. Die böhmischen Brüder suchten ihre religiösen und sozialen Ziele 
durch eine feste Ausgestaltung ihrer kirchlichen Organisation zu fördern. 
Grundlegend waren hiefür die Beschlüsse der ersten Synode in Reichenau 
(1467) und die eingehenden Regelungen der Synode von Chlumetz (1494). 
Die Verfassung war von demokratischen Gedanken getragen: über den 
einzelnen Gemeinden stand als höchstes Organ die allgemeine Synode, 
in der alle Gemeinden vertreten waren. Den ursprünglichen Ideen ent¬ 
sprach eine Vereinigung von Laien und Priestern, doch mußte dieser 
Grundsatz nach Zulassung des Adels und der Gewerbetreibenden zur 
Unität aufgegeben werden, sodaß die Synode nach den Chlumetzer 
Beschlüssen einen prie6terlichen Charakter an sich trug. Die Verwaltung 
lag in den Händen eines gewählten Seniors oder Bischofs, später gab es 
mehrere Bischöfe mit einer den Diözesen verwandten örtlichen Abgren¬ 
zung ihrer Bezirke. Dem Senior stand ein engerer Rat bei der Leitung 
der Geschäfte zur Seite. In den Gemeinden waren Priester bestellt, bei 
deren Tätigkeit auf die Predigt besonderes Gewicht gelegt wurde. In 
jeder Gemeinde bestand ein besonderer Ausschuß zur Unterstützung des 
Priesters in der Verwaltung des Gemeindekirchenvermögens, in der 
Armenpflege und in der Rechtspflege. Als Gehilfen waren dem Priester 
der Diakon und Brüdergehilfen beigegeben, deren Aufgabe es war, die 
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Befolgung der den Lehren der Unität entsprechenden Vorschriften zu 
überwachen. Diese waren sehr strenge, teilweise extreme, wie etwa in 
der Bindung des Gewerbebetriebes und für das Familien- und gesell¬ 
schaftliche Leben. 

VII. Die Rechtsbildung und die Rechtsquellen. 

Die Verfassungsverhältnisse des 15. Jahrhunderts spiegeln sich 
in der Rechtsbildung und in den Rechtsquellen dieser Zeit wider. 
Das Laridrecht als das Recht der führenden Ständeschicht und ständische 
Rechtsquellen beherrschen das Rechtsleben. Sehr stark tritt das Königs¬ 
recht zurück; auch die Stadtrechtsquellen fließen weit spärlicher, 
da die Unruhe der Zeit eine Entfaltung hemmt. Aus dieser Vorherr¬ 
schaft des wesentlich agrarischen, konservativen Landrechtes ergibt es 
sich ohne weiteres, daß keine Grundlage für ein Vordringen des 
Römischen Rechtes geboten war, dem früher vor allem das Königsrecht 
Eingang verschafft hatte. Die nationale Eigenart der ständischen 
Bewegung und des Landrechtes ließen nun die tschechische Sprache im 
Rechtsleben und in den Rechtsquellen zur führenden werden. Auf den 
böhmisch-mährischen Landtagen und in den Landrechten wurde tsche¬ 
chisch verhandelt. Die Sprache der Rechtsbücher ist die tschechische. 
Mit Ende des 15. Jahrhunderts griff die tschechische Sprache in Landes¬ 
angelegenheiten auf Oberschlesien über und gewann im diploma¬ 
tischen Verkehre mit anderen Ländern zunehmende Anwendung. Nicht 
dasselbe gilt aber im Bereiche des Stadtrechtes. Hier bedienen sich die 
deutschgebliebenen Stadtwesen Böhmens fortdauernd der deutschen 
Sprache, wie dies fortlaufend geführte deutsche Stadtbucheinträge 
zeigen; in Mähren blieb die Verwaltung der königlichen Städte Iglau, 
Olmütz, Brünn und Znaim deutsch, ebenso wie in Troppau und Jägem- 
dorf. Ferner herrschte die deutsche Sprache fortdauernd in den größeren 
und in den kleineren Städten der beiden Lausitzen, soweit die letzteren 
nicht überwiegend sorbisch besiedelt waren. — Das Rechtsleben Nieder- 
Schlesiens blieb deutsch. Auch bei der deutschen Lehenshauptmann¬ 
schaft blieb bezüglich der Egerer, Elbogener und Trautenauer Lehen die 
deutsche Sprache in amtlichem Gebrauche. 

A. Dem böhmischen Landrechte gehört das bedeutendste Rechtsbuch: 
die neun Bücher des böhmischen Landrechtes (0 prdvech zemö ceeke 
knihy devatery) des Viktor Cornelius von Vsehrd an. Die endgültige, 
König Wladislaw zugeeignete Fassung stammt aus dem Jahre 1508. Sie 
stellt sich als eine durch sieben Jahre vorbereitete Umarbeitung voraus- 
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gebender Darstellungen des Landrechtes, der Landtafeln und des Ver¬ 
fahrens dar, welche in die Zeit von 1495 bis zum Ausgange des 15. Jahr¬ 
hunderts fielen und eine reiche handschriftliche Verbreitung gefunden 
haben. Jene ersten Fassungen, dem Kostka von Postupitz zugeeignet, 
stießen wegen des Freimutes, mit welchem Väehrd Kritik an dem 
Gebaren mancher Mitglieder des Eerrenstandes übte, auf Widerspruch. 
Man hielt seine Darstellung für politisch gefährlich und dem Bürger- 
tume geneigt. Diesem Umstande war es auch zuzuschreiben, daß Vsehrd 
das Amt eines Vizeschreibers am Prager kleineren Landrechte verlor. 
In der späteren Fassung blieben dann die Angriffe auf bestimmte Per¬ 
sönlichkeiten und alles, was im Widerspruch zu der mittlerweile erlas¬ 
senen Landesordnung stand, fort. Das Werk ist systematisch gegliedert: 
im 1. Buche werden die ständischen Gerichte selbst und ihr Wirkungs¬ 
kreis dargestellt; im 2. und 3. das landrechtliche Verfahren von seiner 
Einleitung bis zum Urteile, im 4. bis 7. die Landtafel mit allen für sie 
in Betracht kommenden Rechtsverhältnissen, im 8. Buch die kleinere 
Landtafel und im 9. Buch die Nichtigkeiten des Verfahrens. Durch die 
Systematik, die auch innerhalb der einzelnen Bücher weiter verfolgt 
werden kann, hebt sich das Werk Viehrds von allen früheren Arbeiten 
ab. Doch ist dies nicht der einzige Vorzug. Mit tiefer, alle Einzelheiten 
des Rechtes erfassender Sachkenntnis paart sich hier eine bei aller 
Schärfe des Gedankenganges ungemein lebendige Darstellung. Seine 
rechtsphilosophischen Bemerkungen und seine eingestreuten Bemänge¬ 
lungen der geltenden Rechtslage zeigen VSehrd als kritischen Denker, 
nicht als bloßen Kompilator. Im ganzen bleibt er objektiv, nur 
in seiner Stellung gegenüber dem Deutschtum ist auch sein Urteil 
durch den Zeitgeist getrübt, wie manche Ausfälle zeigen. In der Zeit 
de6 in Deutschland schon entfalteten, Vfiehrd in seinen literarischen 
Erscheinungen wohlvertrauten Humanismus geschrieben, hält sich das 
Werk doch bewußt von jeder römisch-rechtlichen Reflexion fern. Dies 
beweist schon die volkstümliche Sprache dieses Rechtsbuches. 

Gegenüber dem Werke Väehrds steht das fast gleichzeitig ent¬ 
standene Rechtsbuch des Herrn Ctibor von Cimburg und Tobitschau 
über das mährische Landrecht, kurz das Tobitschauer Rechtsbuch 
genannt, an innerem Werte zurück, wenngleich es für die Rechts¬ 
anwendung eine größere Bedeutung erlangte. Da es in Mähren noch zu 
keiner Landesordnung gekommen war, bildete es die einzige zusammen¬ 
fassende Darstellung des mährischen Landrechtes und bot nachher die 
Grundlage für die Abfassung der Landesordnungen. Die Entstehungs¬ 
zeit des wesentlichen Teiles des Rechtsbuches fällt wohl in die Jahre 


Digitized by 


Google 



69 


1480 bis 1482, spätere Ergänzungen, insbesondere die in das Buch an¬ 
genommenen Angaben über die bäuerlichen und gewerblichen Rechts¬ 
verhältnisse, kamen erst zu Ausgang des 15. Jahrhunderts hinzu. Der 
Verfasser, einem alten mährischen Herrengeschlechte entstammend, ver¬ 
fügte infolge seiner amtlichen Betätigung als Hofrichter und später 
dezennienlang als Landeshauptmann über eine tiefe Sachkenntnis, die 
er bei seiner Darstellung verwertete. Das Buch umfaßt vor allem das 
Landrecht, wie es an den Landgerichten zu Brünn und Olmütz angewandt 
wurde, ferner das öffentliche Recht einschließlich des Strafrechtes. 
Dem Buche mangelt es hauptsächlich in den späteren Teilen an einer 
Systematik, auch fehlt eine kritische Stellungnahme des Verfassers. Die 
Sprache ist tschechisch; auf das Römische Recht wird nicht Bezug 
genommen. — Das Tobitschauer Rechtebuch erfuhr eine Bearbeitung 
unter Heranziehung praktischer Fälle durch den Herrn Ctibor 
von Dirnowitz. Das Dimowitzer Rechtsbuch, später Codex Dimo- 
wicianus genannt, wurde um 1523 bis 1527 abgefaßt und erfreute sich, 
infolge des Ansehens des Verfassers, der, wiewohl kein Amtsträger, doch 
als hervorragender Kenner des Landrechts galt, einer sehr starken 
Verbreitung. 

Um die Wende des 15. Jahrhunderts, im Jahre 1500, kam es in 
Böhmen zur ersten gesetzlichen Zusammenfassung des gesamten Land¬ 
rechtes, zur sog. Wladislawschen Landesordnung. Es ist gewiß kenn¬ 
zeichnend, daß, was keinem der Könige gelang, deren Kodifikationsver¬ 
suche stets an dem Widerspruche der Stände scheiterten, — selbst Georg 
von Podöbrad konnte seine dahingehenden Pläne nicht durchsetzen, — 
die Stände im eigenen Interesse verwirklichten. Diese Landesordnung 
ist ein Dokument der Hochmacht der Stände, und zwar des Adels. Es 
klingt fast wie ein Hohn, wenn sie nach dem Könige genannt wird, 
dessen Rechte hier den Ständen preisgegeben erscheinen und ohne dessen 
Einwilligung sie gedruckt wurde. Inhaltlich umfaßt sie das ganze Land¬ 
recht: Privatrecht, Rechtsgang und Strafrecht. Die Redaktion ist nicht 
so sehr eine gesetzestechnische als eine oft wörtliche Wiedergabe der 
Urteile und Sprüche des Landrechtes in mangelhafter Systematik. 
Gleichwohl ist das, was in sie aufgenommen wurde, nunmehr zum 
Gesetz geworden; die freie Rechtsfindung war daher insoweit beseitigt, 
als dem Gesetze widersprechende Rechtssprüche fürderhin aus¬ 
geschlossen waren. Römischrechtliche Einflüsse fehlen auch hier. — 
Mit dem Entwürfe der Landesordnung wurden vom Landtage zwei 
Herren, Peter und Zdenko Sternberg und der königliche Prokurator 
Albrecht Rendl von Uschau, betraut; doch ist das Gesetz vor allem ein 
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Werk Rendls, der seine damalige Förderung der Adelspolitik hier in die 
Tat umsetzte. Anläßlich der Begrüßung des neuerwählten Herrschers 
Ferdinand I. wurde die Wladislawsche Landesordnung von dem Huma¬ 
nisten Roderich Doubrawsky von Doubrava in6 Lateinische übertragen 
und als ein Dokument der ständischen Rechte überreicht. — Einen Nach¬ 
trag zur Landesordnung bildete der zur Austragung des Stände6treites 
zwischen Adel und Bürgertum nach Änderung der Königspolitik und des 
Kräfteverhältnisses der beiden Parteien abgeschlossene sogenannte Sankt 
Wenzelsvertrag von 1517. — In den übrigen, zur Krone Böhmen gehö¬ 
renden Ländern fehlte es noch an einer zusammenfassenden Landes¬ 
ordnung; in Mähren kommt zwar seit Anfang des 16. Jahrhunderts die 
Bezeichnung Landesordnung vor, darunter sind aber nur die in Druck 
gelegten belangreichen Landtagsbeschlüsse zu verstehen. 

Landesgesetzen kamen die Regelungen in den Landfriedenseinungen 
nahe. Die Gebiete, wo schon früher die Landfrieden eine große Rolle 
gespielt hatten, Mähren, Schlesien nebst den beiden Lausitzen und das 
Egerland, zeigen sie während des 15. Jahrhunderts in fortgesetzter 
Übung. In Mähren gewannen sie den Charakter einer dauernden Institu¬ 
tion mit allgemein verpflichtender Kraft, da alle Stände, seit 1490 auch 
die Städte, sich ihnen anzuschließen verpflichtet waren. Inhaltlich um¬ 
faßten sie neben ihrer Hauptaufgabe, der Friedenswahrung, auch Be¬ 
stimmungen polizeilicher, gewerblicher und privatrechtlicher Natur. Die 
bedeutendsten mährischen Landfrieden entstammen der Zeit nach den 
hussitischen Wirren (1440, 1456 und 1484). In Schlesien trugen die 
Landfrieden, welche hier eine besondere Organisation, hauptsächlich in 
militärischer Hinsicht zeigen, wesentlich, wie schon oben S. 26 bemerkt 
wurde, zur Entwicklung einer schlesischen Gesamtverwaltung bei. Durch 
den Beitritt zum schlesischen Landfrieden wurden die Obere und die 
Niedere Lausitz in den Geltungsbereich der schlesischen Einungen ein¬ 
bezogen. In Eger weist der zwischen den Egerer Bürgern und der Ritter¬ 
schaft des Egerlandes und Eibogens abgeschlossene Landfriede von 1412 
eine besondere Organisation auf. In Böhmen schritt die hussitische 
Partei mit Ausschluß der Taboriten zwecks Förderung ihrer Organi¬ 
sation zu Einungen nach Art der Landfrieden. Im übrigen bürgerte sich 
in Böhmen das auf dem Landtage vereinbarte Landfriedenswesen zwar 
stärker ein; es hatte hier aber nicht den Charakter einer dauernden 
Institution, sondern Unruhen im Lande oder besondere Anlässe waren 
seine Voraussetzungen. Auch fehlte es an eigenen Organen zur Durch¬ 
führung der Landfrieden; diese lag in den Händen der Kreishauptleute. 
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Die Fortbildung de6 Landrechtes erfolgte in den Beschlüssen der 
Landtage und in Verträgen, welche die Stände untereinander abschlossen, 
deren wichtigste Beispiele der Sankt Wenzelsvertrag von 1517 und 
der inhaltlich verwandte sogenannte Elf tausend-Jungfrauen-V ertrag 
von 1486 in Mähren sind. — Für die Landtagsbeschlüsse und für die 
praktische Rechtsanwendung in den Landgerichten bieten die Eintragun¬ 
gen der Landtafeln ein Erkenntnismittel. Leider sind wir dieser so 
wichtigen Quelle für Böhmen so gut wie beraubt, da nach dem Brande 
von 1541 nur ein geringer Bruchteil auf uns gekommen ist (vgl. I, 
S. 155). Übrigens hatte die Unterbrechung der landrechtlichen Tätigkeit 
Bugleich eine solche der landtäflichen Eintragungen zur Folge. In der 
Einrichtung der Bücher trat eine Neuerung durch die Einführung von 
Gedenkquaternen (Deeky pamätne, quaterni memoriarum), ein, in 
welchen alle wichtigeren Einträge, wie Landtagsbeschlüsse, Majestäts- 
briefe, Erkenntnisse von allgemeiner Tragweite erfolgten. Hiedurch 
stieg die ständische Bedeutung der Landtafel und es wurde so der An¬ 
laß zur Bestellung von Relatoren gegeben, welche für den König und 
die Stände die Eintragungen überwachten. Um die Aufbewahrung der 
Landtafeln, welche in der Altstadt Prag, allerdings zeitweise sehr 
mangelhaft, verwahrt wurden, entspann sich ein Streit, der im Sinne 
der Adelswünsche damit endigte, daß die größere Landtafel auf die 
Prager Burg geschafft wurde und die Landtafeln wieder unter der Auf¬ 
sicht des Oberlandschreibers standen. Hiedurch minderte sich allerdings 
zum Schaden der Bürger die freie Zugänglichkeit derselben. Mit dem 
Schlüsse des 15. Jahrhunderts verschwand die lateinische Sprache auf 
Grund eines Landtagsbeschlusses aus den Einträgen, so daß diese nur 
noch in tschechischer Sprache erfolgten. — Glücklicherweise sind die 
Register des zweiten Gerichtes landrechtlicher Kompetenz, des Kammer¬ 
gerichtes, für die gesamte Zeit seiner Tätigkeit erhalten geblieben. Die 
mährischen Landtafeleinträge sind trotz der Verluste, welche auch hier 
eintraten (siehe I, S. 155), hauptsächlich in den Ladungsbüchern (Knihy 
pühonnö) erhalten. Die Troppauer Bestände sind nach dem Brande des 
Jahres 1431 überliefert, die Jägemdorfer in ununterbrochener Reihe von 
1404 an. 

B. Es entspricht den Verfassungsverhältnissen dieses Zeitalters, 
wenn das vom Königtum ausgehende Recht gegenüber der starken Ent¬ 
wicklung des ständischen Rechtes ganz wesentlich zurücktrat. Zudem 
äußerte sich die Privilegialgewalt der Könige hauptsächlich in der Be¬ 
stätigung oder Gewährung ständischer Berechtigungen in den Kapitula¬ 
tionen und Huldigungsreversen. Dies schuf zwar vom Könige ausgehen- 
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des, inhaltlich jedoch ständisches Recht. Von besonderer Bedeutung für 
die Verfassung Schlesiens wurde das Privileg Wladislaws von 1498. 
In die ständischen Streitigkeiten griff das Königtum zwar durch 
persönliche Einflußnahme und Entscheidungen ein, die Regelung 
erfolgte jedoch in der Form von Landtagsbeschlüssen. — Als königliche 
Akte können die Schaffung des Amtes eines königlichen Kammerproku¬ 
rators, des Kammergerichtes und diplomatische Maßnahmen verzeichnet 
werden, wie insbesondere die Anbahnung eines internationalen Friedens¬ 
bundes durch Georg von Podöbrad. Die Mandate gegen die Brüder* 
union, Bestätigungen der früheren Judenprivilegien oder Expulsions¬ 
dekrete waren weitere Äußerungen des königlichen Normenrechtes. Dem 
Königsrechte kann auch die Regelung des Verhältnisses Böhmens zum 
deutschen Reiche in dem Privileg Kaiser Friedrichs III. von 1493 zu¬ 
gezählt werden. 

Die königliche und fürstliche Lehenshoheit und damit das Lehens¬ 
wesen selbst zeigt in dieser Zeit einen merklichen Rückgang an Bedeu¬ 
tung wegen des nach den Hussitenkriegen allenthalben, mit Ausnahme 
der Lausitzen, hervortretenden Prozesses des Freiwerdens von Lehens- 
gütern oder wie hauptsächlich in Böhmen der pfandweisen Übertragung 
der Lehen. So gelangten Elbogener und Egerer Lehen in die Abhängig¬ 
keit von Pfandherren. Quellen des Lehensrechtes jener Zeit sind die 
beim Prager Hofgerichte geführten Tafeln. Besondere Lehens- und 
Mannrechtsbücher wurden für Olmütz und in Glatz angelegt; dort wurde 
auch eine „Ordnung des Mannrechtes“ (1501) erlassen. Ebenso war in 
Schlesien und in den Lausitzen das lehensrechtliche Buchwesen schon 
seit dem 14. Jahrhundert entwickelt. Große Bedeutung gewannen die 
lehensrechtlichen Teile des Sachsenspiegels und des Schwabenspiegels; 
erstere für Olmülz, für Schlesien und die Lausitzen, letztere im übrigen 
Mähren und in Böhmen, wovon die sehr zahlreichen aus dieser Zeit 
stammenden Handschriften der Rechtsbücher Zeugnis ablegen. Zu einer 
besonderen Darstellung des Lehensrechtee kam es für die Trautenauer 
Lehen 1487 durch den königlichen Prokurator Bohuslaw von Litowitz, 

C. Die kirchlichen Rechtsquellen entsprechen den diese Zeit beherr¬ 
schenden religiösen Kämpfen. — Für die katholische Kirche sind die 
Konsistorialakten, solange das katholische Erzbistum bestand, in ihren 
acta judiciaria (Streitfälle betreffend), libri erectionum und confirmatio* 
num dieser Zeit erhalten. Ebenso 6ind Reste der Olmützer und Bres¬ 
lauer Bücher und Akten überliefert. Dagegen sind die Quellen de6 
Leitomischier Bistums und fast alles an klösterlichen Quellen verloren 
gegangen. — Die Akten des Konstanzer und Basler Konzils, vor allem 
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die Kompaktsten, kommen als kirchenrechtliche Quellen auch für Böh¬ 
men in Betracht. Die Prager Artikel und die Statuten der hussitischen 
Parteien reihen sich als utraquistische Rechtsquellen an. Bezüglich der 
Böhmischen Brüder bilden zeitgenössische Nachrichten und Briefe Er* 
kenntnisquellen ihrer Organisation. — Mit der Kampfbereitschaft der 
taboritischen Heerscharen hängt eine wichtige heeresgeschichtliche 
Rechtsquelle zusammen: die Heeresordnung Ztäkas, welche für Heeres¬ 
ordnungen des 15. Jahrhunderts in anderen Ländern (Österreich, Bran¬ 
denburg) vorbildlich wurde. Sie fußt auf der Heeresordnung Johann 
Hajeks von HodStin 1413, deren ältere Bestandteile noch in das 

14. Jahrhundert zurückreichen. Sie enthält nicht nur heeresorganisato¬ 
rische Bestimmungen, eondem auch polizeiliche und strafrechtliche 
Normen und zeigt, daß Ziika allen Auswüchsen des kriegerischen Beute¬ 
wesens und der Plünderung in seiner Partei gesetzgeberisch streng zu 
begegnen trachtete. Ergänzend traten zu 2izkas Regelung spätere tabo- 
ritische Synodalbeschlüsse hinzu. 

D. Die unruhigen Zeiten der hussitischen Wirren und die gedrückte 
Lage, in welcher sich das Bürgertum in der zweiten Hälfte des 15. Jahr¬ 
hunderts infolge der Übermacht des Adels befand, bildeten keinen günsti¬ 
gen Boden für eine literarische Behandlung des Stadtrechtes. So gebricht 
es fast völlig an neuen dem Stadtrechte gewidmeten Rechtsbüchern. 
Lediglich eine Quelle, der Zeit der Hegemonie Prag6 entstammend, kann 
als Rechtsbuch angesehen werden: die sogenannten Sobieslawschen 
Rechte. Zweifellos handelt es sich hier um eine private, im Wesen kom- 
pilatorische Arbeit tendenziösen Charakters. Die Person des Verfassers 
ist unbekannt; aller Wahrscheinlichkeit nach war es ein Stadtschreiber 
(vielleicht Zdimir von Sedletz) der Zeit, da Peter (Pesik) von Kun- 
wald Prager Primator war. Ebensowenig steht die Zeit der Abfassung 
fest. Mit guten Gründen wird sie in das Interregnum nach 1439, den 
Bestimmungen des Buches über die König6wahl und der schon etwas 
duldsameren Stellung gegenüber den deutschen Mitbürgern entsprechend, 
verlegt werden können. Die Arbeit zerfällt in zwei Teile, deren erster 
die Landesverfassung nach einer angeblich unter Herzog Sobieslaw 
gegebenen Regelung darstellen will und deren zweiter innerstädtisches, 
öffentliches wie privates Recht der Altstadt Prag unter Zugrundelegung 
der statuta consilii von 1380 und ihrer Zusätze aus dem Anfang des 

15. Jahrhunderts umfaßt. Tendenziöse Unrichtigkeiten gebieten bei der 
Wertung und Benützung dieser Quelle besondere Vorsicht. — Im übrigen 
blieben die früheren Stadtrechtsdarstellungen, insbesondere das säch* 
Bische Weichbildrecht, die Brünner Schöffensprüche in Anwendung, wie 
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die Übersetzungen dieser Quellen ins Tschechische dartun. — Die Spruch- 
tätigkeit der Oberhöfe überdauerte auch die Hemmungen der hussitischen 
Wirren: Zeuge dessen sind Übertragungen Magdeburger Rechtsbelehrun 
gen ins Tschechische sowie das vom Leitmeritzer Stadtschreiber Jakob 
Koien^ von Krbow angelegte Materienregister über Rechtsbücher und 
Rechtssprüche sächsischen Rechtes. Die starke politische Stellung der 
Altstadt Prag zu Beginn der hussitischen Zeit trug zur Erhöhung 
ihrer Stellung als Oberhof bei. Beim Iglauer Oberhofe zeigt sich eine 
Unterbrechung der überlieferten Schöffensprüche vom zweiten Dezen¬ 
nium des 15. Jahrhunderts an und erst zum Schlüsse setzt die Spruch¬ 
tätigkeit in ungeminderter Fülle wieder ein. — Für das Stadtbuchwesen 
bedeuteten die hussitischen Wirren stellenweise eine Unterbrechung der 
Eintragung, gleichwohl fallen in diese Jahre auch Neuanlegungen von 
Stadtbüchern. Nach Einkehr ruhigerer Verhältnisse, etwa seit der Mitte 
des 15. Jahrhunderts, läßt sich 6ogar eine erhöhte Einbürgerung der 
Stadtbücher feststellen, was sich teils in Neuanlagen, teils in einer 
fortschreitenden Differenzierung kundtut. 

Mit der Entwicklung der städtischen Verfassungsverhältnisse hängt 
es zusammen, daß nun die vom Rate geführten Bücher gegenüber städti¬ 
schen Gerichtsbüchem überhandnahmen. Was den Charakter des Ein¬ 
trages anlangt, tritt eine allmähliche Entwicklung zur konstitutiven 
Kraft des Eintrages zutage; auch kann man stellenweise in den dem 
Grundstücksverkehre dienenden Stadtbüchern Ansätze zu Realfolien 
wahmehmen. Die Sprache der Eintragungen, die in manchen Städten 
ununterbrochen die deutsche bleibt, bietet das wohl verläßlichste Mittel, 
in die nationalen Rückwirkungen der hussitischen Zeit oder in ihr Fehlen 
Einblick zu gewinnen. Die Führung der Bücher lag in größeren Stadt¬ 
wesen wie früher in den Händen des Stadtschreibers. Von dem Stadt- 
schreiber der Neustadt Prag, Prokop, rührt aus der Mitte des 15. Jahr¬ 
hunderts eine für die Geschichte des Stadtbuchwesens sehr lehrreiche 
lateinische Anweisung zur Führung der Stadtbücher (praxis cancella- 
riae) her. — Quellen des Zunftrechtes dieser Zeit sind die ebenfalls seit 
der Mitte des 15. Jahrhunderts sich mehrenden neuen oder erneuten 
Zunftstatuten und die Nachrichten über Zunftgebräuche und Gesellen¬ 
unruhen. — Für die Verfassungsgeschichte der Prager Universität sind 
das allerdings nur in Abschriften erhaltene Kuttenberger Dekret (1409) 
samt dem Juramente der drei auswärtigen Nationen und der Traktat zur 
Rechtfertigung des Dekretes von Hus die bedeutendsten Quellen. Hiezu 
kommen die Aufzeichnungen des Statutenbuches der Universität und des 
Über decanorum. — Die Rechtslage der Juden kann erschlossen werden 
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aas den königlichen Bestätigungen der Judenprivilegien, aus der könig¬ 
lichen Gewährung der Haltung von Juden (so für Eger und für grund- 
herrliche Städte), andererseits p.us den Mandaten zur Ausweisung der 
Juden und aus Landtagsbeschlüssen, die hauptsächlich Umfang und 
Art der zulässigen Geldgeschäfte betreffen. 

E. Der Entwicklung der Gutsherrschaft entsprechend tragen die 
bäuerlichen Rechtsquellen wesentlich grundherrlichen Charakter an 
sich. Durch Ordnungen und Instruktionen für die Amtsträger und 
Bauern ihres Gutsbesitzeis regeln die Grundherren die bäuerlichen Ver¬ 
hältnisse zwar noch nicht so durchgreifend und allgemein, wie dies im 
16. Jahrhundert geschah, aber doch in immer zunehmendem Maße. 
Die Sammlung und der Nachweis dieser Ordnungen und Instruktionen 
ist eine der wichtigsten Aufgaben der agrargeschichtlichen Forschung. 
Soweit die Friedenswahrung in die Hände grundherrlicher Burggrafen 
gelegt war, erhielten auch diese Weisungen ihrer Grundherren, wie die 
uns erhaltene Instruktion K. Georgs von PodSbrad als Grundherrn von 
Nachod aus dem Jahre 1460 zeigt. — Mit der zielbewußten Bewirtschaf¬ 
tung der Güter hängt die zunehmende Anlegung von Urbaren zusammen. 
Solche sind insbesondere aus dem Ende des 15. Jahrhunderts ebenso für 
weltliche Grundherrschaften wie für klösterlichen Besitz in großer Zahl 
überliefert. — Autonome bäuerliche Rechtsquellen treten fast ganz 
zurück. Es sind zwar insbesondere aus den nordöstlichen Gebiet«) 
Böhmens Rügen, d. h. Festlegung«) des bäuerlichen Rechtes anläßlich 
der Jahr- oder Dreidinge erhalten, aber sie dienten vor allem dem 
grundherrlichen Interesse und sind den Weistümern freier Gemeinden 
nicht wesensgleich. 
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Zweiter Abschnitt. 


Das erste Jahrhundert unter der Herrschaft 
der Habsburger. 

I. Charakteristik des Zeitraumes. 

Das erste Jahrhundert der Herrschaft des Hauses Habsburg über 
die böhmischen Länder schließt sich dem Verfassungsbilde des 15. und 
de6 ersten Viertels des 16. Jahrhunderts an. Die gleiche Teilung der 
Gewalt zwischen dem Königtum und den Ständen gibt dem ganzen 
16. Jahrhundert das verfassungsrechtliche Gepräge. Der Ständestaat 
setzt sich in die erste Habsburgerzeit fort. In dieser Hinsicht ist sonach 
keine Grundlage für eine strenge periodische Scheidung gegeben. Gleich¬ 
wohl kennzeichnet diese Epoche im Kräfteverhältnis zwischen Königtum 
und Ständen eine schrittweise Stärkung der Herrschergewalt, zumal 
unter Ferdinand I. Am Schlüsse des Zeitraumes standen sich die beiden 
Machtfaktoren im schärfsten Widerspruche gegenüber, so daß nur krie¬ 
gerische Gewalt entscheiden konnte, ob die Zeit eines Wladi6law Jagello 
wiederkehren oder ein bis zum Absolutismus gestärktes Königtum er¬ 
stehen sollte. 

Es sind andere Momente, die neu in die böhmische Rechtsgeschichte 
eingreifen und die es rechtfertigen, dieses Zeitalter nicht in einem Atem 
mit dem vorausgehenden zu besprechen. — Die dauernd werdende Herr¬ 
schaft des Hauses Habsburg bahnte eine innere Verkettung der böh¬ 
mischen Länder mit den altösterreichischen an: die Zentralisation setzt 
ein. Die Identität des österreichischen und böhmischen Herrschers und 
seines Hofes, das Streben, die dem Herrscher allein vorbehaltene Finanz¬ 
verwaltung einheitlich zu gestalten und zu überwachen, äußere Politik 
und Heerwesen einheitlich zu leiten, schufen wichtige Ausgangspunkte 
hiefür. — Das römische Recht fand im Zeitalter des Humanismus auch in 
den böhmischen Ländern viel bewußter als früher Eingang mit starkem 
Einfluß auf die Rechtsbildung. Gelehrtes Richtertum trug dazu bei, den 
autonomen Rechtszug der städtischen Gerichte zu unterbinden. — In der 
Einengung der städtischen Selbstverwaltung zu Gunsten des Landes¬ 
fürsten, wie sie nach der Niederwerfung des Schmalkaldischen Auf¬ 
standes zumal in Böhmen eintrat, liegt ein weiteres charakteristisches 
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Merkmal dieser Periode. — Die religiösen Streitigkeiten des 16. Jahr- 
hundertes ähneln jenen des 15., unterscheiden sich jedoch von ihnen 
wesentlich, da es die von Deutschland eindringenden religiösen Lehren 
und nicht die auf böhmischem Boden selbst erwachsenen Religions¬ 
parteien sind, die um Geltung ringen. Anders steht der katholische 
Herrscher diesem Streite gegenüber, er strebt die Überwindung der 
lutherischen Lehren an. Gegensätzlich eigenartig ist ferner die 
nationale Einstellung; der Protestantismus führt eine Wiederbelebung des 
Deutschtums in den böhmischen Ländern herbei. Gemeinsam mit den 
Kämpfen des 15. Jahrhunderts ist allerdings die Verquickung religiöser 
Anfeindung des Katholizismus mit der ständischen Politik, so daß ein 
Sieg der neuen religiösen Richtung gleichzeitig einen Sieg der 
ständischen Macht mit sich geführt hätte. 

II. Das Königtum. 

1. Nach der Erledigung des böhmischen Thrones durch den kinder- 
losen Tod König Ludwigs in der Schlacht bei Mohacs war es fraglich, 
ob die erbrechtlichen Ansprüche seiner Schwester Anna durchdringen 
würden. Es ist ein Zeichen des Fortlebens der in der vorangegangenen 
Periode entwickelten ständischen Macht, daß der Herrschaftserwerb des 
Gatten Annas, Ferdinands I. von Habsburg, durch freie Wahl seitens 
des hiezu eingesetzten 24gliedrigen ständischen Ausschusses (je 8 aus 
den 3 Ständen) erfolgte. (1526.) Es lag hierin eine umso stärkere 
Betonung des Wahlmomentes, als die Stände die Berücksichtigung erb¬ 
rechtlicher Ansprüche ausdrücklich verneinten. — Diese erbrechtlichen 
Ansprüche, welche Ferdinand I. als Gatte Annas geltend machte, 
stützten sich vor allem auf einen Majestätsbrief Wladislaws von 1510. 
In diesem erklärte Wladislaw — für den Fall des kinderlosen Todes seines 
Sohnes Ludwig — Anna als wahre Erbin des Königreiches Böhmen: 
gleichzeitig sicherte er allerdings den Ständen zu, daß er aus eben diesem 
Grunde Anna „nicht ohne Rat und Wissen dieses Königreichs“ ver¬ 
loben oder verheiraten werde. 

Dieser Majestätsbrief fußte auf dem Erbfolgegesetze Karls IV. von 
1348, wo das Erbrecht der Herrscherfamilie sowohl für die männliche 
als auch für die weibliche Nachfolge festgelegt war. Ferner kamen die 
Erbverbrüderungen zwischen den Häusern Habsburg und Luxemburg 
von 1364 und 1366 in Betracht; doch hat sich Ferdinand I. auf diese 
nicht berufen. — Die Einwendungen der Stände gegen die Geltend¬ 
machung eines Erbrechtes stützten sich vor allem auf den landrecht- 
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liehen Grundsatz, wonach nur die nicht abgeschichtete Tochter bei 
Abgang von Söhnen erbberechtigt war. Hieraus leiteten sie unter aller¬ 
dings nicht stichhältiger Geltendmachung des Grundsatzes, daß die 
privatrechtliche Erbfolge nicht klimme, nicht auf Aaz end eu z und Seiten¬ 
verwandtschaft zurückgreife, das freie Wahlrecht ab. Außerdem hielten 
sie entgegen, daß die 1510 vorgesehene Einwilligung der Stände zur 
Verheiratung Annas nicht eingeholt worden war. — Ferdinand I. gab 
unter politischer Berücksichtigung, der ständischen Macht diesen Ein¬ 
wendungen nach und anerkannte mittels Reverses (13. Dezember 1526) 
„quod praefati Status et communitas illius regni (Bohemiae) non ex 

aliquo debito.eam electionem eligentee nos in regem Bohemiae 

ex libera et bona voluntate ipsorum hoc fecerunt“. — Anders vollzog 
sich der Herrschaftserwerb in Mähren und in Schlesien. Dort kam es 
zu keiner Wahl, sondern die mährischen Stände nahmen Ferdinand, den 
Gemahl Annas, der rechten Erbin, als Erbherm an; hier schritten die 
Fürsten und Stände zur Wahl, anerkannten aber den Gewählten als 
ihren Erbherm. Während sonach in Böhmen die freie Wahl, in Mähren 
das reine Erbrecht durchgedrungen war, zeigt der Herrschaftserwerb in 
Schlesien jene Verquickung von Erb- und Wahlmoment, wie sie den 
geschichtlichen Grundlagen des Herrschaftserwerbes entsprachen. — 
Die Stärkung der Herrscherstellung, welche Ferdinand in Böhmen 
errang, begünstigte die Verwirklichung seiner Absicht, jenes freie Wahl¬ 
recht, das er 1526 anerkannt hatte, durch eine Betonung des Erb¬ 
momentes abzuschwächen: 1545 gelang es ihm, jenen Revers von 1526 
durch einen neuen zu ersetzen, in welchem unter entsprechender Aus¬ 
legung des Wladislawschen Majestätsbriefes von 1510 gesagt wurde, 
daß die Stände Böhmens Anna als rechte Erbin anerkannten und 
Ferdinand, ihren Gemahl, mit freiem und gutem Willen zu ihrem Erb¬ 
herm wählten und annahmen. Diese Änderung wurde auf dem Bar¬ 
tholomäuslandtage von 1547 zur Kenntnis genommen. 

Es war daher fortab die Wahl durch die Festhaltung am Erbrechte 
gebunden; 6ie verlor praktisch ihre Bedeutung, denn die Stände nahmen 
den neuen König zur tatsächlichen Herrschaft in Erwartung der 
Zusicherung der von ihm anläßlich der Krönung verlangten Verpflich¬ 
tungen an. Bei den Nachfolgern Ferdinands I. war nur noch die Annahme 
ein entscheidender Akt der Stände, wenn auch in den Verhandlungen 
weiterhin von einer Wahl gesprochen wurde oder sich der König als 
erwählt bezeichnete. 

Mit der Änderung der Stellung der Stände zum Herrschaftserwerbe 
wechselte die Entscheidung der Frage über die Zulässigkeit des 
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Erwerbes der Königswürde bei Lebzeiten des Herrschers. Während die 
böhmischen Stände anfänglich dies grundsätzlich für ausgeschlossen 
erklärten, gaben sie hierin schon im Jahre 1527 nach und ließen unter 
der Voraussetzung eines Eides auf die Wahrung der Landesfreiheiten 
die Krönung de6 Erben bei Lebzeiten des Königs zu. Tatsächlich wurden 
die Nachfolger Ferdinands I. sämtlich (Matthias als Anwärter de6 
Königreiches Böhmen) schon während der Regierung des Königs 
angenommen. 

Eine Wahlkapitulation (ein Gedinge zwischen dem zu Wählenden 
und den Ständen) wurde dem Charakter seines Herrschaftserwerbes 
entsprechend nur bei Ferdinand I. eingeleitet; hier wurde es sogar 
gesetzlich fe6tgelegt, daß der böhmische König nicht früher gewählt 
oder gekrönt werden solle, bevor er die ständischen Freiheiten bestätigt 
hätte (1526). Gleichwohl ließ sich Ferdinand zu der geplanten Wahl¬ 
kapitulation nicht herbei, sondern begnügte sich mit der Bestätigung 
einer ihm von den Ständen vorgelegten Verschreibung. Die Nachfolger 
Ferdinands erteilten Krönungsreverse, in welchen sie sich verpflichteten, 
in bestimmter Frist nach der Krönung die Rechte und Privilegien des 
Königreiches Böhmen zu bekräftigen. Der Inhalt war im Wesen gleich 
den Zusicherungen, welche die Herrscher de6 15. Jahrhunderts, ins¬ 
besondere Wladislaw, gegeben hatten; Änderungen ergaben sich aus 
dem Wandel religionsrechtlicher Verhältnisse. In Mähren und in den 
schlesischen Fürstentümern und den beiden Lausitzen kam es wie zu 
Keiner Krönung so zu keinem Krönungsrevers. Hier bekräftigte der 
neue Herrscher die Landesprivilegien anläßlich der Huldigung. 

2. Der Lehensinvestitur durch den deutschen Kaiser kam, wie schon 
in der vorangehenden Periode, keine materielle Bedeutung mehr zu. Es 
zeigt dies die 6tets gegebene Versicherung, daß ein Fehlen der Investitur 
der Ausübung der königlichen Herrschaft nicht hinderlich sein solle. 
Die Investitur wurde übrigens nur von Ferdinand I., und zwar erst 6pät 
(1541) nach vorheriger Bestätigung der Privilegien Böhmens (1530), 
und von Ferdinand II. eingeholt; bei Maxmilian II. und Rudolf II. unter¬ 
blieb sie, Matthias suchte zwar darum an, infolge des Todes Kaiser 
Rudolfs kam er jedoch davon ab. 

Das Lehensverhältnis zwischen Böhmen und dem deutschen Reiche 
wurde, wie dies ja 6chon die zurücktretende Rolle der Investitur beweist, 
weiter innerlich abgeschwächt. Eine Reihe von Motiven förderte diese 
Entwicklung: das Sinken der verfassungsrechtlichen Kraft des Lehens- 
wesens im deutschen Reiche selbst, das Festhalten der deutschen Kaiser¬ 
wahl am Hause Habsburg, das nun gleichzeitig Träger der böhmischen 
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Königswürde war, die immer stärker hervortretende Wahrung der Haus¬ 
machtinteressen Habsburgs dem Reiche gegenüber. So stand das 
böhmische Königreich, außerhalb der Reichsorganisationen, der Reicha- 
kreise und des Reichskammergerichtes, als tatsächlich selbständiges 
Gebiet da. Finanzielle und Kriegsnöte des deutschen Reiches zeitigten 
allerdings um die Mitte des 16. Jahrhunderts Versuche, Böhmen auf 
Grund des Lehensbandes zu Heer- und Steuerleistungen für das Reich 
heranzuziehen. Solches geschah durch die Aufnahme Böhmens in die 
Heer- und Steuermatrik des Reiches (1521, 1545), durch den Anspruch, 
welchen Karl V. (1547) auf eine Heeresunterstützung seitens Böhmens 
erhob, sodann durch den neuerlichen Versuch des Reichstages zu Augs¬ 
burg, Böhmen zur Steuerleistung für das Reich heranzuziehen. Im 
ersten Falle widersprachen die Stände mit der zutreffenden Einwendung, 
daß hiedurch die Böhmen dem Reiche gegenüber gewährten Privilegien 
verletzt seien; den Lehensanspruch Karls V. unterstützte Ferdinand I. 
den böhmischen Ständen gegenüber; im Jahre 1548 nahm er jedoch den 
territorialen Standpunkt ein, indem er betonte, daß der König von 
Böhmen zwar einige Ländereien und Güter vom deutschen Reiche zu 
Lehen trage, daß aber das Reich diesen Gebieten keinen lehensherrlichen 
Schutz gewähre; er beschränkte sich sonach, hier die Bedeutung eines 
Lehensbandes nur für jene Herrschaften und Güter, welche er besonders 
vom Reiche zu Lehen trug, anzuerkennen. — Selbst die aktiven Folgen 
des Lehensbandes, die Rechte, die aus der Kurwürde Böhmens flössen, 
verkümmerten in diesem Zeiträume, gewiß im Widerspruche zu den 
fortdauernd geltenden Bestimmungen der Goldenen Bulle. Dies trat 
nicht nur bei den Beratungen der Kurfürsten ohne Zuziehung des 
böhmischen Königs, in seinem Ausschlüsse aus der Wahlkapitulation 
zutage, sondern endlich auch bei der Ausübung des Wahlrechtes selbst, 
da Matthias und Ferdinand II. ohne die böhmische Stimme gewählt 
wurden. 

3. Der staatsrechtliche Bau des böhmischen Königreiches hat in 
dieser Epoche keine wesentliche Änderung erfahren, nicht in seiner 
Selbständigkeit, nicht in seinem ständestaatlichen Charakter, nicht in 
dem staatsrechtlichen Verhältnisse der der Krone Böhmen eingeglie¬ 
derten Territorien. Die Vereinigung der habsburgischen Herrschaft 
über die österreichischen Gebiete und über das böhmische Königreich 
war nur eine personale, ohne eine reale Union beider Herrschergewalten. 
Die im folgenden zu besprechenden Maßnahmen der ersten Habsburger 
im Sinne einer inneren Verkettung ihres gesamten Herrschaftsgebietes 
änderten doch noch nicht grundsätzlich die Selbständigkeit der öster- 
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reichißchen und böhmischen Territorialgewalten. — Ebenso blieb auch 
im Inneren für die Teilung der Gewalt zwischen dem Könige und den 
Ständen die im 15. Jahrhundert zur Entwicklung gelangte Rechtslage 
im Wesen fortbestehen; die allerdings starken Veränderungen des 
Kräfteverhältnisses zwischen dem Königtum und den Ständen führten 
noch zu keinem Umstürze grundsätzlicher Art. — Stationär blieben 
ferner die geschichtlichen Zusammenhänge der Nebenländer mit der 
Krone Böhmen. Für Mähren brachten die Jahre 1608 bis 1611 aller¬ 
dings eine vorübergehende Trennung der böhmischen von der mährischen 
Herrschergewalt, da Matthias für die Zeit der Anwartschaft auf das 
böhmische Königtum Mähren als von der Königsgewalt Rudolfs II. aus* 
geschiedenes Gebiet erhielt. Doch sollten hiedurch die staatsrechtlichen 
Zusammenhänge mit Böhmen nicht aufgelöst werden; dies gab sich in 
der Vereinbarung kund, daß keiner der beiden Herrscher Privilegien 
erlassen durfte, die das Rechtsverhältnis Mährens und Böhmens ab- 
ändem würden. Im übrigen trug die mährische Herrschaft Matthias’ in 
dieser Zeit einen dem böhmischen Königtum analogen selbständigen 
Charakter an sich. Die Stellung des Olmützer Bischofs als Lehensträgers 
des böhmischen Königs mit Fürstentitel wurde 1588 ausdrücklich er¬ 
neuert. Unbeschadet der Lehensherrschaft über seine Mannen und 
seiner übrigen Hoheitsrechte, die auch das Recht eigener Münzstätte 
in sich schlossen, nahm er jedoch — wie früher — als hervor¬ 
ragendes Mitglied an den ständischen Einrichtungen Mährens, seinen 
Landtagen und Landfriedenseinungen teil. 

In Schlesien ging daß von Matthias Korvinus geschaffene Werk 
einer Gesamtverwaltung nicht unter, ja es trat entsprechend der Politik 
Ferdinands, die Königsgewalt zu heben, eine Stärkung der gesamtstaat¬ 
lichen Organisation zu Ungunsten der einzelnen schlesischen Fürsten¬ 
tümer ein. Mittel hiezu waren die Betonung des königlichen Regalien- 
reehtes selbst gegenüber den mittelbaren Fürstentümern, die Konzen¬ 
tration der äußeren Politik und des Heerwesens einschließlich des Auf¬ 
gebotes zur Landwehr in den Händen des Königs und nicht zuletzt die 
weitere Ausbildung des sogenannten Oberamtes. Dies Amt der Ober¬ 
landeshauptmannschaft entfaltete einen zentralisierenden Wirkungskreis 
in „Justiz- und Regimentssachen“ und trug so wesentlich zur Verinner¬ 
lichung der schlesißchen Gesamtverwaltung bei. Als Vertreter des Königs 
auf dem Gebiete des Lehnwesens wahrte es den Fortbestand der. für die 
schlesischen Fürstentümer grundlegenden verfassungsrechtlichen Be¬ 
ziehungen zur Krone Böhmen. Das Amt lag bis 1609 in den Händen 
des Breslauer Bischofs; in Nachwirkung des Majestätsbriefes von 1609 
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ging es auf weltliche schlesische Fürsten über. Zentraler Natur war 
ferner fortdauernd das Ober- oder Fürstenrecht, an welchem die Fürsten 
und Freiherren 6owie die Stände der Erbfürstentümer sessionsberechtigt 
waren. Allerdings zeigen sich in seinem Wirkungskreise Spuren eines 
allmählichen Verfalles, da die Politik Ferdinands I. die Zentralisation 
schlesischer Rechtspflege mit anderen, für das Königstum günstigeren 
Mitteln förderte: die Oberaufsicht des Oberhauptmannes erstreckte sich 
auch auf Fälle der' Rechtsverweigerung und das königliche Appellations¬ 
recht sollte ausgebildet werden. Das fürstlich-ständische Gesamtorgan 
Schlesiens, der schlesische Fürstentag, verkörperte auf der von Matthias 
Korvinus geschaffenen Grundlage auch in dieser Epoche, Generalstän¬ 
den einigermaßen vergleichbar, das ständische Element in der schlesi¬ 
schen Gesamtorganisation, die 6ich so der dualistischen Gliederung der 
Gewalten, Königtum und Stände, anpaßte. Die Fürstentage waren fort¬ 
dauernd in drei Kollegien, Fürsten und freie Standesherrschaften, Land¬ 
schaften (Herren, Prälaten, Ritterschaften der Erbfürstentümer, ein¬ 
schließlich Breslaus) und Städte gegliedert, vom Oberhauptmanne im 
Namen und im Aufträge des Königs einberufen und geleitet. — Dieser 
Gesamtorganisation Schlesiens standen wie früher die einzelnen schlesi¬ 
schen, unmittelbaren (Erbfürstentümer) und mittelbaren Fürstentümer 
gegenüber. Die Betonung der königlichen Hoheitsrechte, insbesondere der 
Regalien, durch Ferdinand I. drückte allerdings die Stellung der schlesi¬ 
schen Fürsten 6tark herab. — Zu den schlesischen Fürstentümern wurde, 
der Entwicklung im 15. Jahrhundert entsprechend, auch Troppau gezählt 
und es wurde in die Einrichtungen der schlesischen Gesamtverwaltung 
mit seinen Ständen einbezogen. Allein es blieb der alte Gegensatz 
der Troppauer Stände gegen diese Eingliederung bestehen. Die Kosten 
des Anschlusses an Schlesien (Mitleiden an den schlesischen Landes¬ 
steuern, Kosten für die Entsendung von Delegierten zum Oberrechte) 
und die größeren ständischen Freiheiten Mährens machten vor allem 
die Ritterschaft, weniger die Städte, widerspenstig. Die Ritterschaft, 
und seit der Mitte des 16. Jahrhunderts auch die Städte, verweigerten 
die Beschickung des schlesischen Oberrechtes und entfachten dadurch 
einen hartnäckigen, fast ein Jahrhundert währenden Streit. Dieser fand 
ein Ende im Sinne der Zugehörigkeit zu Schlesien mit der 1614 erfolgten 
Verleihung des Herzogtumes Troppau an den Fürsten Liechtenstein als 
erbliches Mannlehen, wodurch Troppau aus der Reihe der unmittelbaren 
Fürstentümer ausschied und Liechtenstein (ohne die Stände des Trop¬ 
pauer Gebietes) Sitz und Stimme im schlesischen Fürstentag und Für¬ 
stenrecht erhielt. Die Opposition der Troppauer Stände, welche hiebei 
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von den böhmischen und mährischen Ständen unterstützt wurden, und 
ihre Verweigerung der Huldigung hatten keinen Erfolg. — Den Charak¬ 
ter eines schlesischen Fürstentumes hatte ferner Jägerndorf (bis 1603) 
im Besitze des Hauses Hohenzollem-Ansbach als vom Könige Ludwig 
erteiltes erbliches Lehen. Die hier stärker entwickelten ständischen 
Rechte wurden mittels wiederholter Privilegienbestätigungen gesichert. 
— Dagegen löste sich bei der Grafschaft Glatz die nähere Beziehung 
zu Schlesien, die durch den gemeinsamen Besitz mit dem Fürstentum 
Münsterberg gegeben war. Glatz ging zunächst in selbständigen Besitz 
(Johanns von Perastein, später Erzbischof Emsts von Salzburg), so¬ 
dann seit 1560 wieder in den unmittelbaren Besitz der böhmischen 
Könige über. 

Für Stadt und Land Eger blieben im Wesen die Reichspfandschaft 
und die Privilegien der böhmischen Könige grundlegend für die ver¬ 
fassungsrechtlichen Beziehungen zu Böhmen. Die Fortdauer des Pfand- 
beeitzes, welcher immer mehr den Charakter einer ewigen Pfandschaft 
annahm, brachte es allerdings mit sich, daß die Beendigung der Pfand¬ 
schaft (abgesehen von einer an der Abgeneigtheit der Egerer selbst 
gescheiterten Einlösungs-Aufforderung des Brandenburg - Baireuther 
Markgrafen und des sächsischen Kurfürsten im Jahre 1552) kaum mehr 
erwogen wurde, daß aber andererseits das Egerland um so größeren Wert 
auf seine privilegiale Stellung legte. Dies äußerte sich insbesondere dem 
Versuche gegenüber, die böhmischen Landtagsbeschlüsse betreffend die 
Steuerbewilligung auch auf Eger zu beziehen. Hartnäckig wahrte hier 
das Egerland seine Selbständigkeit auf Grund seiner Privilegien, wie 
dies die Verhandlungen und insbesondere eine umfangreiche Denk¬ 
schrift der Egerer Stände vom Jahre 1570 zeigen. Der Widerstand 
war erfolgreich, die Selbständigkeit der Egerer Steuerbewilligung blieb 
formal gewahrt, obgleich sie sich materiell den Beschlüssen des böhmi¬ 
schen Landtages anpaßte. Die Selbständigkeit Egers und des Eger- 
landes gegenüber der inneren Verwaltung Böhmens trat vor allem in 
den besonderen Landtagen des Egerlandes hervor; in diesem Zusammen¬ 
hänge ist es bemerkenswert, daß 6ich der Religionsbrief Rudolfs n. 
auf Eger nicht bezog. Die Stadt Eger blieb in der Zeit des schmalkal- 
dischen Aufstandes königstreu, wurde daher von keiner Strafe betroffen, 
doch auch sie sollte in den Wirkungskreis der königlichen Appellations- 
kammer einbezogen werden. Die Egerer Burgpflege ging privatrechtlich 
von den Schlicken an Andere, endlich 1599 in den Besitz der Stadt 
Eger selbst über. 
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4 Die Herrschergewalt erlangte in diesem Zeitraum unter der 
Regierung Ferdinands I., im Gegensatz zur vorausgehenden Periode, 
eine allmähliche Stärkung. Bei der Fülle der ständischen Macht war die 
Zeit für eine grundsätzliche Änderung noch nicht gekommen. In poli¬ 
tischer Einsicht suchte daher Ferdinand I. seine Herrscherziele nur 
durch einzelne Verwaltungsmaßnahmen und den Ausbau seines von den 
Ständen unabhängigen Machtbereiches zu fördern. Selbst die Überwin¬ 
dung des mit dem Schmalkaldischen Bunde zusammenhängenden Auf¬ 
standes konnte er nur den Städten, noch nicht dem Adel gegenüber, voll 
ausnützen. — Eine theoretische Grundlage für die Erweiterung der 
Herrschergewalt wurde zwar nicht erörtert, zweifellos hat jedoch das 
römischrechtliche Vorbild einer plenitudo potestatis des Herrschers mit 
eingewirkt. Auf dem Bartholomäuslandtage (1547) gelang es Ferdinand I. 
zu erzielen, daß ihm die Fülle der Gewalt zugesprochen wurde, insoweit 
sie nicht durch Landesfreiheiten und Privilegien oder Landesinteressen 
eingeschränkt war. Nicht iura reservata zählt folgerichtig die Landes¬ 
ordnung von 1549 auf, sondern sie umschreibt den Bereich des Königa- 
rechtes. 

a) Die persönliche Regierung des Königs trat unter Ferdinand I. 
viel stärker hervor, als e6 unter den Jagellonen der Fall gewesen. In 
diesem selbständigen Eingreifen des Herrschers, das gleich bei der nur 
eingeschränkten Annahme der Wahlkapitulation in die Erscheinung 
trat, lag ein wesentliches, obgleich nur tatsächliches Moment für die 
Zurückdrängung der ständischen Macht. Der besondere Hof des böh¬ 
mischen Königs blieb weiter bestehen, ja die Hofämter fanden eine 
weitere Ausgestaltung (so das Hofkämmererwesen unter dem obersten 
Hofkämmerer, einschließlich der Verwaltung der königlichen Güter, so 
das Amt des Oberstjägermeisters, auch das Amt des königlichen Hof¬ 
meisters behielt dauernd seine Bedeutung); andererseits blieb die Ver¬ 
einigung Österreichs und der böhmischen Länder in dieser Hinsicht nicht 
ohne Einfluß, da die Residenzhaltung in Wien naturgemäß den beson¬ 
deren böhmischen Hof außer den Zeiten, während welcher der König in 
Böhmen weilte, entbehrlich machte. Erst in der Zeit Rudolfs II., 
der Prag zu seiner Residenz erhob, lebte die böhmische Hofhaltung 
wieder auf. 

Von besonderer und nachhaltiger Bedeutung wurde der Einfluß aus¬ 
wärtiger Einrichtungen auf Böhmen bei der Beratung des Königs. Hier 
war es der von Ferdinand I., wohl nach spanischem Muster, 1527 
geschaffene Geheime Rat, welcher als engerer Beratungskörper des 
Herrschers das ganze habsburgische Territorium umfaßte und darüber 
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hinaus in Angelegenheiten des deutschen Reiches wirksam wurde. Er 
übte auf die persönlichen Entscheidungen des Herrschers einen großen 
Einfluß aus, vor allem in Fragen der äußeren Politik, und zwar — 
abgesehen von einem gewissen Zurücktreten des Geheimen Rates unter 
Maximilian II. — dauernd während der ganzen hier behandelten Epoche, 
insbesondere in der Regierungszeit Rudolfs II. und Matthias’. Die 
Beschickung dieses Kollegiums durch Mitglieder aus Böhmen war eine 
geringe, nur der böhmische Kanzler nahm als außerordentliches Mit¬ 
glied daran teil, obwohl der Geheime Rat, ohne Behörde im eigentlichen 
Sinne zu sein, doch die königlichen Entscheidungen auch in böhmischen 
Angelegenheiten vorbereitete und so tatsächlich über den böhmischen 
Behörden 6tand. — Hieraus ergab sich von selbst eine Gefahr für die 
Stellung und die faktische Bedeutung des böhmischen Rates. Der 
böhmische Landtag sah dies voraus. Schon bei der Wahl sollte 
Ferdinand die Verpflichtung übernehmen, sich in böhmischen Angelegen¬ 
heiten nur des böhmischen Rates zu bedienen; Ferdinand tat dies jedoch 
nur eingeschränkt, er behielt 6ich die Beiziehung fremder Räte in 
gemeinsamen und Kammerangelegenheiten vor. In der Folgezeit wieder¬ 
holte der böhmische Landtag zwar sein Petit, allein ohne Erfolg; auch 
die Zusage, welche Rudolf II. den Ständen im Jahre 1608 gab, in böh¬ 
mischen Sachen keine fremden Berater beizuziehen, was einer Aus¬ 
schaltung des Geheimen Rates gleichgekommen wäre, wurde nicht ver¬ 
wirklicht. Tatsächlich beschränkte sich die territoriale Beratung des 
Königs in böhmischen Sachen zu Zeiten seines Aufenthaltes außerhalb 
Böhmens auf die Entsendung von böhmischen Räten (2) nach Wien; 
dies wurde jedoch nicht generell verwirklicht, da sich widersprechende 
Anschauungen geltend machten, ob die Entsendung auf Kosten des 
Königs oder des Landes erfolgen solle. Ein Landtagsbeschluß von 
1575, welcher sich endlich für die Entsendung zweier Räte auf Landes¬ 
kosten entschied, wurde nicht durchgeführt: es blieb bei einer nur fall¬ 
weisen Berufung böhmischer Räte an den königlichen Hof oder bei der 
schriftlichen Einholung von Ratschlägen. War der König in Prag, so 
behielt der böhmische Rat weiter seine Wirksamkeit, wie dies Rudolf II. 
im Jahre 1578 ausdrücklich zusagte. — Mit der Gefahr einer Ent¬ 
fremdung des königlichen Rates hing das von den Ständen bei der 
Steuerbewilligung immer wiederholte Verlangen zusammen, daß der 
böhmische König seine Residenz in Prag haben solle. Erreicht wurde 
dieses Postulat in der Zeit von 1583—1612, da Rudolf in Prag, nicht in 
Wien residierte. — Auf den Rat ging in der Habsburgerzeit die könig¬ 
liche Judikatur vom Kammergericht über (s. u. S. 98). — Im Wesen 
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unberührt blieben die Aufgaben des Rates, welche ihm als Organ der 
ständischen Bindung des Königs oder als Vertreter der Landesinteressen 
(s. u. S. 105) zukamen. — Der ziemlich gleichzeitig mit dem Geheimen 
Rate ins Leben gerufene zentrale Hofrat (seit 1559 Reichshofrat) kon¬ 
kurrierte in nicht scharf abgegrenzter Kompetenz mit dem Geheimen 
Rate als beratende Stelle und hatte insoweit daher auch Einfluß auf 
Böhmen und seine Nebenländer. Im’ übrigen aber war er vor allem 
oberster Gerichtshof und da die oberste Gerichtsbarkeit des böhmischen 
Königs eine territoriale blieb, griff diese Behörde in ihrer Jurisdiktion 
auf die böhmischen Länder nicht über. 

In engem Zusammenhänge mit der persönlichen Regierung stand 
die Kanzlei des Herrschers. Auch hier zielte die Politik Ferdinands I. 
nach einer Zentralisation. Zu diesem Zwecke errichtete er gleich zu 
Anfang seiner Regierung bei der Wiener Hofkanzlei eine Expedition 
für Angelegenheiten der Länder der böhmischen Krone und unter¬ 
stellte ihre Sekretäre der Wiener Hofkanzlei. Hierin lag fast ein 
grundsätzlicher Eingriff in die Stellung des böhmischen Kanzlers. Im 
Sinne ständischer Wünsche trat allerdings bald eine Änderung ein: die 
bloße Expedition wurde durch eine selbständige Expositur der böh¬ 
mischen Kanzlei am Wiener Hofe ersetzt. Der an der Spitze dieser 
Expositur stehende Vizekanzler war dem böhmischen Kanzler unter¬ 
geordnet und es war daher der organische Zusammenhang mit der 
böhmischen Kanzlei wiederhergestellt. Später trat eine sprachliche 
Teilung hinzu; die Expositur schied sich in eine böhmische und eine 
deutsche Unterabteilung (die letztere wohl in historischem Anschluß 
an ein schlesisch-lausitzer Sekretariat), je nach der Sprache der 
Geschäftsstücke unter je einem Vizekanzler (1533). 

Neben diesen zentralistischen Maßnahmen trachtete Ferdinand 
zwecks Stärkung seiner persönlichen Regierung auch die Intervention 
des böhmischen Kanzlers auszuschalten. Dies geschah teils bei Ent¬ 
scheidungen, die in Form offener Briefe vom Könige selbst heraus¬ 
gegeben wurden, teils durch die Anordnung, daß die dem Könige als 
rein landesfürstliches Amt (s. u. S. 89) unterstellte böhmische Kammer 
in Angelegenheiten ihres Bereiches königliche Bescheide selbst aus¬ 
fertigen durfte. Der Widerstand, welchen der böhmische Landtag 
dagegen erhob, hatte den Erfolg, daß dies nur bei Urkunden, die mit 
dem kleineren Siegel zu versehen waren, geschehen konnte, während die 
auf Pergament geschriebenen Majestätsbriefe, selbst wenn sie das 
Kammerregale betrafen, immer dem obersten böhmischen Kanzler vor¬ 
gelegt werden mußten, damit dieser sie mit dem großen Siegel versehe 
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und mitfertige. — Andere Gefahren drohten der böhmischen Kanzlei 
durch eine Dezentralisation des Kanzleiwesens innerhalb des böh¬ 
mischen Krongebietes. Doch war die Errichtung von Sonderkanzleien 
für Mähren und für Schlesien nur vorübergehend. Mähren, das aller¬ 
dings gleich beim Regierungsantritte Ferdinands I. Majestätsbriefe nicht 
von der böhmischen Kanzlei allein entgegennehmen wollte, erhielt infolge 
des Liebener Vertrages (1608) während der Regentschaft Matthias’ 
eine eigene mährische Hofkanzlei am Hoflager des Königs in Wien. 
Mit der Wiedervereinigung Mährens mit Böhmen (1611) hörte die 
Wirksamkeit dieser Sonderkanzlei aber auf. — Sehr nachdrücklich ver¬ 
langten die Schlesier und Lausitzer 1611 vor ihrer Huldigung das 
Zugeständnis einer eigenen schlesischen Kanzlei. Das bedrängte König¬ 
tum gab ihren Wünschen nach und errichtete eine selbständige schle¬ 
sische Kanzleiabteilung deutscher Expedition (auch schlechthin schle¬ 
sische Hofkanzlei genannt) mit dem Sitze in Breslau unter einem Vize¬ 
kanzler, der allein dem Herrscher eidlich verpflichtet werden sollte. 
Die böhmischen Stände sahen hierin einen Eingriff in die Rechte der 
böhmischen Krone. Ihr Widerstand war erfolgreich. Matthias hob 
(1616) die schlesische Sonderkanzlei auf und vereinigte sie wieder 
mit der böhmischen Kanzlei. — In der Zeit der Rudolfinischen Hof¬ 
haltung zu Prag trat eine Vereinigung der böhmischen Expositur mit 
der böhmischen Kanzlei selbst ein. Hiedurch stieg der unmittelbare 
Einfluß des Obersten böhmischen Kanzlers beim König; allerdings nicht 
immer zu Gunsten der böhmischen Stände, wie dies z. B. bei der Ver¬ 
weigerung der Fertigung des Religionsfreiheit gewährenden Majestäts¬ 
briefes von 1609 durch den katholischen Kanzler Zdenko Lobkowitz der 
Fall war. — Die Stellung des Obersten böhmischen Kanzlers als eines 
ebenso königlichen wie ständischen Organes (s. o. S. 13) änderte sich 
im Wesen nicht. Auch sein sachlicher Wirkungskreis blieb gewahrt, ja 
er erweiterte sich. Bestätigungsbriefe aller Art (Adels-, Lehens- und 
Wappenbriefe), Machtbriefe zur Testamentserrichtung, Mandate betref¬ 
fend die Bestellung von Vormündern, den Schutz von Witwen und 
Waisen gingen von ihm aus und zwar für das ganze Gebiet der böh¬ 
mischen Krone. Ohne Verwaltungsbehörde zu sein, begann sich die 
böhmische Hofkanzlei seit Rudolf II. selbst in das gerichtliche Ver¬ 
fahren und die Exekution einzumengen, was den Anlaß zu mancherlei 
Beschwerden gab. 

b) Zu einer Schaffung zentraler Behörden, welche ihren Wirkungs¬ 
kreis auf die in den Händen Ferdinands I. vereinigten Länder erstreck¬ 
ten, kam es im Gebiete der Finanzverwaltung und des Heerwesens 
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durch die Errichtung der Hofkammer (1527) und des Hofkriegsrates 
(1556). Doch der Zentralisation waren hier noch Grenzen gezogen: in 
den Bestand und den Wirkungskreis der territorialen Kammern und in 
die ständische Organisation des böhmischen Heerwesens konnte und 
sollte noch nicht eingegriffen werden. — Die Hofkammer war infolge¬ 
dessen nur ein allgemein überwachendes und den Herrscher im Bereiche 
des Kammerregales, insbesondere in Fragen, „wie neue Einkommen 
gemacht und Kammergüter gemehrt werden mögen“, beratendes oberstes 
Kollegium ohne selbständige Exekutive; überdies war sie Empfangstelle 
der zur Deckung der Kosten des Hofstaates, der Zentralregierung und 
der geworbenen Truppen zufließenden Gelder. Die Finanzverwaltung 
selbst verblieb den territorialen Kammern. Die Instruktionen der Hof¬ 
kammer (1527, 1537) legten darauf besonderes Gewicht, daß der 
Herrscher bei seinen Entschließungen in Kammersachen, vom Bedarfs 
im Falle kriegerischer Verwicklungen abgesehen, das Votum der Hof¬ 
kammer einhole. Unter den Nachfolgern Ferdinands I. unterstützte der 
Geheime Hat die Hofkammer wesentlich in ihren Aufgaben einer 
zentralen Beratung. — Die Unterordnung der böhmischen Kammer 
unter die Hofkammer, welche in der Hofkammerordnung von 1568 
deutlich festgelegt wurde, entsprach ihrem grundsätzlich beratenden 
Charakter. Die böhmische Kammer sollte „ihr Aufsehen auf die Hof¬ 
kammer haben“, von keiner anderen Hofstelle als von ihr Befehle ent¬ 
gegennehmen, sie war verpflichtet, in wichtigen Angelegenheiten sich 
mit ihr ins Einvernehmen zu setzen und Berichte an den König nur im 
Wege der Hofkammer zu erstatten. — Die Organisation der Hofkammer 
war eine kollegiale, ihr stand ein Superintendent, später ein Präsident 
vor. Die Zahlungsgeschäfte, Empfangnahmen und Leistungen waren 
einem Zahlmeister, später zwei Zahlmeistern (einem Hofzahlmeister 
und einem Hofkriegszahlmeister) anvertraut. Die von der Hofkammer 
ausgehenden Schriftstücke besorgte eine besondere Kanzlei. 

Der Plan einer zentralen Institution für das Kriegswesen hatte in 
der beginnenden Umwandlung der Lehensheere in Söldnerheere und in 
der damit gegebenen Steigerung des Gelderfordernisses für eine Krieg¬ 
führung sowie in der dringenden Notwendigkeit, die Türkengefahr 
kriegerisch abzuwehren, seinen Grund. Allein die Verwirklichung einer 
gesamtstaatlichen Heeresverwaltung, wie dies Ferdinand I. schon zu 
Anfang seiner Regierung plante, begegnete großen Schwierigkeiten, da 
die besonderen territorialen Organisationen des Heerwesens eine ein¬ 
heitliche Verwaltung vom Herrscher aus noch nicht zuließen. So konnte 
sich der endlich 1556 als kollegiale Behörde ins Leben gerufene Hof- 
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kriegsrat nur auf das angeworbene Söldnerheer des Herrschers beziehen. 
Seine Verwaltungsaufgaben waren die Sorge für die Beschaffung, Aus* 
rüstung und Verpflegung des Kriegsvolkes, für Aufbringung und Instand* 
haltung des Kriegsmateriales, für Verproviantierung und Erhaltung der 
Festungen, hauptsächlich an gefährdeten Grenzen. Da hiebei die 
Deckung der Kosten eine große Rolle spielte, war die sachliche Abhän* 
gigkeit des Hofkriegsrates von der Hofkammer gegeben, mit welcher 
sich der Hofkriegsrat bei größeren Geldanforderungen ins Einver¬ 
nehmen setzen mußte. — Als Zentralbehörde erstreckte der Hofkriegs¬ 
rat seinen Wirkungskreis auch auf die böhmischen Länder. Doch 
wurden sie wegen der wesentlich Ständischen Organisation ihrer Heeres¬ 
verwaltung und da sie nicht Schauplatz der Türkenkriege waren, tat¬ 
sächlich von dieser Zentralstelle weniger berührt. In einem besonderen 
Landtagsbeschlusse erkannten die böhmischen Stände das Recht des 
Königs an, sich seine Kriegsräte nach persönlichem Belieben zu be¬ 
stellen; Böhmen und noch stärker Mähren wurden durch Steuerbewilli¬ 
gungen für die Türkenkriege in Mitleidenschaft gezogen. 

c) Der Inhalt der königlichen Gewalt war grundsätzlich zunächst 
der gleiche wie zu Ausgang des 15. Jahrhunderts; aber während das 
15. Jahrhundert eine faktische Schwächung des Königtums brachte, galt 
nun insbesondere in der Zeit Ferdinands I. das Gegenteil. Alle Zweige 
der königlichen Gewalt erfuhren kraft der mit politischer Einsicht 
gepaarten Energie dieses Herrschers eine Stärkung. Die tatsächlich 
kräftigere Ausnützung der gegebenen Rechte, die Schaffung und Aus¬ 
bildung von Ämtern und Einrichtungen, die rein königliche waren, Ein¬ 
schränkungen der ständischen Machtsphäre und der städtischen Auto¬ 
nomie waren die Mittel dieser erfolgreichen Königspolitik. Von den 
beiden letzteren Äußerungen der Erstarkung der königlichen Gewalt soll 
bei der Besprechung des Landtagswesens und der Rechtslage der Städte 
gehandelt werden. 

a) Die Stärkung der finanzrechtlichen Stellung des Königtums war 
das erste und am nachdrücklichsten verfolgte Ziel Ferdinands. Gleich 
im Jahre 1527 trat er mit einer Reorganisation des Kammerwesens 
hervor: ohne Befragen der Stände richtete er den Rat der königlichen 
Kammer (die böhmische Kammer) als rein landesfürstliches Amt 
ein und besetzte es mit Berufsbeamten unter starker Heranziehung 
von Räten aus den österreichischen Erbländern. Der ersten Instruktion 
von 1527 folgten noch zwei weitere (1530 und 1548). Die Organisation 
der Behörde war eine kollegiale. An der Spitze stand der älteste Rat; 
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später ein Präsident. Das Zahlungswesen war dem Rentmeister an¬ 
vertraut. Die Expedition und Registratur lag in den Händen eines 
Sekretärs, nach der Reorganisation der Kammer (1548) zweier Sekre¬ 
täre, eines deutschen und eines böhmischen. Ferner wurde eine 
besondere Rechnungsabteilung (4 Räte) für die Kontrolle eingeführt. 
Infolge der Beiziehung deutscher Räte war die Verhandlungssprache 
fast ausschließlich deutsch. Die Expeditionen an die Parteien erfolgten 
aber je nach der Sprache dieser Parteien. Der sachliche Wirkungskreis 
umfaßte die gesamte Kammerverwaltung einschließlich der außer¬ 
ordentlichen, ständisch bewilligten Steuern, welche für die Abfuhr an 
die Kammer bestimmt waren, ferner die Rechnungskontrolle und Revi¬ 
sion. Die Kammer war auch dazu berufen, ohne eine Gerichtsbarkeit 
über Klagen auszuüben, Entscheidungen über Beschwerden und Gesuche 
in Angelegenheit landesfürstlicher Einnahmen zu treffen. Über ihre Ab¬ 
hängigkeit von der Hofkammer siehe oben Seite 88. Territorial sollte 
die Kompetenz der böhmischen Kammer ursprünglich das ganze Gebiet 
der böhmischen Krone umfassen, doch trat hierin später eine gewisse 
Dezentralisation ein: am stärksten hinsichtlich Schlesiens, wo 1557/58 
eine besondere schlesische Rentkammer geschaffen wurde, welche in der 
Bestellung eines schlesischen Rentmeisters und eines Gegenschreibers 
für die Kontrolle ihre Vorläufer hatte. Sie war gegenüber der böh¬ 
mischen Kammer fast selbständig, ihr Verhältnis zur Hofkammer 
ähnlich jenem der böhmischen Kammer. Auch in Mähren gab es seit 
1567 einen eigenen Rentmeister oder Rentdiener mit einem Gegen¬ 
schreiber für die Kontrolle; beide blieben allerdings der böhmischen 
Kammer unterstellt. Ähnliches gilt betreffs der ebenfalls der böh¬ 
mischen Kammer untergeordneten Hauptleute mit ihren Gegen¬ 
schreibern in der Oberen Lausitz (seit 1549) und in der Niederen 
Lausitz (seit 1564). 

Die Einrichtung der rein landesfürstlichen Kammer und die straffe 
Handhabung der königlichen Finanzgewalt äußerten ihre Rückwirkung 
auf die sonstigen Ämter, welche mit den königlichen Kammereinkünften 
zusammenhingen: auf die Ämter des Unterkämmerers, des obersten 
Münzmeisters und des königlichen Prokurators. — Die Stellung des 
Unterkämmerers, der ja zu einem ständischen Organ geworden war, 
sank in seiner Bedeutung. Es war schon ein die Errichtung der böh¬ 
mischen Kammer erleichterndes Moment, daß gerade damals (1527) das 
Amt des Unterkämmerers unbesetzt war. Mit der Erweiterung der 
Machtvollkommenheiten der böhmischen Kammer, welche in den Wir¬ 
kungskreis des Unterkämmerers den Städten gegenüber eingriff, verlor 
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das Amt immer mehr an materieller Bedeutung. Die hauptsächliche 
Betätigung des Unterkämmerers lag nun in der Intervention bei der 
Ratserneuerung in den königlichen Städten. Hier kam er oft mit den 
Ansprüchen der Städte in autonomer und religiöser Hinsicht (wegen 
der Bestellung katholischer Rat68tellen) in Konflikt. Persönlich wurde 
seine ständische Stellung getrübt, da er nun auch zum Rate der Hof¬ 
kammer ernannt wurde und an den Beratungen derselben, obgleich nur 
auf besondere Ladung hin, teilnahm. — Der oberste Münzmeister, 
welcher als oberstes Organ für das Gebiet de6 Kuttenberg-Iglauer Berg¬ 
rechtes fungierte, büßte ebenfalls seine frühere Selbständigkeit ein, da 
er der böhmischen Kammer unterstellt und insbesondere seit 1548 von 
dieser Stelle abhängig wurde. — Dagegen weist die Geschichte des 
königlichen Prokurators in dieser Zeit im Zusammenhänge mit der 
kräftigeren Verfolgung der königlichen Kammerinteressen ein Wachsen 
materieller Bedeutung dieses Amtes auf. Hiebei lassen sich in der 
inneren Ausgestaltung dieses Amtes Anpassungen an das Fiskalamt der 
österreichischen Erbländer und für die strafrechtlichen Agenden spa¬ 
nische Einflüsse annehmen. Der Prokurator war im Zusammenhänge 
mit der ursprünglichen Bestimmung seines Amtes vor allem pro¬ 
zessualer Mandatar des Königs; allerdings trat wegen des 
Schwindens des königlichen Heimfallsrechtes seine Intervention in 
darum geführten Prozessen zurück. Nur Lehensanfälle spielten noch 
eine größere Rolle. Dagegen nahm seine Praxis wegen der Auslösung 
verpfändeter königlicher Güter und der Tilgung von Schuldbriefen 
erheblich zu. Neu war seine Aufgabe, die in Strafprozessen verhängten 
Pönen einzutreiben, Konfiskationen durchzuführen und bei strafwürdigen 
Handlungen die Anklage zu erheben. Von der Vertretung des Königs 
selbst aus erweiterte sich das Mandat des Prokurators zu einer Ver¬ 
tretung der von den Königen gegründeten Klöster, der Freisassen und 
anderer den besonderen Schutz des Königs genießender Personen, wie 
der Untertanen auf den königlichen Gütern, der Juden, der Witwen 
und Waisen. Das Amt des Prokurators war von der böhmischen 
Kammer abhängig, teils infolge des Erfordernisses der Vollmacht 
erteilung von ihr aus, teils infolge der Aufsicht, welche sie über die 
gesamte Amtsführung des Prokurators ausübte. Persönlich nahm der 
Prokurator als Berater der böhmischen Kammer an ihren Sitzungen 
teil und erstattete auch Gutachten an dieselbe. Ir den übrigen zur 
Krone Böhmen gehörigen Gebieten kamen seit der Mitte des 16. Jahr¬ 
hunderts ebenfalls Kammerprokuratoren oder königliche Fiskale auf. 
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Die königlichen Einnahmen, deren Verwaltung und Förderung die 
so gekräftigte landesfürstliche Organisation dienen sollte, hatten im 
15. Jahrhundert eine arge Schmälerung erfahren. Ferdinand I. suchte 
zu retten, was an königlichen Einnahmequellen zu Gunsten der Grund- 
herren verloren gegangen war, und wo es anging, neue Einnahmen zu 
erschließen. 

Den Bestand an königlichem Domanialbesitz trachtete er durch 
Auslösung von Pfandschaften wieder zu mehren. Einen merklichen 
Zuwachs erfuhr der königliche Gutsbesitz infolge der Güterkonfis¬ 
kationen nach der Unterdrückung des Schmalkaldischen Aufstandes, 
wenngleich ein beträchtlicher Teil der konfiszierten Güter zur Befrie¬ 
digung von Gläubigern, zu Gaben an Anhänger und Freunde Ferdinands 
verwendet und daher dem Königtum wieder entfremdet wurde. Es trat 
nun ein Unterschied zwischen den neuerworbenen und den von früher 
her dem Könige zugehörigen Gütern hervor. Die letzteren standen 
dem Könige zur freien Disposition, während über die ersteren Mit¬ 
sprechend der in vorhabsburgischer Zeit ausgebildeten Rechtslage nur 
mit Einwilligung der Stände verfügt werden durfte. So wurde die Grund¬ 
lage für eine Scheidung in Staatsgut und Kammerdomänen, die dem 
Könige als Grundherren gehörten, geschaffen. Die Auffassung des 
Kirchenvermögens als eines zur königlichen Kammer gehörigen Gutes 
wirkte auch im 16. Jahrhunderte fort. Allerdings wurde für den Besitz 
de6 Prager Erzbistums, der Olmützer und Breslauer Kirchen der Einfluß 
des Königtums ausgeschaltet. 

Deutlich zeigt sich die starke königliche Finanzpolitik in dem 
Bestreben, die königlichen Regalien wieder aufleben zu lassen. In erster 
Reihe handelt es sich hier um das Bergregal und das mit ihm eng 
zusammenhängende Münzregal. Es galt hauptsächlich, die königliche 
Bergbauverwaltung gegenüber der grundherrlichen durchzusetzen. Mit 
diesem Plan trat Ferdinand I. gleieh nach seinem Herrschaftsantritte 
in dem 1528 mit dem Hause Schlick abgeschlossenen Vertrage hervor, 
welcher die Joachimsthaler Münze in die Hände des Königs übergehen 
ließ. Diesem Vertrage folgte 1534 ein mit den böhmischen Ständen 
abgeschlossener genereller, materiell für die Grundherren günstiger 
Vertrag, welcher in folgenden Grundsätzen gipfelte. Es wurde 
zwischen niederen und edlen Metallen unterschieden. Die niederen 
Metalle (Kupfer, Zinn, Eisen, Blei, Quecksilber) wurden den Grund- 
herren weiterhin überlassen. Bezüglich der Edelmetalle Gold und Silber 
sollte bei den schon bestehenden Bergwerken dem Könige die Hälfte des 
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Bergzehnts und der Wechsel (Recht der Edelmetalleinlösung) gebühren. 
Unter Anerkennung der Bergbaufreiheit sollte die Ein- und Absetzung 
aller Bergamtleute fast ausnahmslos dem Könige zustehen. Dem Könige 
gebührte ferner die Obrigkeit über die Bergleute als Untertanen, ferner 
ein beschränktes Aufsichts- und Entscheidungsrecht über Beschwerden 
der Bergleute gegen die Grundherren. Demgegenüber behielt sich der 
König bezüglich der neuen Gold- und Silberbergwerke eine besondere 
Statuierung vor. Die Bestimmungen dieses Vergleiches wurden später 
nach langwierigen Verhandlungen durch eine neue Regelung, den sog. 
Maximilianischen Bergwerksvergleich (1575), hauptsächlich dahin 
abgeändert, daß dem Könige nur ein Viertel des Bergzehnts gebühren 
solle. — Besondere Schwierigkeiten ergaben sich bei der Durchführung 
des Bergregales dem Joachimsthaler Bergbetriebe der Schlicke gegen¬ 
über, denn diese setzten eigenmächtig dem Bergvergleiche von 1534 eine 
von grundherrlichem Geiste getragene Bergwerksordnung (1541) ent¬ 
gegen. Der hartnäckige Streit zwischen Ferdinand und den Schlicken 
führte schließlich zur Abtretung der Joachimsthaler Bergwerke an den 
König, der 1548 eine eigene (königliche) Bergordnung für Joachimsthal 
herausgab. — Die regale Bergwerksverwaltung erheischte einen ver¬ 
zweigten Beamtenapparat. Als höchstes Organ der Zentralverwaltung 
fungierte der Oberst-Münzmeister (das Amt eines obersten Berghaupt¬ 
manns hatte nur kurzen Bestand). Die lokale Verwaltung lag in den 
Bünden von Berghauptleuten und Bergmeistem, in Kuttenberg bestan¬ 
den Berghofmeister. Hiezu kamen die Urburschreiber für die Verzeich¬ 
nung der Einnahmen und Zahlungen, für die Verschreibung der Ver¬ 
leihung und die Verbuchung der Kuxe, die obersten Steiger als technische 
Sachverständige, Überwachungsorgane und diesen untergeordnete Be¬ 
amte. — Die Bergwerksvergleiche von 1534 bezw. 1575 galten nur für 
Böhmen. Auf Mähren bezogen sie sich trotz der dahingehenden Bestre¬ 
bungen der mährischen Stände nicht. Hier ließ sich das Königtum bloß 
zu zeitweisen Fristungen im Sinne des Erlasses des Zehntes (General¬ 
fristungen von 1562, 1567, 1614) herbei. Eine einheitliche königliche 
Bergwerksverwaltung wurde nicht durchgesetzt. Ebensowenig bezogen 
sich die böhmischen-Bergwerksvergleiche auf Schlesien. Hier galt zwar 
die Anschauung, der König sei prinzipiell Träger des Bergregals, einer 
Einführung königlicher Bergwerksverwaltung und noch mehr einer 
materiellen Verwertung des Bergregals standen jedoch landesherrliche 
Rechte schlesischer Fürsten, privilegiale Berechtigungen und grund- 
herrliche Bergbetriebe ebenso wie der notleidende Zustand der Berg¬ 
werke hindernd entgegen. Deswegen blieb auch die praktische Bedeu- 
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tung einer für ganz Schlesien gedachten königlichen Bergwerksordnung 
von 1577 nach Joachimsthaler Muster nur problematisch. 

Für das Münzregal war die Bergrechtsregelung von entscheidender 
Bedeutung, da mit ihr die grundherrliche Münzprägung der Schlicke 
aufhörte. Das Recht, Münzen zu prägen und die Währung zu bestimmen, 
ward königliches Recht, unterstützt durch das Recht auf die Einlösung 
der gewonnenen Edelmetalle. Ziel der königlichen Politik war die Ein¬ 
heitlichkeit der Währung, und zwar im Anschlüsse an das Münzwesen 
des deutschen Reiches, ln Anpassung an die deutsche Münze galten 
(seit 1544) die Taler (70 Kreuzer) als Grundlage der Prägung, sodann 
gemäß der Augsburger Reichsmünzordnung von 1559 die Reichsgulden 
(60 Kreuzer). Maximilian II. (Münzordnung von 1573; kehrte wieder 
zur Talerprägung zurück. Die Prägung fand in drei Münzstätten (Kut¬ 
tenberg, Prag und Budweis) statt. Daneben konnte jedoch der Umlauf 
fremder und früher verwendeter Münzen nicht beseitigt werden und es 
konnte nur durch Valvationen, das ist Tarifierungen fremder und alter 
Münzen im Verhältnisse zu den geltenden heimischen, einigermaßen 
abgeholfen werden. — Das Schicksal des Münzregals in den übrigen zur 
Krone Böhmen gehörenden Ländern war jenem Böhmens analog. In 
Mähren war dies umsomehr der Fall, als das mährische Münzwesen ganz 
vom böhmischen abhängig blieb. Die wiederholten Anträge und Ver¬ 
handlungen der mährischen Stände wegen der Errichtung einer beson¬ 
deren mährischen Münzstätte blieben erfolglos, aber weit mehr als in 
Böhmen häuften sich hier ständische Beschwerden über Mängel des 
Münzwesens teils wegen des Kursierens minderwertiger und auslän¬ 
discher, hauptsächlich schlesischer Münzen im Lande, teils wegen der 
geringen Geltung der böhmischen Münzen in Mähren. In Schlesien litt 
die Geltung des königlichen Münzregals unter der Konkurrenz der 
privilegialen Berechtigungen einzelner schlesischer Fürsten und Städte, 
die allerdings nur für geringere Münzen ausgeübt wurden, mit dem 
königlichen Münzregale. Ferdinand trachtete durch die Errichtung der 
Breslauer königlichen Münzstätte sein Regal zu stärken, doch nicht mit 
viel Erfolg wegen des heftigen Widerstandes der Bürger und wegen 
des fühlbaren Silbermangels zur Prägung. Im übrigen erstreckte sich 
die Anwendung der Reichsmünzordmmg von 1559, nach welcher die 
übrigen Münzen tarifiert wurden, auch auf Schlesien. — Als neues Regal 
kam seit der Mitte des 16. Jahrhunderts im Anschlüsse an die Einfuhr 
des Salzes aus den Alpenländem und schlesischen Salzes das Salzregal 
auf. Im Bergwerksvergleiche von 1575 wurde das Salz ausdrücklich 
dem Königtume Vorbehalten. Es gestaltete 6ich in den böhmischen 
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Ländern wesentlich als Handelsmonopol aus und näherte sich so einem 
Zollregal. 

Die übrigen Regalien wiesen eher einen Rückgang als einen Fort¬ 
schritt auf. Dem Heimfallsrechte blieb der Boden infolge der landrecht¬ 
lichen Erweiterung des Erbrechtes und der Testierfreiheit für eine 
Ertragsfähigkeit entzogen; lediglich bei den nur im Mannstamme ver¬ 
erblichen Lehen spielte der Heimfall vermöge der Zahlungen bei der 
Neuverleihung heimgefallener Lehen noch eine größere Rolle. — Auch 
das Judenregal wurde geschwächt. Schuld daran trug nicht zuletzt die 
dem Judentume feindliche Politik Ferdinands, welche eine Abwanderung 
der Juden in grundherrliche Gemeinden zeitigte. Es trübte dm Grund¬ 
satz der Kammerzinspflicht der Juden, daß sie seit der zweiten Hälfte 
deß 16. Jahrhunderts bei der Tragung der Bern miteinbezogen wurden. 
— Die Regalität des Zollwesens suchte Ferdinand I. gegenüber der 
grundherrlichen Entfremdung im 15. Jahrhundert wieder zur Geltung 
zu bringen, insbesondere bot ihm die gefestigte politische Stellung des 
Königtums nach der Niederringung des Schmalkaldischen Aufstandes 
Gelegenheit, diese Absicht zu verwirklichen. Königliche Zollstätten 
wurden errichtet und grundsätzlich sollten Zölle nur noch mit Ein¬ 
willigung des Königs eingehoben werden. In Böhmen und in Schlesien, 
hier allerdings nach starkem Widerspruche unter Berufung auf das 
Privilegium von 1498, und in den Lausitzen wurden diesem Grund¬ 
sätze entsprechende Zollordnungen erlassen. Hiebei trat in der Auf¬ 
fassung des Zolles insofern ein Wandel ein, als er den gebührenrechfr 
liehen Charakter abstreifte und im Wesen zu einer indirekten Steuer 
anläßlich der Aus- und Einfuhr von Waren zwecks Erhöhung der staat¬ 
lichen Einnahmen wurde. Auch das in Prag und in anderen Städten 
eingehobene Ungeld paßte sich dieser Aufgabe an. Hiezu stimmt es 
ferner, daß die Städte nun anläßlich ihrer Steuerbewilligungen auch 
zollrechtliche Abgaben zusicherten. Dies ist besonders in Mähren der 
Fall gewesen, wo sich im übrigen die Regalität des Zollwesens nicht in 
gleicher Weise wie in Böhmen feststellen läßt und wo insbesondere die 
Mauten teils fortdauernd grundherrlich blieben, teils von den Ständen 
verliehen und geregelt wurden. Die einzelnen Länder der böhmischen 
Krone bildeten selbständige Zollgebiete. In der Zeit Rudolfs II. wurde 
die Schaffung eines einheitlichen Zollgebietes angebahnt, ohne jedoch 
wegen der mannigfachen widerstreitenden Interessen der einzelnen 
Länder vollends durchgeführt werden zu können. — Den Regalien fcann 
die 1527 zunächst für Staatszwecke eingerichtete königliche Postverbin¬ 
dung zwischen Prag und Wien beigezählt werden, welche seit Maxi- 
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milian II. mit erweitertem örtlichen Wirkungskreis die Versendung von 
Privatbriefen und später auch Personentransport besorgte. Es lag hierin 
eine Territorialisierung des neu entstandenen Reichspostregals. Diese 
königliche Post leitete ein vom König ernannter Postmeister des König¬ 
reiches Böhmen, welcher dem Obersten Hofpostmeister in Wien unter¬ 
stellt war. So ist die Einrichtung des Postregales ebenso ein Zeichen 
der selbständigen königlichen Kammergewalt wie der Zentralisations¬ 
politik. Dem Beispiele Böhmens folgten Schlesien (1579) und Mähren 
(1611) mit ähnlichen Einrichtungen. 

Der Ertrag der Domänen und Regalien war trotz aller finanzpoli¬ 
tischen Maßnahmen bei weitem zu gering, um die Ausgaben der Hof¬ 
haltung der königlichen Regierung und vor allem die gewaltigen Kosten 
der Türkenkriege sowie die Schuldenlast des Königtums zu decken. 
Hier konnte nur durch Einnahmen aus Steuern Abhilfe geschaffen 
werden. Die von den Ständen jeweils bewilligten Leistungen trugen 
aber fortdauernd den Charakter nicht pflichtmäßiger, sondern frei¬ 
williger geldlicher Hilfeleistung der Stände an 6ich; sie wurden von den 
Ständen bewilligt, nicht vom Königtum auferlegt. Infolgedessen war die 
ganze Zeit erfüllt von langwierigen Landtagsverhandlungen, welche die 
gewöhnlich jahrweise Erfüllung der königlichen Steuerwünsche zum 
Gegenstände hatten. Obgleich eine Verweigerung der Bewilligung nicht 
vorkam, so ergaben sich doch ernste Schwierigkeiten und Streitigkeiten 
betreffend die Höhe und die Art der Steuern. Dem Könige war es vor 
allem um die Deckung der Kriegskosten zu tun, die Stände, insbesondere 
die böhmischen, waren dagegen einer Beitragsleistung für das Land 
nicht direkt betreffende Zwecke abgeneigt, sie wollten zunächst die 
königliche Schuldenlast abgetragen sehen und einen Teil für Landes¬ 
zwecke zurückbehalten. Hiebei stießen die Gegensätze zwischen Adel 
und Bürgertum hart aneinander, da jeder Stand die für ihn am wenigsten 
drückende Steuerart durchzusetzen versuchte. Weiters verursachte die 
Frage der Heranziehung der Gutsuntertanen große Schwierigkeiten: der 
Adel suchte die Steuerlast auf sie abzuwälzen, während auf der anderen 
Seite diese Abwälzung durch eine besondere und gerechtere Besteuerung 
der Untertanen zu vermeiden getrachtet wurde. — Die königlichen 
Steueranforderungen hatten eine immerwährend steigende Tendenz; vor 
1547 waren dem Erträgnis allerdings die Streitigkeiten um die Bewilli¬ 
gung sowie die Mängel bei der Steuereintreibung 6ehr abträglich. 
Im Vordergründe der Besteuerung stand anfänglich, und zwar in allen 
zur Krone Böhmen gehörigen Ländern die Vermögenssteuer, auf Grund 
der „Schatzung“ alles Vermögens, wobei der Untertanenbesitz zunächst 
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nicht einbezogen war. Der Widerstand, welcher vom Adel gegen diese 
Art der Besteuerung erhoben wurde, zeitigte in Böhmen den vorüber¬ 
gehenden, vielleicht nach spanischem Muster gemachten Versuch* (1534 
bis 1537), den Verkauf von Mobilien zur hauptsächlichsten Grundlage der 
Besteuerung zu machen. Die Anfeindung dieses Prinzipes, welches den 
Bürgerstand unverhältnismäßig traf, nötigte zu einer Abkehr von dem¬ 
selben. Vermögenssteuern, daneben die schon früheren Steuern von den 
Verkäufen (in Mähren als Scheffelgeld bezeichnet), insbesondere die 
Steuer des dreißigsten Groschens von den Verkäufen, die Biersteuer 
sowie Bewilligungen einer Erhöhung der Zölle beherrschen die Folge¬ 
zeit. Die Vermögenssteuer wurde durch die Besteuerung des Haus¬ 
besitzes ersetzt und diese wieder zum Schlüsse des 16. Jahrhunderte6 
durch die eine bessere Differenzierung bietende Besteuerung nach 
Rauchfängen. Pflichtmäßige Abgaben waren im Sinne der geschicht¬ 
lichen Entwicklung (s. oben S. 20) lediglich die Krönungssteuem und 
die Steuern anläßlich der Verheiratung des Herrschers und der Herr¬ 
schertochter (obwohl bei letzterem Anlasse zuweilen auch der Gaben¬ 
charakter geltend gemacht wurde). Hiezu kam als Folge der Nieder¬ 
werfung der ständischen Erhebung das 1548 den böhmischen Städten mit 
Ausnahme der königstreu gebliebenen Städte Budweis, Aussig, Pils«) 
sowie den oberlausitzischen Städten und den schlesischen Städten der 
unmittelbaren Fürstentümer zur Strafe auferlegte Biergeld, als Steuer 
von der bürgerlichen Brauproduktion und dem städtischen Bierver¬ 
kaufe. — Die Einhebung der Steuern war wesentlich Sache der Stände, 
welche auch die hiezu erforderlichen Organe bestellten. Nur bei ein¬ 
zelnen Abgaben, wie beim Biergelde oder beim dreißigsten Groschen in 
Mähren (Hansgraf) und in den schlesischen Erbfürstentümern war die 
Einhebung königlich. 

ß) Die königliche Gerichtsbarkeit verblieb zunächst in jenem Zu¬ 
stande wie in der vorausgehenden Periode; es kamen sonach das Hof¬ 
gericht und das zwar ständische, aber doch dem Königtums näher¬ 
stehende Kammergericht für die königliche Jurisdiktion in Betracht. 
Das Hofgericht hatte mit dem Schwinden der Bedeutung der Heimfälle 
eine sachliche Einschränkung erfahren, so daß sich seine Kompetenz im 
Wesen auf Lehensangelegenheiten beschränkte. Es war oberstes könig¬ 
liches Lehensgericht mit ständischen, dem Adel entnommenen Beisitzern. 
Für die deutschen Lehen wirkte weiterhin als königliche Gerichts-«und 
Verwaltungsstelle die deutsche Lehenshauptmannschaft, welche seit 
1544 einen Sekretär besaß. — Bei dem Kammergericht steigerte sich 
zwar der königliche Einfluß durch die dem Könige zuerkannte Berechti- 
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gung, die Zahl der Beisitzer nach seinem Belieben zu vermehren. Es 
erlitt aber territorial allmählich eine Einbuße, da gegen seinen außer¬ 
böhmischen Wirkungsbereich Widerspruch erhoben wurde. Bezüglich 
Mährens kam es zu einer Abmachung zwischen den böhmischen und 
mährischen Ständen (1611), wonach keine Streitigkeiten aus Mähren 
an das königliche Gericht gezogen werden sollten. 

Für die Revision rechtskräftiger Urteile auf Grund von Suppli¬ 
kationen zur Abänderung derselben erstand seit Ferdinand I. ein neues 
Forum in der judizierenden Tätigkeit des königlichen Rates. 

Der Auffassung der königlichen Gewalt, wie sie Ferdinand I. 
unter Einwirkung des römischen Vorbildes hatte, mußte auf dem 
Gebiete der Gerichtsbarkeit das Streben entsprechen, die oberste 
Gerichtsgewalt des Königs zu stärken, insbesondere einen ordentlichen 
Rechtszug an den König zu schaffen. Die Zeit zu einer, wenn auch nur 
teilwei6en Verwirklichung solcher Pläne war aber erst mit der Festigung 
der königlichen Stellung nach Besiegung des ständischen Aufstandes 
von 1547 gegeben. Nun konnte Ferdinand, und dies ohne Befragen der 
Stände, mit der Einführung einer königlichen Appellationskammer auf 
dem Prager Schlosse (1548) hervortreten. Der örtliche Wirkungskreis 
sollte 6ich auf Böhmen und alle zur böhmischen Krone gehörigen Länder 
beziehen; sachlich sollte das Gericht jedoch zunächst nur städtische Ur¬ 
teile betreffen, sonach das Oberhofverfahren beseitigen, hier aber ein¬ 
schließlich der Einholung von Blindurteilen (Rechtsweisungen auf 
Grund der Mitteilung des Rechtsfalles unter Verschweigung des wahren 
Parteinamens) und der Rechtsbelehrungen von anderen Schöffenstühlen 
oder von Universitäten. Als Oberhof kam für Böhmen außer Magde¬ 
burg auch Leipzig in Betracht, was erhaltene Weistümer bezeugen. Die 
Aktenversendung an Universitäten war nicht eingelebt. Befragungen 
der Prager Juristenfakultät fanden nicht statt, nur Rechtsgutachten 
fremder Hochschulen (Wien) wurden, wenngleich selten, eingeholt. 
Vor das königliche Appellationsgericht wurde auch die Über¬ 
prüfung der Urteile des eigenartigen sogenannten Grenzrechtes oder 
..zerstreuten Rechtes“ (soud hranicny) gezogen. Dieses Gericht 
kam im 16. Jahrhundert zur Entfaltung, judizierte ohne strenge 
Kompetenzabgrenzung und ohne auf bestimmte soziale Schichten als 
Parteien beschränkt zu sein, vor allem beim Fehlen besonderer recht¬ 
licher Regelung oder bei schwierigen und wichtigen Fällen, gewöhnlich 
nach Art eines Schiedsgerichtes mit Schöffen aus verschiedenen Städten 
besetzt und richtete gemeinhin nach Stadtrecht. Die Entstehung eines 
landesfürstlichen Appellationstribunals für die Städte hatte sich aller- 
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ding6 schon früher in immer häufigeren Berufungen an den König von 
den Städten aus und mittelbar in dem allmählichen Sinken der volkstüm¬ 
lichen Justiz der städtischen Schöffen nach der inneren Bedeutung der 
Rechtssprüche hin vorbereitet. — Die Appellationskammer war ein rein 
königliches Gericht, ihre Mitglieder wurden vom Könige ernannt und 
konnten nach Belieben von ihm abgesetzt werden. Unter Abgang vom 
Grundsätze der Ebenbürtigkeit war es mit Räten als Berufsbeamten 
besetzt, die allen drei Ständen entnommen wurden (2 Herren, 3 Ritter, 
4 Prager Bürger), wozu noch 4 Doktoren der Rechte kamen, so daß in der 
Besetzung dieses Gerichtes, ähnlich wie beim Reichskammergerichte, das 
römische Recht praktische Geltung errang. Die Verfassung des Gerich¬ 
tes war eine kollegiale. Die Vorbereitung für die Verhandlungen sowie 
die Kanzleigeschäfte lagen in den Händen eines Sekretärs, dem das 
Schreiberpersonal unterstellt war. — Das Appellationsverfahren schloß 
sich eng an sein Vorbild, den römisch-kanonischen Prozeß an; materiell 
sollte allerdings nach demselben Rechte geurteilt werden, welches beim 
unteren Gerichte zur Anwendung gekommen war. Es fand jedoch auch 
in dieser Hinsicht das römische.Recht zunehmend Eingang durch das 
Übergewicht der gelehrten Richter über die anderen Beisitzer, ins¬ 
besondere bei den von der Appellationskammer ausgehenden Gutachten 
in Blindurteilen, sowie infolge der Unifizierung des Stadtrechtes im 
Koldinschen Stadtrechtsentwurfe. — Die Tätigkeit des neuen Gerichtes 
setzte nicht überall in gleicher Weise ein. In Mähren lebte das Ober¬ 
hofverfahren für Olmütz (Rechtszug nach Breslau), weiter für Brünn 
und Iglau noch fort. Erst 1583 wurde hier die ausschließliche Geltung 
des Appellationsgerichtes festgelegt. Weniger stark war der Wider¬ 
stand in Böhmen. Grundsätzlich fand das neue Gericht gleich an¬ 
fänglich Anerkennung in Schlesien und den beiden Lausitzen, wenn auch 
in den ersten Jahr«! Klagen über das schleppende Verfahren beim 
Appellationsgerichte laut wurden. — In Schlesien und in der Oberen 
Lausitz gelang es Ferdinand, eine Geltung des Gerichtes über das Stadt¬ 
recht hinaus selbst für das Landrecht zu erzielen, da es gegenüber der 
Unzulänglichkeit der landrechtlichen Berufungen die Wohltat sicherer 
und fester Organisation bot. Allerdings gingen in Schlesien hartnäckige 
Streitigkeit«! voraus, da man dem Könige, wenn schon eine Entscheidung 
über Supplikationen bei bereits rechtskräftigen Urteilen, so doch keinen 
ordentlichen Instanzenzug im Wege der Appellation zugestehen wollte. 
Das Ergebnis war folgendes: in der Oberen Lausitz drangen die Appel¬ 
lationen an da6 königliche Gericht allgemein, in den unmittelbaren 
schlesischen Fürstentümern bei Abgang entgegenstehender Privilegien 
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durch, während in den mittelbaren schlesischen Fürstentümern und in 
der Niederen Lausitz nur die Supplikationen durchgesetzt werden konn¬ 
ten. In Böhmen und in Mähren hinderte die feste Stellung und Kompe¬ 
tenz der Landrechte als inappellabler, oberster Gerichte ein Übergreifen 
des Appellationsgerichtes auf das landrechtliche Gebiet. 

III. Die Landstände. 

Der starke Aufbau des Ständewesens, wie ihn das 15. Jahrhundert 
mit sich gebracht hatte, blieb vor der Schlacht auf dem Weißen Berge 
bestehen. Hierin liegt das stärkste Moment eines verfassungsrechtlichen 
Zusammenhanges des 15. mit dem 16. Jahrhundert in Böhmen und den 
zur Krone Böhmen gehörigen Ländern. Die kräftige Regierung Fer¬ 
dinands I. suchte zwar auch hier den Einfluß des Königtums zu stärken, 
es geschah jedoch nur in Teilmaßnahmen, für eine grundsätzliche 
Änderung der Stellung der Stände zum Königtume war die Zeit noch 
nicht gekommen. 

1. Die Führung der ständischen Organisation lag, wie früher in 
Böhmen und in Mähren, in den Händen des Adels, der Herren und der 
Wladyken (Ritter). Die sich mehrende Aufnahme fremder Fürsten, 
Grafen und freier Herren in die Reihen des böhmisch-mährischen 
Herrenstandes gab diesen außer ihrem Titel keinen Vorzug gegenüber 
den böhmischen und mährischen Herren. Lediglich den Fürsten von 
Plauen ward der Rang gleich nach dem ersten Geschlechte, jenem 
der Herren von Rosenberg zuerkannt. Innerhalb des heimischen 
Herrenstandes gab es keine Standeserhöhung durch Verleihung de& 
Fürstentitels. Der Fürsten- oder Grafentitel eignete nur den Be¬ 
sitzern eines Fürstentumes oder eine Grafschaft, wie den schlesischen 
Fürsten und den Besitzern der Glatzer Grafschaft. Angefochten ward 
der altüberkommene Fürstentitel des Olmützer Bischofs und des Prager 
Erzbischofs. Der erstere wurde nach hartem Streite (1588) anerkannt; 
der letztere erst zu Beginn des 17. Jahrhunderts wieder gewährt. Persön¬ 
licher Art war lediglich der Fürstentitel Liechtensteins, doch schuf 
auch hier der Erwerb Troppaus eine reale Grundlage. Entscheidend 
war für die Reihung im böhmisch-mährischen Herrenstande das Alter 
des Geschlechtes, wie dies insbesondere für Mähren das Tobitschauer 
Rechtsbuch zeigt mit seiner genauen Scheidung zwischen älteren und 
jüngeren Herrenfamilien. Die Selbstergänzung des Herrenstandes blieb 
weiter bestehen. In einem mährischen Herrenbeschlusse von 1612 wurden 
hiefür genaue Voraussetzungen festgelegt. Im Wege der Verleihung und 
Anerkennung des Adels vom deutschen (ungarischen) und vom böh- 
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mischen Königtum wurde ein tiberterritorialer einheitlicher Adel 
angebahnt und durch Ehen gefördert; das Fehlen eines Grafen- und 
Fürstentitels stand der Ebenburt des böhmischen Herrenstandes nicht 
im Wege. — Im niederen Adel verschwindet während des 16. Jahr¬ 
hunderts die Bezeichnung panoii. Seit dem Schlüsse des 16. Jahrhunderts 
wurde es gebräuchlich, den niederen Adel „Bitterstand“ zu nennen. Die 
Einreihung in den Wladyken- oder Bitterstand paßte sich im 16. Jahr¬ 
hundert der Aufnahme in den Herrenstand an. Nicht mehr die könig¬ 
liche Verleihung schuf die Zugehörigkeit zum Bitterstand, sondern die 
förmliche Aufnahme in denselben. Ihr folgte für Böhmen die Ein¬ 
tragung in die Landtafel,, für Mähren in die Bitterschaftsmatrik. 

Dem Adel gegenüber blieb die ständische Bedeutung der Geistlich¬ 
keit und des Städtewesens in Nachwirkung des hussitischen Zeitalters 
wesentlich zurück. — In den übrigen zur Krone Böhmen gehörigen 
Gebieten war die ständische Gruppierung im ganzen die gleiche wie 
im 15. Jahrhundert. 

2. Das soziale Kräfteverhältnis trat bei der Organisation der Stände 
im Landtage hervor. 

In Böhmen blieb es bei der Ausschaltung der Geistlichkeit; die 
königlichen und Leibgedingsstädte genossen zwar die Standschaft, doch 
war ihnen nach 1547 von Ferdinand eine Zurücksetzung zugedacht, da 
ihnen ihre Stimme nur aus königlicher Gnade und kraft ihrer Zu¬ 
gehörigkeit zur königlichen Kammer belassen werden sollte. Im Sinne 
der Koldinischen Stadtrechte gewannen sie aber wieder ihre selbständige 
Stellung im Landtage. — Der Wirkungskreis des böhmischen und 
mährischen Landtages blieb im Wesen auch im 16. Jahrhundert der¬ 
selbe wie im vorausgehenden. Gleichwohl griff Ferdinand I., und zwar 
in Böhmen erfolgreicher als in Mähren, in das Landtagswesen ein, wo 
dem Königtume hiefür eine rechtliche Handhabe gegeben war. Am 
entschiedensten nahm er gegen ein selbständiges Zusammentreten der 
Stände, ohne Einberufung durch den König Stellung. Gleich nach seinem 
Herrschaftserwerbe betonte er das ausschließliche Becht des Königs, 
den Landtag einzuberufen. Als Beaktion gegen die aufrührerischen 
Ständeversammlungen des Jahres 1547 erfolgte das strenge, mit der 
Todesstrafe bedrohte Verbot jeglichen Landeskonventes ohne königliche 
Einberufung. — Ein anderes Mittel, den Landtag dem königlichen Willen 
gefügig zu machen, sah Ferdinand I. in der Beihung der Verhandlungen 
über die königlichen Propositionen vor den anderen Verhandlungsgegen¬ 
ständen. Hiedurch sollte die Möglichkeit geboten werdfen, nach Erledi¬ 
gung der königlichen Propositionen, den Landtag zu schließen, ohne 
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daß die übrigen Ländesangelegenheiten (allgemeinen Artikel) zur Ver¬ 
handlung gekommen wären. Der Widerstand gegen solches Gebaren 
des Königtums war in Mähren stärker als in Böhmen. In Mähren wider- 
setzten sich die Stände wiederholt einer Voraus Verhandlung über die 
königlichen Propositionen und wahrten erfolgreich ihren Standpunkt. 
In Böhmen wurde dagegen erst 1609 eine entsprechende königliche 
Zusicherung gegeben. — Ferner brachte Ferdinand I. das königliche 
Sanktionsrecht betreffs der Landtagsbeschlüsse zur tatsächlichen An¬ 
wendung, 60 daß sie erst dann in die Landtafel eingetragen werden 
durften, wenn sie die königliche Genehmigung erhalten hatten. 

Neben den böhmischen Landtagen gab es auf Grundlage der 
früheren Entwicklung ständische Organisationen in allen übrigen Län¬ 
dern der böhmischen Krone. Es waren dies im Rahmen Böhmens der 
Elbogener Landtag (Mannen und Rat der Stadt Elbogen), der Glatzer 
Landtag (Ritter, Bürger und seit dem Anfang des 16. Jahrhunderts die 
Freirichter des Glatzer Gebietes), der Egerer Landtag (seit 1533 als 
gemeinsamer Landtag der Ritterschaft des Egerlandes und der Ver¬ 
treter der Stadt Eger). Schlesien besaß eine Gesamtorganisation der 
Stände in den Fürstentagen (s. o. S. 38) und die Landtage der einzelnen 
schlesischen Fürstentümer. Ihnen sind insbesondere der Troppauer und 
der Jägerndorfer Landtag mit ihrer Scheidung in vier bezw. drei Kurien 
(s. o. S. 39) zuzuzählen. Die Obere Lausitz hatte ständische Organisa¬ 
tionen fortdauernd in ihrem vom Vogte regelmäßig selbständig ein- 
berufenen Städte- und Landtage, sowie in den zeitweisen gemeinsamen 
Tagungen der Sechsstädte. In der Niederen Lausitz kennzeichnet«! die 
Herrentage eine tatsächliche Alleinherrschaft der Grundherren, weil 
die Prälatenkurie im Laufe des 16. Jahrhunderts infolge von Kloster¬ 
säkularisationen wegfiel und da6 Städtewesen hier fortdauernd eine 
nur geringe Bedeutung hatte. — Als Vorläufer späterer Entwicklung 
ist es bemerkenswert, daß sich in einzeln«! schlesisch«! Fürsten¬ 
tümern und ähnlich in den beiden Lausitzen während des 16. Jahr¬ 
hunderts das Institut der „Landesältesten“ ausbildete, welche als 
gewählte Landesorgane Landesangeleg«!heiten zu besorgen hatten und 
mit der Dauer der Einrichtung zu ständigen Ausschüssen wurden, wie 
dies die schlesische Bezeichnung als Landeskolleg dartut. 

In den Kreis der Bestrebungen Ferdinands I., auf das Landtags¬ 
wesen im Sinne seiner politischen Ziele Einfluß zu gewinnen, gehörten 
seine wiederholten Versuche, Generallandtage der Stände aller unter 
seiner Herrschaft steh«!den Länder, nicht etwa nur der Länder der 
böhmischen Krone, einzuberufen und abzuhalten. Es sollten so die 
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Generallandtage zu einem Mittel der Zentralisation auf ständischer 
Grundlage werden. Äußere Anlässe hiefür boten die Anbahnung einer 
einheitlichen Münzreform und vor allem die Erzielung gemeinsamer 
ständischer Hilfe gegen die Türkengefahr. Aber diese Versuche schei¬ 
terten fast vollständig; die böhmischen Stände wollten ihre territoriale 
Selbständigkeit nicht durch Tagungen außerhalb des Landes gefährden 
und ähnliches machte die Stände der Alpenländer abgeneigt, zu stän¬ 
dischen Tagungen nach Böhmen zu reisen. So verlief der wegen der 
Münzreform nach Brünn (1528) einberufene Generallandtag mangels 
einer Beteiligung der österreichischen Stände mit Ausnahme jener Nieder¬ 
österreichs ergebnislos; das gleiche Schicksal hatte der der Türken¬ 
abwehr dienende Generallandtag von 1530 (Linz-Budweis). Hier waren 
es die böhmischen Stände, die durch Beschlüsse eines Generallandtages 
nieht unmittelbar gebunden sein wollten Lediglich der 1541 ursprüng¬ 
lich in Linz geplante, später nach Kuttenberg und endlich nach Prag 
verlegte Generallandtag zeitigte als positives Ergebnis die Zusage 
bestimmter Geldhilfe gegen die Türken. Darauffolgende spätere Ver¬ 
suche von Generallandtagen oder Gesamtkongressen erzielten keinen 
Erfolg. — Das Institut der Generallandtage der Länder der böhmischen 
Krone allein trat in dieser Epoche fortdauernd beim Herrschaftserwerbe 
(s. o. S. 40), bei internationalen Verträgen, bei Steuer- und Heeres¬ 
bewilligungen, auch hier häufig im Zusammenhänge mit den Türken¬ 
kriegen, in Erscheinung. Auf althergebrachter Gewohnheit beruhend, 
näherten sich die Generallandtage einer staatsrechtlichen Einrichtung 
auf föderalistischer Grundlage, denn die Länder behielten bei den Bera¬ 
tungen ihre Individualität, eine Majorisierung war ausgeschlossen. Die 
Reverse nach dem Jahre 1570 schwächten allerdings die Bedeutung der 
Generallandtage als verfassungsrechtliche Institution durch die Be¬ 
tonung der Freiwilligkeit der Teilnahme an denselben ab. 

Den Kreistagen war die Politik Ferdinands I. nicht günstig. 
Gleich nach seinem Herrschaftserwerbe verbot er ihre Abhaltung 
schlechthin; hiedurch wurde insbesondere die Repräsentation der Ritter 
im Landtage betroffen (s. o. S. 40). Nach dem Aufstande von 1547 
wurde das Verbot durch Androhung der Todesstrafe für seine Verletzung 
verschärft. Erst zum Schlüsse des 16. Jahrhunderts lebten die vom Könige 
bewilligten Kreistage insbesondere für die Wahl von ständischen Ver¬ 
tretern in den Landtag wieder auf. 

3. Die ständischen Gerichte, die größeren und kleineren Landrechte 
Böhmens und Mährens, die verwandt organisierten Troppauer und 
Jägerndorfer Landrechte blieben — in ihrer überkommenen Zusammen- 


Digitized by 


Google 



104 


Setzung und Kompetenz — fortdauernd bestehen, ja das böhmisch¬ 
mährische Vorbild ließ weitere Landrechte zur Entwicklung kommen. 
In der Niederen Lausitz wurde das frühere Land- und Hofgericht 1538 
in diesem Sinne als Landrecht organisiert; in einzelnen oberschlesischen 
Fürstentümern und Standesherrschaften wurden solche Landrechte neu 
eingeführt. Als ständische Gerichte wirkten das zentrale Fürstenrecht 
und die Mannrechte weiterhin in dieser Epoche, ebenso das Gericht von 
Land und Städten der Oberen Lausitz, auf der Grundlage ihrer früheren 
Entwicklung. Die Erstarkung der königlichen Gewalt zeigte sich jedoch 
selbst bei diesen ständischen Institutionen in der Abgrenzung gegenüber 
der königlichen Jurisdiktion, insbesondere bei Appellationen und Suppli¬ 
kationen. Hieher gehört die 1547 erfolgte Festlegung, daß Berufungen 
vom Kammergerichte nicht mehr an däs'böhmische Landrecht, sondern an 
den König gehen sollten. Für das ständische Gericht der Oberen Lausitz 
wurde die Appellation an die Prager königliche Appellationskammer, in 
Schlesien und in der Niederen Lausitz wenigstens die Supplikation an 
den König durchgesetzt. Für die böhmisch-mährischen Landrechte blieb 
zwar die Inappellabilität ihrer Urteile gewahrt, aber hier bedeutete es 
eine Schwächung des Wirkungskreises des böhmischen Landrechtes, 
wenn angeordnet wurde, daß in peinlichen Strafsachen bei privater 
Verfolgung die Anklage alternativ beim königlichen Gerichte erhob«! 
werden konnte, ein öffentliches Verbrechen nur vor das Königsgericht 
gezogen werden sollte. — Mit der Normierung des Landrechtee in den 
Landesordnungen wurde zwar das Maß der schöpferischen Rechtsfindung 
der Schöffen eingeschränkt, aber nicht aufgehoben, denn diese Gesetze 
waren kasuistischer Natur, inhaltlich unvollständig und selbst bei den 
in die Landesordnungen aufgenommenen früheren landrechtlichen 
Sprüchen konnten die Landgerichte durch Abänderung ihrer Judikatur 
neues Recht vorbereiten. 

4. Ziemlich unverändert ging das Landesbeamtentum in die erste 
Habsburgerzeit über. Der Grundsatz der ständischen Natur der Landes¬ 
ämter, wie sich dies in der Bezeichnung der Amtsträger als oberste 
Landesoffiziere kund gibt, und der Unabsetzbarkeit ihrer Inhaber blieb 
fortdauernd in Geltung. Auch das Fremdenrecht (Inkolat) lebte in 
seinen Beziehungen zum Landesbeamtentum auf den Grundlagen des 
15. Jahrhunderts fort. Die Aufnahme des Fremden in den Adel erfolgte 
in Böhmen und oft in Mähren auf die Fürsprache des Königs hin. 
Sie geschah durch Gesamtbeschluß der Stände auf dem Landtage. Nach¬ 
her erfolgte die Eintragung in die Landtafel durch die Relatoren und 
die Ausstellung eines Reverses des Aufgenommenen, mit welchem 
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er eich zum Lande — in Mähren überdies zur Landfriedenseinung — 
bekannte. In der mährischen Landesordnung von 1614 wurden die 
Landesämter nur jenen zugänglich erklärt, welche sich mit einem Gute 
in den Ländern der böhmischen Krone eingekauft hatten. — Die Rang¬ 
ordnung der Landesämter ward seit der Mitte des 16. Jahrhunderts 
zu einer feststehenden. In Böhmen kam als ein dem Herrenstande vor¬ 
behaltenes Landesamt das Amt des Hofrichters hinzu; in Mähren leistete 
der Hofrichter allerdings ebenso wie der Unterkämmerer immer noch 
nur dem Könige, nicht dem Lande den Eid. Fraglich ist es bei dem 
schwankenden und unsicheren Wortlaut der Quellen, ob der mährische 
Landeshauptmann seinen Eid nur dem Könige oder auch dem Lande 
leistete. — Infolge der stärkeren amtlichen Beziehungen zum Herrscher 
selbst wurde, wie früher gezeigt (s. o. S. 85), der ständische Charakter 
des königlichen Rates und der Kanzlei im Sinne der steigenden 
Herrschermacht beeinflußt. Aber trotzdem blieb das Kanzleramt von 
ständischer Bedeutung, da der Kanzler mit seiner Unterfertigung der 
Urkunden auch bezeugte, daß ihr Inhalt der Landesverfassung gemäß 
zustande gekommen sei. 

Der Rat blieb ein ständisches Organ, wo der Landtag ihn mit 
ständischen Aufgaben betraute, wo er ihn zur Vorbereitung oder zur 
Durchführung seiner Beschlüsse delegierte. Hier erfolgte auch fallweise 
eine Ergänzung des Rates durch den Landtag selbst, indem er Kreis¬ 
hauptleute sowie Vertreter des Bürgerstandes beizog. Ebenso trat in 
der Verpflichtung des Königs, den Rat in wichtigen Angelegenheiten, 
wie insbesondere bei der Besetzung und Organisation der Landesämter, 
zu hören, die ständische, den König bindende Aufgabe des Rates zutage. 
Seit der Mitte des 16. Jahrhunderts läßt sich in Mähren ein besonderer, 
aus den obersten Landesbeamten und den Schöffen am Landrechte 
bestehender Landesrat feststellen mit noch selbständigerer Stellung als 
in Böhmen. 

Ständischer Natur war grundsätzlich wie im 15. Jahrhundert auch 
die Vertretung de6 abwesenden Herrschers geblieben; die obersten 
Landesbeamten mit dem obersten Burggrafen an der Spitze waren hiezu 
berufen. Ferdinand I. war allerdings einem Fortleben dieser Einrichtung 
wenig geneigt. In der ersten Zeit seiner Regierung ernannte er Haupt¬ 
leute (anfänglich einen, später zwei) zu seinen Vertretern und zog 
andere Personen neben den obersten Landesbeamten heran. Der stän¬ 
dische Charakter blieb hiebei insofern gewahrt, als die Hauptleute dem 
Herren- und Ritterstande entnommen und ihnen, nach der auf dem 
Landtage von 1528 ausgearbeiteten Instruktion, 12 Beiräte (6 aus dem 
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Herren-, 6 aus dem Bitter6tande) beigegeben wurden. Vollends entfernte 
6 ich Ferdinand I. nach der Niederwerfung des Schmalkaldischen Auf¬ 
standes von einer ständischen Ilegierung während seiner Abwesenheit 
durch die Bestellung des Erzherzogs Ferdinand zum Statthalter im 
Königreiche Böhmen und den zugehörigen Ländern. In solcher Eigen¬ 
schaft wirkte dieser bis zu seinem Abgänge nach Tirol (1547 bis 
1566). In den übrigen Jahren des hier betrachteten Zeitraumes lebte 
aber die Statthalterschaft der obersten Landesbeamten unter Leitung 
des obersten Burggrafen fort. So in der Zeit nach Auflassung der 
Hauptleute (1534—1547) und seit 1566, wo die obersten Landes¬ 
beamten entweder alle oder eine bestimmte Zahl derselben als Statt¬ 
halter „obriste Landesoffiziere“, jedoch nur in der Abwesenheit des 
Herrschers, fungierten. Eine dauernde Vertretung des Herrschers in 
der Führung der Regierung, ohne Rücksicht auf 6eine Abwesenheit 
etwa nach Art der Regimente Kaiser Maximilians, wurde noch 
nicht ins Leben gerufen, auch nicht durch die den Statthaltern 
1577 erteilte neue Instruktion. In Mähren wirkte der Landeshauptmann 
wie früher als ständiger Vertreter des abwesenden Herrschers und 
ebenso blieb es in den übrigen zur Krone Böhmen gehörigen Ländern 
bei den früheren Einrichtungen. Für Gesamtschlesien vertrat der 
schlesische Oberhauptmann den König, in den einzelnen Fürstentümern 
waren die Hauptleute landesherrliche Vertretungsorgane. Die Obere und 
Niedere Lausitz wurden wie früher von den Vögten geleitet. 

5. Die Kreisverfassung und da6 ihr dienende Amt der Kreishaupt¬ 
leute gingen ziemlich unverändert in das Zeitalter der ersten Habs¬ 
burger über. Die gegen die Kreistage gerichtete Herrscherpolitik 
erstreckte 6ich nicht auf die Kreisverfassung. Sie bewahrte ihren stän¬ 
dischen Charakter, da die Kreishauptleute, dem Herren- und Ritter¬ 
stande entnommen, an die Beschlüsse der Landtage gebunden waren und 
da ihre Aufgaben wesentlich in der Unterstützung der ständischen Ver¬ 
waltung (Steuer- und Heerwesen) lagen. Der Herrschereinfluß äußerte 
sich in der auf bestimmte Zeit erfolgenden Ernennung der Kreishaupt¬ 
leute durch den König, in der zunehmenden Entfaltung der ihnen anver¬ 
trauten Polizei mit entsprechender Regelung durch landeBfürstliche 
Mandate. Im Sinne des sich in Böhmen wie in ganz Mitteleuropa 
steigernden Polizeibegriffes war insbesondere die Jagdpolizei, die Auf¬ 
sicht über die Einhaltung der Gesindeordnungen den Kreishauptleuten 
anvertraut. In Mähren, in Schlesien und in der Niederen Lausitz führten 
militärische Zwecke, vor allem die Verteidigung gegen die Türken, zu 
Kreiseinteilungen. 1527 wurden vom mährischen Landtage vier, später 
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(1569) fünf Kreise unter zwei dem Herren- und Ritterstande entnommenen, 
ständisch gewählten Hauptleuten geschaffen. Diese Kreise hatten auch 
polizeilichen Aufgaben und der ständischen Steuerverwaltung zu dienen. 
Schlesien wurde ähnlich auf Grundlage eines Beschlusses des Fürsten¬ 
tages (1529) zu He^i'e6zwecken in vier Kreise mit vom Fürstentage 
gewählten Kreishauptleuten eingeteilt. In der Niederen Lausitz ent¬ 
standen als militärische und Steuerbezirke fünf Kreise. Für den Bereich 
der Oberen Lausitz blieben der Bautzener und der Görlitzer Kreis neben 
den Standesherrschaften Grundlagen der Landeseinteilung rücksichtlicb 
des Steuer-, Heer- und Gerichtswesens. Ebenso blieben in den einzelnen 
schlesichen Fürstentümern die städtischen Weichbildbezirke weiter 
in Geltung. Eine selbständige Kreisverwaltung erhielt 6ich für 
das Elbogener Gebiet, wo der Elbogener Rat, später gemeinsam mit 
dem Adel, drei ansässige Ritter für da6 Amt des Hauptmannes dem 
Könige vorschlug. Dagegen verschwand die Bestellung eines besonderen 
Trautenauer Hauptmannes. 

Die Hauptgebiete der ständischen Verwaltung blieben das Steuer- 
und Heerwesen. Im Bereiche der ständisch bewilligten Steuern wurden 
vom Landtage Steuereinnehmer bestellt, doch erfuhr die autonome 
Steuerverwaltung eine Einbuße, weil das Königtum, insbesondere bei der 
Krönungssteuer und beim Biergelde, auch selbständige Steuerorganc 
bestellte. — Ähnliches läßt 6ich vom ständischen Heerwesen sagen. Die 
Stellung und Führung der ständisch bewilligten Heeresteile war vor 
dem Jahre 1547 besonderen Feldhauptleuten anvertraut, aber in der 
Folge verschwinden diese ständischen Organe und seither kommen neben 
den Kreishauptleuten als ständisch-militärischen Kreisorganen nur noch 
zeitweise vom Landtage bestellte Musterungsherren für die Besorgung 
der Musterung vor. Die Defensionsheere wurden von den Landtagen 
bewilligt und ihren Beschlüssen gemäß gestellt. Es geschah dies 
gewöhnlich in der Form zeitlich fixierter, auf Grundlage des Vermögens 
berechneter Zusicherungen. Zuweilen wurde schlechthin eine feste An¬ 
zahl von Kriegern bewilligt. Da Mähren durch die Türkengefahr stärker 
bedroht war, stellten sich die mährischen Bewilligungen verhältnis¬ 
mäßig höher. Um die Festlegung eines gegenseitigen Verhältnisses der 
Länder bezüglich der Höhe der Heeresleistungen für Defensionszwecke 
bemühten sich, allerdings ohne Erfolg, die vom Könige einberufenen 
Generallandtage. Die Kreiseinteilung in dieser Zeit hatte in der 
Durchführung der ständisch bewilligten Heereshilfe ihren hauptsäch¬ 
lichen Zweck. 
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IV. Die Stfidte. 

Für die meisten der königlichen Städte Böhmens brachte das Zeit¬ 
alter Ferdinands I. nach der Überwindung des Schmalkaldischen Auf¬ 
standes in der Schlacht bei Mühlberg einen jähen Umsturz ihrer Ver¬ 
fassung und ihrer wirtschaftlichen Lage. Obzwar nicht nur sie, sondern 
auch ein Teil des Adels an der Bewegung mitgewirkt' hatten, traf das 
Strafgericht des Königs vor allem die königlichen Städte. — Der Sieg 
bei Mühlberg und der Bartholomäus-Landtag des Jahres 1547, der viel 
zur allgemeinen Stärkung der königlichen Gewalt beitrug, und die 
Strafen, welche der erzürnte König den Städten zugedacht, sind Vor¬ 
läufer des Umsturzes nach der Schlacht auf dem Weißen Berge. Un¬ 
mittelbar betroffen waren hier allerdings hauptsächlich die Städte und 
unter ihnen nur jene, die sich der gegen Ferdinand gerichteten Bewegung 
angeschlossen hatten. Die königstreu gebliebenen Städte Pilsen, Aussig, 
Budweis wurden von den strafweisen Maßnahmen und Regelungen ver¬ 
schont. — Das Strafgericht setzte knapp vor Eröffnung des Landtages 
mit Hinrichtungen der Hauptbeteiligten ein; ihnen folgten hohe Geld¬ 
strafen, welche Prager Bürgern von einer besonderen Kommission auf¬ 
erlegt wurden. Die Städte selbst wurden durch die Einziehung aller 
ihrer Privilegien in ihren Rechten, durch eine umfassende Konfiskation 
von Gütern in ihrer wirtschaftlichen Stärke hart betroffen. Zur Strafe 
wurde ihnen ferner für immerwährende Zeiten die Zahlung des sogenann¬ 
ten Biergeldes, d. h. die Entrichtung eines weißen Groschen von jedem 
gebräuten Fasse Bier (erblicher Groschen), vom Könige auferlegt. Diesen 
Maßnahmen schlossen sich weitere Einschränkungen der städtischen 
Autonomie an: die selbständigen Zusammenkünfte der großen Gemeinde, 
gegen welche Ferdinand schon vorher eingeschritten war, wurden ver¬ 
boten, nur Versammlungen unter strenger Aufsicht der königlichen 
Amt6träger zugelassen. War hiedurch schon die städtische Demokratie 
erschüttert worden, so traf die Einrichtung königlicher Hauptleute und 
königlicher Richter in den Prager Städten, königlicher Richter in den 
übrigen Städten unmittelbar die Autonomie selbst. Beide Organe waren 
durch königliche Ernennung bestellte, durch amtliche Instruktionen für 
die Versehung ihrer Amtsobliegenheiten genau unterwiesene Beamte, 
mit dem ausdrücklich ausgesprochenen Zwecke der Überwachung und 
Einschränkung der städtischen Autonomie. In den Prager Städten waren 
diese Ziele durch das Nebeneinander von Hauptleuten und königlichen 
Richtern noch besonders unterstrichen. Das Institut der königlichen 
Richter knüpfte an das ursprüngliche königliche Stadtrichtertum an, 
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war aber weit umfassender, da diesen Richtern die amüiche Aufsicht 
über die ganze städtische Autonomie in Gericht und Administration 
oblag. — Eine Begleiterscheinung der Einschränkung der Autonomio 
war 66, daß Ferdinand dem Prager Rate die Verwaltung des Gemeinde- 
Vermögens entzog, sie in die Hände des Primators allein legte und 
daß ferner die städtische Organisation der Weinberge in der Ernennung 
eines Weinbergmeisters durch den König eine Einbuße erlitt. Zwar 
nicht als Strafmaßnahme, aber im Wesen doch eine Einschränkung 
städtischer autonomer Rechtspflege in sich schließend, reiht sich die 
Errichtung der Appellationskammer, den autonomiefeindlichen Ein¬ 
griffen Ferdinands I. in das Städtewesen an. Die Privilegienentziehung 
und teilweise, wenn auch in sehr geringem Maße, die Güterkonfis- 
kationen wurden allerdings bald nach ihrer Verfügung durch Rück¬ 
erstattungen aus königlicher Gnade behoben, freilich auch dies nur 
gegen Geldleistungen seitens der Städte, die wiederum auf ihrer Wirt¬ 
schaft lasteten. Erst in der Folgezeit dieser Epoche haben die Städte 
durch neuerlichen Ankauf von Gütern die Schäden, welche sie 
durch das Strafgericht Ferdinands I. erfahren hatten, wieder wett¬ 
gemacht. Die innere städtische Gerichtsverfassung blieb im Wesen in 
ihren Grundlagen unberührt; erst zu Ausgang dieser Periode brachte 
der Fall des Magdeburger Rechtes mit der Beseitigung des Leitmeritzer 
Schöffenstuhles (s. u. S. 130) die Einführung eines Sechsmännergerich¬ 
tes, welches nicht mehr nach sächsischem Rechte richtete. 

Ähnlich wie die böhmischen Städte wurden die Städte der Oberen 
Lausitz bestraft, da sie sich an der Auflehnung gegen Ferdinand I. 
führend beteiligt hatten. — Den Städten der schlesischen unmittelbaren 
Fürstentümer wurde zwar auch das Biergeld (Strafgroschen) auferlegt 
Ihre Landgüter wurden, allerdings in nur geringem Maße konfisziert. 
Die weiteren gegen die Autonomie gerichteten königlichen Maßnahmen 
griffen, von dem Verbot der Einberufung der großen Gemeinde abge¬ 
sehen. auf Schlesien nicht über. — Völlig frei blieben, mangels einer 
Beteiligung am Aufstande, die Städte der Niederen Lausitz und die 
mährischen königlichen Städte. Lediglich Iglau stand im Verdachte 
einer Unterstützung des Aufstandes und wurde mit dem Verluste seiner 
Landgüter und mit der Auferlegung des Biergroschens bestraft; doch 
erhielt es seine Landgüter gegen eine allerdings hohe Ablösungssumme 
schon 1549 wieder zurück und es wurde der Stadt noch von Ferdinand I. 
die Entrichtung des üblichen Biergroschens ebenfalls gegen eine Ab¬ 
lösungssumme erlassen. Der große Landgüterbesitz der Städte in 
Mähren, welcher durch keine Konfiskationen geschmälert war und sich 
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ständig mehrte, gab hier dem Adel besonderen Anlaß, gegen landtäfliche 
Erwerbungen der Städte anzukämpfen. Trotz der dagegen erfolgten 
Landtagsbeschlüsse ließen sich die Städte aber im Erwerb landtäflicher 
Güter nicht hindern. Eine in Mähren besonders hervortretende Kategorie 
von Städten waren die sogenannten Schutzstädte (Munizipalstädte), d. h. 
solche ursprünglich grundherrliche Städte, welche eine freiere, mit 
Roboten nicht belastete Stellung gegenüber dem Stadtherrn erlangten 
und nur, den königlichen Städten vergleichbar, in einem zinspflichtigen 
Schutzverhältnis zu dem Stadtherrn standen. 

Die verfassungsrechtlichen Momente dieses Zeitalters, vor allem die 
Stärkung der Herrschergewalt und die kirchlich-religiöse Einstellung 
der Könige äußerten auch auf das Rechtsleben der Genossenschaften und 
Gemeinden innerhalb der Städte des Territoriums ihre Rückwirkung. 

1. Im Zunftwesen trat die autonomiefeindliche Politik Ferdinands I. 
in dem Bestreben zutage, die korporativen Zunftprivilegien aufzuheben. 
Die Gewerbeorganisationen blieben allerdings bestehen, auf den 
aufrechterhaltenen Ordnungen der einzelnen Handwerke beruhend. Die 
Zunftprivilegien wurden später zwar wieder zurückgestellt und er¬ 
neuert, aber der landesherrliche Einfluß zeigte sich viel stärker als in 
der vorausgehenden Epoche, da der Herrscher Inhalt und Ergänzung 
der Zunftstatuten von seinem Willen abhängig machte, insbesondere in 
die Preisregelung selbständig eingriff. Nach einer zweiten Seite hin 
wirkte das Königtum, vor allem in den Zeiten Rudolfs II., ein, da haupt¬ 
sächlich für das Kunstgewerbe und verfeinerte gewerbliche Arbeit ein¬ 
zelnen, zumeist fremden, am Hofe oder für den königlichen Hof Schaffen¬ 
den Privilegien zu selbständigem Gewerbebetriebe erteilt wurden, ohne 
daß sie einer Zunft angehören mußten. In der Zulassung dieser Hof¬ 
bandwerker lag zwar noch kein allgemeines Konzessionssystem, wohl 
aber war so eine Vorbereitung hierzu, ein Durchbruch der zünftigen 
Organisation geschaffen. Im übrigen zeigt das Zunftleben dieser Zeit 
die gleichen Züge der Entwicklung wie allenthalben in Mitteleuropa. 
Trotz aller Gefährdung der städtischen Autonomie ist auch in unseren 
Ländern die Renaissancezeit mit einer Entfaltung gewerblicher Arbeit, 
zumal in der Rudolfinischen Epoche, gekennzeichnet, die sich in 
einem reichen Zuzug deutscher Gewerbetreibender kundtut. Die Zunft¬ 
organisation beruhte im Wesen auf den nämlichen Grundlagen wie in 
dem vorausgehenden Jahrhundert, aber mehr als früher melden sich 
wie anderwärts Zeichen innerer Entartung unter Einwirkung der die 
Zünfte schädigenden Momente, des starken Anwachsens der Zahl der 
Gewerbetreibenden, des Sinkens der Weltmarktstellung Mitteleuropas, 
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der zunehmenden landesherrlichen Gewalt. Das Streben nach Schließung 
der Zünfte, egoistische Bevorzugung der Meistersöhne, Schwiegersöhne 
und Witwen, Erschwerungen des Aufstieges vom Gesellen zum Meister 
sind charakteristische Symptome dieses inneren Zerfalles. Die hiedurch 
gegebene Verschlechterung der Lage des Gesellenwesens führte in diesem 
Zeiträume nicht so sehr zu allgemeinen Auflehnungen, als zur Boykot¬ 
tierung von Meistern. — Der realgemeindliche Zusammenschluß der 
Bürger, welche zum Braubetriebe geeignete Häuser besaßen, bildete sich 
in dieser Epoche immer deutlicher aus; andererseits erfuhr das Brau* 
bürgertum eine empfindliche Einbuße, da die Städte als solche die neu- 
aufgekommenen Weißbierbrauereien für 6ich in Anspruch nahmen und 
städtisch betrieben. Nur bezüglich des Braunbieres blieb Braubetrieb 
und Bierverlag den Braubürgern Vorbehalten. 

2. Die Schicksale der Prager Universität waren von den kirchlich- 
religiösen Verfassungsverhältnissen unmittelbar beeinflußt. Die Karo- 
linische Akademie lebte auf der organisatorischen und religiösen Basis, 
welche das vorausgehende Jahrhundert geschaffen hatte, fort und litt 
unter dem Zwiespalt des Utraquismus mit der lutherischen Lehre. 
Während Ferdinand I. dem Utraquismus seine Anerkennung nicht ver¬ 
sagte, legte er der zunehmenden Verbreitung der lutherischen Lehre an 
der Universität Hindernisse in den Weg. Das Konsistorium der Utra¬ 
quisten kam in Widerstreit mit den lutherischen Tendenzen der Karoli- 
nischen Akademie und alle Versuche, die schweren finanziellen und 
organisatorischen Nöte des Karlskollegiums durch eingreifende Maß¬ 
nahmen zu lindern, scheiterten an inneren Streitigkeiten und an der 
grundsätzlichen Haltung der königlichen Regierung, nur eine auf der 
utraquistischen, nicht auf der evangelischen Lehre fußende Universität 
zu dulden. Erst die Erteilung des Majestätsbriefes Rudolfs II. von 1609 
schuf hier Wandel. Konsistorium und Akademie wurden den evange¬ 
lischen Ständen übergeben und beide Institute sollten der Obhut aus 
ihrer Mitte eingesetzter Defensoren anvertraut werden. Die Hoffnungen 
auf eine endliche Erneuerung der Universitätsstatuten, auf eine Besse¬ 
rung des Lehrbetriebes und der materiellen Lage der Universität wurden 
aber auch jetzt nicht erfüllt, da die von den Defensoren und besonderen 
Kommissionen geführten Verhandlungen immer wieder durch innere 
Zwistigkeiten oder äußere Umstände, wie insbesondere den Passauer 
Einfall (1611), gehemmt wurden. — Die Förderung des Katholizismus 
durch Ferdinand I. führte dazu, daß neben dem Karlskollegium ein 
zweites, auf der katholischen Lehre beruhendes Kollegium mit Universi¬ 
tätsrechten erstand. Dies war das im Dominikanerkloster bei St. Clemens 
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untergebrachte Jesuitenkollegium, gemeinhin die Ferdinandeische Aka¬ 
demie genannt. Mit Göterbeeitz und Beiträgen aus der königlichen Kam¬ 
mer begabt, erhielt sie nach vorhergehender Einholung der päpstlichen 
Genehmigung in dem Stiftsbriefe von 1562 einer Universität analoge 
Rechte, insbesondere das Recht der Graderteilung (Promotionsrecht) 
und die Leitung durch einen Rektor. Das Gefüge dieses Generalstudiums 
für philosophische und theologische Studien war allerdings mehr ein 
anstaltliches als ein korporatives; es fehlte ihm ein Aufbau nach Fakul¬ 
täten oder Landsmannschaften. Nach dem Muster der Universitäten 
bildete sich eine besondere strafrechtliche Jurisdiktion des Kollegiums 
über seine Angehörigen aus. — Das Beispiel des Prager Jesuiten¬ 
kollegiums griff auf Mähren über, wo es noch an einem Generalstudium 
gebrach. Der jesuitische Plan wurde verwirklicht. Nach vorausgehenden 
Verhandlungen, nach Schaffung der materiellen Grundlagen, wurde 1573 
das Olmützer Kollegium nach dem Prager Vorbilde vom Kaiser mit dem 
Promotionsrecht privilegiert und trat dann zunächst für das philo¬ 
sophisch-theologische Studium ins Leben. 

3. Die Lage der Juden in den königlichen Städten, vor allem jene 
der Prager Judengemeinde, war zur Zeit der Regierung Ferdinands I. 
eine sehr ungünstige. Nach anfänglicher Zurückhaltung ging der 
König mit Ausweisungsbefehlen vor, die allerdings durch Fristverlän¬ 
gerungen (im Wege von Geleitbriefen, welche die zeitweise weitere 
Duldung zuließen), aufgeschoben wurden. Auf Betreiben Erzherzog 
Ferdinands erließ Kaiser Ferdinand I. (1557) einen generellen Aus¬ 
weisungsbefehl, der die Juden nötigte, binnen Jahresfrist aus den 
Ländern der böhmischen Krone abzuziehen. In Mähren waren die 
Stände nicht geneigt, mit der Judenausweisung vorzugehen; doch zeigte 
sich Ferdinand I. unnachgiebig und erließ (1559) ein besonderes Neben¬ 
mandat für alle der Krone Böhmen inkorporierten Länder. Gemildert 
wurden die Ausweisungsbefehle nur durch die Einschärfung, die Juden 
bei ihrer Auswanderung nicht zu belästigen. — Mit der Regierung 
Maximilians II. setzte eine den Juden günstigere Haltung des König¬ 
tums ein. Trotz der vorausgegangenen Ausweisungen war doch 
in den böhmischen Ländern eine starke Judensiedelung verblieben. 
Maximilian II. nahm für die ganze Judenschaft in Böhmen (1567) 
die Ausweisung zurück und gewährte den im Lande verbliebenen Juden 
weiteren Aufenthalt und Handelsbetrieb. Auch Rudolf II. ebenso wie 
Matthias erneuerten die königlichen Judenprivilegien. Die besondere 
Kapitalskraft und privilegiale Begünstigung, welche Markus Mardochai 
Mey6l zur Zeit Rudolfs II. und später Bassewi erlangen konnten, sind 
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ebenso Äußerungen dieser günstigeren Wendung der Verhältnisse, wie 
die wiederauflebende Ratsverfassung der Judengemeinde. Lediglich hin¬ 
sichtlich der Bergstädte blieb es bei der ablehnenden Haltung des König¬ 
tums gegenüber der Duldung der Juden. In Beschwerden der Zünfte 
über Handwerk (Schneiderei, Kürschnerei) treibende Juden zeigt sich 
eine Erweiterung der Betätigung der Juden auch auf das Handwerk. 

V. Die Bauern. 

Die Rechtslage der Bauern in der Zeit vor der Schlacht auf dem 
Weißen Berge zeigt eine Erstarkung der Grundherrlichkeit und eine 
hiemit zusammenhängende zunehmende Abhängigkeit der Gutsunter¬ 
tänigen. Die Eingriffe der Grundherren in das bäuerliche Leben steiger¬ 
ten sich bis zu einer persönlichen Abhängigkeit der Bauern und ihrer 
Familie. Dies äußerte sich in der Anforderung einer Abzugsbewilligung 
selbst für Unangesiedelte, ferner in der Anmaßung des Rechtes, die 
Kinder des Bauern, und zwar einschließlich der Waisen nach Unter¬ 
tanen, zu Diensten für den Grundherren heranzuziehen, den Gewerbe¬ 
betrieb und das Universitätsstudium der Bauernkinder von der Ein¬ 
willigung des Grundherren abhängig zu machen. Das Erfordernis der 
Ehebewilligung läßt sich schon im 16. Jahrhundert wenigstens für die 
Witwen und Waisen nach Bauern feststellen. 

Bezüglich der bäuerlichen Rechte an Grund und Boden und der 
Pflichten gegenüber dem Grundherren blieben die Verhältnisse im 
allgemeinen stationär. Ihre steigende Macht nützten allerdings die 
Grundherren nun oft zu einer der rechtlichen Grundlage entbehrenden 
Anspannung der Robotleistungen aus. Andererseits zogen aber die 
Bauern aus ihren Geldleistungen durch die Entwertung des Geldes bei 
gleichbleibender Summe Nutzen. Drückend wirkte auf die Lage der 
Gutsuntertänigen das immerwährende Bestreben der Grundherren, die 
ihnen auferlegte Steuerlast auf die Bauern abzuwälzen (s. o. S. 96); 
demgegenüber war die Heeresleistung der Bauern auch in der Zeit der 
Türkenkriege unbeträchtlich. — Die Befreiungen vom Heimfallsrechl 
nahmen, obzwar nicht allgemein, zu. Sie schlossen jedoch zugleich 
Nachteile für die Bauern in sich, da die Grundherren dies zum Anlässe 
nahmen, erhöhte Roboten und Leistungen zu fordern. Daraus er¬ 
klärt sich die häufige Abneigung der Bauern, auf solche Befreiungen 
einzugehen. Eine parallele Erscheinung war die Zuerkennung der 
Testierfreiheit und der freien Verkäuflichkeit des bäuerlichen Bodens, 
wie sie im 16. Jahrhundert zunehmend bezeugt ist. Immer stärker 
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wurde die grundherrliche Beaufsichtigung der bäuerlichen Wirtschaft. 
Hand in Hand damit ging das von den Grundherren beanspruchte Recht, 
die Bauern bei schlechter Bewirtschaftung oder bei Untauglichkeit zum 
Verkaufe und Abzug zu zwingen. 

Die gutsherrliche Verwaltung und Gerichtsbarkeit festigte sich auf 
den Grundlagen der Organisationen des 15. Jahrhunderts. Die gute¬ 
herrliche Verwaltung trat nun in Anordnungen und Instruktionen, die 
oft allgemeine Weisungen an die grundherrlichen Amtsträger enthalten, 
hervor. Bezeichnend ist es, daß auf großen Gutskomplexen die grund- 
herrlichen Amtsträger nun auch Regenten genannt werden. Die all¬ 
gemeinen Bauernversammlungen erhielten vollends die Bestimmung, die 
Bauern über grundherrliche Anordnungen und Maßnahmen zu unter¬ 
richten. Sie wurden von der Gutsherrsehaft mit der Verpflichtung, 
bei denselben zu erscheinen, angeordnet. 

Die Anspannung der grundherrlichen Gewalt barg, wie schon im 
15. Jahrhundert, Stoff zu einer Beunruhigung der Bauern in sich; doch 
dürfen die Verhältnisse, zumal im Hinblicke auf die viel drückendere 
Bauernlage des 17. Jahrhunderts, nicht zu düster gesehen werden. Hiezu 
stimmt es auch, daß es zu allgemeinen Bauernrebellionen, von stellen¬ 
weiser Auflehnung der Untertänigen, wovon die Geschichte der Lau¬ 
sitzen die zahlreichsten Zeugnisse bietet, abgesehen, doch noch nicht 
gekommen ist. — Mit dem Rechtsschutze der Bauern gegen Bedrückun¬ 
gen durch ihre Herrschaft 6tand es allerdings in dieser Epoche, wie in 
der früheren, gleich schlecht. Da6 wirksamste Mittel schien dem 
Bauern eine Supplikation an den König selbst zu sein und sie bedienten 
sich derselben häufig. Die Grundherren wehrten sich allerdings da¬ 
gegen, aber da6 Königtum wollte auf das Recht, Supplikationen ent¬ 
gegenzunehmen und über solche im königlichen Rate zu entscheiden, 
nicht verzichten. In der Sache selbst fiel die Entscheidung freilich nur 
selten zu Gunsten der Bauern aus. In Mähren erhielt sich im 16. Jahr¬ 
hundert die Möglichkeit, Beschwerden der Bauern beim Landeshaupt¬ 
manne vorzubringen, welcher mit einem Ausschüsse aus dem Herren- 
und Ritterstande die Streitigkeiten schlichtete. Bei wiederholter Sacb- 
fälligkeit des Grundherren war das Landrecht in einem besonders 
hiefür bestimmten Ausschuß berufen, über die Beschwerde zu ent¬ 
scheiden und Abhilfe zu schaffen. Wie die Überlieferung bestätigt, war 
dieser Rechtsschutz doch noch unzulänglich, da das Landrecht als stän¬ 
disches Gericht schon seiner Besetzung nach nicht unparteiisch war. 
Deshalb spielten in Mähren die Supplikationen an den Landesfürsten 
trotzdem eine große Rolle. 
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Unter den höherstehenden und bevorrechteten Bauernklassen be¬ 
anspruchen die Freisassen Böhmens in dieser Zeit eine besondere 
Beachtung. Es tritt seit Ferdinand I. ein erhöhtes, fiskalisch-könig¬ 
liches Interesse an dieser Bauerrlschicht zutage. Dies bestärkt wesent¬ 
lich die wissenschaftliche Vermutung, daß es sich hier um freie Bauern 
handelt, die auf königlichem Boden angesiedelt waren. Sie wurden jetzt 
in eine enge Abhängigkeit von der königlichen Kammer gebracht. Der 
Kammerprokurator ward zu Ende des 16. Jahrhunderts ihr Vertreter 
der Kammer gegenüber. Er hatte für eine genauere Verzeichnung 
der Freisassengüter aus Steuerrücksichten zu sorgen und insbesondere 
darauf zu sehen, daß ihre Güter der Kammer nicht durch Aufkäufe 
seitens der adeligen Grundherren entfremdet würden. Wohl aus den¬ 
selben Gründen war das Königtum den landtäflichen Eintragungen des 
freisäßlichen Besitzes abhold und wollte sie nur mit seiner Einwilligung 
zulassen. — Den Chodenbauem gelang es gegen Schluß des 16. Jahr¬ 
hunderts, sich aus der bisherigen Pfandherrschaft auszukaufen. In den 
nordöstlichen Teilen Mährens sowie in einigen Gebieten Schlesiens 
(Teschen) setzte seit dem 16. Jahrhundert, obgleich weit schwächer 
als dies schon früher in Polen und Nord-Ungarn der Fall war, auf 
großen Gütern eine walachische Besiedelung ein, die ihren hirten¬ 
mäßigen Charakter allmählich in einen bäuerlichen wandelte. Für 
diese Siedelungen bildete das walachische Recht die Grundlage. In 
organisatorischer Hinsicht zeichnete die Siedelung das walachische 
Gericht mit besonderen Richtern und grundherrlichen Verwaltern 
(Wojwoden) als Vorsitzenden aus. In Schlesien führte die Entfaltung 
der Gutsherrlichkeit zu einer Schwächung der Erbleiherechte, e6 fand 
die Klasse der sog. Lassiten (nach der Terminologie Knapps) starken 
Eingang. Diesen Bauern war das Veräußerungsrecht ihres Bodens und 
die Testierfähigkeit genommen. Wo das Erbrecht erhalten blieb, war es 
in der Erbenreihe eingeschränkt Häufig war jedoch die Erblichkeit 
vollends gewichen, so daß sich der lassitische Besitz dann einem seitens 
des Grundherrn widerruflichen Zeitpachtverhältnisse näherte. 

VI. Oie Kirche. 

Das 16. Jahrhundert stand im Zeichen religiöser und kirchlicher 
Veränderungen. Die lutherische Lehre und die sich mit ihr ergebenden 
Umwälzungen griffen von Deutschland aus auf die böhmischen Länder 
über. Nicht mehr die heimischen religiösen Schichtungen, sondern der 
Kampf um die Anerkennung des Protestantismus geben der böhmischen 
kirchlichen Rechtsgeschichte neben dem Kampfe der Christenheit gegen 
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die Türkengefahr das Gepräge. Der innerlich und politisch geschwächte 
Utraquismus paßte sich dem Protestantismus an und die Existenz¬ 
kämpfe der Union der Böhmischen Brüder, die, vom Herrschertume 
scharf angefeindet, zähesten Widerstand leistete, waren von zurück¬ 
tretender Bedeutung gegenüber dem Bingen um die Anerkennung des 
Protestantismus. Die neuen Religionsfragen wirkten sich allerdings nicht 
in allen Gebieten der böhmischen Krone gleichmäßig aus. War Böhmen 
der Boden des Widerstreites politisch-religiöser Maßnahmen, so kann 
Mähren als das Land religiös-kirchlicher Duldsamkeit erklärt werden, 
während Schlesien und die Lausitzen ein verhältnismäßig müheloses 
starkes Eindringen des Protestantismus aufweisen. Doch nicht nur 
örtlich, auch zeitlich weisen die religiös-kirchlichen Veränderungen 
Unterschiede auf. Das Maß der Anerkennung der neuen Lehren oder 
des Ankämpfens gegen sie war wesentlich von der Einstellung des 
Herrschers zu diesen Fragen abhängig. So wandelte sich mit der Person 
des Herrschers die rechtliche Austragung des religiösen Streites. Die 
Verhältnisse unter Ferdinand I., da noch die Schlichtung der Rechtslage 
der alten böhmischen Religionsparteien im Vordergründe des kirchen¬ 
politischen Lebens stand, unterscheiden sich wesentlich von jenen der 
Herrschaft des dem Protestantismus zuneigenden Maximilian II.; 
anders endlich wirkte die Rekatholisierung und der Kampf gegen sie 
unter Rudolf II. ein. 

1. Die Zeit Ferdinands I. brachte in Böhmen zunächst keine grund¬ 
sätzliche Änderung der kirchlich-religiösen Rechtsverhältnisse. Wie 
seine Vorgänger, strebte er ein Nebeneinander, von Katholizismus und 
Utraquismus im Sinne der Basler Kompaktaten an. Hiebei begünstigte 
er den Katholizismus und förderte ihn hauptsächlich durch die Berufung 
von Jesuiten nach Prag (1556), welche sich, eingegliedert in die 
deutsche, später in die österreichische Ordensprovinz, hier ansiedelten 
und zumal durch die Gewährung eines Generalstudiums großen Einfluß 
gewannen. Von organisatorischer Bedeutung war die Wiedererrichtung 
des Prager Erzbistums (1561) mit einem katholischen Erzbischof 
(Anton Brus). Um seine Kompetenz hatte da6 wiedererstandene Prager 
Erzbistum einen ernsten Streit mit dem Olmützer Bistume zu bestehen, 
das sieh in der Zeit des Fehlens eines Prager Erzbistums dem Prager 
Metropolitanverbande entfremdet und unter Mainz gestellt hatte. Der 
Streit blieb unausgetragen und Olmütz bewahrte eine unmittelbare 
Unterstellung unter den päpstlichen Stuhl. Die praktische Bedeutung 
des Wiederauflebens eines katholischen Erzbistums zeigte sich in dem 
entscheidenden Einfluß, welchen der Prager Erzbischof auf die Be- 
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Setzung des sogenannten niederen utraquistischen Konsistoriums ge¬ 
wann, das bisher von den utraquistischen Ständen und der Universität 
besetzt worden war. — Schon diese Tatsache gibt ein Bild des Sinkens 
der Bedeutung des Utraquismus, das unaufhaltsam war, trotz des Fest¬ 
haltens an den Kompaktaten durch Ferdinand I. und seines Bemühens 
um eine Kirchenreform auf dem Tridentinischen Konzil mit einem Ent¬ 
gegenkommen in der Frage der Priesterehen und der Kommunion in 
beiden Gestalten. Die innere Organisation des Utraquismus vermochte 
jener der erstarkten katholischen Kirche nicht standzuhalten. Die 
Administratoren verloren ihre Selbständigkeit, die sie auf Grund 
der utraquistischen Wahlen besessen hatten, da Ferdinand sie nun 
selbst bestellte oder nur ihm genehme gewählte Administratoren be¬ 
stätigte. — Die Stellung des Luthertums war in dieser Zeit des an¬ 
fänglichen Eindringens des Protestantismus noch keine selbständige. 
Teils verdeckt, teils als „Neu-Utraquisten“, standen die Protestanten 
in den Reihen der Utraquisten; auch die Brüderunion hatte infolge 
innerer Verwandtschaft ihrer Lehre nahe Beziehungen zu den Prote¬ 
stanten. Es fehlte zunächst noch an selbständigen kirchlichen Einrich¬ 
tungen, abgesehen von lokalen Pfarreien, Predigern und vereinzelt» 
grundherrlichen Ordnungen für die angeeiedelten Lutheraner, wie der 
Schlicke für Elbogen. Ferdinand I. war dem Luthertume ungünstig 
gesinnt, Beine Politik der Wahrung der Kompaktaten verwirklichte 
er in dem Sinne, daß er für utraquistische Pfarreien die Bestellung 
lutherischer Pfarrer verbot (1554). — Am schlimmsten war es mit der 
sich trotz aller Widerstände stark erhaltenden Union der Böhmischen 
Brüder bestellt, da hier das Königtum die schon im 15. Jahrhunderte 
an den Tag gelegte feindliche Politik fortsetzen konnte. Es erfloß das 
Expulsionsdekret von 1535 und es folgten die noch schärferen Vertrei¬ 
bungen von 1547 und 1548. 

In Mähren galt der Grundsatz voller Glaubensfreiheit. Alle Ver¬ 
suche Ferdinands, dort ähnlich wie in Böhmen einzuschreiten, scheiter¬ 
ten an dem offenen Widerstande des Landtages, welcher wiederholt 
(1539, 1550) dem Herrscher gegenüber den Ausschluß jeder Nötigung 
in Glaubenssachen betonte. Deshalb konnten die Böhmischen Brüder 
nun in Mähren eine Heimat finden und von ihrem Hauptsitze in Prerau 
aus das Leben ihrer religiösen Gemeinschaft entfalten. Die Lage 
der Utraquisten war günstiger als in Böhmen, zumal das Olmützer 
Bistum in der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts dem Utraquismus 
zuneigte. Ungehemmt konnte das Luthertum hauptsächlich in den 
Städten Eingang finden; gleichwohl kam es hier aus analogen Gründen 
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wie in Böhmen zunächst zu keiner höheren Organisation der luthe¬ 
rischen Kirche. 

Eine viel stärkere Stellung hatte der Protestantismus in den 
schlesischen Fürstentümern schon in der ersten Hälfte des 16. Jahr¬ 
hunderts gewonnen. Der Grund hiefiir lag in seiner Förderung seitens 
der der neuen Lehre zuneigenden schlesischen Fürsten in den mittel¬ 
baren Fürstentümern und der wohlwollenden Haltung des Breslauer 
Bistums. Insbesondere förderten die Troppauer und Jägerndorfer 
Fürsten die Verbreitung des Protestantismus. Demgegenüber waren 
alle Versuche der Unterdrückung, mit welchen Ferdinand seit der 
Niederwerfung der ständischen Erhebung hervortrat, vergeblich. Früher 
als anderwärts gewann das Luthertum in den größeren schlesischen 
Fürstentümern eine höhere kirchliche Organisation der Superintendenten 
und der sich ihnen zur Seite stellenden Konsistorien. — Ähnliches wie 
für Schlesien läßt sich über die beiden Lausitzen sagen. Ferdinand I. 
suchte dem protestantenfreundlichen Wirken der Vögte in der Nieder¬ 
lausitz insbesondere nach der Niederwerfung des Schmalkaldischen Auf¬ 
standes zu steuern. Ein Mittel hiezu bot die Stärkung der Stellung der 
katholischen Bautzener Dechantei, auf welche die Jurisdiktion aller 
katholischen Teile der Meißner Diözese übertragen wurde. (1560.) 

2. Mit der Herrschaft des religiös toleranten Maximilian II., der 
starV dem Protestantismus zuneigte, schien in Böhmen ein Wandel der 
kirchlich-religiösen Verhältnisse einzutreten. Die gefestigte Stellung des 
Protestantismus im deutschen Reiche schuf hiefür eine Grundlage. Die 
Protestanten nutzten die ihnen günstige Lage, indem sie auf dem 
Landtage von 1567 das Zugeständnis erreichten, sich nicht mehr nach 
den Kompaktaten richten zu müssen, und indem sie auf den späteren 
Landtagen weitgehende Wünsche für ihre Anerkennnug und Organi¬ 
sation vortrugen. Sie schlossen ein enges Bündnis mit den Böhmischen 
Brüdern, die sich in dieser Zeit einer gewissen Duldung erfreuten, 
wiewohl noch 1578 ein Mandat gegen sie erfloß. Das Ergebnis 
war eine Anpassung des Augsburger Bekenntnisses an die Lehren 
der Böhmischen Brüder und die Schaffung eines einheitlichen 
Bekenntnisses, das als „Böhmische Konfession“ bezeichnet wurde. Im 
Landtage von 1575 begehrten sie eine königliche Anerkennung und 
die Erfüllung ihrer organisatorischen Wünsche. Allein hauptsächlich 
wegen des Widerstandes der päpstlichen Kurie wurde nach langem 
Zögern nur eine mündliche Zusage der Ungestörtheit der Religions¬ 
übung erreicht. In organisatorischer Hinsicht wurde das Zugeständnis 
der Wahl von 15 Defensoren (je 5 aus jedem Stande) erzielt. Diese 
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sollten auch Superintendenten in den einzelnen Kreisen ernennen. Da¬ 
gegen blieben die Wünsche wegen Überlassung des Konsistoriums un¬ 
erfüllt. — Ungünstig wurde die Lage der Utraquisten durch das nun 
selbständig auftretende Protestantentum beeinflußt. Eine Zusicherung 
der Einhaltung der Kompaktsten gab Maximilian II. nicht mehr und 
das niedere Konsistorium gelangte in volle Abhängigkeit vom katho¬ 
lischen Erzbistum. — In Schlesien hatte Maximilian II. schon 1564 die 
Augsburger Konfession anerkannt; in Mähren hat die schon früher gel¬ 
tende Toleranz keinen Anlaß zu neuer Regelung geboten. 

3. Der Ausgang des 16. Jahrhunderts ist in allen Ländern der 
böhmischen Krone durch die Tendenz der Rekatholisierung gekennzeich¬ 
net. Scharfe Maßnahmen des päpstlichen Stuhles gegen Andersgläubige, 
das zielbewußte Wirken des Jesuitenordens und der wiederum katholisch 
gesinnten Olmützer (Kardinal Franz von Dietrichstein) und Breslauer 
Bischöfe, die Besetzung der Landesämter mit Katholiken und das Bei¬ 
spiel des entschiedenen katholischen Vorgehens Erzherzogs Ferdinands 
in der Steiermark sind Motive und Äußerungen der nun einsetzenden 
Rekatholisierung. — Rudolf II. griff erst 1602 durch die Erneuerung 
des Wladislawschen Mandates gegen die Brüderunion in die religiösen 
Verhältnisse ein. Die Fortschritte der Rekatholisierung und die abso¬ 
lutistische Tendenz des Rudolfinischen Regimes lösten Verschwörungen 
der Stände Böhmens und Mährens (1607/08) aus, welche als Vorläufer 
der späteren ständischen Revolution erscheinen. — Um seine Herr¬ 
schaft in Böhmen zu erhalten, bequemte sich Rudolf II. endlich zur 
Erlassung des Majestätsbriefee vom 9. Juli 1609. Dieser enthielt die 
Bestätigung der böhmischen Konfession, deren Übung den Ständen 
freigestellt wurde. Das niedere Konsistorium und auch die Universität 
wurden ihr überlassen; zur Verteidigung ihrer Rechte wurde die Wahl 
von Defensoren zugestanden. Auf dieser Grundlage wurde die Organi¬ 
sation der Lutheraner und der Böhmischen Brüder derart geregelt, daß 
an der Spitze ein Administrator der Lutheraner und der Senior der 
Böhmischen Brüder stehen sollte. Das Konsistorium sollte aus 12 Mit¬ 
gliedern zusammengesetzt sein, von welchen 4 der Universität, 3 den 
Lutheranern und 3 der Brüderunion angehörten. Defensoren waren in 
der Zahl von 24 vorgesehen, je acht aus jedem Stande gewählt. — Die 
durch den Majestätsbrief selbst nicht geregelten inneren kirchlichen 
Verhältnisse der Religionsparteien wurden in einem besonderen Ver¬ 
gleiche der katholischen und evangelischen Stände im Aufträge des 
Herrschers vereinbart. Die Religionsparteien versprachen einander in 
der Ausübung der Konfession nicht hinderlich zu sein; ein Zwang der 
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Untertanen zu einem Glaubensbekenntnis sollte ausgeschlossen bleiben 
(daher galt nicht der nach dem Augsburger Frieden so drückende Satz 
cuius regio, illius religio). Die Parteien garantierten sich gegenseitig 
ihren Besitzstand. Auf seinen Gütern* durfte jeder Stand Kirchen und 
Schulen seines Bekenntnisses errichten. Der gleiche Grundsatz wurde 
auch bezüglich der Ortschaften und Städte des Königs oder der Königin 
und bezüglich der königlichen Güter derart festgelegt, daß die Nicht¬ 
katholiken, falls sie dort noch keine Kirchen hätten, sich solche zu 
erbauen berechtigt seien. Die ungenaue und allgemeine Fassung der 
letzteren Bestimmung ließ die Stellung des Kirchengutes zum Königtum 
unerwähnt und gab hiedurch Anlaß zu den späteren so folgenschweren 
Streitigkeiten. — Zu einer ausdrücklichen Anerkennung der Augsburger 
Konfession kam es nun auch in den schlesischen Fürstentümern, und 
zwar allgemein, ohne wie in Böhmen auf die Stände eingeschränkt zu 
sein (1609). In den übrigen Ländern erfolgten nur allgemeine Zusagen 
der Religionsfreiheit, so in Mähren, so in den beiden Lausitzen an¬ 
läßlich der Huldigung für Matthias (1611). In der Niederen Lausitz 
war ein Majestätsbrief zwar vorbereitet worden, er kam jedoch 
nicht zur Ausführung. — Sonach hatten die Rekatholisierungsbestre- 
bungen allenthalben zu einem gegenteiligen Erfolge, der Anerkennung 
und Festigung der Stellung der neuen Lehre geführt, und dies in 
Böhmen in der ausgeprägtesten Form. Schien also das Zeitalter mit 
einem Zustande kirchenpolitischer Beruhigung zu schließen, so haben 
die darnach neu einsetzenden und gerade in Böhmen besonders starken 
Rekatholisierungsversuche, die im Widerspruche zu den festgelegten 
Grundsätzen einer gegenseitigen Duldung standen, Zündstoff zu einer 
neuen Abwehrbewegung geboten. 

VII. Die Rechtsbildung und die Rechtsquellen. 

Das Zeitalter der ersten Habsburger, das 16. Jahrhundert bis 
zur Schlacht auf dem Weißen Berge, brachte eine Reihe von neuen 
Momenten für die Rechtsbildung, welche auf die Art der Rechtsquellen 
rückwirkten. Zunächst sind es der Humanismus und die im deutschen 
Reiche viel mehr fortgeschrittene Aufnahme des römischen Rechtes, 
welche nun auch in den böhmischen Ländern bewußteren Einfluß ge¬ 
winnen und teilweise neue Rechtsgrundlagen schaffen. Der Humanismus 
barg hier besonders starke Beziehungen zum Rechtsleben, da bedeutende 
Humanisten als Berater des Königs und Amtsträger wirkten. So war 
die Kenntnis und Verbreitung des römischen Rechtes und eine hohe 
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Wertung seiner Vorzüge vorbereitet, wovon insbesondere die Traktate 
des Kleinseitner Stadtschreibers Joannes Kocinus ”prolusio scholastica 
politicae exercitationis“ (1578) und ”nova distributio iuris universi 
dialogo explicata“ beredtes Zeugnis ablegen. Im ersteren trat er für die 
Anforderung wissenschaftlicher Bildung bei der Übertragung von 
Ämtern, im letzteren für eine römischrechtliche Systemisierung bei der 
Behandlung des Rechtsstoffes ein. Insbesondere sind es die Städte, die 
jetzt, einschließlich mancher grundherrlicher Gemeinwesen, ein roma¬ 
nistisch geschultes Stadtschreibertum zeigen. Im Bereiche des Stadt¬ 
rechtes erfolgte die Verwirklichung innerer Anpassung an das römische 
Rechte Die Bearbeitung des stark von römischrechtlichen Bestimmun¬ 
gen beherrschten Brünner Schöffenbuches durch Briccius von Licko, 
der Eoldinsche Stadtrechtsentwurf und vollends die Prager Appel¬ 
lationskammer mit der Anwendung des römisch-kanonischen Prozesses 
und ihrer Besetzung mit Doktoren erhärten dies. Im übrigen sorgten 
die Lehre an der Universität, Übertragungen der Justinianischen Quel¬ 
len und populäre Darstellungen für die Verbreitung der Kenntnis des 
römischen Rechtes. Das Landrecht hat sich allerdings in dieser Zeit 
noch vom römischen Rechte im Wesen frei gehalten und, gemessen an 
der Stellung des römischen Rechtes im deutschen Reiche, blieb auch 
formell die Aufnahme des römischen Rechtes im Rückstände, da es 
selbst beim Appellationsgerichte noch zu keiner Anerkennung des 
gemeinen Rechtes als subsidiärer Rechtsquelle kam. Anders allerdings 
war es in Schlesien, das nicht im Bereiche der Einwirkung des böhmisch¬ 
mährischen Landrechtes lag, und in den beiden Lausitzen. Hier drang 
im Laufe des 16. Jahrhunderts die Subsidiarität des römischen Rechtes 
durch. Sie wurde für die Städte der Oberlausitz von Ferdinand I. auch 
bei den Urteilen des Appellationsgerichtes festgelegt. Das sächsische 
Landrecht bot hier weit geringere Schranken und der Rezeptionsprozeß 
im Landrechte war insbesondere in Schlesien schon seit dem Ausgange 
de6 14. Jahrhunderts literarisch vorbereitet. 

Die verfassungsrechtlichen Veränderungen dieser Zeit, die all¬ 
mähliche Steigerung der Herrschergewalt, die einsetzende Zentrali¬ 
sation, die religiösen Kämpfe, das Sinken dei städtischen Autonomie 
und die Entwicklung der Gutsherrlichkeit zeitigten entsprechende Rück¬ 
schläge in der Rechtsbildung und in den Rechtsquellen. Die Änderun¬ 
gen, welche das 16. Jahrhundert durch eine fortschreitende Zunahme 
des Deutschtums brachte, kommen ebenfalls für die Rechtsbildung 
dieser Epoche in Betracht. Diese Erstarkung des-Deutschtums in den 
böhmischen Ländern, die sich vor allem im Bürgertume wahrnehmen 
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läßt, ist auf mehrfache Momente zurückzuführen. Die deutschen 
Habsburger, die nicht oder nur unzureichend der tschechischen Sprache 
mächtig waren, stärkten das deutsche Element bei Hofe und in der 
Beratung, die beginnende Zentralisation insbesondere bei der Hofkam 
mer ließ deutsche Amtsträger Wirkungskreis und Einfluß gewinnen. 
Dasselbe gilt bezüglich der Richter am Appellationsgericht. Hiezu 
kamen die nicht zu unterschätzenden wirtschaftlichen Gründe, welche 
zur Wiederbelebung im Gewerbe und Bergbau den Zuzug Deutscher 
forderten. Die Verbreitung des Protestantismus hat religiöse Zu¬ 
sammenhänge mit Deutschland verwirklicht und zur Zurückdrängung 
des Nationalismus, damit auch zur Wiederbelebung des Deutschtums 
beigetragen. Auf katholischer Seite brachte die Intemationalität des 
Jesuitenordens ein das Deutschtum förderndes Moment. All diese Um¬ 
stände führten es herbei, daß das im Lande verbliebene Deutschtum 
sich neu kräftigte. Allerdings darf nicht außer acht gelassen werden, 
daß die Habsburger, obwohl ein deutsches Herrschergeschlecht, doch 
nicht planmäßig germanisierend vorgingen und daß sich nationale 
Widerstände, zumal im Landtage, fortdauernd zeigten. Einen schla¬ 
genden Beweis hiefür bietet das knapp vor dem Ausbruche der stän¬ 
dischen Revolution erlassene Gesetz von 1615. Es wollte die Aufnahme 
eines der tschechischen Sprache nicht Kundigen als Einwohner oder 
Bürger schlechthin au6schließen, seinen Kindern die öffentlichen Ämter 
unzugänglich machen, ja selbst in erbrechtlicher Hinsicht die der 
tschechischen Sprache nicht Mächtigen zurücksetzen. Diesem mit der 
gegebenen Lage unvereinbaren, nicht durchgeführten Gesetz kann 
neben seinen religiös-politischen Tendenzen nur der Charakter einer 
demonstrativen, sprachenrechtlichen Norm beigemeseen werden. — Die 
geänderten Verhältnisse griffen auf den amtlichen Sprachengebrauch 
über. Am stärksten äußerten sich die Änderungen bei den königlichen 
Behörden, vor allem bei der böhmischen Kammer. Hier konnte infolge 
des von ständischem Einfluß freien Charakters der Behörde die innero 
deutsche Amtssprache und der Verkehr mit den Parteien je nach ihrer 
Nationalität verfügt werden. Ähnliches gilt für das mährische Rent¬ 
meisteramt. Bei der Prager königlichen Appellationskammer war die 
Nationalität der Parteien für die Sprache der Erledigung entscheidend. 
In der städtischen Verwaltung bedienten sich die deutschen Städte 
wieder ziemlich allgemein, besonders nachdrücklich die mährischen, der 
deutschen Sprache. Der Verkehr mit den Ständen wickelte sich aber, 
in Olmütz nicht widerspruchslos, fortdauernd in tschechischer Sprache 
ab. Die Landrechte und die Verhandlungen der Landtage blieben 
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Domänen der hartnäckig festgehaltenen Ausschließlichkeit der tsche¬ 
chischen Sprache. Dies gilt auch für Troppau. Im Jägemdorfer 
Fürstentum brachte die Herrschaft des Hohenzollem Georg Friedrich 
mit der Einstellung des Landrechtes eine Verdrängung der tschechischen 
Sprache, um jedoch unter Einflußnahme Maximilians II. einer sprach¬ 
lichen Gleichberechtigung in landrechtlichen Belangen zu weichen. In 
Oberschlesien wurde die amtliche Geltung der tschechischen Sprache 
am wenigsten berührt, innerhalb der besonderen schlesisch-lausitzer 
Kanzlei wurde für Ober-Schlesien andauernd tschechisch amtiert. Da¬ 
gegen war in Unter-Schlesien sowie in den beiden Lausitzen, im städ¬ 
tischen wie im landrechtlichen Amtsleben, die deutsche Sprache die 
übliche. Im diplomatischen Verkehr verlor die tschechische Sprache 
ihre im 15. Jahrhundert erworbene Anwendung. 

1. Betrachtet man die Rechtsquellen dieses Zeitraumes im ein¬ 
zelnen, so gewährt zunächst die landrechtliche Gesetzgebung einen 
deutlichen Einblick in die Wandlungen der Verfassungs Verhältnisse. 
Für Böhmen blieb die Wladislawsche Landesordnung die Grundlage 
der neu entstandenen Landesordnungen, aber inhaltlich spiegeln die 
Abänderungen das Kräftespiel zwischen den Ständen und dem König- 
tume wider. Die in der Frühzeit der Ferdinandeischen Herrschaft zu¬ 
standegekommene, 1530 im Druck veröffentlichte Landesordnung fußt 
auf einem Landtagsbeschlusse vom Jahre 1523 und ist ganz im Geiste 
der Wladislawschen Landesordnung gehalten, ergänzt durch die seither 
gefaßten Landtagsbeschlüsse. Anders die nächste Landesordnung (1549), 
die unter persönlicher Einflußnahme des Königs nach der Unter¬ 
drückung des ständischen Aufstandes beschlossen wurde. Hier tritt 
die königliche Gewalt schon äußerlich kräftiger hervor, da der Ab¬ 
schnitt über Würde, Gewalt und die Gerichte des Königtums nun an 
die Spitze der Landesordnung gestellt ist. Der wichtigsten hier hervor- 
tretenden Änderungen zu Gunsten der königlichen Gewalt wurde schon 
oben gedacht. Die noch zu Lebzeiten Ferdinands geschaffene, aber eret 
nach seinem Tode im Druck publizierte und seinem Nachfolger zu¬ 
geeignete Landesordnung von 1564 ist den Ständen wieder günstiger. 
Dies ist schon äußerlich bemerkbar, da die Wahl und der Eid des Königs 
wieder an die Spitze gestellt werden. Eine Ergänzung erfuhr die Landes¬ 
ordnung durch ein juristisch hochstehendes Rechtsbuch des Vizeland¬ 
richters Meniik von Menstein über das Grenzgericht (mezni soud) aus 
dem Jahre 1600, da diese Arbeit auf dem Landtage genehmigt wurde 
und daher Gesetzeskraft erlangte. 
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In Mähren, wo es bisher an einer Landesordnung gefehlt hatte, 
erfolgten nun gesetzgeberische Zusammenfassungen, aber im Verhält¬ 
nisse zu Böhmen 6tehen sie als gesetzgeberische Leistungen zurück, 
denn sie beschränken sich darauf, die Angaben des Tobitschauer 
Rechtsbuches zu wiederholen und die Landfriedensbestimmungen von 
1530 und spätere Landtagsbeschlüsse einzufügen. Die Landfrieden 
behielten daneben ihre selbständige Normgeltung und ebenso blieb das 
Tobitschauer Rechtsbuch als solches in Anwendung. Zudem ist die 
erste Znaimer Landesordnung von 1535 nur eine Gerichtsordnung. Die 
zweite sog. Brünner Landesordnung von 1545 war von ständischer 
Tendenz getragen. Sie enthielt die vorher aus dem Tobitschauer Rechts¬ 
buch nicht übernommenen Artikel über das Landrecht und die Frei¬ 
heiten der Markgrafschaft Mähren. Sie kam ohne die Sanktion des 
Herrschers zustande. Deshalb wurde ihr die königliche Anerkennung 
verweigert und die gestärkte Stellung Ferdinands setzte eine Revision 
durch, die das Ergebnis zeitigte, daß 1562 in einer neuen, in Olmütz 
gedruckten Ordnung im Wesen auf die Znaimer Ordnung und auf das 
Tobitschauer Rechtsbuch zurückgegriffen wurde. Die wiederholt 
geäußerte ständische Unzufriedenheit fand ihre teilweise Berücksich¬ 
tigung in einer gewissen Erweiterung der ständischen Rechte in der 
Landesordnung von 1604, die zwar die Stände noch nicht befriedigte 
und weiterhin, allerdings unerledigte Wünsche nach einer Neu¬ 
ordnung zur Folge hatte. Neben den Landesordnungen behielten die, 
wie schon bemerkt, immer wieder erneuerten (1567, 1569 und 1608) 
Landfrieden ihre Bedeutung als Rechtsquelle. — Der enge ständische 
Zusammenhang Mährens mit Troppau ließ trotz des verfassungsrecht¬ 
lichen Anschlusses an Schlesien die landrechtlichen Quellen (Landes¬ 
ordnungen, Landtagsbeschlüsse, Landfrieden und das Tobitschauer 
Rechtsbuch) auch in Troppau gelten. In Jägemdorf war dies Gegen¬ 
stand widersprechender Anschauungen des Hohenzollern-Fürsten und 
der Stände. Der Streit endete für die Stände und den landrechtlichen 
Zusammenhang mit Mähren günstig. (1570.) Ein Zeugnis für die fort¬ 
lebenden landrechtlichen Beziehungen Troppaus und Jägemdorfs zu 
Mähren bieten kompilatorische Zusammenstellungen mährischer Land¬ 
tagsbeschlüsse im 16. Jahrhundert für diese Gebiete. 

Die Regelungen der böhmisch-mährischen Landesordnungen griffen 
des weiteren bis nach Ober-Schlesien über. Hier ist es die in tsche¬ 
chischer Sprache in Olmütz gedruckte Landesordnung von Oppeln- 
Rätibor (1563), welche vor allem auf der Znaimer Landesordnung von 
1535 und der böhmischen von 1549 fußt; 6ie enthält Bestimmungen für 
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das ganze landrechtliche Gebiet, über das Verfassungsrecht ebenso wie 
über das Privatrecht, das Strafrecht und den Rechtsgang. Sie diente 
den gesetzestechnisch ihr gegenüber allerdings zurückstehenden Tesch¬ 
ner Landesordnungen von 1573 und 1590 zum stellenweise wörtlich 
benutzten Muster. In Nieder-Schlesien entwickelte sich das Landrecht 
auf sächsischer Grundlage unter subsidiärer Aufnahme des römischen 
Rechtes, wie es Landesordnungen zeigen, die hier in der Mitte des 
16. und zu Anfang des 17. Jahrhunderts erlassen wurden. In der oberen 
Lausitz ist eine umfassendere Landesordnung erst aus dem Jahre 1582, 
für die Niedere Lausitz schon aus dem Jahre 1538 zu verzeichnen. 

Neben den böhmisch-mährischen Landesordnungen sind es die 
Landtagsverhandlungen und die Landtagsbeschlüsse, die eine sehr reich¬ 
haltige Fundgrube für die Erkenntnis des gesamten ständischen Rechts¬ 
lebens bilden. Die Entwicklung des Landtafelwesens wurde in Böhmen 
durch den großen Brand von 1541 jäh unterbrochen, welcher weit über 
100 Landtafelquatemen zum Raub der Flammen werden ließ. Es setzte 
zwar sofort auf Grund eines Landtagsbeschlusses eine Aktion zur 
Wiederherstellung der landtäflichen Verzeichnungen des Grundbesitzes 
ein, die Besitzvorgänger wurden zu einem neuerlichen Einschreiten um 
Eintragung des Besitzüberganges gezwungen; wo dies nicht möglich 
war, wurde die Eintragung auf Grund eines Ansuchens des Erwerbers 
in besondere registra communitatis zugelassen. Die Stände drangen 
auf eine Wiedereintragung aller früheren, in die Landtafel aufgenom¬ 
menen Landesprivilegien; Ferdinand ließ dies jedoch nur teilweise zu. 
Der Wahl-Revers wurde durch einen neuen ersetzt (s. o. S. 78), so daß 
der Brand auch einen verfassungsrechtlichen Rückschlag äußerte. In 
der Folgezeit wurden die Landtafelquatemen in entwickelter Differen¬ 
zierung neben den Registern des Kammergerichtes, des Burggrafen¬ 
gerichtes und jenen über Streitigkeiten und Supplikationen der Unter¬ 
tanen fortgeführt. Das gleiche gilt von den nicht unterbrochenen Land¬ 
tafeln Mährens, Troppaus und Jägemdorfs. In Ober-Schlesien bürgerten 
sich nach mährisch-böhmischem Muster mit der Entwicklung ständischer 
Landrechte analoge Gerichtstafeln ein, die leider nur stückweise er¬ 
halten sind. Für außerstreitige Angelegenheiten wurden ferner im 
Zusammenhang mit dem Lehensrecht und unter polnischem Einfluß 
landesherrliche Genehmigungen von Gutsverkäufen Matriken der fürst¬ 
lichen Kanzleien betreffend die Gutsübertragungen geführt. 

2. Wie schon der zunehmende königliche Einfluß auf Zustande¬ 
kommen und Inhalt der Landesordnungen zeigt, steigerte sich in diesem 
Zeiträume die Bedeutung des Königtums in der Rechtsbildung. Ins- 
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besondere war dies unter Ferdinand I. und Rudolf II. der Fall. Damit 
wuchs das Quellengebiet des vom König ausgehenden Rechtes. E6 
äußert sich dies vor allem in den kaiserlichen Instruktionen für die 
neu entstehenden landesfürstlichen Ämter und Einrichtungen, wie für 
die böhmische und mährische Kammer, für die Böhmische Kanzlei 
und ihre Exposituren und für das königliche Appellationsgericht. 
Ungleich mehr trat das Herrschertum mit Majestätsbriefen und Man¬ 
daten (Dekreten und Paten ’en) hervor. Hand in Hand damit ging die 
Anlegung von Registern für die königlichen Majestäts- und offenen 
Briefe und bei den königlichen Behörden. Dem Beispiel der böhmischen 
Könige folgten die schlesischen Fürsten (Register und Matriken nach 
polnischem Muster). 

3. Für eine Entwicklung des dem Königtume nahestehenden Lehens¬ 
rechtes war im allgemeinen die Lage noch ungünstiger, als dies schon 
im 15. Jahrhundert der Fall war. Allenthalben kann der Prozeß der 
Verselbständigung und Befreiung des Lehensbesitzes vom Lehensbande 
festgestellt werden. Maximilian hat eine Aufforderung an die böhmische 
Kammer zum allgemeinen Auskauf der böhmischen Lehen ergehen 
lassen (1574). Tatsächlich sind die wichtigsten Lehen, wie die Eibogner 
und Trautenauer, in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts verselb¬ 
ständigt worden und im Egerlande lag die Erteilung der Lehen ganz in 
den Händen der Pfandbesitzer. Ebenso verloren andere Lehen, wie die 
von Plan und Tachau, ihren Lehenscharakter. — In Mähren lebten zwar 
die Olmützer Lehen fort, aber hier wie in Troppau nahm die Befreiung 
stark zu. Selbst in Schlesien fielen zahlreiche Lehen (häufig durch eigen¬ 
mächtige Allodialisierung) weg. Am stärksten erhielt sich verhältnis¬ 
mäßig das Lehenswesen in den beiden Lausitzen. — So fließen die 
Quellen des Lehensrechtes schon spärlicher. Es kommen die wiederholt 
im 16. Jahrhunderte vorgenommenen Verzeichnisse der Lehen, ferner 
die Olmützer Lehensbücher, die Kanzleiregister Nieder-Schlesiens über 
außerstreitige Angelegenheiten, die schlesischen und Lausitzer Lehens¬ 
gerichtsbücher und die über die Lehen in der Unteren Lausitz geführten 
Ilomagienbücher in Betracht. Während in Schlesien und in den 
Lausitzen das Lehensrecht den sächsischen Charakter beibehält, läßt 
sich in Mähren die subsidiäre Anwendung des Schwabenspiegels fest¬ 
stellen, dessen lehensrechtliche Bestimmungen im Aufträge des Olmützer 
Bischofs auch ins Tschechische übertragen wurden (1538). — In den 
Gebieten des sächsischen Lehensrechtes, in Schlesien und in den 
Lausitzen, kamen mit der Rezeption des römischen Rechtes die libri 
feudorum und damit das langobardische Lehensrecht zur subsidiären 
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Geltung, während dies in Böhmen nicht der Fall war. — Als Lehens¬ 
gerichte wirkten, wie in der früheren Epoche, das königliche Hofgericht, 
die deutsche Lehenshauptmannschaft, das seit 1529 in Kremsier lokali¬ 
sierte Gericht für die Olmützer Lehen, die schlesischen Mannrechte, die 
Lausitzer Hofgerichte. Lehensrechtlich war ferner das Elbogener 
Gericht und zum Teile auch das Gericht des Egerer Pflegers. Das 
besondere Gericht der Trautenauer Lehen hatte zu Beginn des 16. Jahr¬ 
hunderts zu bestehen aufgehört. 

4. Viel reicher ist die Hechtsentwicklung und das Quellenmaterial 
im Bereiche des Bergrechtes. In dieser Zeit hält das Joachimsthaler, 
auf Meissnischem Ursprung (Annaberg) beruhende Bergrecht seinen 
Einzug in die böhmischen Länder. Es war durchgebildeter, entsprechen¬ 
der als das Kuttenberger und Iglauer Bergrecht. So gewann daB 
Joachimsthaler Bergrecht immer reichere Verbreitung, 6eine Anwen¬ 
dung erstreckte sich auch auf mährische und niederschlesische Berg¬ 
städte und mit seiner Ausbreitung ging die Oberhoftätigkeit des 
Joachimsthaler Berggerichtes Hand in Hand. Dagegen blieb das 
Kuttenberger und Iglauer Bergrecht auf sein Ursprungsgebiet be¬ 
schränkt. Gegen Ende des 16. Jahrhunderts treten, ähnlich wie im 
Stadtrechte, Pläne einer Konkordanz der geltenden Bergrechte zutage. 
Die langwierigen ständischen Verhandlungen führten in dem (Maxi- 
milianischen) Bergwerksvergleiche von 1575 zwar noch zu keiner Uni¬ 
fizierung, wohl aber zu dem Aufträge, zwei Landesbergwerksordnungen 
auf Grundlage des Kuttenberger und des Joachimsthaler Bergrechtes 
zu schaffen. — Die wichtigsten bergrechtlichen Quellen des 16. Jahr¬ 
hunderts sind die Schlickschen Joachimsthaler Bergordnungen von 1518 
und 1541, der Bergwerksvergleich von 1534 und die Bergwerksordnung 
Ferdinands I. von 1548 samt zwei weiteren königlichen Bergwerks¬ 
ordnungen des gleichen Jahres für die Schlaggenwalder und Hengster 
Gruppen der böhmischen Zinnbergwerke. Von großer praktischer Be¬ 
deutung war die private, um die Mitte des 16. Jahrhunderts verfaßte 
Arbeit des Joachimsthaler Bergmeisters Matheus Enderle (Enderlein), 
eine Darstellung von Bergrechtsgewohnheiten in 171 Artikeln. In 
Ausführung jenes Bergwerksvergleiches von 1575 legte der Oberst¬ 
münzmeister Wilhelm von Oppersdorf zwei Entwürfe von Berg¬ 
werksordnungen für das Kuttenberger und für das Joachimsthaler 
Bergrecht vor. Der Kuttenberger Entwurf, an dem der Kuttenberger 
Hofmeister Karl von Rasna mitgearbeitet hatte, ist in deutscher und 
tschechischer Sprache überliefert, der in deutscher Sprache abgefaßte 
Joachimsthaler Entwurf, welcher neben Wilhelm von Oppersdorf den 
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Oberbergmeister Lazarus Ercker als Verfasser nennt, ist nach langer 
Verschollenheit durch einen glücklichen archivarischen Fund jüngst 
zutage gefördert worden. Beide Entwürfe stellen hochwichtige Quellen 
der böhmischen Bergrechtsgeschichte dar, obgleich sie nach ihrer Vor¬ 
lage im Landtage von 1579 wegen des Widerstandes der Bergstädte und 
der Lässigkeit der Stände zu keinem legislativen Ergebnisse führten. — 
Von großer Bedeutung für die Kenntnis der praktischen Gestaltung 
des Bergrechtes sind die Bergbücher, welche im Rahmen der Stadt¬ 
bücher zu reicher Entfaltung und Differenzierung (Lehenbücher, 
Vertrags-Kummer-Fristenbücher) kamen. Ihre Ermittlung und Ver¬ 
arbeitung bildet ein verheißungsvolles Ziel bergrechtsgeschichtlicher 
Forschung. 

Für das Recht des Weinbaues sind in Böhmen die schon in das 
15. Jahrhundert zurückreichenden Register und nach Rechtsgeschäften 
gegliederten Weinbergbücher die wichtigste Erkenntnisquelle neben 
den städtischen Weinbergordnungen, welche teils statutarischen, teils 
zünftigen Charakter an sich tragen. — In Mähren ging die Regelung 
der Rechtsverhältnisse zum großen Teile von den Grundherren aus, 
sie bildet sonach eine Äußerung der Gutsverwaltung unter innerer 
Anlehnung der Normen an niederösterreichische Muster. 

5. Entscheidende Veränderungen brachte das 16. Jahrhundert im 
Bereiche des böhmischen Stadtrechtes. Sie liegen in den erfolgreichen 
Bestrebungen nach Unifizierung des Stadtrechtes in Böhmen auf Grund¬ 
lage des Prag-Brünner Rechtes und unter vordringender Bedeutung des 
römischen Rechtes. Die Ursache hiefür ist in der großen Verbreitung 
und Wertschätzung zu suchen, welche das 6tark romanisierende Brünner 
Schöffenbuch als cursus sententiarum civilium im Prager Rechtsleben 
gewonnen hatte. Da es hier geradezu als subsidiäre Rechtequelle galt, 
beherrschte es nicht nur den Oberhof Brünn, sondern auch jenen der 
Altstadt Prag. So ergab sich im Wesen ein Dualismus des Stadt- 
rechtes in Böhmen, es galt einerseits Brünner, andererseits Magde¬ 
burger Recht. Zeuge dieser Entwicklung und zugleich ein Schritt nach 
vorwärts in der Geltung des Brünner Rechtes, war die schon oben er¬ 
wähnte kompilatorische Arbeit des Schreibers am königlichen Kammer¬ 
gericht Fabricius (Briccius) von Licko (1536), welche sich als „Bücher 
des Stadtrechtes der Altstadt Prag und anderer zu diesem Rechte 
gehöriger Städte des Königreiches Böhmen“' bezeichnet. Tatsächlich 
handelt es sich um eine Wiedergabe jenes cursus sententiarum des 
Brünner Schöffenbuches in tschechischer Sprache. Das Buch ist eine, 
allerdings unter persönlicher Einflußnahme Ferdinands I. zustande- 
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gekommene private Arbeit. Sie war für die Vereinheitlichung des Stadt¬ 
rechtes von besonderer Bedeutung, denn der Verfasser sah in den 
Schöffensprüchen Prager Recht, änderte sie durch Prager Statutar- 
heschlüsse ah und seine Arbeit gab den Anstoß zu weiteren gesetz¬ 
geberischen Plänen der Unifizierung. Im Jahre 1545 drängte der Land¬ 
tag auf eine Zusammentragung aller verschiedenen Stadtrechte, um ein 
einheitliches, dem Prager angepaßtes Stadtrecht zu schaffen. Die Er¬ 
richtung der königlichen Appellationskammer vermehrte noch diese von 
Ferdinand I. geförderten Ziele um ein wesentliches Moment. Gleich¬ 
wohl verstrich noch mehr als ein Jahrzehnt, ehe dem Landtage ein 
einschlägiger Entwurf (1558) vorgelegt wurde. Ihre Vollendung erfuhr 
die Aufgabe der Vereinheitlichung erst durch die Arbeit Paul Christians 
von Koldin, des gelehrten Stadtschreibers der Altstadt Prag, welcher 
nach dem Tode Ferdinands einen Entwurf verfaßte. Dieser wurde 1569 
Maximilian II. vorgelegt. Der Eoldinsche Stadtrechtsentwurf ist ein 
durch seinen systematischen Aufbau, durch seine klare Sprache und 
Sachkenntnis hervorragendes Werk. Grundlagen sind die Brünner 
Schöffensprüche (libri sententiarum), das Prager Statutarrecht und die 
Bestimmung»! der böhmischen Landesordnung von 1564. Im ganzen 
wollte eich Koldin, wie er selbst hervorhebt, an das geltende Recht 
halten; trotzdem ist in seinen Stadtrechten dem römischen Rechte eine 
viel durchdringendere Geltung verschafft worden, als dies in allen vor¬ 
ausgehenden Quellen der Fall war. Die Koldinschen Stadtrechte sind 
daher eines der bedeutendsten Rezeptionsdenkmäler der böhmischen 
Länder. (S. o. S. 121.) Die Festlegung des Entwurfes im Landtage stieß 
allerdings noch auf große Schwierigkeiten. Es ist ohne weiteres klar, 
daß die Zugrundelegung de6 Prag-Brönner Stadtrechte6 für alles Stadt¬ 
recht in Böhmen gleichbedeutend war mit einer Hintansetzung, ja einer 
völligen Verdrängung des Magdeburger Rechtes, das Jahrhunderte lang 
in so vielen Städten sich eingelebt hatte. Leitmeritz, das Haupt der 
Städte Magdeburger Rechtes, überreichte über Auftrag Maximilians II. 
diesem eine Denkschrift („Auszug der hauptsächlichsten und vornehm¬ 
sten Artikel des sächsischen oder Magdeburger Rechtes“). Hierauf wurde 
mit einer wohl auch von Koldin verfaßten Gegenäußerung erwidert. 
Die langwierigen Verhandlungen, welche zu einer Korrektur des Ent¬ 
wurfes führten, zogen sich bis 1579 hin, in welchem Jahre endlich der 
Landtag die Einwilligung zur Drucklegung der Koldinschen Stadtrechte 
gab. Aber selbst nach dem Landtagsbeschlu6se waren die Städte Magde¬ 
burger Rechtes, insbesondere Leitmeritz und Laun, nicht geneigt, von 
ihrem Rechte zu lassen. Sie wollten den Geltungsbereich des Beschlusses 
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nicht auf sich angewandt wissen. Erst unter dem Drucke des Landtags* 
beschlusseß von 1610 gab Leitmeritz seinen Widerstand auf. Die Kol* 
dinschen Stadtrechte fanden rasch eine starke Verbreitung, wozu för¬ 
dernd der Umstand kam, daß das Prager Appellationsgericht (seit 1580) 
nach den dort getroffenen Regelungen entscheiden sollte. Sie wurden 
ins Deutsche übertragen und Koldin verfaßte für den leichteren Ge¬ 
brauch in der Praxis einen Auszug (Summa) der Bes timmungen. Der 
Geltungsbereich der Koldinschen Stadtrech ts-Uni fi zierung war nur 
Böhmen; auf die mährischen Städte bezog er sich nicht. Dort griff eine 
zunächst nur subsidiäre Geltung erst zum Schlüsse des 17. Jahrhunderts 
ein. Die Reformen des Stadtrechtes, welche in Schlesien und in den 
Lausitzen im 16. Jahrhundert erfolgten, sind selbständigen Charakters 
und fußen auf dem römischrechtlich durchsetzten sächsischen Recht. 
Lediglich in Teschen wurde das böhmische Stadtrecht (seit 1598) ein¬ 
geführt. — In der praktischen Anwendung des Rechtes ist das 16. Jahr¬ 
hundert eine Zeit der Vollentfaltung und Differenzierung des Stadtbuch- 
.wesens. Die Bestände sind insbesondere in der zweiten Hälfte des 
16. Jahrhunderts sehr reiche, ihre Reihe, mangels einer jähen kriege¬ 
rischen Unterbrechung, ziemlich lückenlos. Das zunftstatutarische 
Material ist sehr reichhaltig und es kommt in demselben das rege 
Gewerbsleben dieser Zeit zum Ausdruck. 

6. Die Quellen des bäuerlichen Rechtes spiegeln die Entfaltung der 
Gut6herrlichkeit, und zwar in noch stärkerem Maße wider, als dies schon 
in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts der Fall war. Abgesehen 
vom Freisassentum beherrschen in Böhmen und Mähren nun gutsherr¬ 
liche Regelungen und Einrichtungen das bäuerliche Recht vollends. Aus 
dem 16. Jahrhundert ist, wie schon Kalouseks Sammlung zeigt, eine große 
Zahl von Gutsinstruktionen überliefert, welche die ganze Rechtslage der 
Bauern im Interesse der Herrschaft festlegen. Hier sei nur als eines 
der bedeutendsten Beispiele die Pemsteinschen Instruktionen aus der 
Mitte des 16. Jahrhunderts angeführt. Den Instruktionen stellen sich, 
Rechtsbüchern einigermaßen vergleichbar, die Anleitungen zur Guts¬ 
verwaltung an die Seite, wie solche zuweilen verfaßt wurden. Neben 
zwei Arbeiten aus dem Jahre 1540 ist ein diesen Zwecken dienen¬ 
des Buch des Johann Dobrensky von Dobrenic (1550) bemerkenswert. 
Abweichend hievon zeigt Oberschlesien in den Ferdinandeischen Robot¬ 
ordnungen für Oppeln und Ratibor aus den Jahren 1559 und 1560 (die 
Robot betreffend) und 1562 (das bäuerliche Rechtswesen zusammen¬ 
fassend) eine vom Fürsten ausgehende allgemeine Regelung der Rechts- 
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läge der Gutsuntertanen. Allerdings geschah dies nicht zum Schutze der 
Bauern, sondern im Interesse der Grundherren, das in den Bestimmungen 
stark gewahrt wurde. Mit der rationellen Gutswirtschaft verallgemei¬ 
nerte sich die Anlegung und Führung von Urbaren sowie das Grundbuch¬ 
wesen bezüglich des bäuerlichen Besitzes. Die bäuerlichen Grundbücher 
weisen noch nicht das gleiche Maß der Differenzierung wie die Stadt¬ 
bücher auf, doch tritt schon eine Scheidung der Gerichtsbücher von den 
Herrschaftsbüchem zutage. Eine besondere Art waren die über die 
B echtsverhältnißse der Waisen geführten Waisenbücher. Die zielbewußte 
Ausforschung der in verschiedenen Guts- und Gemeindearchiven ver¬ 
streuten und versteckten Bestände dieser Grundbücher ist eine wich¬ 
tige Aufgabe der rechtsgeschichtlichen Heimatsforschung, die noch viele 
Aufschlüsse verspricht. 

VIII. Die ständische Revolution. 

Das 16. Jahrhundert war, wie aus der vorausgehenden Darstellung 
hervorgeht, von zwei gegensätzlichen Motiven beherrscht, von dem Rin¬ 
gen des Königtums um eine Stärkung seiner Macht gegenüber den 
Ständen und von dem Kampf der evangelischen Kirche um Gleich¬ 
berechtigung mit der katholischen. In beiden Beziehungen schuf das 
zweite Jahrzehnt des 17. Jahrhunderts Verhältnisse, welche die evange¬ 
lischen Stände zu offenem Widerstande gegen das katholische König 
tum führten. — Die Persönlichkeit des zu Lebzeiten des Kaisers 
Matthias als König angenommenen Erzherzogs Ferdinand von Steier¬ 
mark ließ für die Zukunft ein tatkräftiges, von absolutistischen Ideen 
getragenes Herrschertum streng katholischer Richtung erwarten. — Der 
Austrag, der in religiöser Hinsicht durch den Majestätsbrief von 1609 
und den ihm angeschlossenen ständischen Vergleich herbeigeführt worden 
war, wurde, wie oben Seite 120 gezeigt, in der praktischen Durchführung 
durch katholische Gegenmaßnahmen beeinträchtigt. Das nationale 
Moment spielte, abweichend von der hussitischen Bewegung, keine füh¬ 
rende Rolle, im Gegenteil wirkte da6 kriegerische Gegenüberstehen der 
katholischen Liga und der protestantischen Union im deutschen Reiche 
auf Böhmens Verhältnisse beeinflussend ein und deutscher Adel Böhmens 
hatte in der Bewegung eine führende Rolle. — Es bedurfte nur eines, 
wenn auch verhältnismäßig geringfügigen Anlasses, um die latenten 
Gegensätze in offene Auflehnung zu verwandeln. Dieser Anlaß ergab 
sich durch die von der katholischen Grundherrschaft verfügte Sperrung 
der auf Klostergründen in Braunau und Klostergrab errichteten 
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Kirchen; in Braunau verfügte bo der Abt, gesttttzl auf einen Befehl 
Kaiser Matthias’, in Klo6tergrab der Prager Erzbischof. Beide Parteien 
glaubten im Rechte zu sein. Die Protestanten stützten sich auf die 
historische Zugehörigkeit des Kirchengutes zur königlichen Kammer 
und sahen in den kirchlichen Grundherren nur Nutznießer des Kammer¬ 
gutes. Da im Vergleiche von 1609 die Errichtung von Kirchen auf Königs¬ 
grund beiden Religionsparteien zugestanden war, hielten sie sich für 
berechtigt, in Braunau und Klostergrab evangelische Kirchen zu er¬ 
richten. Demgegenüber stützten sich die vom Königtums in ihren An¬ 
schauungen bestärkten Katholiken auf das Fehlen einer ausdrücklichen 
Bestimmung über die Freiheit zur Errichtung evangelischer Kirchen auf 
kirchlichen Gründen. In ruhigen Zeiten hätte der Streit 6eine Schlich¬ 
tung durch einen nachträglichen, die unklare Fassung des Vergleiches 
ergänzenden Landtagsbeschluß finden können. Jetzt sahen aber die 
Protestanten in der Sperrung der Kirchen das Signal zum offenen gewalt¬ 
tätigen Widerstand gegen die am königlichen Befehle schuldtragenden 
Beamten (Slawata und Martinitz). Es kam zum Prager Fenstersturze 
(1618). Mit diesem Gewaltakt nahm die ständisch-protestantische Revo¬ 
lution ihren Anfang, welche, in rascher Folge organisiert, einen völligen 
verfassungsrechtlichen Umsturz erzwingen sollte. Zunächst auf Böhmen 
beschränkt, wurde ein 30gliedrige6 Direktorium eingesetzt, dessen Auf¬ 
gabe vor allem in der militärischen Organisierung und der Finanzierung 
des Aufstandes lag. Während von Schlesien gleich Heereshilfe zu er¬ 
warten war, wurde Mähren wegen der gegenteiligen, dem Kriege ab¬ 
geneigten Politik erst im Verlaufe des kriegerischen Eingreifens der 
evangelischen Stände unter Führung Thums 1619 für die böhmische 
Sache gewonnen und wählte mm auch seinerseits 30 Direktoren. Das 
staatsrechtliche Gefüge der böhmischen Länder wurde den Zielen der 
Revolution entsprechend auf einem am 31. Juli 1619 abgehaltenen 
Generallandtage in einer Konföderationsurkvnde von 100 Artikeln fest¬ 
gelegt. Es sollte unter bewußtem ständischen Aufbau und ständischem 
Zusammenhalte der böhmischen Länder im Wesen die Verfassungslage 
der Wladislawschen Zeit wiederhergestellt werden. Das Königtum sollte 
zwar weiterbestehen, jedoch, jeder Verfügungsberechtigung für künftige 
Zeiten entkleidet, in der Frage der Kriegführung, der Einschuldung und 
Verpfändung an die Einwilligung der Stände gebunden werden. Es sollte 
ein reines Wahlkönigtum sein. Folgerichtig sollte jede Designation des 
Nachfolgers bei Lebzeiten des Königs grundsätzlich ausgeschlossen wer¬ 
den. Der Generallandtag (Böhmen, Mähren, Schlesien, Obere und Nie¬ 
dere Lausitz) unter Zuerkennung zweier Stimmen für Böhmen sollte das 
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staatsrechtliche, den Begriff der Krone Böhmen ersetzende Gesamt* 
organ der zugehörigen Länder bilden. Es entsprach dem ständischen 
Aufbau, daß auch das Kanzlertum seine Exekutive verlieren und neben 
dem urkundlichen Wirkungskreise wesentlich in der Wahrung der stän¬ 
dischen Rechte gegenüber dem König seine Hauptaufgabe haben sollte. 
Dem Gedanken der vollen Religionsfreiheit trug man durch Bestellung 
von Defensoren in allen Ländern Rechnung. Der Grundsatz des 
Wahlkönigtums wurde sofort in die Tat umgesetzt. Ferdinand II., der 
nach Matthias’ Tode (März 1619) noch ohne offenen Widerspruch der 
Stände nachgefolgt war, wurde des Thrones verlustig erklärt und ein 
neuer König, der kalvinistische Friedrich von der Pfalz, frei gewählt. — 
Das Streben nach einem vom Reformationsgedanken getragenen Stände¬ 
staate war nicht allein auf Böhmen und seine Nebenländer beschränkt, 
sondern sollte sich auch in Österreich und Ungarn verwirklichen. Hier¬ 
aus entsprang die Anbahnung einer Konföderation der böhmischen 
Stände mit jenen Österreichs und Ungarns. Die Konföderation mit den 
österreichischen Ständen wurde bald nach dem grundlegenden General¬ 
landtage abgeschlossen. Sie hatte unter grundsätzlicher Wahrung der 
Selbständigkeit und Gleichstellung der vertragschließenden Parteien 
hauptsächlich die gegenseitige Zusicherung einer quotienteilen Heeres¬ 
hilfe zum Gegenstände. 

Kriegerischen Zwecken diente ferner das Verbot eines Bündnisses 
der konföderierten Länder mit nichtkonföderierten und die Bindung des 
Herrschers an die ständische Bewilligung bei der Aufnahme von Söld¬ 
nern und bei der Bewilligung des Durchzuges fremder Kriegsvölker. In 
religiöser Hinsicht war für ein Einvernehmen der beiderseits gewählten 
Defensoren vorgesorgt. Der Beitritt Ungarns zur Konföderation er¬ 
folgte erst im Jahre 1620. Da für die konföderierten Länder auch der 
gegenseitige freie Handel und eine gemeinsame Münze vorgesehen war, 
lag in dieser Konföderation die erstmalige Verwirklichung einer prag¬ 
matischen Vereinigung der böhmischen, österreichischen und ungarischen 
Gebiete in staatsrechtlicher, religiöser und wirtschaftlicher Hinsicht. 
Den Zielen der aufständischen Bewegung gemäß folgten im inneren 
öffentlichen Rechtsleben Umstürzlerische Maßnahmen; die Vertreibung 
der Jesuiten aus allen Ländern der böhmischen Krone (1618), da¬ 
mit im Zusammenhänge die Aufhebung des Jesuitenkollegiums zu Gun¬ 
sten der Karolinischen Akademie und die Einziehung seiner Güter und 
Einkünfte zu Händen der königlichen Kammer; die Aufhebung des 
Olmützer Bistums; die Bestellung von Defensoren der neuen Lehre auch 
in Schlesien und in der Oberen Lausitz; die Aufhebung der Hinrichtung 
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der königlichen Hauptleute und Richter in den königlichen Städten; der 
Widerruf der Belehnung des Fürsten Liechtenstein mit Troppau. das 
infolgedessen wieder zu einem unmittelbaren Fürstentum werden sollte. 

So stand eine organisierte, ständisch-evangelische Revolution den 
historischenRechten des katholischen Herrscherhauses kampfbereit gegen¬ 
über. Nur der Krieg konnte die folgenschwere Entscheidung bringen. 
Mangelhafte Unterstützung fremder Mächte, wozu die ungünstige Wahl 
des Kalvinisten Friedrich wesentlich beitrug, ungeschickte Führung, 
nicht zureichende Steuerleistung ließen den Aufstand nach kurzem 
Kampfe in der Schlacht auf dem Weißen Berge zusammenbrechen. Hie- 
mit war ein scharfer Strich in verfassungsrechtlicher Hinsicht gezogen, 
dem katholischen Absolutismus und der inneren Angleichung der Länder 
unter Habsburgs Scepter der Weg bereitet. Eine für die Stände glück¬ 
liche Entscheidung hätte auf dem Boden der böhmischen Länder einen 
evangelischen Ständestaat erstehen lassen, was sonach eine Rückbildung 
zum 15. Jahrhunderte bedeutet hätte. Allerdings ohne eine gleiche 
nationale Gestaltung, denn der religiöse Zusammenhang mit den Prote¬ 
stanten des deutschen Reiches hätte das Deutschtum in Böhmen und 
Mähren einer weiteren Stärkung zugeführt. Überdies sei erwogen, daß 
ein Ständestaat im 17. Jahrhunderte, da allenthalben der Absolutismus, 
mehr oder minder vom französischen Yorbilde beeinflußt, in die Er¬ 
scheinung trat, eine Ausnahme gewesen wäre, welche, wie die Geschichte 
Ungarns zeigt, noch weiteren, im Erfolge fraglichen Kämpfen gegenüber 
einer erstarkenden Königsgewalt ausgesetzt gewesen wäre. 
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Dritter Abschnitt. 


Die Schlacht auf dem Weißen Berge 
und ihre Folgen. 

I. Die Verneuerten Landesordnungen. 

Die Schlacht auf dem Weißen Berge brachte den jähen Zusammen¬ 
sturz der eben geschilderten bis zur revolutionären Gestaltung 
gesteigerten Fülle der ständischen Macht in Böhmen. Keine andere 
Verfassungsentwicklung des 17. Jahrhunderts weist einen gleich 
schroffen Übergang von höchster ständischer Adelsmacht zu kräftiger 
Herrschergewalt auf. Einer solchen völligen Umkehr der tatsächlichen 
Machtverhältnisse mußte auch eine Änderung der rechtlichen Grund¬ 
lagen des Verfassungslebens entsprechen. Die tatkräftige Persönlich¬ 
keit des Siegers, Ferdinands II., ließe eine sofortige Umwälzung der 
Rechtsordnung im Lande als natürliche Folge erscheinen. Gleichwohl 
verstrich ein Zeitraum von 7 Jahren, ehe der verfassungsmäßige Rück¬ 
schlag der völlig geänderten Machtverhältnisse eintrat. 

Die Zwischenzeit von 1621 bis zur Änderung der Landesordnung 
weist einen Zustand der Vorbereitung auf. Der erste Schritt der 
erstarkten Herrschergewalt war ein strenges, allzu grausames Straf¬ 
gericht, das alle traf, die Führer, Förderer und Beteiligte der nieder¬ 
geschmetterten Rebellion gewesen. Als Friedebrecher wurden die 
Schuldigen gleich Friedlosen behandelt. Die Hinrichtungen des 
27. Juni 1621 6ind mit blutigen Lettern in die Geschichte Böhmens 
geschrieben. Wo nicht die Vernichtung des Schuldigen selbst eintrat, 
da erfolgte, einer Abspaltung der Friedlosigkeit vergleichbar, die 
Güterfronung (Konfiskation) und Ausweisung. Die Konfiskationen, 
welche in 6ehr erheblichem Maße auch deutschen Adelsbesitz trafen, 
wurden in großem Umfange durchgeführt. Mit ihnen änderte sich in 
einem Dritteil der Besitzstand, da die konfiszierten Güter an Anhänger 
der kaiserlich-katholischen Sache, zunächst an heimischen Adel, über¬ 
gingen, später, vor allem nach dem Verrate Wallensteins und der 
Einziehung seines und der Mitschuldigen ausgedehnten Güterbesitzes, 
ausländischen Familien zugeteilt wurden. Hiemit wurde ein großer, 
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im Wege der Errichtung von Familienfideikommissen dauernd gefestigter 
Besitz neuer AdelRgeschlechter geschaffen. 

Bei scheinbarem Fortleben des bisherigen Verfassungszustandes 
begannen Beratungen und Gutachten zur Änderung der Landesordnun¬ 
gen. Hiemit wurde eine vom Herrscher eingesetzte Kommission in 
Wien betraut (1625). 

Die erstarkte kaiserliche Gewalt äußerte sich in dieser Zwischen¬ 
zeit besonders in der, obgleich immer entschuldigten, Nichteinberufung 
des Landtages und in der zum Teil ganz selbständigen Steuerauflage 
nach Art der Geltendmachung eines Regales. Bezüglich eines Amtes 
griff schon jetzt Ferdinand II. absolutistisch ein. Er hob das Amt der 
beiden Karl6toiner Burggrafen auf. Diese Maßnahme hängt mit der 
Niederdrückung des Aufstandes direkt zusammen, da in dem Amte 
„nicht die wenigste Ursache zu der vorgegangenen Rebellion“ er¬ 
blickt wurde. 

Endlich, datiert zu Wien den 10. Mai 1627, wurde die „Vemeuerte 
Landesordnung des Erb-Königreiehes Böhmen“ kundgemacht. Der späte 
Zeitpunkt der Publikation mag mit dem Abwarten des Sieges der katho¬ 
lisch-kaiserlichen Sache im deutschen Reiche in einigen Zusammen¬ 
hang gebracht werden, wenngleich nicht übersehen werden darf, daß 
Umfang und Inhalt des Gesetzes, zumal die Regelung des in demselben 
mit enthaltenen Privatrechtes, eine große Arbeitsleistung erheischte. 
Die Vemeuerte Landesordnung ist ein Akt selbständiger Gesetzgebung 
Ferdinands II. ohne Mitwirkung des Landtages. Schon in ihrer Ent¬ 
stehung spricht sich die gegenüber den vorangehenden Landesordnungen 
geänderte Machtlage aus. Die theoretische Rechtfertigung zum Erlasse 
des Gesetzes war für Ferdinand II. in der Anschauung gegeben, daß 
Böhmen „in forma universitatis rebelliert habe“, und daß Böhmen neu 
erobert wurde. Dem Siege über die allgemeine Rebellion entsprach hie- 
nach die Verwirkung aller die königliche Machtvollkommenheit ein¬ 
schränkenden Rechte der Stände. Dieser Auffassung wurde ent¬ 
gegenzuhalten versucht: die Schuldigen seien bestraft und unschädlich 
gemacht worden und es handle sich nunmehr bloß um die Rechtslage 
Nichtrevolutionärer. Ferdinands II. feste Absicht, jeder Gefährdung 
der Herrscherrechte in Böhmen vorzubeugen, ließ ihn aber in der 
Durchführung der sogenannten Verwirkungstheorie nicht schwanken. 
Im Gesetze selbst wurde allerdings die Verwirkung der früheren Rechte 
als Rcchtsgrund der selbständigen Erlassung des Gesetzes nicht aus¬ 
drücklich ausgesprochen. 
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Das Proömium schweigt Uber die Frage eines Rechtes zur allein 
königlichen Gesetzgebung, setzt diese vielmehr voraus. Die Verneuerte 
Landesordnung soll keinen Strafcharakter an sich tragen; es sollen die 
aus den vorhergegangenen Unordnungen sich ergebenden Gebrechen 
korrigiert und abgewendet werden. Nur indirekt durch Hinweis auf die 
’hochabscheuliche Revolution’ und die Rebellion in forma universitatis 
wird auf die Verwirkung angespielt. 

Die verfassungsrechtlichen Bestimmungen der Verneuerten Landes¬ 
ordnung sind in dem mit A bezeichneten ersten Abschnitte (49 Artikel) 
vereinigt. Das Verfassungsrecht ist als jus publicum von dem jus pri¬ 
vatum, das in den weiteren, unter den Buchstaben B—Z zusammen¬ 
gefaßten Artikeln geregelt wird, geschieden. Der verfassungsrechtliche 
Inhalt der Verneuerten Landesordnung läßt ziemlich deutlich dreierlei 
Bestimmungen erkennen: 

1. über die Rechte des Königs (A I—XXII); 

2. über die Stände und ihre Rangordnung (A XXIII—XXXV); 

3. über die königlichen Landesämter (A XXXVI—XLIX). 

ad 1. An die Spitze der Bestimmungen der Verneuerten Landes¬ 
ordnung wird die entschiedene Erklärung Böhmens als eines Erblandes 
gestellt. Sie trägt nicht die Form einer Neuerung, sondern einer Inter¬ 
pretation der goldenen Bulle von 1348, der Majestätsbriefe Wladislaws 
von 1510 und Ferdinands I. von 1545. Sie gipfelt in der Feststellung, 
daß den Ständen und Inwohnern des Königreiches die Wahl eines 
Königs erst dann zustehe, wenn kein männlicher oder weiblicher Erbe 
aus dem königlichen Geschlechte vorhanden oder zu gewärtigen sei. 
Jede Anfechtung dieser „Erb-Gerechtigkeit“ wird als Laster der belei¬ 
digten Majestät und als Rebellion mit der Strafe an Leib, Ehre und 
Gut bedroht (A I). Aus der Nachfolge kraft Erbrechtes ergibt es 6ich 
von selbst, daß die Huldigung der Inwohner zu einer Erbhuldigung wird 
(A II). Ferner folgt hieraus, daß die Krönung an Bedeutung verliert. 
Dies mußte um so mehr eintreten, als die Verneuerte Landesordnung den 
Grundsatz des unmittelbaren Überganges der Herrschaft auf den Nach¬ 
folger ohne Unterbrechung aussprach (A XLI) und als nach Auf¬ 
hebung des Karlsteiner Burggrafenamtes die Krönungskleinodien in den 
königlichen Besitz übertragen worden waren. In der Tat erwähnt die 
Verneuerte Landesordnung die Krönung nur sub A III, ohjie sich zu 
äußern, ob derselben eine rechtliche Bedeutung beikommt; sie führt 
lediglich den Krönungseid an. 

Demnach wird man nicht fehlgehen, der Krönung keine andere 
verfassungsrechtliche Bedeutung beizumessen als der eines zeremoniellen 
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Symbols des schon erfolgten Besitzerwerbes des erblichen Thrones. Die 
Krönung ist in den engsten Zusammenhang mit der Konsekration 
gebracht. Der Krönungseid wird zwar vorgeschrieben, aber es fehlen 
Bestimmungen über die Rechtsfolgen der Nichtleistung dieses Eides. Er 
bezieht sich auf die Wahrung der katholischen Religion, der Justiz¬ 
verwaltung, der ständischen Privilegien und des territorialen Besitz¬ 
standes Böhmens. 

Nach der Festlegung der streng erbrechtlichen Natur de6 König¬ 
tums und ihrer Folgeerscheinungen beschäftigt sich die Verneuerte 
Landesordnung mit den königlichen Hoheitsrechten. Hiebei läßt sich 
ziemlich deutlich die Scheidung der nicht nutzbaren von den nutzbaren 
Rechten des Königtums erkennen. Von dem Gesichtspunkte der Fest¬ 
legung der königlichen Hoheitsrechte aus kommen die Landtage und 
Kreiszusammenkünfte zur Besprechung; die Ausschreibung derselben 
steht dem König allein zu. Die Verletzung dieses Grundsatzes wird als 
crimen laesae majestatis bestraft. Ebenso ist das Propositionsrecht ein 
königliches Recht, Propositionen ohne königliche Anordnung werden 
als Verbrechen bestraft. Das Begehren von Kontributionen wird als ein 
bedingungslos königliches Recht beansprucht, lediglich in der Form 
wird die Ausstellung der gewöhnlichen Reverse versprochen. 

Nächst der Betonung des Königsrechtes betreffs der Landtage ist 
es das Gesetzgebungsrecht, das der König für sich allein anspricht. Die 
Einrückung de6 Vorbehaltes des ius legis ferendae an dieser Stelle läßt 
es schon äußerlich erkennen, daß an eine sachliche Beschränkung dieses 
Rechtes nicht gedacht war; es mutet wie ein vielleicht bewußter Gegen¬ 
satz zur Wladislawschen Landesordnung an. Die gegenteilige Ansicht, 
die den Vorbehalt des ius legis ferendae nur auf da6 Privatrecht beziehen 
will, wird wohl schon durch dieses äußere Moment widerlegt. Überdies 
darf nicht übersehen werden, daß die Art des Erlasses der Landes¬ 
ordnung das selbständige Gesetzgebungsrecht gerade in grundlegenden 
Fragen de6 öffentlichen Rechtes dartut. 

Das dritte Gebiet, in welchem da6 königliche Hoheitsrecht in aller 
Schärfe betont wird, ist die Amtshoheit. Die Bestellung der königlichen 
Landesämter fällt in das gnädigste Belieben und Gefallen des Königs. 
Statt der Mitberechtigung der Stände wird die unverbindliche jedes¬ 
malige Einforderung eines „genügsamen Berichtes“ versprochen. 

Zum Beweise der königlichen Amtshoheit wird die Exekution der 
Urteile des Landrechtes, die Leib und Leben, Treue und Ehre absprechen, 
vom königlichen Entschlüsse abhängig gemacht, die Revision vom Land¬ 
recht an den König zugelassen. 
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Als eine Geltendmachung der königlichen Kriegshoheit stellen sich 
die Bestimmungen der Vemeuerten Landesordnung (A XI—XIII) dar, 
welche in der Auferlegung bedingungsloser und schrankenloser Hilfe¬ 
leistung in Kriegsfällen, in dem Vorbehalte des Werbungs- und Muste¬ 
rungsrechtes sowie des Bündnisrechtes als nur dem Könige allein zu¬ 
stehenden Berechtigungen gipfeln. 

Von dem gleichen Gedanken unbeschränkter königlicher Machtvoll¬ 
kommenheit sind die Beziehungen zu den nutzbaren königlichen Hechten 
getragen. Das Markt-, Zoll- und Mautrecht, das Berg- und Münzregal, 
das Recht am verwirkten Gute, das Geleitrecht werden mit aller Ent¬ 
schiedenheit als rein königliche Hechte hervorgehoben. Im Zusammen¬ 
hang mit den Regalien wird die Beteiligung von Ausländem mit ver¬ 
wirkten Gütern gerechtfertigt (A XX) und für die Zukunft die Ver¬ 
äußerung von Gütern in Böhmen an Ausländer mit königlicher Bewilli¬ 
gung zugelassen; das Konsensrecht zu Veräußerungen an Ausländer 
wird als ein königliches Regal angesprochen. 

Im Rahmen der legislativen Äußerungen über die königlichen 
Hoheitsrechte erfolgt (A XXIII) mit starkem Hinweis auf die Anhänger 
des Utraquismus als Urheber der Revolution und mit Betonung der 
siegreichen Wiedereroberung die Festlegung der katholischen Religion 
als der allein gültigen. Die königlichen und ständischen, welchen Namen 
immer tragenden, dem Utraquismus günstigen Satzungen und Ordnungen 
werden widerrufen und die Aufnahme in Land und Städte wird auf die 
der katholischen Religion Zugetanen allein beschränkt. Jede neue 
religiöse Gegenbewegung wird unter den Begriff einer „Zerstörung des 
gemeinen Friedens“ gestellt und mit entsprechenden strengsten Strafen 
bedroht. Im Artikel A XXV wird das Verbot einer Veräußerung geist¬ 
licher Güter und Stiftungen ohne landesfürstliche Genehmigung ein¬ 
dringlich unter der Sanktion der Re6tituierung der widerrechtlich ver¬ 
äußerten Güter eingeschärft. Der darauf folgende Artikel XXVI zieht 
mit besonderer Hervorhebung des Gebarens imkatholischer Patrone die 
Folgerung, daß die Patronatsherren über die unter ihrem Patronate 
stehenden Güter nicht verfügen dürfen. Es bleiben ihnen nur jene 
Berechtigungen, welche „die geistlichen Rechte den Patronen zulassen“. 
Zur Begründung wird angeführt, daß die Patronatsherren sich durch 
ihre Stiftung des dazugehörigen Gutes zu Gunsten der Kirche ent- 
äußert haben. 

ad 2. Ein klares Bild des durch die Niederdrückung des Aufstandes 
geschaffenen Machtverhältnisses gibt die Schichtung der Stände in der 
Vemeuerten Landesordnung. Der Stand der katholischen hohen Geist- 
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lichkeit kommt wieder hinzu und soll als der erste und vornehmste 
gelten. Es wird auf die Standschaft der Geistlichen unter Karl IV. direkt 
Bezug genommen, so daß sich der vor dieser Landesordnung erfolgte 
Aiisschluß der Geistlichen als eine ungerechtfertigte Entziehung eines 
Rechtes darstellt. Der Personenkreis wird durch Beschränkung auf den 
Prager Erzbischof und auf die infulierten Prälaten des Königreiches 
Böhmen, sofern sie Inhaber landtäflicher Güter sind, abgegrenzt. — Die 
andere wesentliche Änderung gegenüber den vorausgehendenVerhältnissen 
ist die Wiederaufnahme der königlichen Städte in die Reihe der Stände. 
In der Rangordnung sollen sie allerdings an letzter, vierter Stelle stehen. 
Für die Wiederbegnadung mit der Standschaft wird ihnen die indirekte 
Steuer des Biergeldes auferlegt. Der Strafcharakter dieser Abgabe 
kommt nur noch mittelbar zum Ausdruck, da lediglich die Städte Pilsen 
und Budweis, „weil sie in der vorgegangenen Rebellion jederzeit treu 
verblieben“, davon befreit sein sollten. Hier findet sich sonach eine 
unmittelbare Bezugnahme auf den Anlaß der Vemeuerten Landesord¬ 
nung, indem die Städte Pilsen und Budweis für ihre bewiesene Königs¬ 
treue besonders belohnt werden. — Bezüglich des zweiten und dritten, 
d. i. des Herren- und Ritterstandes, liegt das Schwergewicht der Bestim¬ 
mungen in einer genauen Festlegung der Rangordnung der einzelnen Mit¬ 
glieder dieser Stände im Landtage und im Landgerichte. Auch hier greift 
der König durch selbständige Begnadungen ändernd ein. Im Herrenstande 
treten unmittelbar nach den Herzogen und Fürsten die vom König 
besonders privilegierten Grafen und Herren (Trautmannsdorff, Slawata, 
Waldstein, Martinitz) in eine ähnliche Stellung wie früher die Regierer 
des Hauses von Rosenberg ein. — Eine Begünstigung des Ritterstandes 
bedeutete es, daß die Ämter des Obersten Burggrafen, des Land- 
kämmcrers und Landrichters auch der Ritterschaft zugänglich gemacht 
wurden. Zugleich mit der Standschaft des Adels wird die Rangordnung 
der Session im Landrechte geregelt. Hiebei wird gegen früher abändernd 
innerhalb des alten und des neuen Herrenstandes wie der Ritterschaft 
nicht mehr das physische Alter, sondern der Zeitpunkt „nach dem einer 
vor dem anderen in das Landrecht gekommen ist“ für entscheidend er¬ 
klärt. Die Zahl der Beisitzer im Landrecht wird auf 16 aus dem Herren¬ 
stande, 10 aus dem Ritterstande erhöht. 

ad 3. Unverhohlen tritt die Absicht Wandel zu schaffen in den 
allgemeinen Grundsätzen betreffs der Ämter im Lande zutage. Wie 
schon die Majestas Carolina, so strebt die Verneuerte Landesordnung 
dahin, es mächtigen Amtsträgem im Lande unmöglich zu machen 
Widersacher des Königtums zu werden. Während jedoch die Majestas 
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Carolina Bich im Wesen darauf beschränkte, die Erblichkeit der 
Ämter zu verhindern, atmen die Sätze der Vemeuerten Landes¬ 
ordnung absolutistischen Geist. Die Ernennung wird dem König 
allein Vorbehalten; hiedurch ändert sich von selbst die Rechts¬ 
stellung der Amtsträger, sie sind nicht mehr Offiziere des Landes, 
sondern königliche Amtsträger, „königliche Land-Offizierer“. Der ge¬ 
änderten Stellung der Amtsträger entspricht die Fassung des Eides, 
welcher für jedes Amt gesondert angeführt wird. Von einer Leistung 
des Eides dem Lande gegenüber ist keine Rede mehr, er wird lediglich 
dem Könige und rechten Erbherrn geleistet. Auch der unmittelbare 
Erbanfall an den Thronerben wirkt auf die Stellung der königlichen 
Landesoffiziere zurück: das Amt wird sofort im Namen des nachfolgen¬ 
den Königs ausgeübt und für eine Amtsführung namens des Landes 
bleibt kein Raum. 

Die Bestellung soll grundsätzlich nur auf die Dauer von fünf Jahren 
erfolgen, nach deren Ablauf es in des Königs Belieben gestellt wird, das 
Amt an dieselbe Person oder an eine andere zu verleihen. 

Die Vererbung eines Amtes erscheint hiernach ausgeschlossen. Die 
Vemeuerte Landesordnung enthält folgerichtig keine besondere Ver¬ 
wahrung gegen eine solche Gefahr, wohl aber sucht sie den Weg dazu 
von vornherein zu versperren, indem sie jedes Einschreiten um ein noch 
besetztes Amt, jedes „Ausbitten“ eines solchen für den Einschreiter, 
seinen Sohn oder einen seiner Befreundeten als Delikt mit schwerer 
Strafe und höchster Ungnade bedroht. 

Dies sind die positiven Bestimmungen des verfassungsrechtlichen 
Abschnittes der Vemeuerten Landesordnung. In einigen Punkten bekennen 
sie sich selbst zu einer Lücke. Im Artikel XXII wird die Erklärung 
über die Privilegien betreffend die zu Böhmen gehörigen Güter und 
„andere Privilegien“ einer besonderen Entscheidung Vorbehalten. In 
der Tat folgte bald nach Erlaß der Vemeuerten Landesordnung am 
29. Mai 1627 die generelle Bestätigung aller Privilegien, Begnadungen, 
Freiheiten und Majestätsbriefe, welche nicht gegen die Vemeuerte 
Landesordnung verstoßen und bezüglich welcher keine neue Anordnung 
erlassen wurde. Spezielle Bestimmungen enthält diese Privilegsbestäti¬ 
gung in folgendem: einerseits werden die die Religionsübung betreffen¬ 
den Majestätsbriefe Rudolfs II. vom Jahre 1609 für nichtig und 
aufgehoben erklärt, andererseits wird die Zusicherung ausgesprochen, 
Steuern nur auf dem Landtage unter Beobachtung des Artikels V der 
Vemeuerten Landesordnung zu begehren und auf Person und Gut eines 
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Angehörigen der Stände nicht mit Gewalt, sondern nur nach gehörigem 
Rechtsgang zu greifen. 

Für die verfassungsrechtliche Deutung der ^erneuerten Landes¬ 
ordnung sind die in derselben festgelegten positiven Änderungen eine 
unbestrittene Grundlage. Ferner ist es unbestritten, daß durch die Ver- 
neuerte Landesordnung die Selbständigkeit Böhmens als eines besonderen 
Herrschaftsgebietes noch nicht beseitigt wurde. Geteilte Anschauungen 
werden bezüglich des Verhältnisses der beiden Machtfaktoren, des König¬ 
tums und der ständischen Gewalt, geäußert. Hier gibt die eben erwähnte 
besondere Bestätigung der Privilegien Anlaß zu nicht übereinstimmender 
Auslegung. Auf der einen Seite steht vor allem die ausführliche Dar¬ 
stellung Kalouseks, welcher die Privilegsbestätigung als Dokument des 
Fortlebens der beiden Mächte, des Königtums und der Stände, deutet. 
Es muß jedoch bedacht werden, daß die Verneuerte Landesordnung 
geänderten tatsächlichen Verhältnissen rechtliche Geltung verschaffen 
wollte. Ferner kommen das in der Landesordnung wiederholt hervor¬ 
gehobene Bestreben, Böhmen der Rechtslage der anderen Erbländer an¬ 
zupassen, und die privatrechtliche Denkweise des Gesetzes in Betracht. 
Hieraus ergäbe sich als gegensätzliche Beurteilung, daß von einem ver¬ 
tragsmäßigen Gegenüberstehen des Königtums und der Stände nicht 
mehr gesprochen werden könne und daher die Verneuerte Landesordnung 
die Beseitigung der genossenschaftlichen Selbständigkeit der Stände und 
deren Verwandlung in eine privilegierte Korporation bedeute. 

Für Mähren erließ Ferdinand II. am 10. Mai 1628 eine der böh¬ 
mischen inhaltlich und textlich fast gleiche Landesordnung. Die Unter¬ 
schiede tragen nur den für Mähren gegenüber Böhmen bestehenden Ver¬ 
schiedenheiten in den Landesämtern, in der Zugehörigkeit zum Land¬ 
rechte Rechnung. Beim vierten Stande, dem der Städte, wird bezüglich 
der Auferlegung des Biergeldes hier keine Ausnahme gemacht und statt 
des Wenzelsvertrages selbstverständlich der Elftausend Jungfrauen¬ 
vertrag bestätigt. — So teilte Mähren mit Böhmen die gleichen Ver¬ 
änderungen der Verfassungslage, allerdings auf Grund selbständiger 
gesetzlicher Basis. Die Ereignisse vor dem Erlaß der Landesordnung 
hatten zwar einen mit Böhmen ziemlich gleichen Verlauf. Das Straf¬ 
gericht war jedoch in Mähren wesentlich milder; es kam nur zu einer 
Hinrichtung. Die Güterkonfiskationen griffen in Mähren, obgleich gegen¬ 
über Böhmen zurücktretend, ebenfalls stark ein. Analog der Statthalter¬ 
schaft des Fürsten Liechtenstein in Böhmen wurde hier der Olmützer 
Bischof Kardinal Dietrichstein schon 1621 mit gleich umfassenden 
Machtvollkommenheiten zum kaiserlichen Kommissär ernannt. 
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In Schlesien, welches gemäß dem sächsischen Akkord (1621) kaiser¬ 
liche Begnadigung erhielt, kam es zunächst zu keiner Erneuerung der 
Rechtslage durch eine landesherrliche Norm; erst im weiteren Verlauf 
des 17. Jahrhunderts machte 6ich hier das böhmisch-mährische Vorbild 
geltend. Von den Güterkonfiskationen wurden jedoch die mährisch¬ 
schlesischen Gebiete (Jägemdorf, Troppau) mitbetroffen und später 
erfolgten aus Anlaß der „Mansfeldschen Rebellion“ (1626—1627) 
strafweise Konfiskationen beträchtlichen Umfanges in ganz Ober¬ 
schlesien, in den Herzogtümern Troppau und Jägemdorf auf Grund der 
von Liechtenstein eingeleiteten Inquisition. 

II. Der katholische Absolutismus. 

A. Das Königtum. 

Auf Grundlage der Vemeuerten Landesordnungen und im Geiste 
der durch sie verwirklichten Rechtslage entwickelte sich das Ver¬ 
fassungsleben der böhmischen Länder in diesem Zeiträume. Von rich¬ 
tunggebender Bedeutung wurde ferner die nach dem Westfälischen 
Frieden in ganz Deutschland unter Einwirkung des französischen 
Musters zur Geltung gelangte landesfürstliche Souveränität, die auf 
das Habsburgerreich rückwirkte. 

1. Im Wesen unverändert blieb der territoriale Bestand der in den 
Händen des Habsburger Hauses vereinten böhmischen Länder. Ein 
beträchtlicher Verlust ist allerdings wegen des Abgangs der Oberen 
und Niederen Lausitz zu verzeichnen. Dies war eine direkte Folge der 
Niederwerfung der ständischen Revolution, denn sie brachte die Er¬ 
füllung der dem Herzog von Sachsen zugesagten Belohnung für die 
kriegerische Unterstützung Ferdinands II. Die Überlassung der beiden 
Lausitzen kleidete sich zunächst in die Form der Verpfändung (1623). 
Bald jedoch wandelte sich die Pfandschaft (Vergleichsrezeß von 1635) 
in ein erbliches Lehen. Dies bedeutete ein tatsächliches, wenn auch 
noch nicht rechtliches Ausscheiden der beiden Lausitzen aus dem 
böhmischen Territorialgebiet. Dem böhmischen Könige blieb das Recht 
zur Führung des Markgrafentitels, der Heimfall nach Aussterben 
aller lehensberechtigten Linien des sächsischen Hauses und als inhalt¬ 
lich wichtigstes Recht der ihm ausdrücklich zuerkannte Schutz der katho¬ 
lischen Kirche in den Lausitzer Gebieten. 

2. Unberührt von den Einflüssen, welche eine Änderung der inneren 
Verfassungslage herbeiführten, blieb das äußere Verhältnis Böhmens 
zum deutschen Reiche; der materielle Inhalt dieser Beziehungen trat 
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allerdings immer mehr zurück. Die allgemeine Lockerung des ver¬ 
fassungsrechtlichen Gefüges des deutschen Reiches, die damit zusam¬ 
menhängende Vollendung der territorialen Landeshoheit«! und die 
dauernde Vereinigung des deutschen Thrones mit dem Hause Habsburg 
ließ keine praktische Bedeutung der Investitur und des böhmischen 
Kurrechtes aufkommen. Ferdinand III. war der letzte böhmische 
Herrscher, welcher die Investitur vom deutschen Könige, seinem Vater, 
einholte. Die tatsächliche Vereinigung der böhmischen Kurwürde 
und des Königtums in einer Person hatte die Nichtbeteiligung des 
böhmischen Kurfürsten an den kurfürstlichen Beratungen zur Folge. 
Auch dem Reichskammergericht stand Böhmen dauernd fern, zu Steuer¬ 
leistungen für das Reich wurde es nicht herangezogen. Juristisch 
wurde jedoch das rechtliche Band zwischen Böhmen und dem deutschen 
Reiche nicht gelöst. So erklärt es sich, daß es aus einem bestimmten 
Anlasse, entsprechend der Politik Josefs I., im Sinne einer Kräftigung 
des katholisch-habsburgischen Einflusses im ständig gewordenen 
Reichstage neuerlich betont wurde. Es geschah dies durch die auf dem 
deutschen Reichstage über Einschreiten Josefs I. als böhmischen Kur¬ 
fürsten 1708 beschlossene sogen. Readmission Böhmens. Sie legte die 
böhmische Stimme im Reichstage fest und sicherte die Gewährung des 
Reichsschutzes für die Krone Böhmen zu; andererseits sollte Böhmen 
zu den Reichslasten und insbesondere für die Dotierung eines Asses¬ 
sors am Reichskammergerichte (300 Gulden) beitragen. Tatsächlich 
bewilligten die böhmischen, mährischen und schlesischen Stände ent¬ 
sprechende Beiträge. 

Jene Schriftsteller, am nachdrücklichsten Kalousek, welche die 
Fortdauer eines sachlichen Lehensnexus Böhmens selbst zum deutschen 
Reiche negieren, beziehen auch die „Readmission“ lediglich auf die 
Kurwürde. Die entgegengesetzte Anschauung, am nachdrücklichsten 
von Pernice vertreten, sieht hierin eine formelle Festlegung der aus der 
reichsterritorialen Stellung Böhmens sich ergebenden verfassungs¬ 
rechtlichen Folgen. Inhalt und Wortlaut der Readmissionsbeschlüsse 
(insbesondere die Worte „wie andere Reichsstände“) lassen sich 
ungezwungen mit der Einschränkung auf die Kurwürde allein nicht in 
Einklang bringen. Doch darf hiebei nicht außer acht gelassen werden, 
daß die volle territoriale Selbständigkeit Böhmens dem Reiche gegen¬ 
über außerhalb der hier taxativ hervorgehobenen Beziehungen unan¬ 
getastet blieb. Es war dies der letzte Fall einer die Stellung Böhmens 
zum deutschen Reiche betreffenden Regelung. 
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3. An der territorialen Selbständigkeit der zur Krone Böhmen 
gehörigen Länder gegenüber den anderen unter dem habsburgischen 
Szepter stehenden Ländergruppen, insbesondere gegenüber den öster¬ 
reichischen, wurde, wie dies schon au6 den Verneuerten Landesverord¬ 
nungen hervorgeht, weiterhin im Laufe dieser Epoche grundsätzlich 
festgehalten. Allerdings trat eine Reihe von Trübungen dieser Selb¬ 
ständigkeit zu Gunsten einer Eingliederung in die österreichische 
Territorialmacht und eine Verkettung beider Territorien ein. Dies 
erfolgte zunächst mehr tatsächlich als normativ. Wiewohl Prag nicht 
aufhörte, der Sitz des böhmischen Herrschers zu sein, residierten doch 
alle Herrscher dieser Zeit tatsächlich mit ihrem gesamten Hofstaat in 
Wien, womit zugleich für die böhmischen Amtsträger am Hofe ein¬ 
schließlich der böhmischen Hofkanzlei ein ständiger Aufenthalt in 
Wien verknüpft war. Im diplomatischen und internationalen Staaten¬ 
verkehr wirkte die dauernde Verbindung der deutschen Kaiserwürde 
mit der österreichischen und böhmischen Territorialgewalt im Sinne 
der. Zurückdrängung der selbständigen Repräsentation des böhmischen 
Königtums ein. — Die Beratung des Herrschers war von Wien aus 
eine für alle habsburgischen Lande gemeinsame. Hiezu kam die zu¬ 
nehmende Bedeutung der Wiener zentralen Behörden. Ihr Wirkungs¬ 
kreis betraf zwar nicht unmittelbar den böhmischen Staat, trotzdem 
bildete sich tatsächlich eine Überordnung heraus: In manchen Fällen, 
wie bei den auswärtigen Agenden der österreichischen Hofkanzlei, bei 
der Organisation der Hofkammer, des Generalkriegskommissariats und 
bei den zu Beginn des 18. Jahrhunderts geschaffenen, dem Bank- und 
Kreditwesen dienenden Zentralstellen kann sogar eine auf die böhmi¬ 
schen Länder übergreifende Kompetenz festgestellt werden. 

Am Ausgang dieser Epoche kam es zu einer grundsätzlichen, für 
alle Zeiten gedachten Union der österreichischen, böhmischen und 
ungarischen Herrschaftsgebiete des Hauses Habsburg im Wege der 
sogen. Pragmatischen Sanktion, „sanctio pragmatica, lex perpetuo 
valitura“ (1713). Durch die Gleichheit der Erbfolge sollte die Gesamt¬ 
heit der Länder, für welche sie galt, „inseparabiliter et indivisibiliter“ 
zusammengehalten werden. Für die Erbfolge wurde bezüglich der 
männlichen Nachkommen des Hauses Habsburg die Nachfolge nach dem 
Grundsätze der Primogenitur festgelegt. Im Falle des Abganges des 
männlichen Stammes sollte die weibliche Seite nachfolgen, und zwar 
zunächst die Töchter Karls VT., dann die Töchter Josefs I. und dann 
jene Leopolds I. und ihre männlichen und weiblichen Nachkommen 
unter Vorzug der Männer vor den Frauen. Nach den gleichen Grund- 
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Sätzen der Primogenitur, immer unter Vorzug der Männer vor den 
Frauen, sollten die nach diesen Erben zum Zuge kommenden entfern¬ 
teren Linien des Hauses Habsburg erben. — Die Pragmatische Sanktion 
batte ihre Vorläufer in österreichischen Hausordnungen und in erb¬ 
rechtlichen Abmachungen des Hauses Habshurg, als deren Ausführung 
sie sich gab. Es waren dies das Testament Ferdinands II. von 1621 
und das Codizill zu demselben von 1635, in welchem der Grundsatz der 
Unteilbarkeit und der Primogenitur ausgesprochen wurde, der Erb¬ 
vertrag (pactum mutuae successionis) zwischen Leopold I. und seinen 
Söhnen Josef und Karl mit der Festlegung des Vorzuges der Männer 
vor der weiblichen Nachkommenschaft. Diese Normen betrafen nur die 
österreichischen Erbländer. Um die neue, vor allem auf die Sicherung 
des Erbrechtes Maria Theresias, der Tochter Karls VI., vor den 
Töchtern Josefs I. abzielende Regelung in einer alle Länder der habs¬ 
burgischen Hausmacht dauernd bindenden Weise festzulegen, wurde die 
Zustimmung aller Länder notwendig. Nach der Publikation der Pragma¬ 
tischen Sanktion als Hausgesetzes, nach Einholung der Verzichtserklä¬ 
rungen der Töchter Josefs I. erfolgte die Vorlage der Pragmatischen 
Sanktion an alle Landtage; im böhmischen Krongebiet an den böhmischen, 
den mährischen Landtag, an den schlesischen Gesamtlandtag und den 
Landtag des Egerer Kreises. Die Annahme geschah in allen Landtagen 
einmütig (1720, für Eger 1721). Der böhmische Landtag gab seine Zu¬ 
stimmung unter Hinweis auf die schon früher geltenden erbrechtlichen 
Regelungen im Sinne der Primogenitur: Karls IV. von 1348, Wladislaws 
von 1510, Ferdinands I. von 1547, und insbesondere der Verneuerten 
Landesordnung. In den der Annahme vorausgehenden Verhandlungen 
erklärten die böhmischen Stände die Vorlage der „Disposition“ Karls VI. 
als „zu purem Überfluß“ geschehen. — Im Umfang des Erbenkreises lag 
allerdings zwischen den vorausgehenden erbrechtlichen Regelungen und 
der Pragmatischen Sanktion eine latente, bei der Erlassung der Prag¬ 
matischen Sanktion nicht beachtete Divergenz vor. In Böhmen konnte 
im Sinne der Verneuerten Landesordnung eine Grenze der Erbberechtig¬ 
ten mit der Nachkommenschaft schon Ferdinands I. gesehen werden. 
Das in der Pragmatischen Sanktion vorgesehene freie Wahlrecht der 
Stände hätte hier auch bei Bestand von nach der Pragmatischen Sank¬ 
tion in den österreichischen Ländern noch Erbberechtigten eintreten 
können. Die Stände des Egerer „Bezirkes“ gaben ihre Zustimmungs¬ 
erklärung unter der denkwürdigen Betonung ihrer Privilegien und des 
Pfandcharakters des Egerlandes ab „salvis tarnen semper privilegii6 
ab Imperatoribus Regibusque Bohemiae urbi, terrae et circulo concessis“ 
und „in wie weith es 6ich auf den Pfandschilling Eger appliciren lasset“. 
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4. Im inneren Verfassungsleben des böhmischen Staates brachte 
diese Epoche auf Grundlage der in der Vemeuerten Landesordnung 
rechtlich fe6tgelegten Macht (im Sinne der mitteleuropäischen Entfal¬ 
tung der Territorialgewalten) eine wesentliche Steigerung der tatsäch¬ 
lichen Machtfülle des Königtums. Dies zeigt sich sehr deutlich in dem 
nun fast durchwegs königlichen Ämterwesen, in der Gerichtsverfassung, 
in der Ausübung königlicher Finanzgewalt. Das dem Könige zu¬ 
erkannte ius legis ferendae nutzte er in seinen ohne Befragen der 
Stände erlassenen Normen stark aus. Erteilungen von Privilegien, 
Legitimationen per rescriptum principis, die Gewährung der venia 
aetatis, das selbständige königliche Nobilitationsrecht spielen eine große 
Bolle. Die praktische Ausübung der Schutzgewalt des Königs über die 
katholische Kirche und das in Böhmen, mangels einer Einbeziehung in 
den Westfälischen Frieden, geltende ius reformandi, greifen tief in das 
kirchlich-religiöse Rechtsleben ein. Die Ausgestaltung der königlichen 
Reservatrechte folgte dem Vorbilde der deutschen Reichsverfassung 
dieser Zeit und dem Grundsätze, die Territorialherren besäßen eine dem 
Könige analoge Gewalt. Wie schon früher im deutsch») Reiche 
kam im böhmischen Staate die Erteilung einer Komitive (auch Pala- 
tinat genannt) mit der Befugnis zur Ausübung von Reservaten auf, und 
zwar hier persönlich oder erblich an bedeutende Adelige. Ähnlich wie 
im deutschen Reiche schied sich die Komitive in eine größere und eine 
kleinere, wobei nur die höhere Komitive das Recht, den Adel zu ver¬ 
leihen, in sich schloß. Im Wesen lag in diesen, dem Muster der 
Kaisergewalt entnommenen Instituten allerdings eine Abbröckelung der 
Herrscherrechte. Es war ein folgerichtiger Prozeß, wenn seit Leopold I. 
das Königtum mit Verboten der Komitiven, zumal wo sie die Adelsver¬ 
leihung in sich schlossen, vorging. 

Viel trug zur Festigung der Herrscherstellung die tatsächliche 
Befreiung von ständischer Beeinflussung bei. Infolge der Erblichkeit 
des Thrones waren die Stände auch der Gelegenheit beraubt, Reverse 
zur Wahrung ihrer Rechte zu verlangen. Fortab erfolgte die schlichte 
Annahme des neuen Herrschers mit einem von den im Landtage ver¬ 
sammelten Ständen geleisteten Treugelöbnis. Die materielle Bedeu¬ 
tungslosigkeit der Krönung trat in dem Unterbleiben der Krönune 
Josefs I. zutage. 

Ein weiteres dem Königtume förderliches Moment barg das Sinken 
anderer als der königlichen Herrscherrechte in sich. Es setzte eine Ein¬ 
schränkung oder Beseitigung territorialer Hoheitsrechte im Bereiche 
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der böhmischen Krone und damit eine Erhöhung der Machtstellung dee 
böhmischen Königs ein. 

Dieser Prozeß läßt sich besonders deutlich bei den schlesischen 
Fürsten und hier hauptsächlich bei den im 17. Jahrhundert neu belehn¬ 
ten, beobachten. Sie verloren Hoheitsrechte, wie das Gesetzgebungs¬ 
recht, die Privilegienhoheit, die außerstaatliche Vertretung, die 
Heereshoheit, die Sanktionsrechte bezüglich der Landtagsbeschlüsse an 
den böhmischen König. Es verblieben ihnen so im Wesen nur die Kega¬ 
lien, die Gerichtsbarkeit und die Amtshoheit. Doch wurden sie selbst 
in dieser Hinsicht eingeschränkt, da ihnen die Bestellung von Kanzlern 
und Hofräten untersagt war. Die alten schlesischen Fürstengeschlechter 
waren dank altüberkommener Hechte zwar in einer weit günstigeren 
Rechtslage, aber selbst hier griff die Steigerung der königlichen Zentral¬ 
gewalt ein, indem nur die durch besondere Bestätigung bekräftigten 
Hoheitsrechte anerkannt wurden. — Diesem Entwicklungsgänge fügten 
sich die in den Händen des Hauses Liechtenstein vereinigten Troppauer 
und Jägemdorfer Fürstentümer ein, es näherte sich die Stellung dee 
Fürsten hier den neueren schlesischen Fürstentümern, da schrittweise 
die Hoheitsrechte analog an das Königtum übergingen. — Das Olmützer 
Bistum war durch sein ausgebildetes Lehenswesen und durch wieder 
bestätigte Privilegien in seiner Territorialität geschützt, im übrigen 
wurde es aber immer zunehmend in die mährische Verwaltungsorgani¬ 
sation eingegliedert. Die Unterwerfung unter die mährischen Steuern, 
die Einbeziehung in den Wirkungskreis des mährischen Tribunals und 
der mährischen Kreishauptleute sind Zeugnisse hiefür. Direkt wurde 
die Gebietshoheit des Olmützer Bischofs durch die angeordnete 
Schließung der Olmützer Münzstätte betroffen und ähnlich wie den 
schlesischen Fürsten wurde hier die Führung der Hoftitel für Ämter 
untersagt. — Von diesem Gesichtspunkte innerer Nivellierung muß 
auch die \erfassungsgeschichte des Egerlandes in dieser Zeit gesehen 
werden, trotzdem das Egerland starken Widerstand leistete, um 
seine Sonderstellung zu wahren. Zeichen de6 Assimilierungsversuches 
bezüglich des Egerlandes waren die Auferlegung der Bier- und Wein¬ 
steuer, die Einordnung Egers in das allgemeine böhmische Besteuerungs- 
System, die Einbeziehung der Stadt Eger in die Kompetenz des Prager 
Appellationsgerichtes. Obgleich da6 Egerland von den Westfälischen 
Friedensverhandlungen, allerdings vergeblich, eine Wiedereinlösung 
seitens des Reiches erwartete, Josef I. die Selbständigkeit Egers unter¬ 
stützte, Eger seine selbständige und den Pfandcharakter hervorhebende 
Zustimmung zur Pragmatischen Sanktion gab, brachte die seit Karl VI. 
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mit den böhmischen Ländern gemeinsame, auf dem Landtage gelüstete 
Huldigung das Schwinden der politischen Kraft der altüberkommenen 
Sonderstellung doch deutlich zum Ausdruck. 

ln diesem Zeitalter der stark einsetzenden inneren Anpassung 
konnte es nur in besonderen Gründen liegen, wenn ein Gebiet innerhalb 
Böhmens mit weitgehender, fast territorialer Selbständigkeit neu er¬ 
stand, wie es das Friedländer Herzogtum Waldsteins (Wallensteins) 
war. Der große Gütererwerb Waldsteins nach der Schlacht auf dem 
Weißen Berge, seine überragende Stellung im Dreißigjährigen Kriege 
erklären diese eigenartige Erscheinung. Ebenso ist es aber andererseits 
besonderer geschichtlicher Ursache zuzuschreiben, daß dieses Herzog¬ 
tum in seiner öffentlichrechtlichen Bedeutung sehr bald mit dem Sturze 
Waldsteins, d. i. mit seinem Tode, unterging (1634). Das Waldsteinische 
Herzogtum Friedland, dessen Güterkomplex weite Strecken Nordost¬ 
böhmens mit nicht weniger als acht Städten umfaßte, zeigt eine auf der 
Belehnung durch den böhmischen König gegründete, den schlesischen 
Fürstentümern vergleichbare, ja sie übertreffende Gebietshoheit. Mit 
einer starken selbständigen Lehensorganisation verband sich hier ein 
vollständiger Ausbau des Ämter- und Gerichtswesens, wodurch das 
Herzogtum aus der böhmischen Verwaltungsorganisation ausschied. 
Die eigene Münzprägung ist ein deutliches Zeichen der Selbständigkeit. 
Dem Könige blieben nur die übrigen Regalien und die Steuerleistung. 
So konnte Waldstein wie ein Herrscher gebieten und seine Macht zur 
Verwirklichung seiner weitblickenden Wirtschaftspolitik ausnützen. — 
Als Nachwirkung der Förderung der königlichen Sache im ständischen 
Aufstand durch das Haus Eggenberg, den Vorläufer der Schwarzen- 
berge, erscheint die Erhebung der Krumauer Grafschaft zum Herzog¬ 
tum (1628); jedoch läßt sich dieses in seiner öffentlichrechtlichen 
Bedeutung dem Friedländer Herzogtum nicht an die Seite stellen, denn 
außer dem Münzrechte und einigen anderen privilegialen Rechten blieb 
das Krumauer Herzogtum der böhmischen Organisation wie andere 
Grundherrschaften eingegliedert. Ähnliches läßt sich auch von dem 
aus verwandten Gründen entstandenen Dietrichsteinischen Fürstentum 
in Mähren sagen. 

5. Das landesfürstliche Ämterwesen entwickelte sich in dieser Zeit 
auf Grundlage der Verneuerten Landeeordnungen im Geiste der Stär¬ 
kung landesherrlichen Einflusses. 

a) Die Stellung der den deutschen Erbländern und den böhmischen 
Ländern gemeinsamen Zentralbehörden blieb im Wesen unverändert; 
ein unmittelbares Eingreifen in die Sphäre der Länder wurde noch nicht 
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festgelegt. Gleichwohl trug die wachsende Ausgestaltung derselben tat¬ 
sächlich zu einer stärkeren Abhängigkeit der territorialen Behörden 
von ihnen bei. 

Die zentrale Beratung des Herrschers lag dem Geheimen Rate 
ob, der allerdings auch böhmische höchste Würdenträger, insbesondere 
den böhmischen Kanzler, zu Mitgliedern zählte. Von ihm spaltete 
sich seit Leopold I. ein engerer Beratungskörper, die „Geheime Konfe¬ 
renz“ ab, die nach kurzer Unterbrechung ihrer Tätigkeit unter Josef I. 
als engere (3—5gliedrige) Konferenz die auswärtigen und militärischen 
Angelegenheiten, als weitere (8—9gliedrige) Konferenz innere Ver¬ 
waltungsangelegenheiten mit dem Herrscher beriet. Für finanzielle 
Belange bestanden übrigens seit 1697 eine besondere „Deputation“ dee 
Geheimen Rates und eine geheime Finanzkonferenz. 

Die seit 1620 von der Reichskanzlei als neue Behörde losgelöste 
besondere österreichische Hofkanzlei für die deutschen Erbländer des 
Hauses Habsburg hatte in ihren, die Haussachen der Herrscherfamilie 
und die auswärtigen Angelegenheiten betreffenden Agenden Bedeutung 
auch für das böhmische Krongebiet. 

Für die zentrale Finanzverwaltung sorgte die Hofkammer. Ihre 
Organisation und ihre Stellung zur böhmischen Kammer (s. o. S. 88) 
blieben im Wesen unverändert. Sie war in vier Expeditionen geteilt, 
deren zweite für die böhmischen, mährischen und schlesischen Länder 
bestimmt war. Vor allem im Wege der persönlichen Entscheidungen 
der Herrscher nahm die Zentralisation gegenüber den Ländern der 
böhmischen Krone unter Ferdinand II. und Leopold I. zu. — Die Hof¬ 
kammer hatte unter inneren Organisationsmängeln, hauptsächlich unter 
der großen Zahl der Hofkammerräte, den schwierigen Finanzverhält¬ 
nissen und nicht zuletzt unter dem Aufkommen dee Bankwesens zu 
leiden, welches eine Einengung ihres Wirkungskreises herbeiführte. Die 
Hofkammerordnungen von 1681, 1705, 1714, 1717, 1732 legen davon 
Zeugnis ab. 

Unter EinwirKung des Amsterdamer Vorbildes und unter unmittel¬ 
barem Anschluß an das Venetianer Muster wurde eine Bank, Banco del 
Giro (1703) unter Leitung eines staatlichen Bankkollegiums geschaffen. 
Sie sollte die den Staatsgläubigem auf sie ausgestellten Anweisungen 
unter Zwangsannahme girieren. Ferner erwartete man, daß sich ihrer 
auch Privatpersonen als Giro- und Depositenbank bedienen werden. Als 
Staatsamt hatte sie einen von der Hofkammer unabhängigen Wirkungs¬ 
kreis. Wegen der imgünstigen Finanzlage und der Schwäche des Staats- 
kredites erfüllte dieses Institut nicht die gehegten Erwartungen. Es 
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wurde von der Wiener Stadtbank abgelöst. Diese war eine Privatbank, 
durch die Bürgschaft der Stadt Wien gefestigt. Sie war in ihrer Ver¬ 
waltung unabhängig, aber unter staatliche Aufsicht gestellt, welche die 
Ministerialbancodeputation ausübte. — Die immer wieder auftauchenden 
Pläne radikaler Umgestaltung des zentralen Finanzwesens führten 1714 
zur Schaffung einer Staatsbank (Bankalität), deren Leitung dem Bankal- 
gubernium (Govemo) oblag. Man erwartete von dieser Staatsbank mit 
ihren Fonden, den sog. Arrhen, eine Neugestaltung des Bankwesens. 
Die Hofkammer verlor hiedurch die Verwaltung des Kassenweeens. 
Getäuschte Erwartungen führten zunächst zur Aufhebung des Bankal- 
guberniums (1718), endlich zur Aufhebung der Bankalität selbst (1745). 

Die Zersplitterung der Finanzämter legte den Gedanken einer das 
gesamte Finanzwesen umfassenden obersten Beratungsstelle dringend 
nahe. Er wurde durch die Schaffung der geheimen Finanzkonferenz 
verwirklicht. Sie blieb bis in die Zeiten Maria Theresias bestehen, 
welche sie gleich 1741, indem sie die Aufgabe« dieser Stelle in ihre 
eigenen Hände gelegt sehen wollte, aufhob. So zeigt der Ausgang dieser 
Epoche wieder eine Vereinigung der Finanzverwaltung in der Hof¬ 
kammer; nur die Wiener Stadtbank und die Ministerialbancodeputation 
überdauerten die verschiedenen reformatorischen Experimente. 

In der Stellung des Hofkriegsrates zu den böhmischen Ländern 
brachte der hier behandelte Zeitabschnitt keine wesentlichen Verän¬ 
derungen, eine Zentralisierung der obersten Heeresverwaltung hemmten 
die gleichen Hindernisse wie früher. Selbst die zentralisierenden 
Reformen Eugens von Savoyen bezogen sich nicht auf die böhmischen 
Länder. Neu entstanden um die Mitte des 17. Jahrhunderts das 
Generalkriegskommissariat als Eontroll- und Rechnungsbehörde be¬ 
treffs der ökonomischen Gebarung bei den Regimentern und seit 1697 
die Deputation zur Finanzierung der militärischen Forderungen, zur 
Feststellung der Beiträge der Länder für die Deckung der Heeres¬ 
auslagen. Beide Behörden waren selbständig, so daß die Verwaltung 
an einer Zersplitterung der obersten Behörden litt, denn Hofkriegsrat, 
Generalkriegskommissariat, Deputation und, soweit sie in Angelegen¬ 
heiten des Heereserfordemisses eingriff, die Hofkammer, standen einander 
mit teilweise sich deckenden und kreuzenden Kompetenzen gegenüber. 

b) Für die Entfaltung des landeefürstlichen Ämterwesens in den 
einzelnen Ländern der böhmischen Krone boten die Bestimmungen der 
Landesordnungen eine feste Grundlage. Einschneidende weitere grund¬ 
sätzliche Veränderungen im Ämterwesen sind erst dem Zeitalter Maria 
Theresias und Josefs II. Vorbehalten geblieben. 
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1. Die oberste territoriale Behörde, die böhmische Hofkanzlei, 
wuchs gemäß der ihr in der Verneuerten Landesordnung zugedachten 
Stellung in ihrem Wirkungskreis. Sie wurde neben ihrer Kompetenz 
in allen politischen und den Status betreffenden Angelegenheiten zum 
rechtsprechenden Organ des Königtums, da die Revisionen von den 
Urteilen des Landrechtes bei ihr einzubringen waren. Der oberste 
böhmische Kanzler (supremu6 regis Bohemiae cancellarius) besaß, 
zumal unter Leopold I., einen großen Einfluß auch in Fragen der 
äußeren Politik. War der Fortbestand der besonderen böhmischen Hof¬ 
kanzlei gewiß ein Zeichen der noch gewahrten verfassungsrechtlichen 
Selbständigkeit Böhmens, so zeigen sich doch in ihrer Geschichte 
während dieses Jahrhunderts starke zentralistische Tendenzen. Sie 
wurde 6chon 1624 dauernd an das Hoflager nach Wien verlegt und es 
wurden ihr nach freiem Ermessen des Herrschers Räte ohne Beschrän¬ 
kung auf Böhmen beigegeben. 

2. Die Führung der landesfürstlichen Verwaltung in den einzelnen 
Ländern ging nach Endigung der Verweserschafts-Kommission des 
Fürsten Liechtenstein (1627) und des Gubernatorentums Ferdinands IH. 
(1636) in Böhmen, des Generalkommissariates des Kardinals Dietrich¬ 
stein in Mähren (1636) auf landesherrliche Statthalterschaften über. 
Die königliche Statthalterei unter dem Vorsitze des Oberst-Burggrafen 
schloß sich insofern an die frühere Gestaltung näher an, als sie eine 
noch nicht grundsätzlich dauernde Behörde war, sondern ihre Tätigkeit 
in Zeiten der Anwesenheit des Königs in Prag zu Gunsten seines 
persönlichen Regimentes unterbrechen sollte. Auch war sie im Wesen 
Administrativbehörde, wenngleich sie bei der Unterbrechung der 
Tagung des Landgerichtes die unaufschiebbaren judiziellen Geschäfte 
zu führen hatte. Demgegenüber war das in Mähren neu geschaffene 
königliche Tribunal (auch Guvemo, später Landeshauptmannschaft 
genannt) gleichzeitig für causae summariae et extraordinariae cogni- 
tionis dauernde Gerichtsbehörde. Außer dem Landeshauptmann, welcher 
ihm Vorstand, war es aus bezahlten Beamten zusammengesetzt, die 
übrigen Landesbeamten gehörten ihm nicht an. — Ähnlich führten die 
schlesischen (Troppauer und Jägemdorfer) Fürsten fürstliche Regie¬ 
rungen mit judizieller Kompetenz ein. In den unmittelbaren schlesischen 
Fürstentümern wurde nach dem kurzen Landes-Gcneralate des Breslauor 
Bischofs Karl das Amt des Landeshauptmannes in ein kollegiales Ober¬ 
amt umgeschaffen. Es war ein rein königliches Amt mit bestellten 
Beamten (Rittern und Doktoren) und fungierte konkurrierend mit den 
Landrechten auch als Gerichtsbehörde. 
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3. Die Gerichtsverfassung erfuhr keine durchgreifende planmäßige 
Änderung. Die Gerichte, welche vor der Schlacht auf dem Weißen 
Berge bestanden hatten, blieben weiter bestehen. Das böhmische 
Kammergericht und das Prager Burggrafengericht waren zudem in der 
Vemeuerten Landesordnung ausdrücklich aufrecht erhalten worden 
Gleichwohl zeitigten auch hier die staatsrechtlichen und sozialen Ver¬ 
änderungen manche Rückwirkung. Die Landrechte wurden, obzwar 
ihre ständische Zusammensetzung blieb, zu landesfürstlichen Gerichten. 
Ihr Wirkungskreis wandelte sich insofern, als ihr standesrechtlicher 
Charakter zu Gunsten einer Realinstanz für alle landtäflichen Güter 
ohne Rücksicht auf den Stand des Besitzers verschwand. Das könig¬ 
liche Revisionsrecht griff ganz allgemein ein, was insbesondere im Wege 
der königlichen Hofkanzlei geschah. In der gerichtlichen Kompetenz 
der Statthalterei (des mährischen Tribunals, der schlesischen fürst¬ 
lichen Regierungen, des Oberamtes) erwuchs den Landrechten eine sie 
einengende konkurrierende Gerichtsbarkeit. Folgerichtig erweiterte 
sich die Tätigkeit des Prager Appellationsgerichtes. Dieses wurde in 
ein Kollegialgericht umgewandelt, mit paritätisch-nationaler Besetzung 
(1628). Im Jahre 1651 gewann es einen neuen Wirkungskreis, da die 
deutsche Lehenshauptmannschaft mit ihm vereinigt wurde. Schon hierin 
zeigt sich die zurücktretende Bedeutung der selbständigen Lehens¬ 
gerichte. Mit dem Schwinden der sozialen Bedeutung des Lehenswesens 
sanken die Lehensgerichte, soweit sie, wie insbesondere das Kremsierer 
Gericht der Olmützer Lehen bestehen blieben, zu Realgerichten bezüg¬ 
lich der Lehensgüter ohne Rücksicht auf die Person de6 Eigentümers 
herab. Überall wurde der Rechtszug an das Prager Appellationsgericht 
in Lehenssachen zugelassen. 

4. Die Finanzbehörden der böhmischen Länder blieben im Wesen 
unverändert. Es waren dies die böhmische Kammer, in Mähren das 
königliche Rentamt (Rentmeister und Gegenschreiber), in Schlesien 
die schlesische Kammer (für die unmittelbaren Fürstentümer), bezw. 
die Kammern der einzelnen schlesischen Fürstentümer. 

Eine erhebliche Steigerung der Bedeutung weist das böhmische 
königliche Fiskalamt auf als Folgeerscheinung der durchgreifenden 
landesherrlichen Gewalt. Dies äußert sich ebenso in seiner Organi¬ 
sation wie in seinem Wirkungskreise. Das Fiskalamt dieser Zeit war 
kollegial organisiert (Fiskalamtskollegium). Es besaß einen zahlreichen 
Beamtenkörper mit dem königlichen Prokurator an der Spitze, dem ihm 
beigegebenen Fiskal-Adjunkten und dem übrigen Personale (Konzi¬ 
pisten und Kanzlisten). Die Kanzlei des Amtes schied sich seit dem 
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Ausgange des 17. Jahrhunderts in eine böhmische und eine deutsche 
Abteilung zur Durchführung sprachlicher Gleichberechtigung. Der 
Wirkungskreis des Amtes war ein sehr verzweigter. Seinen ursprüng¬ 
lichen Aufgaben entsprach die Kompetenz in Kammersachen, d. i. die 
Vertretung des Königs und der böhmischen Kammer. Die mit den 
Güterkonfiskationen zusammenhängenden Agenden, die Fiskalansprüche 
bei Konkursen, die Wahrung der königlichen Regalien, gutachtliche 
Beratungen der Kammern gehörten in seinen Bereich. Wegen der Be¬ 
ziehungen zur königlichen Kammer war das Fiskalamt zur Vertretung 
der königlichen Kammerstädte, der Freisassengüter, der königlichen 
Klöster sowie der Prager Universität hinsichtlich der Universitätsgüter 
berufen. Hievon schied sich die Tätigkeit des Amtes ”quoad publica et 
politica“: sie umfaßte die öffentliche Verfolgung von strafbaren Taten, 
die Aufsicht über die städtischen königlichen Richter und die städtischen 
Ämter, über die Judengemeinden, über das Freisassentum und seine 
Ältesten. Es hatte gegen die Grundherren in Fällen von Bedrückungen 
der Gutsuntertanen einzuschreiten. In Zivilstreitigkeiten der Freisassen 
übte das Fiskalamt überdies gerichtliche Funktionen aus. — Nach dem 
böhmischen Vorbild erfuhr das landesherrliche Prokuratorentum in den 
anderen Ländern der böhmischen Krone eine entsprechende Festigung 
in Organisation und Kompetenz. 

Die Vermehrung der indirekten Abgaben und das Aufkommen des 
Bankwesens gaben Anlaß zur Schaffung besonderer Behörden, in deren 
Unterordnung unter die Wiener Stellen sich eine zunehmende Zentra¬ 
lisation kundgab. So entstand für die Verwaltung der Salz-, Bier- und 
Weinabgaben in Böhmen 1646 das königliche Deputiertenamt, in 
Mähren 1732 die Bankal-Admmistration. Als Hilfsinstitut der Wiener 
Banken wurden in Böhmen, Mähren und Schlesien Bankal-Repräsen- 
tationen eingerichtet. Vom Standpunkt der Zentralisation ist 66 be¬ 
merkenswert, daß für Mähren schon vorher die Verwaltung der Salz¬ 
einnahmen von Wien aus geführt wurde und daß das Amt des 
mährischen Hansgrafen vor seinem Aufgehen in den Bankalinstituten 
dem Wiener Hansgrafen unterstellt war. 

Das Finanzwesen selbst stand in diesem Zeiträume im Zeichen 
großer Schwierigkeiten, die sich aus den Rückwirkungen der Kriege mit 
ihren Kosten, mit ihren sozialen und wirtschaftlichen Folgen ergaben. 
Der Aufbau der Finanzwirtschaft knüpfte an das Gegebene an. Ein¬ 
künfte aus den königlichen Domänen und Regalien einerseits, die 
ständisch bewilligten Steuern andererseits, sollten die Ausgaben des 
Staatshaushaltes decken. — Jene ersteren Einnahmen pflegte man nun 
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als Camerale den bewilligten Steuern (Contributionale) gegenüberzu¬ 
stellen. Die königlichen Güter hatten in Böhmen und Mähren infolge 
der Güterkonfiskationen eine große Vermehrung erfahren; allerdings 
ging dieser Gewinn durch Überlassung an Anhäng er des Königtums 
zum großen Teile wieder verloren. 

Die Veräußerungen und Verpfändungen des Krongutes, im Gegen¬ 
sätze zum Kammergute, blieben weiterhin grundsätzlich an die stän¬ 
dische Zustimmung gebunden, aber seit dem 18. Jahrhundert begnügte 
man sich mit einer bloßen Verständigung der Stände hievon. Unter 
den Regalien erfuhren das Salzregal mit ihm gewidmeten besonderen 
Verwaltungsstellen und die Zölle, diese insbesondere seit dem 18. Jahr¬ 
hundert, mit dem Beginne der merkantilistischen Politik, eine stärkere 
Pflege. Dagegen war der Rückgang der Ergiebigkeit des Bergregales 
sehr fühlbar. Die Juden waren neben den sonstigen Abgaben mit einer 
Toleranzabgabe, dem früheren Schutzzins vergleichbar, belastet. — Die 
Unzulänglichkeit der Einnahmen sollte durch die Steuern behoben 
werden. Von diesen war nur die Krönungsabgabe und das städtische 
Biergeld von der ständischen Bewilligung frei. Liechtenstein setzte sich 
darüber hinweg und hob Steuern im früheren Ausmaße mittels Patenten 
ein. Nachher sollte an der ständischen Steuerbewilligung festgehalten 
werden. Man ging von den alten Grundsteuern aus. Hier stellten sich 
aber große Hindernisse entgegen. Sie bestanden in dem Brachliegen 
weiter Flächen des Grundbesitzes, in den von hiezu berufenen Organen 
lässig gehinderten falschen Steuerbekenntnissen und nicht zuletzt in der 
schwer zu lösenden Frage, welcher Grundbesitz der Untertänigen, ob 
auch der nicht bebaute, zur Grundlage genommen werden solle. Des¬ 
halb mißglückten bis zum Ende des 17. Jahrhunderts die Versuche, einen 
verläßlichen Steuerkataster anzulegen. Festere und sicherere Grund¬ 
lagen ergaben die Revisitationen vom Jahre 1670 an, welche zur An¬ 
legung neuer Kataster (1683/84) nach Scheffeln und Viehstand führten. 
Die Steuer belastete anfänglich nur den rustikalen Besitz der Unter¬ 
tänigen, das Dominikale der Grundherren war frei. Erst seit dem An¬ 
fang des 18. Jahrhunderts steuerten auch diese das sogenannte Extra- 
ordinarium bei. Die Folge dieser Verhältnisse war es, daß man zu 
indirekten Steuern die Zuflucht nahm, wiederholt im Wege von Patenten, 
da man hier eine Analogie mit den zur Kammer gehörigen Regalien 
Platz greifen ließ. Solche Steuern waren die Getränkesteuer, die Vieh¬ 
steuer, Fleischsteuer, Getreidesteuer, eine Tabaksteuer (ursprünglich 
ständisch), eine allgemeine Verbrauchs- und Verkehrssteuer (Akzise). 
Diesen Steuern sowie den Gebäudesteuem legten die Grundbesitzer 
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weniger Widerstand in den Weg, da von ihnen in weit höherem Maße 
die Bürger betroffen wurden. Daneben griffen nun um die Mitte des 
17. Jahrhunderts nach alpenländischem Muster Kopfsteuern, Erwerb- 
steuem und die Anfänge einer Vermögenssteuer ein. Vom letzten Viertel 
des 17. Jahrhunderts an wurde es üblich, eine feste Steuersumme den 
Ständen zu proponieren, welche dann nach den Zwecken als quantum 
militare, quantum camerale (für den König zur Stärkung der Kammer¬ 
einkünfte) , quantum domesticale (für Landes- und ständische Auslagen) 
aufgeteilt wurde. 

5. Die Heeresverwaltung war, wie 6chon (S. 151) bemerkt, noch 
nicht zentralisiert. Die böhmische Statthalterei besorgte sie in ihrer 
militärischen Kommission und in gleicher Weise waren das mährische 
Tribunal und das schlesische Oberamt mit der territorialen Heeres¬ 
verwaltung betraut. Die Aufbringung des Heeres war wie früher 
ständisch. Sie fiel in den Rahmen der Steuerbewilligung. Ein Teil der 
bewilligten Summe sollte als quantum militare dienen. Bei der Bewilli¬ 
gung von Rekruten griff wahlweise die Lieferung der zu ihrer Erhaltung 
nötigen Summe oder die Aushebung der Rekruten selbst Platz. Die 
Sorge um die Rekrutierung und Heeresverpflegung lag in ihren Be¬ 
zirken den Kreishauptleuten ob. — Das Sinken des Ständewesens drückte 
allerdings auch den Einfluß der Stände auf das Heerwesen herab. Die 
obgleich auf Grund territorialer Steuerbewilligungen erstellten Heere 
wurden als einheitliche kaiserlich-habsburgische Heere aufgefaßt. Das 
Befestigungsrecht behielt sich der König allein vor. Eine Ausnahme¬ 
stellung nahm nur das Breslauer Fürstentum ein, das sich das Recht 
wahrte, selbständige Heere zu stellen und Befestigungen zu errichten. 
Die Heeresorganisation beruhte auf dem Werbesystem. Ein hervor¬ 
ragendes Beispiel war das Waldsteinsche Heer. Leopold I. suchte, aller¬ 
dings mit nur schwachem Erfolge, der privaten Verleihung von militä¬ 
rischen Graden zu steuern. Die dauernde Kriegsgefahr bereitete stehende 
Heere vor, deren Ausbildung der Zeit Maria Theresias Vorbehalten blieb. 

6. Die Kreisverfassung Böhmens und Mährens blieb bestehen, 
doch nahm sie einen landesfürstlichen Charakter an. In Böhmen ergab 
sich in der Kreiseinteilung eine Veränderung, da der Elbogener 
äußere Kreis seine besondere lehensrechtliche Struktur verlor, den 
übrigen Kreisen angepaßt und Eger bei der Abänderung der Kreis¬ 
einteilung (1714) der böhmischen Kreisorganisation zugezählt wurde. — 
An der Spitze der Kreise standen Hauptleute (in Böhmen zwei, ein 
Herr und ein Ritter). Sie waren landesherrliche, nur dem Könige eid¬ 
lich verpflichtete Beamte. Der ehrenamtliche Charakter, die Beschrän- 
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kung auf den ansässigen Adel und der mit den ständischen Aufgaben 
zum großen Teile zusammenhängende Wirkungskreis brachte das Amt, 
insbesondere in Böhmen, immer noch dem Ständewesen nahe. In Mähren 
schon um die Mitte des 17. Jahrhunderts, in Böhmen im 18. Jahr¬ 
hundert, wurde den Hauptleuten ein Gehalt (Salarium) zuerkannt, 
welches allerdings aus der ständischen Easse gezahlt wurde. Der Wir¬ 
kungskreis der Ereishauptleute, wie er in den seit dem 18. Jahrhundert 
vom Könige, nicht mehr von den Ständen, erteilten Instruktionen fest- 
gelegt erscheint, schloß die altiiberkommenen Aufgaben der polizeilichen 
Aufsicht und Friedenswahrung, der Mitwirkung bei der Steuerverwal¬ 
tung (Katasteranlegung) und bei der Steuerexekution, ferner der Durch¬ 
führung der Rekrutierung und Heeresversorgung in ihren Bezirken in 
sich. Im Sinne des fortschreitenden staatlichen Schutzes der Unter¬ 
tänigen machte schon die Vemeuerte Landesordnung die Kreishaupt¬ 
leute zu Organen dieses Pflichtenkreises. War die Leitung der Kreise 
zu landesfürstlichen geworden, so boten auch die Kreistagungen keine 
Gefahr mehr für das Königtum, zumal sie nur noch mit Bewilligung 
des Königs zulässig waren. In der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts 
wurden solche Tagungen tatsächlich noch abgehalten, ja sie wurden für 
die militärischen Belange in den Instruktionen vorgesehen. Gegen 
Ende des 17. Jahrhunderts verschwanden aber die Kreistagungen völlig; 
ein deutliches Zeichen des Sinkens ursprünglich bedeutender ständischer 
Einrichtungen. 


B. Die Stände. 

Mit dem Siege des Königtums auf dem Weißen Berge wurde die 
Kraft der Stände gebrochen. Die Yemeuerten Landesordnungen Böhmens 
und Mährens zogen in den oben angeführten Bestimmungen die Folgerun¬ 
gen daraus. Alle ständischen Gefahren wurden durch Macht und Willen 
des Königtums gebannt. Das ständische Beamtentum verschwand, die 
Verhandlungen im Landtage wurden an die königliche Proposition gebun¬ 
den, selbständige Versammlungen der Stände bei Todesstrafe untersagt. 
So war dem Ständewesen jede Entwicklungsmöglichkeit genommen; die 
Stände und ihre Organisationen, die Landtage, wurden zu widerstands¬ 
unfähigen Werkzeugen, nur noch bestimmt, in ihrem Wirkungskreise, 
den Herrscherabsichten zu dienen. Dieses Ergebnis, in Böhmen und 
Mähren mit der Wucht des Umsturzes plötzlich gezeitigt, reiht sich 
gleichwohl den allgemeinen Zügen west- und mitteleuropäischer Ver¬ 
fassungsgeschichte dieses Jahrhunderts nach einer Stärkung der Terri¬ 
torialgewalten auf Kosten der Stände an. 
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Die Gruppierung der Stände und ihre Organisation, der Landtag, 
blieben allerdings fortdauernd noch bestehen. Der Adel, die nun an 
erster Stelle wieder zur Geltung gekommene Geistlichkeit und das 
Bürgertum bildeten die ständisch bedeutsamen Schichten der Bevölke¬ 
rung. Der katholische Adel ging aus dem Umstürze in Ansehen und 
Gutsherrlichkeit neu gestärkt hervor. Die Macht des Adels wurde nicht 
wie im zeitgenössischen Frankreich gebrochen, vielmehr sah und fand 
das Königtum in ihm seine Stütze. Es blieb die Scheidung der beiden 
Stufen, des Herren- und des Ritterstandes. Auf dieser Grundlage ver¬ 
änderte sich allerdings, den sozialen Einflüssen der Zeitlage entsprechend, 
die Zusammensetzung des Adels in mancherlei Hinsicht. — Im Rahmen 
des Herrenstandes kamen zu den altüberkommenen Fürstentiteln Neu¬ 
verleihungen von Fürsten- ja auch Herzogstiteln aus kaiserlicher Macht¬ 
vollkommenheit. Ferner verbreitete sich der Grafentitel in den Reihen 
des Herrenstandes, sei es als böhmischer Grafentitel, vom Herrscher 
als böhmischem König verliehen, sei es als Reichsgrafentitel, der aller¬ 
dings der Bestätigung der böhmischen Kanzlei bedurfte, sei es gleich¬ 
zeitig als Reichs- und böhmischer Grafenstand. Einer förmlichen Auf¬ 
nahme durch den Herrenstand bedurfte es nicht mehr. Nach Analogie 
der Reichsverhältnisse wurde nun häufig im Wege einer comitiva 
(des Palatinates) an bedeutende Adelsgeschlechter die Ausübung von 
einzelnen grundsätzlich landesfürstlichen Hoheitsrechten weiter gegeben 
(s. o. S. 147). 

Im Ritterstande ward ebenfalls alle Nobilitierung in die Hände des 
Königs gelegt; die Aufnahme durch die Stände, welche die böhmische 
Landesordnung noch unter Aufrechterhaltung der beiden Stufen Ritter 
und panogi — Wladyken (s. o. S. 140) kannte, wurde bald nach der 
Erlassung der Landesordnung in den Erläuterungen derselben beseitigt. 
In ihnen wurde der bloße Wappenadel von der Ritterschaft geschieden, 
die allein die Standschaft unter der Voraussetzung landtäflichen Besitzes 
genoß. Dieser Wappenadel wurde seit der Regierung Leopolds I. vom 
Briefadel abgelöst, welcher, wie in den Territorien des deutschen 
Reiches, güterlosen Beamten den Zutritt zum Adel nun in weitem Maße 
eröffnete. Mit dem unbeschränkten königlichen Rechte der Adels¬ 
erteilung war auch die Handhabe geboten, im Adelsdiplom öster¬ 
reichischen und böhmischen Adel zu vereinigen, was seit Karl VL 
geschah. Hiedurch wurde die Schaffung eines gemeinsamen erb¬ 
ländischen Adels vorbereitet, eines der einschneidendsten Mittel sozialer 
Zentralisierung. — Der Inkolat blieb im Sinne der Bestimmungen der 
Landesordnungen, allerdings als vom Könige allein erteilt, aufrecht. 
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Lieferte der so in den böhmischen Landesverband Aufgenommene den 
geforderten Revers, wies er sich mit landtäflichem Besitz aus, so floß 
hieraus das Sitz- und Stimmrecht im Landtage. 

Bezüglich der Landtage Böhmens und Mährens sei auf die oben 
(S. 138) angeführten grundlegenden Bestimmungen der Vemeuerten 
Landesordnungen verwiesen. Auf dieser Basis, in diesen engen Schran¬ 
ken entwickelte sich das Landtagswesen dieser Zeit. Im Propositions¬ 
recht war in Mähren gleich anfänglich ein kleines Zugeständnis der 
Initiative in unbeträchtlichen Angelegenheiten, insoweit sie nicht die 
königliche Person, Würde, Autorität und die königlichen Regalien 
betreffe, gemacht worden, während dies in Böhmen erst im Jahre 1640 
im Wege der sogenannten Deklaratorien zur Verneuerten Landesordnung 
geschah. — Besonders kümmerlich gestaltete sich die Stellung der 
Städte im Landtage. Gleich in der ersten Landtagssitzung (1627) 
wurde der Grundsatz festgelegt, daß alle Städte zusammen nur eine 
und zwar die letzte Stimme haben sollten. Das gleiche galt in Mähren. 
Dabei blieb es trotz aller Bestrebungen der Städte nach einer Besserung 
ihrer Standschaft. Die städtische Stimme gab im böhmischen Land¬ 
tage der Vertreter der Altstadt Prag, im mährischen jener .Brünns ab. 
(Olmütz hatte den Vorsitz des Städtestandes.) In Böhmen hatten nur 
die hiezu privilegierten Städte Kuttenberg, Pilsen, Budweis mit den 
drei Prager Städten das Recht, den ganzen Verhandlungen beizuwohnen, 
während die übrigen bloß die Proposition anhören durften. Schon rein 
äußerlich kam die gedrückte Lage der Städte zum Ausdruck, da ihre 
Vertreter (mit Ausnahme der Prager) nicht 6itzen durften, sondern 
stehen mußten. In Mähren wurde den städtischen Vertretern, allerdings 
erst 1711, das Recht, im Landtage zu sitzen, gewährt. — Im Stande der 
hohen Geistlichkeit trat seit 1681 eine innere Teilung in drei Gruppen 
ein: Bischöfe, Pröpste, der Großprior bezw. Großmeister der Malteser 
und Kreuzherren und die bedeutendsten Äbte; die übrigen Äbte und der 
Dechant des Wyschehrader Kapitels. — Im Herrenstande erwarben die 
Geheimen Räte sowohl in Böhmen wie in Mähren die Reihung gleich 
nach den Herzogen und Fürsten. Die ständischen Kurien verloren insofern 
an Bedeutung, als die Abstimmung nur im Plenum zugelassen wurde 
Anfänglich sollte auch die Beratung nur eine gemeinsame sein, doch 
wurde davon zu Gunsten der Kurienberatungen abgelassen. 

Sehr abträglich wurde es für die Bedeutung der Landtage, daß in 
dringenden Fällen von den Königen bloße Ständeversammlungen, die 
nicht eigentliche Landtage waren, zusammengerufen wurden. 
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Es ist selbstverständlich, daß die Zeitlage für eine ständische 
Pflege von Generallandtagen höchst ungünstig war. Die Institution 
wurde zwar nicht beseitigt, sie blieb aber nur in ihrer von altersher 
überkommenen Anwendung bei der Krönung des neuen Herrschers 
bestehen und wurde nur dort angewendet, wo das königliche Interesse 
einen gemeinsamen Willen der Stände der böhmischen Länder erheischte, 
d. i. bei der Bewilligung einer Gesamt-Steuersumme von allen böh¬ 
mischen Ländern. Es wäre nahe gelegen, daß das Königtum zur För¬ 
derung gesamtstaatlicher Ziele, nach dem Yorbilde Ferdinands I., zu 
Geeamtlandtagen aller Erbländer gegriffen hätte. Dies hätte eine 
Kräftigung des Ständewesens mit sich bringen können und so begnügte 
man sich, die Feststellung der Steuerproportion, die Heeresbewilligungen 
in separat geführten Beratungen mit Deputierten der Stände aus den 
österreichischen und böhmischen Erbländem vorzubereiten. Bezeichnend 
ist es in dieser Hinsicht, daß auch bei der ständischen Genehmigung 
der Pragmatischen Sanktion kein Generallandtag zusammengerufen 
wurde. 

Der Wirkungskreis der Landtage blieb grundsätzlich der gleiche, 
aber die gesteigerte Macht der Landesherren wirkte bei den Steuer- und 
Heeresbewilligungen auf die materielle Bedeutung der ständischen Ver¬ 
handlungen und Beschlußfassungen vermindernd ein. Kraft des reli¬ 
giösen Umschwunges hörten die Stände auf, im Landtage utraquistiech 
oder protestantisch zu wirken, ihre Zusammensetzung verbürgte im 
Gegenteile die Wahrung des Katholizismus. Nach wie vor blieb der 
böhmische Landtag dazu berufen, den territorialen Bestand des Kron- 
gutes zu hüten, allerdings mit den oben S. 155 erwähnten Abschwächun¬ 
gen in der Art der Einwilligung zu Veräußerungen und Verpfändungen. 
Die formellen Äußerungen aller Landtage zur Pragmatischen Sanktion 
zeigten sie ebenso als fortdauernde Wahrer der Landesprivilegien, wie 
als nun willig den Herrscherzielen dienende Institutionen. — Die allent¬ 
halben in Mitteleuropa bemerkbare Entwicklung der Aufgaben der 
Friedens-, Handels-, der landwirtschaftlichen und Gewerbepolizei 
spiegelte sich in den verhältnismäßig zahlreichen Normierungen unserer 
Landtage wider. 

Den geänderten Verhältnissen entsprechend, gebrach es fast völlig 
an ständischen Organen zur Durchführung der Aufgaben des Landtages; 
alle früheren ständischen Amtsträger einschließlich der Kreishauptleute 
waren ja zu königlichen Beamten geworden. Lediglich für die örtliche 
Steuerverwaltung blieben ständische Steuereinnehmer. Insbesondere 
fehlten ständische Organe, welche die Landtagsverhandlungen vor- 
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bereitet, die Beschlüsse durchgeführt, die Ausführung überwacht hätten. 
Man half sich unzureichend mit kurzfristigen Einsetzungen von Land¬ 
tags-Kommissionen. Einen Schritt weiter bedeutete in Böhmen die seit 
1652 eingesetzte „Hauptkommission“, deren Mandat jeweils von einer 
Tagung des Landtages zur nächsten dauern sollte. Doch schon 1677 
fand es seinen Abgang hievon: ein Zeichen der Herrscherpolitik, welche 
aller Ausgestaltung der ständischen Einrichtungen abhold war. Erst 
1714 kam es zu einer wesentlichen Besserung in dieser Frage. Motive 
für die gefügigere Haltung des Königtums lagen in dieser Zeit in den 
Verhandlungen über die Pragmatische Sanktion, in den damaligen 
Plänen einer Steuerreform. Es wurde eine dauernde achtgliedrige Kom¬ 
mission (Ausschußkommission, später auch Landesausschuß genannt) 
mit königlicher Genehmigung geschaffen. In Mähren war der Verlauf 
ähnlich; hier kam es schon 1686 zur Einsetzung eines dauernden Landes¬ 
ausschusses. So erstanden in diesen Landesausschüssen auf den Ruinen 
des Landtagswesens doch noch ständische Einrichtungen, welche von 
dauernder Bedeutung werden sollten. 

Analog lassen sich in den Schicksalen der übrigen Landtage des 
böhmischen Krongebietes Einwirkungen der geänderten Verfassungs¬ 
lage beobachten. Der Elbogener Landtag verlor mit dem Schwinden 
der Lehensgerichtsbarkeit seine selbständige Stellung und mit der Ein¬ 
beziehung Eibogens in die innere böhmische Kreisverfassung hörte sein 
besonderer Landtag auf. — Länger konnte der Egerer Landtag (Bürger 
und Ritter) seine Selbständigkeit bewahren. Noch zur Pragmatischen 
Sanktion gab er 1721 seine selbständige, inhaltlich bedeutsame Äußerung 
ab. Doch dies war zugleich sein letztes Auftreten, denn schon zwei Jahre 
später wurde das Egerland in den böhmischen Landtag einbezogen. — 
Wiewohl in den schlesischen Fürstentümern der Verfassungsumsturz 
nicht unmittelbar einwirkte, zeigt doch die Geschichte ihres Stände¬ 
wesens dieser Zeit ähnliche Merkmale der Schwächung wie in Böhmen 
und Mähren. In den unter Liechtensteinscher Herrschaft vereinigten 
Fürstentümern von Troppau und Jägemdorf läßt sich dieser Prozeß 
beobachten, trotzdem der Fürst dem Landtagswesen nicht ablehnend 
gegenüberstand. Es lag der Grund hiefür in dem gleichzeitigen Sinken 
der fürstlichen Gewalt zu Gunsten der königlichen. Die Landtage von 
Troppau (Herren, Prälaten, Ritter, jedoch ohne städtische Vertretung, 
da die Stadt Troppau sich nicht beteiligte) und von Jägemdorf 
(Herren mit den Prälaten in einer Kurie und die Städte) kamen schritt¬ 
weise in die gleiche Lage. Ihre Einberufung wurde an die königliche 
Einwilligung gebunden, sie verloren das Propo6itionsrecht und ebenso 
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wie in Böhmen und Mähren wurden die Landtage durch die Abhaltung 
kleinerer formloser Ständever6ammlungen umgangen. Bemerkenswert 
ist es, daß hier früher als in Böhmen und Mähren schon im Jahre 1637 
eine dauernde ständische Kommission ins Leben gerufen wurde, um an 
Stelle jener kleineren ständischen Versammlungen die Landesangelegen¬ 
heiten zu erwägen, zu leiten und zu verwalten. Die schlesische Gesamt¬ 
verwaltung behielt ihre fürstlich-ständische Organisation im Fürsten¬ 
tage bei, in welchem jetzt die katholischen Fürsten die Mehrheit 
erhielten. Auch hier ist ein Sinken der Bedeutung bemerkbar, da seit 
der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts die Fürsten nicht mehr persön¬ 
lich erschienen, so daß der Fürstentag, jenen formlosen Ständezusam¬ 
menkünften vergleichbar, oft durch einen in Abwesenheit der Fürsten 
abgehaltenen sogenannten conventus publicus ersetzt wurde. 

C Die Städte. 

Die Lage de6 Städtewesens war in diesem Zeiträume aus mehr¬ 
fachen Gründen ungünstig beeinflußt. In ihrer ständischen Stellung 
waren die Städte empfindlich zurückgestellt, die landesherrliche Macht¬ 
vollkommenheit wirkte einengend auf die städtische Autonomie ein, die 
wirtschaftlichen Folgen der Kriege brachen ihre Finanzkraft. 

Die gefürchtete und von Ferdinand II. zunächst beabsichtigte 
völlige Aufhebung städtischer Autonomie erfolgte zwar nicht, aber die 
gestärkte landesherrliche Stellung äußerte sich in der Einsetzung könig¬ 
licher Stadthauptleute (1621) zur Wahrung der königlichen Interessen. 
Diese wurden sodann durch königliche Stadtrichter (Kaiserrichter) er¬ 
setzt; nur Piken und Budweis blieben von dieser Einrichtung frei, in den 
Prager Städten wirkten sie neben den Hauptleuten, die hier erhalten 
blieben. Das landesherrliche Beispiel ahmte in Mähren der Adel nach, 
indem er in seinen grundherrlichen Städten Fürsten- oder Grafenrichter 
mit ähnlichem Wirkungskreise einsetzte. Das Königtum sah hierin 
eine Überschreitung der grundherrlichen Machtvollkommenheit, betonte 
den regalen Charakter des Stadtrichtertums und ließ nach langwierigen 
Erhebungen über die Eigenmächtigkeit der Bestellung diese Organe nur 
als grundherrliche „Sachanwälte“ gelten. Im übrigen wurden den Städten 
ihre Privilegien belassen, ja Budweis (1623) und Pilsen (1627), 
welche sich der revolutionären Bewegung nicht angeschlossen hatten, 
ferner die Kleinere Stadt Prag (1628) wurden durch Exemtion aus der 
Gewalt des Unterkämmerers zu privilegierten Städten. Der Alt- und 
Neustadt Prag wurden 1648 und 1649 als königliche Anerkennung 
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ihrer treuen Haltung gegen die Schweden Erhöhungen der äußeren 
Stellung im Wege von Verbesserungen des Stadtwappens, der Titulatur 
(ehrenfest), der Magistrate, durch Gewährung des Sitzes fiir Vertreter 
der Stadt beim Hof- und Kammergerichte und bei der Landtafel, finan¬ 
zielle Begünstigungen und Kompetenzerweiterungen gegenüber den sog. 
Nebenrechten gewährt. — Eine große Bedeutung besaß die Landtafel¬ 
fähigkeit, d. h. die Berechtigung, landtäfliche Güter zu erwerben, welche 
11 königlichen Städten Böhmens, den 6 mährischen königlichen Städten 
und den schlesischen Städten zukam. Diese landtafelfähigen Städte 
schieden sich als privilegierte Städte, in anderem Sinne als dem oben 
gedachten, von den übrigen Städten. 

Auf diesen neu geschaffenen und den erhaltenen Grundlagen ent¬ 
wickelte sich die Stadtverfassung dieser Zeit. Die Gewalt der königlichen 
Stadtrichter war in ständigem Zunehmen begriffen. Die für sie erlassenen 
königlichen Instruktionen von 1651 (Böhmen) und 1659 (Mähren) 
zeigen ihren großen Einfluß auf die Stadtverwaltung. Sie hatten jeder 
Ratssitzung, mit dem ersten Sitz am Ratstische, beizuwohnen und die 
ganze administrative Tätigkeit und Stadtwirtschaft zu überwachen, 
insbesondere „abseitigen“ Versammlungen der Gemeinde zu wehren. — 
Der königliche Unterkämmerer, von seinen übrigen Aufgaben ab¬ 
gedrängt, betätigte sich nur noch als landesherrliches Organ bei der 
Überwachung der städtischen Wirtschaft und als Vertreter des Königs 
bei der Ratsemeuerung. — Die autonome Stadtverwaltung lag in den 
Händen des aufrecht erhaltenen, gewöhnlich 12gliedrigen, in größeren 
Städten 18gliedrigen Rates. In Mähren schied sich der sogenannte 
innere (12gliedrige) Rat mit monatlich wechselndem Bürgermeisteramt 
von dem älteren oder äußeren (6gliedrigen) Rat, der in Angelegen¬ 
heiten von allgemeiner Bedeutung beigezogen wurde. In persönlicher 
Beziehung bildete fortan der katholische Glaube für die Erlangung des 
Bürgerrechtes und der städtischen Ämter eine Bedingung. In der Zeit 
Karls VI. wurde es in Böhmen und Mähren vorgeschrieben, daß die Rats¬ 
herren (in kleineren Städten eine Anzahl derselben) juristisch gebildet sein 
sollten. Die Stadtgerichte blieben im alten Bestände aufrecht erhalten; 
in den Prager Städten erhielten sich insbesondere die sogenannten aus¬ 
gesetzten Gerichte (Zehn-, Acht-, Sechsmänneramt, das Floßgericht in 
Podskal) weiter, ebenso die der städtischen Kompetenz sehr abträg¬ 
lichen Nebenrechte. Die völlige Vereinigung der Nebenrechte mit der 
Stadtjurisdiktion wurde trotz der vielfachen Streitigkeiten über den 
Umfang der Gerichtsbarkeit der Nebenrechte nicht erzielt. In dem 
oben erwähnten privilegialen königlichen Reskripte von 1648 wurden 
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die Nebenrechte lediglich in politischen und Kriminalsachen unter die 
Oberleitung der städtischen Magistrate gestellt, ihre zivile Jurisdiktion 
blieb aufrecht. 

Sehr kläglich war es mit der städtischen Finanzwirtschaft bestellt. 
Die Folgen der Kriege, aber auch Nachlässigkeit der städtischen 
Organe trug schuld daran. So wurden dem landesherrlichen Eingriffe zur 
Erzielung einer Besserung der Finanzlage die Wege bereitet. In 
Böhmen wurden bereits 1628 die Kontrahierungen von Schulden und 
Grundstücksveräußerungen durch die Städte von der staatlichen Be¬ 
willigung abhängig gemacht; in Mähren wurde dies erst 1715 auf- 
getragen. In Böhmen mußten anfänglich die Rechnungen jährlich der 
königlichen Kammer vorgelegt werden. Mit dem Beginne des 18. Jahr¬ 
hunderts schritt man unter Entziehung der autonomen Finanzverwal¬ 
tung zur Umkehr der Gebarung in dem Sinne, daß die städtische 
Kammerverwaltung in die Hände eines landesfürstlichen Wirtschafts¬ 
inspektors unter Aufsicht städtischer Vertreter gelegt wurde. Ähnlich, 
im Endergebnisse noch entschiedener, war der Verlauf in Mähren. Hier 
wurden 1726, wie in den österreichischen Erbländern, unter Ausschal¬ 
tung de6 Unterkämmerers, für die städtische Wirtschaftsverwaltung 
selbständige, vom Stadtrat ganz unabhängige Wirtschaftsdirektionen 
(directoria oeconomica) geschaffen, welche unter Aufsicht einer kaiser¬ 
lichen Ökonomie-Kommission in Brünn standen. 

Im inneren wirtschaftlichen Leben der Städte wurden die Zünfte 
durch die Notlage des Gewerbestandes, welche vor allem der Dreißig¬ 
jährige Krieg mit der durch ihn gezeitigten Entvölkerung und Minderung 
der Kaufkraft verursachte, hart betroffen. Die Sorge um die bürgerliche 
Nahrung führte die Meister dazu, die Einrichtungen des Zunftrechtes 
in ihrem Interesse auszunützen, den Zuzug neuer Meister möglichst 
hintanzuhalten. So erschwerten sie engherzig die Aufnahme in die 
Zunft. Mittel dieser Art waren die Erhöhung der Aufnahmegebühren 
und des Lehrgeldes, Verteuerung und Erschwerung des Meisterstückes, 
Verallgemeinerung des Wanderzwanges, Bindung der Gesellen, vor der 
Meisterschaft noch eine bestimmte Zeit als Gesellen zu arbeiten. Auch 
suchte man durch Schließung der Zunft, durch Festsetzung einer zu¬ 
lässigen Meisterzahl, der drohenden Konkurrenz Herr zu werden. Auf 
der anderen Seite sollten Söhne, Schwiegersöhne und Witwen zünftiger 
Meister von all diesen Einschränkung«! befreit oder wenigstens in 
ihnen begünstigt werden. So zeigt das Zunftwesen der böhmischen Län¬ 
der alle Merkmale, welche in ganz Mitteleuropa seinen Niedergang 
kennzeichnen. Spät, erst zu Beginn des 18. Jahrhunderts, mit dem 
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Aufkommen einer einheitlichen staatewirtschaftlichen, nicht bloß 
stadtwirtschaftlichen Gewerbeförderung, griff die landesherrliche Gewalt 
ein. Vorläufer war die allgemeine Vorschrift (1708), daß alle Zunft¬ 
statuten der landesherrlichen Bewilligung bedürfen. In den Jahren 1716 
und 1717 wurden im Aufträge Earls VI. Untersuchungen über die 
Leistungsfähigkeit der Gewerbe angestellt Im Jahre 1731, zur selben 
Zeit, da ein Reichszunftgesetz den Auswüchsen und Mißständen zu 
steuern suchte, wurde für die böhmischen Länder das sog Handwerks¬ 
patent erlassen, welches die Vorlage aller Zunftstatuten an den Landes¬ 
herren anordnete. Im folgenden Jahre wurden für alle habsburgischen Erb¬ 
länder Generalzunftartikel herausgegeben, welchen sich künftighin alle 
Zunftstatuten anzupassen hatten. Hier wurden unter anderem die Begün¬ 
stigungen der Meistersöhne beseitigt, die Aufnahmetaxen fixiert und 
ermäßigt. Ferner wurde die Strafgewalt der Zünfte auf niedere Geld¬ 
strafen beschränkt, die übrigen Strafen zu Gunsten der Obrigkeit ihnen 
entzogen, die Bildung von Gesellenbrüderschaften untersagt, das Zunft¬ 
ladenwesen geregelt und zur Überwachung ein landesherrlich ernannter 
Zunftinspektor vorgesehen. Den Generalzunftartikeln, welche so das 
ganze Zunftwesen unifizieren wollten, war allerdings ein ähnliches 
Schicksal wie den Reichszunftartikeln beschieden: sie blieben vielfach 
unbeachtet, wurden nicht entsprechend durchgeführt und viele Zünfte 
setzten sich über die dort vorgesehenen Neuerungen hinweg. — Im 
Geiste der Zeit, mit dem Aufkommen der merkantilistischen Wirtschafts¬ 
politik lag es, daß das unzünftige Gewerbe für Manufakturen (Verlags¬ 
system und Fabriken) zielbewußt gehoben wurde. So trat nun, durch 
Privilegienerteilungen und staatliche finanzielle Unterstützungen geför¬ 
dert, neben die Zünfte das beginnende Fabrikswesen und damit die 
Großindustrie. Der gesamtstaatlichen Förderung entsprach die Schaf¬ 
fung des Manufakturkollegiums in Wien (1714). Vor allem waren es 
Tuch-, Woll- und Glasfabriken, die, von Deutschen und vom Adel ins 
Leben gerufen, in den böhmischen Ländern, zuvörderst in Böhmen selbst, 
diese Politik verwirklichten. 

Unter den Judengemeinden war jene der Altstadt Prag die bedeu¬ 
tendste. Wiewohl auch hier die wirtschaftlichen Nöte sehr fühlbar 
waren und wiewohl die Prager Judengemeinde vielfache Einengungen 
in ihrer Autonomie erfuhr, ist ihre Geschichte in dieser Periode doch 
eine im ganzen ruhige. Nicht zuletzt trug dazu der Umstand bei, daß 
sie sich der ständischen Bewegung nicht angeschlossen hatte, wofür 
sie von Ferdinand II. durch die Bestätigung ihrer früheren Privilegien 
belohnt wurde. Die landesherrlichen Eingriffe in das Rechtsleben der 
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Judengemeinde trugeh keinen feindlichen Charakter an sich, insbeson¬ 
dere kam es zu keinen weiteren Expulsionsdekreten. Neben den all¬ 
gemeinen Regelungen der Vemeuerten Landesordnung erfloß unter 
neuerlicher Bestätigung der Privilegien ein ausführliches Reskript 
Ferdinands III. (1648), welches vor allem die Pfandgeschäfte und die 
Judengerichtsbarkeit regelte. Die Prager Judengemeinde hatte für ganz 
Böhmen Bedeutung, da alle übrigen Judengemeinden in der Prager 
ihr Haupt sahen. — Zur Leitung der Judengemeinde war das Amt 
der „Ältesten“, ein 20gliedriger Rat (10 Räte und 10 Beisitzer), 
berufen. Eine kaiserliche Resolution aus dem Jahre 1635 regelte das 
sehr komplizierte Wahlverfahren. Sehr zahlreiche und hartnäckige 
innere Streitigkeiten führten dazu, daß das Königtum in ihre Autonomie 
eingriff und daß auch die Prager Judengemeinde in ihrer Administration 
und in ihrer Finanzverwaltung der landesfürstlichen Kontrolle durch 
einen Inspektor und einen christlichen Rentmeister unterworfen wurde. 
Das Judengericht blieb bestehen. Es wurde in alter Art vom Juden¬ 
richter, einem Beisitzer und einem Schreiber abgehalten. Erst unter 
Leopold I. (1684) wandelte es sich unter Vereinigung mit dem Amte 
der Judenältesten zu einem Kollegialgerichte. Die Vemeuerte Landes¬ 
ordnung und kaiserliche Reskripte (1623, 1636, 1648) befaßten sich 
mit der Rechtsprechung in Judensachen. Das Judengericht war ein 
Personalgericht für alle im Lande lebenden Juden unter Ausschluß der 
Kriminalsachen; Bei Klagen von Christen gegen Juden konnte wahl¬ 
weise das Gericht der Altstadt Prag oder das Judengericht angerufen 
werden. Berufungen von den Aussprüchen des Judengerichtes gingen an 
das Altstädter Gericht, dann an das Appellationsgericht. Die autonome 
Judengerichtsbarkeit wurde allerdings getrübt, da allgemeine Gerichte 
in Angelegenheiten eingriffen, die das gesamte jüdische Wesen oder das 
kaiserliche Interesse betrafen. Überdies entschied das Gericht des Pra¬ 
ger Erzbistums als Appellationsgericht in jüdischen Ehesachen und es 
nahm die Jurisdiktion auch dort in Anspruch, wo die Kirche sich durch 
das Verhalten der Juden bedroht glaubte. 

Besonders stark lastete der Steuerdruck auf der Judenschaft. Neben 
ihren kommunalen Steuern unterlagen die Juden einer Doppelbesteuerung. 
Die Könige belegten sie in Anschluß an den alten Kammerzins mit 
besonderen Steuersummen, andererseits nahmen sie an den ständisch 
bewilligten Steuern im Wege der Haus- und Kopfsteuer teil. Hiebei 
wurden sie analog den Freisassen behandelt. — Gegenüber der Prager 
Judenschaft war die Lage in den übrigen Judengemeinden, insbesondere 
in jenen der grundherrlichen Städte, weit ungünstiger. Wie etwa das 
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Beispiel von Teplitz zeigt, fanden hier Judenausweisungen statt oder 
sie wurden doch angedroht. Allgemein wurde 1650 durch einen Land¬ 
tagsbeschluß verfügt, daß Juden nur dort, wo sie im Jahre 1618 seßhaft 
waren oder wo später ein besonderer königlicher Konsens hiezu erteilt 
wurde, geduldet werden durften, daß ihnen Immobilarbesitz verbot«», 
die Haltung christlicher Dienstboten untersagt sein sollte. — Ähnlich 
lagen die Verhältnisse in Mähren, wo die Judenansiedelungen zwar nicht 
in den königlichen Städten, wohl aber in grundherrlichen Gemeinden 
stark zugenommen hatten. Hier wiederholte sich das Verbot der Juden¬ 
ansässigkeit nach dem Jahr 1618; 1681 wurde es für das Stichjahr 1657 
erneut. Insbesondere wurde ihnen hier die Pachtung von Zöllen, 
Mauten und Gütern verboten. 

Grundsätzliche Änderungen, welche durch mehr als zwei Jahr¬ 
hunderte nachwirken sollten, brachte dieser Zeitraum für die Prager 
Universitätsverfassung. Sie sind in ihrem Endergebnisse auch hier ein 
Zeichen der gesteigerten landesherrlichen Gewalt zu Ungunsten der 
Autonomie. — Nach der Schlacht auf dem Weißen Berge wurde die in 
der Revolution durch die Vertreibung der Jesuiten geschaffene Lage in 
das Gegenteil umgekehrt und die Vereinigung der Karolinischen Aka¬ 
demie mit dem Jesuitenkollegium durchgeführt. Diese Lösung, die die 
Prager Universität in Leitung, Lehrkräften und Gütern in die Hände 
der Jesuiten gab, stieß auf starke Widerstände. Das Papsttum, das der 
Überspannung der Stellung der Jesuiten abgeneigt war, der Prager Erz¬ 
bischof, der seine Kanzlerrechte nicht aufgeben wollte, die alten Orden 
(Dominikaner und Franziskaner), die als Lehrkräfte Berücksichtigung 
anstrebten, verfolgten dabei ihre Sonderziele. Die Zeit Ferdinands n. 
ist erfüllt von Verhandlungen und Streitigkeiten um die Prager 
Universitätsfrage, die den Betrieb sehr wesentlich störten; insbesondere 
geschah dies infolge eines Dekretes der Propaganda-Kongregation 
(1627), welches den Jesuiten verbot, akademische Grade zu erteilen. — 
Der Tod Ferdinands II. zeitigte eine neue Phase der Verhältnisse an 
der Prager Universität. Ferdinand III. war mit den Jesuiten weniger 
verbunden, gegenüber dem Papsttum in seiner Politik unabhängig und 
mit dem Vorschreiten des Absolutismus zielbewußt in der Wahrung 
seiner landesherrlichen Gewalt. 

Nach einer vorübergehenden Selbständigkeit der Carolina und 
Ferdinandea, einer Verselbständigung des erzbischöflichen Seminars, 
der Bestellung eines königlichen Protektors schritt Ferdinand III. aus 
eigener Machtvollkommenheit, ohne die Wohlmeinung des Papsttumes 
abzuwarten, an die endgültige Regelung. Er vereinigte die beiden Hoch- 
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schulen durch Erlassung des sogenannten Unionsdekretes vom 23. Feber 
1654 und des Reskriptes vom 8. Juli 1654. Hienach sollte die unter 
Aufrechterhaltung ihrer Privilegien vereinigte Universität den Namen 
„Carolo-Ferdinandea“ tragen. Das Kanzleramt wurde wieder dem Prager 
Erzbischof eingeräumt. Die Rektorswürde sollte jährlich durch Wahl 
au6 den einzelnen Fakultäten abwechseln, in der theologischen allerdings 
auf die Spitzen der jesuitischen Kollegien beschränkt 6ein, die Verwal¬ 
tung der Universitätsgöter einem königlichen Amtmann unter Universi¬ 
tätsaufsicht obliegen; die juristischen und medizinischen Lehrkanzeln 
behielt sich der Herrscher zur selbständigen Besetzung vor, bezüglich 
der theologischen und philosophischen gebührte ihm die Konfirmation. — 
Das Universitätsgericht wurde aufrecht erhalten, jedoch das Berufungs¬ 
recht an das Appellationsgericht statuiert. Die stärkste Äußerung lan¬ 
desherrlichen Eingreifens in die Autonomie war die Schaffung des Amtes 
eines königlichen Superintendenten als landesherrlichen Aufsichts¬ 
organes. Der Superintendent sollte nach der ihm (1655) erteilten In¬ 
struktion den Lehrbetrieb überwachen, den Sitzungen der akademischem 
Behörden allerdings nur beratend beiwohnen, über Beschlüsse, die die 
Universitäts- oder Landesverfassung, „ius, statum aut transquilitatem 
publicam“ angehen, der Statthalterei berichten. Ein entscheidendes 
Stimmrecht hatte er nur im Falle der Stimmengleichheit bei der Rektors¬ 
wahl. Auch die Tätigkeit des königlichen Amtmannes in der Güter¬ 
verwaltung überwachte er. 

Die Regelungen der Prager Universitäts-Union waren nicht ganz 
selbständige, sondern in Manchem, vor allem in der Errichtung des 
Amtes des Superintendenten, dem Wiener Vorbilde nachgeschaffen. 

D. Die Bauern. 

Für das Bauerntum, das deutsche wie das tschechische, bedeutet die¬ 
ser Zeitraum eine Epoche harter, in ihren Auswüchsen unerträglicher 
Bedrückungen. Die wirtschaftlichen Folgen des Dreißigjährigen Krieges 
wirkten sich im Unglück des Bauernstandes aus. Es ist eine mittel¬ 
europäische Erscheinung des 17. Jahrhunderts, daß der in ihrer Gewalt 
fast schrankenlosen Grundherrschaft ein entrechtetes, verarmtes Bauern¬ 
tum gegenüberstand. Die Klasse der auf das festere deutsche Recht 
gestützten Zinsbauern verschwindet vor der Masse der „uneingekauften“ 
Bauern, welche den Machtäußerungen ihrer Herren ungleich mehr aus¬ 
geliefert waren. — Die Verschlechterung des bäuerlichen Lebens zeigte 
sich am deutlichsten von der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts an, 
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mit wenigen Ausnahmen, in einer immer rücksichtsloser hervortretenden 
Anspannung der untertänigen Arbeitslast, der Robot. Der Staat sah 
hier zunächst untätig zu, erst der große Bauernaufstand von 1680 führte 
zu landesherrlichen Versuchen, das Maß der Roboten (Maximal-Roboten) 
festzulegen. Es geschah dies durch das Robotpatent Leopolds aus dem 
Jahre 1680 für Böhmen (auf Mähren 1713 ausgedehnt) und durch seine 
Abänderungen und Ergänzungen in den Robotpatenten von 1717 und 
1738. Sie waren deshalb unzulänglich, da sie eingelebte Gewohnheiten 
bestehen ließen und da sie in ihren Regelungen von den gegebenen Zu¬ 
ständen ausgingen, ohne einen Bauernschutz in die Wege zu leiten. Sie 
bewogen sogar manche Grundherrschaft, die früher die Bauern günstiger 
behandelt hatte, auf ihren Gütern die gestatteten Maximalroboten neu 
einzuführen. 

Nächst der Robot war die Eontributionsleistung die drückendste 
Last; um so mehr als die Gutsbesitzer selbst ihre Kontributionen auf 
die Untertänigen abwälzten. In allen wirtschaftlichen und sozialen 
Belangen wurden die Fesseln des Bauernstandes immer fester geschlos¬ 
sen. Brauverbote, Bier- und Mühlzwang wurden nun ziemlich allgemein, 
der Ankauf von Lebensmitteln (darunter insbesondere Salz, Brot, Käse 
und Fische) bei schrankenloser Preissetzung allein nur bei der Guts¬ 
herrschaft zugelas6en. Wenig halfen dagegen die Verbote des Robot¬ 
patentes von 1680. Verhältnismäßig stationärer waren die Erbrechte der 
Bauern, wenngleich es nur noch selten zu weiterer Befreiung vom Heim¬ 
fall kam und selbst dort, wo der Heimfall noch galt, der Erbenkreis oft 
sehr eingeengt wurde. Besonders nachdrücklich wehrte der Großgrund¬ 
besitz der Freizügigkeit seiner Untertänigen. Der Abzug wurde an die 
Genehmigung der Herrschaft geknüpft und beträchtliche Abzugs- und 
Abfahrtsgelder gefordert Große Schwierigkeiten bereitete es, die 
Emigration der Untertanen au6 dem Lande zu verhindern. Abmachun¬ 
gen zwischen den Ländern sollten die Rückauslieferung bei mangeln¬ 
der grundherrlicher Einwilligung sichern. Die Notwendigkeit der Ein¬ 
holung des grundherrlichen Ehekonsenses wurde nun allgemein und 
auch praktisch gehandhabt. Die Verfügung über den Nachwuchs der 
untertänigen Familien verpflichtete nicht nur die Waisen, sondern alle 
Kinder durch einige Jahre — Waisenjahre (vorschriftsmäßig drei) — 
der Herrschaft zu dienen. Der freie Antritt eines Gewerbes, Studien der 
untertänigen Jünglinge waren unterbunden. Nur manche Herrschaft 
machte im Interesse der Besserung ihrer Arbeitskräfte hievon eine Aus¬ 
nahme. Zumal in den ersten Jahren nach der Schlacht auf dem Weißen 
Berge wurde sehr zielbewußt durch Androhung von Soldateneinlagerun- 
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gen, strengen Strafen und Nachteilen die Rekatholieierung in die Wege 
geleitet, später suchte man insbesondere gegen jene vorzugehen, welche 
im geheimen dem katholischen Glauben entfremdet blieben. 

Bei dieser Lage des Bauernstandes kann es nicht wundernehmen, 
wenn es zu wiederholten gewalttätigen Bauernaufständen, in Böhmen 
noch stärker als in Mähren, kam. Der bedeutendste war jener des Jahres 
1680, welcher von der Graf Bredaschen Gutsherrschaft Lämberg im Bunz- 
lauer Kreis seinen Ausgang nahm und bald auf Nordostböhmen Übergriff 
und endlich zu einer allgemeinen böhmischen Bauemauflehnung zu wer¬ 
den drohte. Er brach unter harter, grausamer Bestrafung der Rädelsführer 
zusammen. Nicht minder unglücklich verlief eine andere, zwar nicht 
gewalttätige, aber die Entrechtung selbst bevorzugter Bauernklassen 
grell beleuchtende Bewegung: der Kampf der Choden gegen ihren Herrn 
(Lamingen) um ihre Privilegien. Der Streit endete mit dem endgültigen 
Verluste der privilegialen Stellung der Chodenbauem. Alle diese Bauern¬ 
unruhen, die auch in der Folgezeit nicht aufhörten, zeitigten als positives 
Ergebnis den Anfang eines staatlichen Bauernschutzes. Es wurde für 
die Beschwerden der Bauern eine möglichst gütliche Austragung und ein 
genauerer Instanzenzug eingeleitet. So geschah es zunächst in Mähren, 
wo schon 1659 dem Tribunal aufgetragen wurde, sich um die gütliche 
Beilegung der Streitigkeiten zwischen Grundherrschaft und Bauern zu 
bemühen. Im Falle des Mißlingens dieses Versuches sollte der Streit 
vor das Landgericht gebracht werden, wo von Amts wegen den Unter¬ 
tänigen ein Advokat beigegeben werden sollte. — In Böhmen war die 
Entwickelung eine spätere und langsamere. Nach dem großen Bauern¬ 
aufstände von 1680 wurde den Kreishauptleuten aufgetragen, bei bäuer¬ 
lichen Beschwerden zunächst zu vermitteln. Inhaltlich des Robotpatentes 
ging die Aufgabe, sich der Bauern gegen ihre Herrschaft anzunehmen, 
auf den königlichen Kammerprokurator über, ohne daß jedoch diese Vor¬ 
schrift viel praktischen Erfolg gehabt hätte. Erst das Robotpatent von 
1717 brachte einen besseren Instanzenzug (Grundherrschaft, Kreisamt, 
Statthalterei, Herrscher) und in den Patenten aus den Jahren 1737 (für 
Mähren) und 1738 (für Böhmen) wurden bei den Landesstellen besondere 
Kommissionen in Angelegenheit der Privilegien und Beschwerden der 
Untertänigen eingerichtet. Die Vorschläge, welche Christian Julius von 
Schierendorff, ein die Bauernbefreiung vorahnender Zeitgenosse Josefs I. 
und Karls VI., zur Verhütung der „besorglichen Bauernaufstände“ er¬ 
stattete, beleuchten grell all die schreienden Mißstände der bäuerlichen 
Lage, denen es abzuhelfen galt. 


Digitized by LaOOQle 


171 


Auch die Klasse aer Freisassen wurde in dieser Zeit ungünstig 
beeinflußt. Entscheidend trug hiezu die sich stark mehrende Aufnahme 
nicht Begüterter in ihre Reihen bei, welche das Fiskalamt unter Über¬ 
schreitung seines Wirkungskreises bewilligte. Hiedurch wurde der Stand 
der Freisassen sozial und wirtschaftlich geschwächt, da ihr eigenartiger 
Realbesitz sich nicht vermehrte, dagegen ihre Zahl durch Hinzukommen 
sozial minderer Elemente zunahm. Die juristische Rückwirkung dieser 
Tatsache lag in einer Erweiterung der Kompetenz des Fiskalamtes, 
welches die ganze zivile Jurisdiktion an sich riß, in Strafsachen blieb 
das Landrecht ihr Forum. Ihre Güter wurden nicht mehr in die Land¬ 
tafel, sondern in das vom Fiskalamt geführte Freisassenbuch eingetra¬ 
gen. Auch die niedere Verwaltung der einzelnen Freisassenbezirke kam 
durch die fiskalämtliche Ernennung der Ältesten auf Grund einer vor¬ 
geschlagenen Teme in landesherrliche Abhängigkeit. 

E. Die Kirche. 

Durch die Folgewirkungen der Schlacht auf dem Weißen Berge 
wurden in Böhmen und Mähren die kirchlichen und religiösen Verhält¬ 
nisse zu Gunsten des Katholizismus völlig umgekehrt. Die gesetzliche 
Grundlage bildeten die Bestimmungen der Vemeuerten Landesordnungen 
mit der Aufhebung der vorausgehenden Majestätsbriefe, mit der all¬ 
gemeinen Anerkennung der katholischen Religion, mit der Wieder¬ 
einführung und ersten Rangstellung der Standschaft der katholischen 
Würdenträger. Auf dieser Grundlage erfuhr der Katholizismus ins¬ 
besondere in der langen Regierungszeit Leopolds I. die größte Kräfti¬ 
gung. Diese Entwicklung wurde durch den Ausgang des Dreißig¬ 
jährigen Krieges, den Westfälischen Frieden, nicht aufgehalten, da sich 
seine Bestimmungen auf Böhmen und Mähren nicht bezogen. Auf die 
starken Einwirkungen der Katholisierung im Bereiche des Beamten¬ 
tums, der Städte und des bäuerlichen Lebens wurde schon früher hin¬ 
gewiesen. Für die andersgläubigen Bauern war durch die Gebunden¬ 
heit an die Scholle die Möglichkeit des Fortzuges nicht gegeben. -- 
Zu großer Bedeutung gelangte der zurückgerufene Jesuitenorden. Er 
gewann nicht nur in der Universität, sondern auch im niederen Schul¬ 
wesen die Führung. Die Errichtung neuer Bistümer (Leitmeritz, 
Königgrätz), die Erneuerung und Neueinführung von Orden, wie der 
Pauliner, Piaristen, Ursulinen, Theatiner, Trinitarier, sind deutliche 
Zeichen des gestärkten Katholizismus. 
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Für die durch die früheren Konfiskation«! eingetretenen- Güter¬ 
verluste wurden Restitutionen eingeleitet, ohne allerdings den ur¬ 
sprünglichen Stand wieder zu erreichen. In diesen Zusammenhang 
gehört die zwischen dem Papste und König Ferdinand II. getroffene 
Vereinbarung vom Jahre 1630 (päpstlich bestätigt 1633), laut welcher 
zum Ersätze der kirchlichen Verluste ein Teil aus den Einkünften des 
Salzregals an die Kirche überlassen wurde, wogegen die Kirche auf die 
Restitution der vor dem Tode Rudolfs II. entzogenen Güter verzichtete. 
In der Frage der Kammerzugehörigkeit erfolgte weder in der Vemeuer- 
ten Landesordnung noch in der Folgezeit eine grundsätzliche Neurege¬ 
lung, wohl aber läßt sich aus einschlägigen königlichen Reskripten ein 
Wandel der Auffassung der Stellung des Königtums zur Kirche im Sinne 
eines ius supremi patronatus et advocatiae erschließen. Aufrechterhal¬ 
ten blieb die kirchliche Jurisdiktion der bischöflichen Konsistorial- 
gerichte. Gemäß den Bestimmungen der Vemeuerten Landesordnung 
blieb das Privilegium fori mit Ausnahme der Immobiliarstreitigkeiten, 
für welche die Landrechte kompetent sein sollten, bestehen. Die kirch¬ 
lichen Gerichte waren sonach Personal- und Strafbehörden für die Geist¬ 
lichen, Kausalinstanz in kirchenrechtlichen Angelegenheiten einschließ¬ 
lich der Ehe- und Verlöbnissachen. Im kausalen Kompetenzkreis wurden 
allerdings schon in diesem Zeiträume einige einschränkende Reskripte 
erlassen. — Eine privilegiale Steuerfreiheit vermochte die Kirche selbst 
in dieser Epoche nicht zu erreichen. 

Wesentlich verschieden von den kirchlich-religiösen Verhältnissen 
Böhmens und Mährens waren anfänglich jene Schlesiens. Hier wirkte die 
Schlacht auf dem Weißen Berge nicht zurück; im Gegenteil sicherte 
für Schlesien Ferdinand II. im sogenannten sächsischen Akkord (1621) 
dem Kurfürsten von Sachsen die Schutzgewalt über die schlesischen Luthe¬ 
raner und die weitere Geltung des die Religionsfreiheit gewährenden 
Majestätsbriefes zu. Nicht geduldet waren nur die Kalviner und die 
Böhmischen Brüder. In Jägemdorf und Leobschütz wurde vom Fürsten 
Liechtenstein (1622) die Augsburger Konfession bestätigt. Ein Wandel 
trat im Verfolge des zwischen Ferdinand II. und dem Kurfürsten von 
Sachsen abgeschlossenen Prager Friedens (1635) ein. Der Kurfürst 
von Sachsen entsagte dem Schutze über die schlesischen Protestanten 
und es wurde dem König von Böhmen das ius reformandi in den un¬ 
mittelbaren erblichen Fürstentümern zuerkannt. An dieser Rechtslage 
änderte auch der Westfälische Friede nichts, lediglich die Gewährung 
dreier sogenannter Gnadenkirchen bedeutete ein Zugeständnis für die 
Protestanten. So war seit der Mitte des 17. Jahrhunderts der Weg frei 
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für eine Rekatholisierang, zumal in den unmittelbaren schlesischen 
Fürstentümern. Die Kraft der Rekatholisierang äußerte sich in der 
Zerstörung akatholischer Kirchen im Jahre 1654. Der Westfälische 
Friede wurde durch den mit Karl XII. von Schweden zu Altranstädt 
bei Leipzig abgeschlossenen Vertrag (1706) ergänzt, der weitere sechs 
protestantische Gnadenkirchen, darunter eine in Teschen, gewährte. 

F. Die Reohtsbildung und die Rechtsquellen. 

Die verfassungsrechtlichen Umwälzungen, welche diese Epoche 
kennzeichnen, äußerten entsprechende Rückschläge in der Rechts¬ 
bildung und in den Rechtsquellen. Die gesteigerte landesherrliche 
Gewalt rückte das vom Könige ausgehende, den Interessen des König¬ 
tums dienende Recht in den Vordergrund, verschaffte ihm in der Rechts¬ 
bildung eine alles überragende Bedeutung. Die Zentralisationspolitik 
legte die Anbahnung einer Unifizierung des Rechtes nahe. Diese blieb 
allerdings auf die böhmischen Erbländer beschränkt, begann erst seit 
Josef I. auf das Gesamtgebiet des habsburgischen Herrschaftsbereiches 
überzugreifen. Sie war zunächst, da die Selbständigkeit der Länder 
gewahrt blieb, eine bloß materielle, ohne formell einheitliches Recht 
zu schaffen. Die beiden Vemeuerten Landesordnungen für Böhmen und 
Mähren waren inhaltlich fast gleich. Zur Vereinheitlichung des Stadt¬ 
rechtes trag es bei, daß die Koldinschen Rechte nun auch in Mähren, 
zunächst subsidiär (1680), dann (1697 und 1709) als unmittelbar gel¬ 
tende Norm eingeführt wurden. Eine Unifizierung des Stadtrechtes mit 
dem Landrechte, wie 6ie Ferdinand III. plante, wurde zwar nicht durch¬ 
geführt, aber es war doch in diesem Sinne von Bedeutung, daß die Kol- 
dinschen Stadtrechte subsidiär für das Landrecht angewandt wurden 
und daß andererseits das in den Vemeuerten Landesordnungen und den 
ihnen folgenden königlichen Vorschriften niedergelegte Recht als sub¬ 
sidiäre Quelle des Stadtrechtes erachtet wurde. 

Die Herstellung formeller Einheit des Rechtes in den böhmischen 
Ländern begann unter Josef I., und zwar im Bereiche des Strafrechtes. 
1707 wurde eine für Böhmen, Mähren und Schlesien geltende peinliche 
Halsgerichtsordnung erlassen, welche sich inhaltlich als eine Ver¬ 
schärfung der Carolina darstellt. Vom Standpunkte der materiellen 
Rechtsangleichung diente sie der gesamtösterreichischen Politik, da ihre 
Bestimmungen zum größten Teile der für Österreich unter der Enns schon 
im 17. Jahrhundert erlassenen Landgerichtsordnung entnommen waren.— 
Eine formelle Vereinheitlichung des privaten Rechtes wurde mit der Ein- 
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Setzung von Kompilations-Kommissionen in Prag und Brünn angebahnt, 
welche die Aufgabe hatten, das gesamte Landrecht und Stadtrecht ein¬ 
heitlich für Böhmen und Mähren zu kodifizieren. Wie wenig Ergebnisse 
die nur lässig arbeitenden Kommissionen auch zeitigten, sie waren doch 
der Beginn der Schaffung eines einheitlichen bürgerlichen Rechtes. 

Im vereinigenden Sinne wirkte die zunehmende Anwendung des 
römischen Rechtes. Die Verneuerten Landesordnungen zeigen viele 
römischrechtliche Normen, ihr Prozeß war der römisch-kanonische. Die 
Koldinschen Stadtrechte mit ihren starken römischrechtlichen Ein¬ 
schlägen verschafften den römischen Rechtssätzen Verbreitung. Die 
libri feudorum und mit ihnen das langobardische Lehensrecht drangen 
in Theorie und Praxis ein. Eine förmliche Rezeption des römischen 
Rechtes fand in Böhmen und Mähren selbst jetzt nicht statt; lediglich 
bei Lücken in der landrechtlichen Gesetzgebung erklärten die Deklara- 
torien zur Verneuerten Landesordnung das gemeine Recht als subsidiäre 
Rechtsquelle. 

Mittelbar wirkte die habsburgische Zentralisationspolitik auf das 
Rechtsleben durch die Begünstigung der deutschen Sprache in der amt¬ 
lichen Rechtsanwendung ein. Schon die Erlassung der Verneuerten 
Landesordnungen in nur deutschem authentischem Texte kann in diesem 
Sinne gewertet werden. Die nachfolgenden zahlreichen königlichen 
Normen wurden deutsch oder in beiden Sprachen publiziert. — Die 
Regelung der inneren Amtssprache bei den rein landesherrlichen Be¬ 
hörden bot Gelegenheit, der deutschen Sprache durchgreifende, ja stellen¬ 
weise ausschließliche Geltung zu verschaffen. So wurde 1639 für die 
Beratungen des mährischen Tribunals (Referate, Votierungen und 
Schlußfassungen) unter Hinweis auf den gleichen Vorgang bei der 
königlichen böhmischen Hofkanzlei die deutsche Sprache als allein 
zulässige innere Amtssprache vorgeschrieben. Ebenso legte die Instruk¬ 
tion für die böhmische Appellationskammer von 1644 bezüglich der 
Akten-Relationen und des modus referendi et votandi die deutsche 
Sprache als ausschließliche innere Amtssprache fest. Bei den Land- 
rechten und ihren Landtafeln äußerte sich ihr ständischer Charakter 
im Fehlen der inneren deutschen Amtssprache (in Mähren bis zum 
Ende des 17. Jahrhunderts). Da6 gleiche gilt für Böhmen bezüglich 
der Steuerrollen bis zum Ausgange des 17. Jahrhunderts, während sie 
in Mähren deutsch abgefaßt wurden. Am stärksten griff die deutsche 
Amtssprache im schlesischen Fürstentums Jägemdorf durch, wie der 
Entwurf der Landesordnung für dasselbe vom Jahre 1675 zeigt. — Für 
den äußeren Parteienverkehr wurde in den Landrechten die volle 
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sprachliche Gleichberechtigung als Grundsatz festgelegt. Ferdinand II. 
wollte beide Sprachen „zugleichgehalten und fortgepflanzt“ sehen. Von 
dem Gedanken der Gleichberechtigung sind die Normen der Verneuert«! 
Landesordnung über das landrechtliche Verfahren bezüglich der Prozeß¬ 
schriften (je nach der Sprache des Beklagten), der prozessualen Be¬ 
schickungen sowie hinsichtlich der Landtafeleintragungen geleitet. Zur 
Durchführung dieses Grundsatzes wurde ein entsprechender Personal¬ 
stand hei den Landtafeln, im Landrechte die Bildung zweier sprachlich 
geschiedener Senate vorgesehen. Es ist bemerkenswert, daß bei der 
Schaffung dieser beiden Senate die Anpassung an analoge Einrich¬ 
tungen bei „anderen hohen Tribunalien“ hervorgehoben wurde, wie sie 
beim königlichen Appellationsgericht schon früher verwirklicht worden 
waren. 

Auf die wichtigsten Rechtsquellen dieser Epoche ist in den voraus¬ 
gehenden materiellen Ausführungen bereits hingewiesen worden. 

Von grundlegender Bedeutung sind die beiden Vemeuerten Landes¬ 
ordnungen für Böhmen und Mähren (s. oben S. 136 ff.). In Mähren kam 
es früher als in Böhmen auf Grund des Vorhaltes zweifelhafter Fragen 
seitens der Stände zu einer Ergänzung der mährischen Landesordnung 
durch die königliche declaratio dubiorum (1638). Für Böhmen wurden 
1640 Deklaratorien und Novellen zur Landesordnung erlassen 
(s. S. 159). Im Troppauer und Jägemdorfer Herzogtume sowie in den 
übrigen schlesischen Fürstentümern kam es anfänglich zu keiner Er¬ 
neuerung der dort geltenden Landesordnungen. Erst in der zweiten 
Hälfte des 17. Jahrhunderts drangen die Herrscher hier ebenfalls auf 
eine Abänderung der Landesordnungen im Sinne der böhmischen und 
mährischen. Für Troppau und Jägemdorf geschah dies teilweise durch 
die Hofdekrete aus den Jahren 1673 und 1675. Weitergehende spätere 
Pläne einer Korrektur der Troppauer Landesordnungen wurden nicht 
verwirklicht. In den übrigen schlesischen Fürstentümern griffen unter 
Aufrechterhaltung der bestehenden Landesordnungen königliche Normie¬ 
rungen spezieller Natur ändernd ein. 

Auf allen Gebieten des öffentlichen Rechtes wurde durch eine kaum 
übersehbare Zahl von königlichen Normen (Reskripten, Resolutionen, 
Instruktionen, Erlässen, Dekreten) die Rechtslage den Regierungs- 
absichten und den wirtschaftlichen und administrativen Erfordernissen 
entsprechend geändert. Es sei hier auf die früher an den zugehörigen 
Stellen erwähnten königlichen Vorschriften im Bereiche der könig¬ 
lichen Amtsorganisation, des Finanzwesens, der städtischen Verwaltung, 
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der Universitätsverfassung, des Zunftlebens und der bäuerlichen 
Rechtslage verwiesen. 

Den vom Königtum ausgehenden Rechtsquellen gegenüber traten 
der Yerfassungslage entsprechend die Rechtsquellen der übrigen Macht¬ 
faktoren in dieser Epoche zurück. Am deutlichsten zeigt sich dies bei 
den Rechtsquellen landständischer Natur. Die Landtagsbeschlüsse, 
einst von so großer rechtsbildender Bedeutung, hielten sich nun in den 
engen Schranken des Wirkungskreises der Landtage. Polizei- und 
Steuerwesen bilden das erübrigende autonome Normengebiet der Land¬ 
tage. Die einschlägigen Regelungen wurden ebenso wie die von den 
Landtagen eingeholten fallweisen Zustimmungen zu den Verfügungen 
der Herrscher, von welchen die Äußerungen zur Pragmatischen Sank¬ 
tion die bedeutendsten sind, in die Landtafel eingetragen. Mit dem 
Sinken der Landtagsgesetzgebung minderte sich folgerichtig auch die 
verfassungsrechtliche Bedeutung des Landtafelinstitutes. Die Land¬ 
tafeln wurden im Wesen zu Grundbüchern des freien Grundbesitzes. 
Hiebei zeigt sich eine zunehmende Spezialisierung nach Rechtsgeschäf¬ 
ten. Da die Verneuerten Landesordnungen Berufungen von den Land¬ 
rechten an da6 königliche Gericht zuließen, die Aussprüche der Land¬ 
rechte daher aufhörten unabänderlich zu sein, schwand auch die 
einstige rechtsbildende Kraft der landrechtlichen Entscheidungen völlig. 
In den königlichen Deklarationen und Novellen Ferdinands in. zur 
Verneuerten Landesordnung von 1640 wurde überdies eine selbständige 
richterliche Lückenausfüllung verboten und angeordnet, in allen im 
Gesetz nicht entschiedenen Fällen die königliche Entscheidung, den 
„königlichen Aussatz“ einzuholen. Hiedurch fand die dem absolutisti¬ 
schen Zeitgeiste entsprechende „Anfrage bei Hof“, der „r6f6re 16gislatif“ 
Eingang. 

Für eine innere Entfaltung des Lehenswesens, dessen besondere 
heeresrechtlichen und wirtschaftlichen Grundlagen ja längst geschwun¬ 
den waren, war diese Epoche gleichfalls wenig günstig. Zwar kamen 
nach der Niederwerfung der ständischen Erhebung neue Lehen für den 
Herzog von Friedland, Waldstein, in Mähren für den Fürsten Liechten¬ 
stein hinzu und blieben die Olmützer und Egerer Lehen mit ihrer Or¬ 
ganisation bestehen, behielt das Lehensrecht in Schlesien seine starke 
Bedeutung, aber im übrigen fand eine erhebliche Abbröckelung ein¬ 
zelner Lehen statt. Dies war eine Folge des unaufhaltsam fortschreiten¬ 
den, durch die Güterkonfiskationen geförderten Allodifizierungs- 
prozesses. Der Elbogener Lehensverband verschwand schon in der 
ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts und die Zahl der Lehen sank er- 
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heblich herab. Beim Mangel neuer Entwicklungskraft des Lehensrechtes 
gebrach es auch an einer Entfaltung seiner Rechtsquellen, wenngleich 
die literarisch-kompilatorische Behandlung des Lehensrechtes noch eine 
verhältnismäßig reiche war. 

Das städtische Statutarrecht wurde von den landesherrlichen, 
administrativen und wirtschaftlichen Vorschriften überwuchert. Die 
Betätigung städtischer Oberhöfe verschwand allgemein mit der überall 
durchgreifenden Berufung an das königliche Appellationsgericht. Die 
Koldinischen Stadtrechte wurden nicht autonom, sondern mittels landes¬ 
herrlicher Normen ergänzt. Ähnlich wie die Landtafeln blieben die 
Stadtbücher vor allem für rechtsgeschäftliche Einträge mit zunehmender 
Differenzierung in Pflege. Im städtischen Gewerberechte brachte die 
Zeit vor der Erlassung der Generalzunftartikel Erneuerungen von 
Zunftordnungen. Die Universitätsstatuten blieben wegen des Universi¬ 
tätsstreites vor der endgültigen, aus königlicher Machtvollkommenheit 
verfügten Beendigung desselben unergiebig. 

Im bäuerlichen Rechte äußerte sich die Kraft der Grundherrlich¬ 
keit und das vor Erlassung der Robotpatente mangelnde normative Ein¬ 
greifen des Königtums trotz der Mängel und Streitigkeiten des bäuer¬ 
lichen Rechtslebens auch in der Rechtsbildung und den Rechtsquellen. 
Sie 6ind im Wesen grundherrlicher Natur. Grundherrliche Ordnungen 
und Instruktionen regeln in großer Zahl die Rechtslage der bäuerlichen 
Untertanen im Sinne der Interessen der Gutsherren. Allenthalben 
werden Urbarien für die einzelnen Gutsherrechaften angelegt. Unter 
grundherrlicher Führung entwickelt 6ich das Buchwesen über den 
bäuerlichen Besitz und die ihn betreffenden Rechtsgeschäfte, wobei oft 
eine Scheidung nach Gutsbestand, Lasten (Satzbticher) und Übertra¬ 
gungsgeschäften (Gewährsbücher) Platz griff. Die besondere Führung 
von Büchern über den Gutsbestand ist für die Geschichte des Grund¬ 
buchwesens mit dem Aufkommen des Realfoliensystems von Bedeutung. 

Die juristische Literatur des 17. und der ersten Hälfte des 18. Jahr¬ 
hunderts zeigt sich stark von den bewegenden Strömungen der Rechts¬ 
bildung in diesem Zeiträume beeinflußt. 

In der ersten Zeit nach der Schlacht auf dem Weißen Berge ent¬ 
standen zwei umfassende Darstellungen verfassungsgeschichtlichen 
Charakters von belangreichem wissenschaftlichen Werte. Es waren dies 
die von Melchior Goldast verfaßten „Commentarii de Regni Bohemiae 
incorporatarumque provinciarum iuribus ac privilegiis nec non de heredi- 
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taria successione Regiae Bohemorum familiae“ und das „De Republica 
Bojema“ betitelte Werk Paul Stranskys. Beide Werke sind nicht ganz 
objektiven Charakters. Das Buch Melchior Goldasts ist im Aufträge 
Ferdinands II! entstanden und sollte vor allem, wie schon der Zusatz¬ 
titel dartut, die erbrechtlichen historischen Ansprüche der Habsburger 
erhärten. Dagegen rückt das Werk Stranskys, einer Antwort auf eine 
gutachtliche Darstellung vergleichbar, das territorial ständische Inter¬ 
esse Böhmens mit allen historischen Argumenten in den Vordergrund. 
— In der Folgezeit haben wissenschaftlichen Charakter Arbeiten, die 
das heimische Land- und Lehenrecht mit dem römischen Rechte und 
dem langobardischen Lehensrecht in Vergleich bringen. Hier sind 
besonders der Traktat Kyblins von Waffenburg (1663), „De differentiis 
iuris communis et bohemici“, und die Gegenschrift hiezu des Johann 
Proskovsky von Krohenstein („Moderamen differentiarum iuris commu¬ 
nis et bohemici in tractatu Kyblini congestarum“) hervorzuheben. Im 
Bereiche des Lehensrechtes wurden analoge Gegenüberstellungen für 
Böhmen von Neumann von Puchholtz, für die Lausitz von Riech verfaßt. 
In der gleichen Richtung bewegten sich auch die Lehrtätigkeit und die 
sehr verbreiteten Publikationen (Praelectiones publicae 1676 ff.) des Pro¬ 
fessors an der Prager Universität Schambogen. — Im übrigen diente 
die literarische Bearbeitung de6 Rechtes zum großen Teile lediglich der 
Zusammenstellung vor allem der landesherrlichen Normen, um Behelfe 
für die Praxis zu schaffen, und i6t 60 wesentlich kompilatorischen 
Charakters. In der Reihe dieser Zusammenstellungen (Promptuarien, 
fasciculi) ragt die überaus fruchtbare, auf seine reiche Erfahrung als 
Sekretär des Appellationsgerichtes gestützte literarische Arbeit des 
Komotauers Johann Jakob Weingarten hervor. Seine umfassendste 
Publikation ist der später auf die Zeit Josefs I. und Karls VI. erweiterte 
Codex Ferdinandeo-Leopoldinus für das ganze Gebiet der böhmischen 
Erbländer, in welchem all die so zahlreichen landesherrlichen Normen 
neben einigen Landesprivilegien aus früheren Jahrhunderten zusammen¬ 
getragen sind. Der Verneuerten Landesordnung für Böhmen ist sein 
Systema iuris provincialis, dem römischen und kanonischen Rechte die 
Zusammenstellung von Normen in seiner Panoplia iudicialis geweiht. 
Unmittelbar praktischen Zwecken, hauptsächlich der Handhabung des 
Stadtrechtes und seines Verfahrens dienten seine sehr zahlreichen 
Bücher, die als Manualia, Manuductiones, Specula (civium, iudicum) Weg¬ 
weiser zu bieten bestimmt waren. Kompilatorischen Charakters ist auch 
das von dem Wiener Buchhändler Georg Lehmann 1720 König Karl VT. 
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gewidmete „Vollständiges teutsches Stadtrecht im Erb - Königreich 
Böheim und Markgrafenthum Mähren“ betitelte Buch, welches die ins 
Deutsche übertragenen Stadtrechte mit den in Betracht kommenden 
Bestimmungen der Vemeuerten Landesordnungen und mit den das Stadt¬ 
recht betreffenden königlichen Instruktionen zusammenfaßte. 
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K y b a 1, Filius Regni. (Nase doba XXII.) 
1915. 

Lederer, Maximilian Freiherr von La- 
mingen und die Choden. (Mifct. d. Ver. 
f. Gesch. d. Deutschen in Böhmen. 
Bd. 45.) 1907. 

Legis-Glückselig, Versuch einer 
Geschichte des Rechtes und der Gesetz¬ 
gebung in Böhmen und dessen Kron- 
ländern. 1838. 

Leminger, O 5esk6m mincovnictvi za 
Viadislava II. a za Ludwika. (Pam. 
archiv. XII.) 

Lepa£, ZHzeni zemskC v kniietstvi 
Opavskäm a Krnovsköm z XV. a i 
XVIII. stoleti. (Casop. Cesk. mus. 
XXXIX.) 

Limbeck, Die Ferdinandeische Landes¬ 
ordnung. (Mitt. d. Ver. f. Gesch. d. 
Deutschen in Böhmen. V.) 1867. 

Lippert, Geschichte der Stadt Leit- 
meritz. (Beiträge z. Gesch. Böhmens, 
hzg. vom Ver. f. Gesch. d. Deutschen 
in Böhmen. Ortsgesch. Bd. III.) 1871. 

— Das Recht am alten Schöppenstuhle 
zu Leitmeritz. (Mitt. d. Vereines für 
Gesch. d. Deutschen i. Böhmen. H. VI.) 

— Die Stellung der Juden in Böhmen vor 
und nach der Epoche des Hussiten- 
krieges. (Mitt. d. Ver. f. Gesch. d. 
Deutschen in Böhmen. V. Jahrg.) 1867. 

Lobkowicz, Generälni snfcmy koruny 
öeskC v dobö HabsburskA 1903. 

L o e b 1, Beiträge zur Geschichte der 
kaiserlichen Zentralverwaltung im aus¬ 
gehenden XVI. Jahrhundert. (Mitt. d. 
Institutes f. österr. Geschichtsforsch. 
XXVII.) 

Loewe, Die Organisation und Verwal¬ 
tung der Wallensteinschen Heere. 1896. 

L o m m e r, Die böhmischen Lehen in der 
Oberpfalz. 2 Bde. 1907/09. 

Loserth, Zur Frage der Aufrichtung 
einer allgemeinen Polizeiordnung in 
Mähren im Jahre 1542. (Zeitschr. d. 
Ver. f. d. Gesch. Mährens u. Schlesiens. 
XIX.) 1915. 

— Ständische Beziehungen zwischen Böh¬ 
men und Innerösterreich im Zeitalter 
Ferdinands I. (Mitt. d. Ver. f. Gesch. 
d. Deutschen i. Böhmen. L. Jahrg.) 
1912. 

L u k s c h e. Das alte und neue Recht 
Mährens und Schlesiens. 1818. 

— Kurze Übersicht der Stellen und Ämter 
in Mähren seit 1628. 1804. 


L u k 8 c h e, Notizen von der politischen 
und Justiz Verfassung Mährens seit den 
ältesten Zeiten bis 1628. 1806. 

Lusohin-Ebengreuth, Grundriß 
der österreichischen Reichsgeschichte. 
2. Auflage. 1918. 

— österreichische Reiohsgeschichte. 1896. 

— österreichische Reiohsgeschichte des 
Mittelalters. 2. Aufl. 1914. 

Maasburg, Die Entwickelung des In¬ 
stitutes der öffentlichen Bücher in 
Böhmen. 1877. 

Marian, Die kaiserlichen Richter in 
Aussig. {Mitt. d. Ver. f. Gesch. der 
Deutschen in Böhmen. XXXV.) 1897. 

Markgraf, Über Georgs von Podiebrad 
Projekt eines allgemeinen Fürsten¬ 
bundes. (Hist. Zeitschr. XXI.) 

Matthaesins, Der Auszug der 
deutschen Studenten aus Prag 1409. 
(Mitt. d. Ver. f. Gesch. d. Deutschen in 
Böhmen. LII. u. LHL) 1913/14. 

Men dl, Sociälni krise möst. (Casop. £. 
hist. XXX.—XXXH.) 

Moeschler, Gutsherrlich-bäuerl ; ohe 
Verhältnisse in der Oberlausitz. 1905. 

Monumenta historica universitatis Carolo- 
Ferdinandaeae Fragens!». 3. Bd. 1830 ff. 

J. Müller, Die Gemeindeverfassung der 
böhmischen Brüder. (Monatshefte der 
Commenius-Ges.) 1896. 

— Pühonöi. (Festschr. f. Goll.) 1906. 

— Svobodnici. 1905. 

W. Müller, Beiträge zur Geschichte der 
mährischen Judenschaft. 1903. 

Navrätil, Prvni pokusy o moravskou 
uni ver situ. (Brünner Inaugurationsrede 
1926.) 

N e j e d 1 f, Volba kräle Vladislava H. 
r. 1474. (Casop. öesk. hst. XI.) 

— Prameny k synodäm strany pra£sk6 
a taborsk6 v letech 1441—1444. 1900. 

N e u m a n n, Das alte Landding oder 
Landgericht in der Niederlausitz. (Nied.- 
Laus. Mag. XXXVIH.) 

— Geschichte der Landstände in der 
Niederlausitz. 1843. 

A. N e u m a n n, Cirkevni jm&ni za doby 
husitsk6, se zfetelem k MoiavA 1920. 

Novotn^, Cirkevni a näboZensk^ v^voj. 
(Ceski Politika I.) 

— Husitstvi. (När. öitänka.) 1918. 

Opitz, Die Arten des Rustikalbesitzes 

in Schlesien. (Gierkes Untersuchungen 
z. Deutsch. Staats- u. Reohtsg. 125. H.) 
1904. 

Opoöensk^, Protireformace vÖeohäch 
po bitvö na Bilä Hole. 2. Aufl. 1921. 


Digitized by 


Google 



186 


Ott, Beiträge zur Rezeptionsgeschichte 
des römisch-kanonischen Prozesses in 
den böhmischen Ländern. 1879. 

Palacky-Rieger, Döjiny näroda öes- 
keho. 4, Ausg. 6 Bde. 1894/96. 

Palm, Die Konföderation der Schlesier 
mit den Böhmen im Jahre 1619 in ihren 
nächsten Folgen. (Zeitschr. f. d. Gesch. 
Schlesiens. VIII.) 

P a n g e r 1, Die Choden zu Taus. (Mitt. d. 
Ver. f. Gesch. d. Deutschen in Böhmen. 
XIII. Bd.) 1875. 

Pekar, Bilä Hora. 1921. 

— Cesk£ katastry. 1916. 

— Däjiny Ceskoslovensk£. 1921. 

— K dejinäm stavovskeho stätu. (Casop. 
öeskych hist. VII.) 

— Kniha o Kosti. 2 Bde. 1910/11. 

— Omyly a nebezpecl pozemkove refor- 
my. 1923. 

— 2izka a jeho doba. I. 1927. 

P e r e 1 s, Zur Geschichte der böhmischen 
Kur im 14. und 15. Jahrhundert. 
(Zeitschr. d. Savigny-Stiftung f. Rechts- 
gesch. Bd. XLV. Germ. Abt.) 1925. 

P e r n i c e, Die Verfassungsrechte der im 
Reichsrate vertretenen Königreiche und 
Länder der österreichisch-ungarischen 
Monarchie. I. Bd. 1872. 

Peterka, Die bürgerlichen Braugerech¬ 
tigkeiten in Böhmen. 1917. 

— Leitmeritz und das Magdeburger Recht. 
(Festschrift: 1227—1927 Stadt Leit¬ 
meritz.) 1927. 

Peuker, Beiträge zur Geschichte der 
böhmischen Freisassen. (Mitt. d. Ver. 
f. Gesch. d. Deutschen in Böhmen. 
57. Jahrg.) 1919. 

Pfitzner, Geschichte der Bergstadt 
Zuckmantel. 1926. 

P i n s k e r, Cesky stav pänsky a risskö 
hrabstvi. (Prävnik Jahrg. XXXVIII.) 

1899. 

P 1 a c h t, Ceske danö 1517—1652. 1924. 

P r a s e k, Cesky Sachsenspiegel. (Casop. 
mat. mor. XI. u. XII.) 

— Das Olmützer Stadtgericht als Ober¬ 
hof. 1896. 

— Organisace präv magdebursk^ch na 
8everni Moravö a v rakouskem Slezsku. 

1900. 

— Tovaöova kniha ortelü Olomouckych. 
Sbirka naucem vedle präva Magde- 
burskeho vrchnim prävem Olomouc- 
kym mensimu prävu Tovacovskemu 
od r. 1439—1689 vydanych. (Spisy vl. 
musea Olomouck6ho IV.) 1896. 

P r o k e s, Prehled sociälnich pomörü a 
snach v dobö husitske. (2izkova doba 
VI.) 1924. 


Rachfahl, Zur Geschichte der Grund¬ 
herrschaft in Schlesien. (Zeitschr. der 
Savigny-Stiftung f. Rechtsg. XXI.) 

— Zur österreichischen Verwaltungsge¬ 
schichte. (Schmollers Jahrbuch XXIII.) 
1899. 

— Die Organisation der Gesamtstaatsver¬ 
waltung Schlesiens vor dem Dreißig¬ 
jährigen Kriege. (Staats- u. sozial- 
wissenschaftl. Forschungen, hg. von 
G. Schmoller. XIH. Bd. 1. Heft.) 1894. 

Rauscher, Volebni kapitulace a ko- 
runovaöni reversü panovnlkü ve stä- 
tech stfedni Evropy. (Knihovna präv. 
fakulty university bratislavske Z. 9.) 
1925. 

— Zemskö miry na Moravö. (Präce ze 
Seminare öesk. pr. na Karlove univ. 
v Praze, hgg. von Kapras H. 1.) 1919. 

— Znaczenie wyroköw sadu zemskiego 
w czeskiem prawie prywatnem. 1927. 

Rehme, Stadtbücher des Mittelalters. I. 
1927. 

Reichert, Dubia moravskä 1638 k 
Obnovenemu zflzeni. (Casop. mat. 
moz.) 1912. 

Rezek, DÖjiny Cech a Moravy nove 
doby. 2 Bde. 1892/93. 

— Dva prispövky k döjinäm selskych 
bouri a selskeho poddanstvi v XVII. 
stoleti. (Sitzungsber. d. k. b. Ges. d. 
Wissenschaften.) 1893. 

— Geschichte der Regierung Ferdinands I. 
Teil I. 1878. 

— Prvni pokusy o spolecny pariament 
pro vsechny zeme rakouskö. (Osvöta.) 
1882. 

— Spor o öesky hlas pri volbö Karla V. 
roku 1519. (Casop. cesk. musea. LV.) 
1882. 

— Zvoleni a korunoväni Ferdinanda I. za 
kräle cesk^ho. 1878. 

ft e z n l c e k, 2ide v zemich öeskych. 1900. 

R i e g e r, O cesk^ch krälovskych a 
korunnich statcich. (Gutachten.) 1907. 

— Inkolat. (Mischler-Ulbrich, Österreich 
Staatswörterb. 2. Aufl., II. Bd.) 

— Landesordnungen. Böhmische Länder¬ 
gruppe. (Mischler-Ulbrich, Österreich. 
Staatswörterb. 2. Aufl. II.) 

— Ständische Verfassung. (Mischler-Ul¬ 
brich, Österreich. Staatswörterbuch, 
2. Aufl., III. Bd.) 

— Untertans- und Urbarialverhältnisse in 
den böhmischen Ländern. (Mischler- 
Ulbrich, österr. Staatswörterbuch, 
2. Aufl., I. Bd.) 

— ZHzeni krajske v Cechäch. 2 Bde. 
1889/93. 


Digitized by 


Google 



187 


Bieger-Kadlec, Drobnä spisy Bo- 
huse svobodnäho pana Biegra. 2 Bde. 
1914. 

— Blsskä däjiny rakouskä. 2. Ausg. 1912. 

B i e g g e r, Corpus iuris ecclesiastici Bohe- 

mici et Austriaci. 1770. 

— Materialien zur alten und neuen Sta¬ 
tistik von Böhmen. 1787 ff. 

— Sammlung der in Kirchensachen ergan¬ 
genen landesfürstlichen Gesetze, die vor 
undenklicher Zeit bis auf die Begierung 
Maria Theresias in Böhmen und denen 
dazu gehörigen Ländern kundgemacht 
wurden. 1778. 

Bosenthal, Die Behördenorganisation 
Kaiser Ferdinands I. (Archiv d. österr. 
Geschichte. LXIX.) 

B ö ß 1 e r, Darstellung der bürgerlichen 
Gerichtsstellen und der sog. Neben¬ 
rechte. 1844. 

— Quellenkunde der Bechtsgeschichte 
Böhmens. (Hormayers Archiv.) 1846. 

B u b e r, Streifzüge durch die Bechts¬ 
geschichte Mährens I. (Gesch. d. landes¬ 
rechtlichen Verfahrens.) 1885. 

B u b i k, Organisace jednoty bratrskä. 
(Vsehrd.) 1922. 

Bybiöka, O prijimänl do stavu rytlrs- 
käho na Moravö. (Casop. mat. mor. 
XIX.) 

— Bozepfe mezi stavem panskym a ry- 
tlrskym a mezi mesty moravskymi o 
pühony k soudüm zemskym. (Casop. 
Öesk. musea. XXIII. Jahrg.) 1849. 

— Srovnäni mezi päny a rytirstvem 
markrabstvi Moravskeho ze strany 
jednä a mösty krälovsk^mi tamtäi ze 
strany druhä. (Prävnik, II. Jahrg.) 
1862. 

Bypäöek, K döjinäm femesei na Mo- 
rave. (Casop. mat. Mor. XX. u. XXII.) 
1896/98. 

— K döjinäm selskeho poddanstvi na 
Moravö. (Casop. Mor. Jahrg. XXI.) 
1897. 

Schlechta-Wschehrd, Die Ent¬ 
wicklung des böhmischen Adels, (öst.- 
ung. Bevue, 9. u. 10. Jahrg.) 

— Die Stellung des niederen Adels in 
Böhmen gegenüber dem Bürgerstande. 
(Jahrbuch Adler, V. u. VI. Bd.) 

Schlenz, Das Kirchenpatronat in 
Böhmen. 1928. 

Schlesinger, Deutsch-böhmische Dorf- 
weistümer. (Mitt. d. Ver. f. Gesch. d. 
Deutschen in Böhmen. XV. u. XXII.) 

— Geschichte Böhmens. 1869. 

J. F. S c h m i d t, Monographie des kaiser¬ 
lich-königlichen böhmischen Appella¬ 
tions-Gerichtes. 1850. 


— Versuch einer systematisch geordneten 
Darstellung des Bergrechtes im König¬ 
reiche Böhmen. 2 Bde. 1833. 2 Er¬ 
gänzungsbände 1844/55.. 

G. Schmidt, Deutsche Dorfrechte aus 
Westböhmen. (Mitt. d. I. f. österr. 
Geschichtsforsch. XXXVII.) 1916. 

Schmidt von Bergenhold, Ge¬ 
schichte der Privatrechtsgesetzgebung 
und Gerichtsverfassung im Königreiche 
Böhmen. 1866. 

Schnee, Das Verhältnis Schlesiens zum 
Deutschen Beiche. 1923. 

Scholz, Die Verfassung und Vermögens¬ 
verwaltung der Munizipal- und Schutz¬ 
städte in Mähren und Schlesien. 1846. 

Schranil, Die sogenannten Sobieslaw- 
schen Bechte. (Prager staatswissen¬ 
schaftliche Unters. H. 4.) 1916. 

Schulz, Prlspöyky k dejinäm soudu 
komorniho krälovstvi Ceskäho 1526 
bis 1627. 1904. 

— Soupis register soudu nejvysslho purk- 
rabstvi Prazsk^ho. 1906. 

Schwitzky, Der Europäische Fürsten¬ 
bund Georgs von Podebrad. 1907. 

5 i e g 1, Eger im Wandel der Zeit von 

1000 Jahren. (Egerer Jahrbuch.) 1922. 

— Eger und die Pragmatische Sanktion. 
(Mitt. d. Ver. f. Gesch. d. Deutsch, 
in Böhmen. UI.) 1913. 

— Das Salbuch der Egerer Klarissinen 
aus dem Jahre 1476. 1905. 

— Die staatsrechtliche Stellung des Eger- 
landes. 1918. 

6 i m ä k, Dobrozdäni, jak potrestati ceskä 

mesta po bitvö belohorskä. (Sbornik 
vöd pr. a st. IX.) 

— Nökolik prlspövkü k ceskym döjinäm 
prävnlm z let 1625—30. (Sb. vöd 
prävn. a stätn. XI.) 

— PKspÖvek k vykladu zäkona o zacho- 
vänl ceskäho jazyka z r. 1615. (Sb. vÖd 
prävn. a stätn. XII.) 

Simon, Die ständischen Verhältnisse des 
Königreichs Böhmen. 1848. 

Slavicek, Viktorin Kornelius ze Vsehrd. 
(Prävnik I.) 

Smital, Das Institut der Stadtbücher 
in Mähren. (Zeitschr. d. Ver. f. d. Gesch. 
Mährens u. Schlesiens. XV.) 1911. 

S m o 1 i k, O dlouhä minci v Öechäch. 
(Päm. arch. XII.) 

— Praiskä grose. 1894. 

— Smlouva kräle Ferdinanda I. s päny 
Sliky. (Pam. arch. XX.) 

S p a ö e k, Arciöisnictvi a kurfirstvi krälü 
öeskych v nämeckä Hai. (Prävnik, V.) 


Digitized by Google 



188 


K. Spiegel, Die Prager Juden zur Zeit 
des Dreißigjährigen Krieges. (Festschr. 
d. Loge Praga d. Ordens B’nai B’rith.) 
1927. 

— Die Prager Universitätsunion 1618 bis 
1654. (Mitt. d. Ver. f. Gesoh. der 
Deutschen in Böhmen, LXH.) 1924. 

L. Spiegel, Gesetz und Recht. VI. Ab¬ 
handlung: Der reförö legislatif oder die 
Anfrage bei Hof. (Prager staats¬ 
wissenschaftliche Untersuchungen. Heft 
1.) 1913. 

Steinherz, Eine Denkschrift des Prager 
Erzbischofs Anton Brus über die Her¬ 
stellung der Glaubensfreiheit in Böh¬ 
men. 1563. (Mitt. d. Ver. f. Gesch. d. 
Deutschen in Böhmen. XLV.) 1907. 

Sternberg, Umrisse einer Geschiohte 
der böhmischen Bergwerke. 2 Bde. 
1836 ff. 

Stieb er, Böhmische Staatsverträge. I. 
(Forschungen z. inn. Gesch. österr. 
hgg. v. Dopsch.) 1909. 

— Öeskö stätni smlouvy. I. 1910. 

— Soud hraniön^. (Rozpravy öeskö aka- 
demie Klasse 1. Z. 51.) 1914. 

S t o b b e, Geschichte d. deutschen Rechts¬ 
quellen. 2 Bde. 1860/64. 

Stupeck^, Prispövek k döjinäm len- 
niho präva v Oechäch. (Sbornik vöd 
pr. a st. VII.) 

Susta-Bidlo, Döjiny stredniho a 
noveho vöku. 1925. 

Svatek, Bauernrebellionen in Böhmen. 
(Kulturhistorische Bilder aus Böhmen.) 
1879. 

Tezner, Die landesfürstliche Verwal¬ 
tungsrechtspflege in Österreich. 2 Bde. 
1892/1902. 

Tieftrunk, Kmetskä stolice Magde- 
bursköho präva v LitomöHcich. (Pa- 
mätky archaeologickö a mistopisnö, 
T. IV.) 1860. 

— O mSstskych prävech v Öechäch. 
(Prävnik, V. Jahrg.) 1866. 

— Odpor stavüv öesk^ch proti Ferdinan- 
dovi I. 1. 1547. (Novoöeskä biblioth. 
Z. 19.) 1872. 

— O politicköm stavu zemi öesk^ch krätce 
po bitvö bölohorskö. (Öasop. öesk. mus. 
XLIV.) 1870. 

Tobolka, K dödickym näroküm ne- 
provdan^ch a neodbyt^ch knözen a 
panujicich rodü v Öechäch. (Öasop. 
mat. Mor. XXI.) 

— O volbö a korunoväni Jiriho z PodÖ- 
brad. 1896. 

— Zidek, Spravovna. (Hist. Archiv 
XXXIII.) 


T o m a n. Das böhmische Staatsrecht und 
die Entwicklung der österr. Reichsidee 
vom Jahre 1527—1848. 1872. 

— Schicksale des böhmischen Staats¬ 
rechtes 1620—1627. 1870. 

— O spoleönöm snömoväni zemi koruny 
Öeskö od Ferdinands I. ai do Marie 
Terezie. (Prävnik* IX.) 1870. 

— Über die Tragweite der gesetzgebenden 
Gewalt des Königs und des Landtages 
in Böhmen nach der Verneuerten 
Landesordnung. (Sitzungsber. der K. 
b. Ges. d. Wissensch.) 1871. 

Tomaschek, Das alte Bergrecht von 
Iglau und seine bergrechtlichen Schöf- 
fensprüche. 1897. 

— Recht und Verfassung der Markgraf- 
sohaft Mähren im XV. Jahrhundert. 
1863. 

Tomek, O cirkevni sprävö strany pod 
oboji v öechäch. (Casop. öesk. mus. 
XXII.) 1848. 

— Geschichte der Prager Universität. 
1849. 

— O prävnim pomöru Öech k Hsi nö- 
meckö. (Öasop. öesk. mus. XXXI.) 

— Snömy öeskö die obnovenöho zHzeni 
zemsköho Ferdinanda II. 1866. 

Turba, Die pragmatische Sanktion. 1913. 
T w r d y. Pragmatische Geschichte der 
böhmischen Freysassen. 1804. 
Uhlirz, Die Genesis der vier Prager 
Artikel. 1914. 

Urban, Die Burggrafen in Meißen aus 
plauischem Geschlecht in Böhmen. 
(Mitt. d. Ver. f. Gesch. d. Deutschen 
in Böhmen. XLIV. Jahrg. 1906. 

— Die staatsrechtliche Stellung Egers zu 
Böhmen. (Mitt. d. Ver. f. Gesch. d. 
Deutschen in Böhmen. LTV.) 1916. 

U r b ä n e k, Vök Podöbradsk^. (Öeskö 
döjiny, red. v Novotny; HI., 1. u. 2.) 

V a c e k, Prävo selskö oboe v 15. stoletö. 

(Agr. archiv HI.) 1916. 

VavHnek, O stätoprävnim pomöru 
zemi öesk^ch ke starö Hsi nömeokö. 
(Sbora. vöd pr. a st. IV.) 

Voigt, Über den Geist der böhmischen 
Gesetze in den verschiedenen Zeit¬ 
altern. 1788. 

V o j 11 s e k, Soud a rada v. kräl. möstech 

öesk^ch. (Sborn. v. pr. a st.) 1921. 

— O studiu möstskych knih v Oechäch. 
1916. 

V o lf, Vojensk^ fäd kräle JiHho. (Öasop. 

öesk. mus. LXXX.) 1906. 

V o 1 k m e r, Geschichte des Glatzer 

Mannengerichtes. 1908. 


Digitized by Google 



189 


Wahrmund, Das Kirchenpatronats¬ 
recht und seine Entwicklung in Öster¬ 
reich. 1894. 

Weinart, Rechte und Gewohnheiten der 
beiden Markgrafschaften Ober- und 
Niederlausitz. 4 Bde. 1793/98. 

Weis, Die Bergwerksvergleiche zwischen 
der Krone und den Ständen Böhmens 
aus dem XVI. Jahrhundert. 1849. 

W e i s k e, Bemerkungen zum Brunner 
Schöffenbuche. (Zeitschr. f. deutsches 
Recht. XIV.) 

Weiß, Das Braunauer Blutbuch. (Jahr¬ 
buch des Deutschen Riesengebirgs- 
vereines.) 1927. 

Weizsäcker, Die Ausbreitung des 
deutschen Rechtes in Osteuropa. 
(Bücher d. Deutschtums. 2. Bd.) 1926. 

— Kaiser Rudolfs II. Bergordnungsent¬ 
wurf für die Bergwerke Joachimsthaler 
Rechts im Böhmischen Staate. (Prager 
Juristische Zeitschr. Wissenschaftliche 
Vierteljahrsschrift, VII. Jahrg. H. 2.) 
1927. 

— Über die Nationalitätenverhältnisse in 
Böhmen von den Hussitenkriegen bis 
zur Schlacht am Weißen Berge. (Mitt. 
d. Ver. f. Gesch. d. Deutschen in 
Böhmen. LXII.) 1924. 

W e 11 n e r, Beiträge zur Geschichte des 
böhmischen Staatsrechtes. 1869. 

— K öeskämu prävu stätnimu vöku XVI. 
a XVII. (Prävnik VI.) 1867. 

W e 1 z 1, Zur Geschichte der Juden in 
Brünn während des 17. und 18. Jahr¬ 
hunderts. (Zeitschr. d. Ver. f. Gesch. 
Mährens u. Schlesiens, VIII.) 1904. 

W e n d t. Die Stände des Fürstentums 
Breslau im Kampfe mit K. Matthias 
KorvinuB 1469—1490. (Zeitschr. f. 
Gesch. Schlesiens, XXXII.) 

W e n i s c h. Die Stadtbücher Nordwest¬ 
böhmens im „Sudetendeutschen Ar¬ 
chiv“. (Komotauer Zeitschr. Nord¬ 
westböhmen. 1. Jahrg. F. 2.) 1924. 


J. W i n t e r, Die Ferdinandeische Landes¬ 
ordnung. (Mitt. d. Ver. f. Gesch. d. 
Deutschen in Böhmen. IV.) 

S. Winter, Döjiny femesei a obchodu 
v Öechäch v XIV. a XV. stoleti. 1906. 

— Döje vysok^ch skol praisk^ch od 
secessi cizich närodü po dobu bitvy 
Bölohorskä. 1897. 

— Kultumi obraz öeskych möst. 2 Bde. 
1890/92. 

— feemeslnictvo a Zivnosti XVI. v&ku 
v Öechäch (1526—1620). 1909. 

— Zivot cirkevni v Öechäch. 2 Bde. 1895/96. 

W o s t r y, König Albrecht II. 1906. 

W u t k e, Studien über die Entwickelung 
des Bergregals in Schlesien. 1897. 

W u 11 k e. Die schlesischen Stände. 1847. 

— Die Entwicklung der öffentlichen Ver¬ 
hältnisse Schlesiens vornehmlich unter 
den Habsburgern. 2 Bde. 142/43. 

Z i b r t, Bibliografie öeske historie. 1900 ff. 

Z i v i e r, Geschichte des Bergregals in 
Schlesien. 1898. 

— Zur Theorie des Bergregals in Schlesien. 
1897. 

Z o u b e k, Berufung der Städte zum 
oberen Rechte der Altstadt Prag. 
(Sitzungsber. d. böhm. Ges. d. Wissen¬ 
schaften.) 1867. 

Z u k a 1, Die Einführung der Reformation 
in Troppau. (Zeitschr. f. Gesch. u. 
Kulturgesch. Österr.-Schlesiens, II.) 

— Die Liechtensteinsche Inquisition in 
den Fürstentümern Troppau und Jä- 
gerndorf. (Zeitschr. f. Gesch. u. Kultur¬ 
geschichte Österr.-Schlesiens, VH.) 

— Slezskä konfiskace. 1620—1630. (Histo- 
rick^ Archiv, Z. 42.) 1916. 

Z y c h a, Das böhmische Bergrecht des 
Mittelalters auf Grundlage des Berg¬ 
rechtes von Iglau. 2 Bde. 1900. 


Digitized by 


Google 



190 


Register. 


Abfahrtsgelder 169. 

Absolutismus 134, 143 ff. 
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„ tage 26 f., 38 f., 82, 102, 106, 162. 

Gebäude8teuem 155. 
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Görlitz 107. 

Govemo 151. 

Grafenrichter 162. 

„ stand 140, 158. 

Graupen 19. 

Gregor XII. 54. 

Grenzgericht 123. 

„ recht 98. 

Groschen 19, 28. 

Grundbücher 131, 176 f. 

„ herren 9 ff., 25, 28, 56 f., 59 ff., 75„ 
92, 113 ff., 128, 131, 155. 

„ herrlichkeit 9, 16, 18, 29, 57, 59, 
63, 113 ff., 177. 
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Kreisamt 170. 

Kreise 16 f., 26, 44, 106 f., 119, 156. 
Kreiseinteilung 29, 66, 106, 156, 148. 

„ hauptleute 16 f., 20, 44, 70, 105 ff., 
156 f., 160, 170. 
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